


Antiautoritäres Studium Generale
Systematische Analyse, Kritik und Alternativen für Bildung, Subjektwerdung und 
gesellschaftliche Teilhabe

Vorwort

Die Hochschule steht heute an einer epochalen Schwelle. Noch vor wenigen Jahrzehnten galt sie 
weithin als privilegierter Ort intellektueller Freiheit, experimenteller Gemeinschaft und 
gesellschaftlicher Erneuerung. Heute dagegen erleben viele den Campus vor allem als 
Disziplinarraum, als Stätte der Anpassung, als administrative Durchlaufstation in einer zunehmend 
standardisierten und ökonomisierten Wissensgesellschaft. Die Räume für Kritik, für das Wagnis des
Neuen und für solidarische Selbstorganisation scheinen zu schwinden – und mit ihnen der Mut, 
Bildung als offene, gemeinschaftliche und widerständige Praxis zu verstehen.

Gleichzeitig ist unübersehbar, dass unsere Gegenwart von Krisen geprägt ist, deren Wucht und 
Komplexität alte Gewissheiten erschüttert. Ökologische Zerstörung, soziale Spaltung, 
demokratische Erosion und technologische Beschleunigung fordern nicht nur Politik und Wirtschaft
heraus – sie verlangen eine grundlegende Neuvermessung der Rolle von Bildung, Hochschule und 
Wissenschaft in der Gesellschaft. Es reicht längst nicht mehr, Wissen zu vermitteln oder 
Kompetenzen für einen sich wandelnden Arbeitsmarkt zu trainieren. Gefragt sind Urteilskraft, 
Verantwortung, Resilienz und die Fähigkeit zur kollektiven Neuorientierung.

Dieses Buch versteht sich als Einladung, die Hochschule neu zu denken: als Ort der Selbstbildung 
und Subjektwerdung, als Experimentierfeld demokratischer Praxis und als Resonanzraum für 
gesellschaftliche Veränderungen. Die folgenden Kapitel analysieren die Ursachen und Symptome 
der aktuellen Umbrüche, zeigen verborgene und offene Barrieren, beleuchten die Mechanismen 
autoritärer Disziplinierung und fragen nach Alternativen, die Mut zur Veränderung machen.

Dabei werden klassische und zeitgenössische Theorien ebenso einbezogen wie Erfahrungen aus 
Praxis, studentischer Selbstorganisation und internationalen Bildungsbewegungen. Das Ziel ist 
nicht, eine fertige Antwort zu liefern, sondern Perspektiven zu eröffnen: auf Freiräume, auf Formen 
der Emanzipation, auf die Bedeutung von Kritik, Solidarität und kollektiver Selbstermächtigung in 
einer sich verändernden Welt.

Das vorliegende Buch richtet sich an alle, die bereit sind, Hochschule und Bildung nicht nur als 
institutionellen Rahmen, sondern als gestaltbaren und umkämpften Lebensraum zu begreifen: an 
Studierende, Lehrende, Initiativen, Gremien, Engagierte in Verwaltung und Politik – und nicht 
zuletzt an alle, die um die gesellschaftliche Bedeutung von Bildung in unsicheren Zeiten wissen.

Möge die Lektüre anregen, irritieren, motivieren und verbinden – und zur gemeinsamen Arbeit an 
einer Hochschule beitragen, die dem Namen „Ort der Bildung“ aufs Neue gerecht wird.
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1. Einleitung: Warum antiautoritäres Studium?
Die Hochschule galt über lange Zeit als besonderer Raum: als Ort der Suche, der intellektuellen 
Neugier, des Fragens und Zweifelns, der Begegnung mit dem Fremden – und des Mutes, Neues zu 
wagen. Für viele Generationen von Studierenden war die Universität nicht allein eine 
Ausbildungsstätte, sondern ein Lebensraum, der geprägt war von selbstorganisierten Gruppen, 
künstlerischen Initiativen und lebendigen Debatten. Heute jedoch erleben viele Studierende ihre 
Universität als das genaue Gegenteil: Was einst Freiraum bedeutete, ist für sie zum Disziplinarraum 
geworden. Vorschriften, Prüfungsdruck, technokratische Abläufe und ein Klima ständiger Kontrolle 
bestimmen den Alltag. Das Gefühl, Teil einer gut geölten Verwaltungsmaschine zu sein, überwiegt. 
Die Räume für Selbstbestimmung und kritische Gemeinschaft schrumpfen.

Doch wie kam es zu diesem Wandel? Was bedeutet es für die Bildung des Einzelnen – und für die 
Gesellschaft insgesamt – wenn Hochschulen ihre emanzipatorische Kraft verlieren? Welche 
Symptome zeigen sich im Alltag der Studierenden, und welche Alternativen lassen sich denken oder
praktizieren? Ist die Idee eines freien, offenen Studium Generale im Zeitalter von Effizienz und 
Standardisierung endgültig verloren, oder bedarf es gerade jetzt ihrer Renaissance?

Der gegenwärtige Krisenmodus reicht weit über die Hochschulen hinaus. Die ökologische 
Zerstörung, die Zuspitzung sozialer Spaltungen, die Dominanz kurzfristiger ökonomischer 
Interessen, die rasante Beschleunigung durch Digitalisierung, die Polarisierung des öffentlichen 
Diskurses und die zunehmende Anfälligkeit für autoritäre Versuchungen stellen Gesellschaften 
weltweit vor fundamentale Herausforderungen. Diese Entwicklungen sind keine abstrakten 
Phänomene – sie wirken in die Hochschulen hinein und prägen dort die Ausbildung künftiger 
Generationen.

Studierende werden in einer Umgebung sozialisiert, die sie oft zur Optimierung im Sinne von 
Gewinnmaximierung und Effizienz anhält, in der der Wert menschlichen Handelns primär in 
Zahlen, Bilanzen und punktuellen Erfolgen bemessen wird. Andere Formen von Wert, wie 
ökologische Nachhaltigkeit, soziale Verantwortung, demokratische Urteilskraft und Resilienz 
gegenüber Manipulation, geraten dabei leicht aus dem Blick. Die Fähigkeit, langfristige Folgen des 
eigenen Tuns zu reflektieren, komplexe Zusammenhänge zu erkennen und Verantwortung auch für 
künftige Generationen zu übernehmen, wird selten systematisch gefördert – und ist doch zentral für 
das Überleben einer offenen, demokratischen und ökologisch tragfähigen Gesellschaft.

Gleichzeitig wird sichtbar, wie leicht junge Menschen in digitalen Öffentlichkeiten als 
Multiplikatoren von Trends, Ideologien oder autoritären Mechanismen funktionieren – sei es in 
sozialen Netzwerken, in konsumorientierten Communities oder in politisierten Bewegungen. Die 
Schule und Hochschule als Institutionen könnten Orte sein, an denen nicht nur Wissen, sondern 
auch Urteilskraft, Selbstkritik und die Fähigkeit zur Selbstregulierung wachsen. Doch genau diese 
Aspekte werden durch Standardisierung, Kontrolle und Anpassungsdruck systematisch 
zurückgedrängt.

Es ist daher eine zentrale Frage der Gegenwart, wie Bildung wieder zur Quelle selbstgewachsenen 
Urteilsvermögens, zur Förderung von Nachhaltigkeitsbewusstsein und zur Befähigung zu 
verantwortlicher Freiheit werden kann. Nachhaltigkeit im Studium darf nicht auf einen Pflichtkanon
von „grünen“ Inhalten beschränkt bleiben; sie muss als Ergebnis umfassender Bildung und 
persönlicher Entwicklung, als Durchdringung ökologischer, sozialer, ökonomischer und kultureller 
Zusammenhänge, in die Praxis des Lernens und Lebens selbst eingebettet sein.



Diese Überlegungen betreffen keineswegs nur die Studierenden selbst. Die Herausforderungen 
universitärer Bildung berühren Lehrende, Verwaltungsmitarbeitende, politische 
Entscheidungsträger, zivilgesellschaftliche Akteure und nicht zuletzt auch die Gesellschaft als 
Ganzes. Die Hochschule ist ein sozialer Brennpunkt, in dem sich Fragen von Freiheit, 
Verantwortung und Zukunftsfähigkeit verdichten. Wer heute Hochschule gestaltet, wirkt unmittelbar
an der Formung der Gesellschaft von morgen mit – und trägt Verantwortung, deren Tragweite oft 
unterschätzt wird.

Dieses Buch möchte daher nicht nur analysieren, sondern auch zur gemeinsamen Debatte und 
aktiven Mitgestaltung anregen. Es richtet sich gleichermaßen an Studierende, Lehrende, 
Verantwortliche in Hochschulpolitik und Verwaltung, wie auch an alle, die an der 
Weiterentwicklung einer offenen, demokratischen und solidarischen Hochschule interessiert sind.

Im Zentrum steht die Suche nach Alternativen: nach Orten der Selbstbildung, nach kollektiven 
Lernformen und nach Wegen, Bildung wieder als Raum der Selbstbefähigung und 
gesellschaftlichen Mitgestaltung zu verstehen. Ziel ist es, die gegenwärtige Krise der Hochschule 
nicht nur analytisch zu erfassen, sondern auch den Mut zur Veränderung und zur Wiederaneignung 
von Bildung zu stärken.

Die folgenden Kapitel bieten eine systematische Analyse der wichtigsten Problemfelder: von den 
verschärften Macht- und Kontrollstrukturen über die Transformation der Lehr- und Lernkulturen bis
zu den gesellschaftlichen Folgen einer zunehmend autoritären Bildungslandschaft. Gleichzeitig 
werden emanzipatorische Alternativen vorgestellt – historische Vorbilder, aktuelle Initiativen und 
konkrete Handlungsperspektiven.

Wer Bildung als bloße Anpassung an Anforderungen versteht, verliert letztlich mehr als einen 
Freiraum: Es steht nichts weniger auf dem Spiel als die Fähigkeit zur Kritik, zur gesellschaftlichen 
Teilhabe und zur eigenen Freiheit. Dieses Buch lädt dazu ein, die Hochschule als Lebensraum neu 
zu denken – und Bildung nicht länger auf Verwaltung und Kontrolle zu reduzieren, sondern als 
Ermutigung und Befähigung des Einzelnen und der Gemeinschaft zu begreifen.

1.1 Problemaufriss: Vom Lebensraum zum Disziplinarraum Hochschule

Die Universität war nie nur ein Ort der Wissensvermittlung. In ihrer idealtypischen Form bot sie 
einen geschützten Lebensraum – einen Freiraum für die Entwicklung eigener Ideen, für Dissens, für
das Ausprobieren und das Verwerfen. Im 19. und frühen 20. Jahrhundert galten Studierende als 
besondere soziale Gruppe: Ihnen wurde ein Schutzstatus zugesprochen, der sie – zumindest 
zeitweise – vor staatlichen Eingriffen und vor der unmittelbaren Kontrolle des Alltags bewahren 
sollte. Hochschulen waren Orte, an denen experimentiert, gefeiert, diskutiert und gestritten werden 
durfte. Nicht selten gingen aus den studentischen Milieus zentrale Impulse für politische und 
gesellschaftliche Erneuerung hervor.

Dass diese Freiräume stets umkämpft waren, zeigt die Geschichte: Immer wieder versuchten 
staatliche oder universitäre Autoritäten, die eigensinnige Dynamik des studentischen Lebens 
einzuhegen, zu regulieren oder zu disziplinieren. Die berühmten Studentenlieder – darunter das 
vielfach gesungene „Burschen heraus!“ – sind musikalische Zeugnisse eines Widerstands gegen 
Bevormundung, Überwachung und Einschränkung. Die Forderung nach Autonomie, nach 
„akademischer Freiheit“, wurde zur zentralen Losung der deutschen Studentenbewegungen des 19. 



Jahrhunderts und wurde immer wieder – auch gegen den Zugriff von Polizei, Militär oder 
Verwaltung – verteidigt.

Der Wandel vom Lebensraum zum Disziplinarraum Hochschule vollzieht sich heute allerdings auf 
subtilere, aber nicht weniger wirksame Weise als in früheren offenen Auseinandersetzungen. Was 
einst als privilegierter Schonraum galt, ist zunehmend einem Regime aus Regeln, Kontrollen und 
bürokratischen Abläufen gewichen: Brandschutzvorschriften verhindern studentische Feste, 
Denkmalschutz schränkt Plakatierungen ein, Datenschutz und Hausordnungen regulieren die 
Kommunikation. Jede Einzelmaßnahme erscheint plausibel, doch im Zusammenspiel entsteht ein 
Klima der Kontrolle, das selbst kleine Spielräume für Begegnung, politische Initiative oder kreative
Entfaltung immer weiter beschneidet.

Nicht nur physisch, auch mental verengen sich die Räume: Leistungsdruck, verschulte 
Studiengänge, permanente Evaluation und die Angst vor Fehlern prägen den Alltag der 
Studierenden. Der Campus, einst ein Mikrokosmos voller Möglichkeiten, wird zum Ort der 
Durchsetzung von Disziplin, Effizienz und Verwertbarkeit. Klassische Begegnungsorte wie 
Cafeterien, Schwarze Bretter oder studentische Klubs verschwinden, ihre Funktionen übernehmen 
digitale Plattformen, Formulare und Zugangskontrollen. Wo früher gemeinsames Singen, 
Debattieren oder Protestieren selbstverständlich waren, herrscht heute oft Vereinzelung, Anpassung 
und eine Atmosphäre vorsichtiger Selbstkontrolle.

Anekdoten aus vergangenen Jahrzehnten wirken heute beinahe fremd: Geschichten von 
nächtelangen Diskussionen auf dem Campus, von improvisierten Theaterstücken oder legendären 
Semesterpartys, bei denen Grenzen zwischen Lehrenden und Lernenden, zwischen Fächern und 
Milieus, zwischen Ernst und Übermut verschwammen. Auch wenn manches verklärt erscheint, ist 
der Verlust studentischer Freiräume mehr als Nostalgie: Er steht für die Preisgabe jener 
Bedingungen, die echte Bildung ermöglichen – nämlich Risiko, Begegnung, Irrtum und solidarische
Gemeinschaft.

Die Universität, so scheint es, ist auf dem Weg, ihr eigenes Versprechen einzulösen, indem sie es 
zugleich systematisch begrenzt: Sie will Schutzraum sein, übt aber immer stärker Kontrolle aus; sie 
will Bildung fördern, setzt jedoch auf Anpassung und Effizienz; sie beruft sich auf Autonomie, 
unterwirft sich aber zunehmend Verwaltung und Marktlogik. Die Transformation des 
Hochschulraums ist damit nicht allein ein organisatorisches oder rechtliches Problem, sondern 
betrifft das Fundament dessen, was eine demokratische und emanzipatorische Bildungslandschaft 
ausmacht.



Vom gesellschaftlichen Labor zur administrativen Durchlaufstation: Die 
veränderte Rolle der Studierenden

Die Rolle der Studierenden als gesellschaftliche Avantgarde prägte besonders die 
Nachkriegsjahrzehnte des 20. Jahrhunderts – in Europa wie in den USA. Während die Universitäten
in der unmittelbaren Nachkriegszeit noch Orte der Wiederherstellung nationaler Identitäten und 
Werte waren, wurden sie ab den 1960er Jahren zu Brennpunkten demokratischer, emanzipatorischer
und friedensbewegter Bewegungen.

In den USA organisierten Studierende Proteste gegen den Vietnamkrieg, gegen Rassentrennung und
für Bürgerrechte. Die Universität wurde zum Austragungsort politischer Auseinandersetzungen: Sit-
ins, Teach-ins, Besetzungen und alternative Lehrveranstaltungen waren Ausdruck einer neuen 
Kultur des zivilen Ungehorsams. Aus studentischen Milieus gingen friedenspolitische Initiativen 
ebenso hervor wie neue Formen von Musik, Kunst und sozialer Kritik.

Auch in Europa, insbesondere in Deutschland, trieben Studierende – getragen von den Erfahrungen 
des Nationalsozialismus und der Restauration der Nachkriegsgesellschaft – die Demokratisierung, 
die kritische Auseinandersetzung mit Autorität und die Emanzipation von starren 
Gesellschaftsstrukturen maßgeblich voran. Die „68er-Bewegung“ wurde zum Synonym für diese 
Umbrüche: Hochschulen wurden zu Experimentierfeldern neuer Lebens- und Gesellschaftsformen, 
zu Keimzellen von Protest, Reflexion und Solidarität. Subkulturen, politische Gruppen und soziale 
Bewegungen – von Anti-Atom-Initiativen bis zu den ersten ökologischen, feministischen und 
alternativen Projekten – entstanden oft aus studentischen Zusammenhängen.

Auch in den folgenden Jahrzehnten blieben Hochschulen wichtige Orte gesellschaftlicher 
Selbstverständigung und Erneuerung. Jugend- und Subkulturen – von Punk über autonome Zentren 
bis zu alternativen Medienszenen – fanden in den Nischen und Freiräumen der Hochschulen häufig 
ihre Geburtsstätten und Resonanzräume. Die Universität war mehr als eine Ausbildungsstätte: Sie 
war ein Labor gesellschaftlicher Experimente.

Vor diesem Hintergrund erscheint die Situation an vielen Hochschulen um das Jahr 2020 wie ein 
Bruch: Trotz akuter gesellschaftlicher Krisenlagen – Klimawandel, soziale Spaltung, globale 
Unsicherheit – gelang es selbst Bewegungen wie Fridays for Future oft nicht, an den Universitäten 
nachhaltig Wurzeln zu schlagen. An vielen Standorten blieben die studentischen Milieus auffallend 
unpolitisch, zurückhaltend oder in administrativen Routinen gefangen. Wo einst ganze 
Generationen an gesellschaftlicher Umgestaltung teilnahmen, bleibt heute vielfach die Rolle von 
Zuschauenden.

Diese Entwicklung verweist auf einen grundlegenden Wandel des studentischen 
Selbstverständnisses und wirft die Frage auf, inwiefern die heutigen Bedingungen an den 
Hochschulen die Fähigkeit zur gesellschaftlichen Einmischung, zur Kritik und zur kollektiven 
Selbstermächtigung systematisch erschweren.

1.2 Gegenwartskrisen und gesellschaftliche Relevanz

Die Relevanz eines antiautoritären Studium Generale lässt sich nur vor dem Hintergrund der 
aktuellen gesellschaftlichen Krisendynamik angemessen verstehen. Wir leben in einer Zeit, in der 
multiple Herausforderungen nicht nur nebeneinander existieren, sondern sich gegenseitig verstärken
und in ihrer Wirkung potenzieren: Die ökologische Krise, die Zuspitzung sozialer Ungleichheiten, 
globale Konflikte, das Erstarken autoritärer Bewegungen, der Vertrauensverlust in demokratische 



Institutionen sowie die allumfassende Digitalisierung verändern nicht nur politische und 
wirtschaftliche Strukturen, sondern greifen tief in die Lebenswirklichkeit jeder Einzelnen und jedes 
Einzelnen ein.

Dabei ist zu beobachten, dass klassische Formen gesellschaftlicher Orientierung und kollektiver 
Problemlösung zunehmend an Wirksamkeit verlieren. Die Beschleunigung von Wandel, die 
Komplexität gesellschaftlicher Zusammenhänge und der Druck, sich im Wettbewerb behaupten zu 
müssen, führen dazu, dass viele Menschen sich auf scheinbar einfache Lösungen oder neue 
Autoritäten verlassen – sei es in Form von Experten, Algorithmen, politischen Führungsfiguren 
oder populistischen Bewegungen. In diesem Klima droht die Fähigkeit zur eigenständigen 
Urteilsbildung, zur kritischen Reflexion und zum verantwortungsvollen Handeln systematisch 
geschwächt zu werden.

Die Rolle der Hochschule beschränkt sich in diesem Kontext längst nicht mehr auf die Vermittlung 
von Fachwissen oder beruflicher Qualifikation. Vielmehr wird sie zum Austragungsort 
gesellschaftlicher Konflikte, zur Projektionsfläche für Zukunftsängste – und potenziell auch zur 
Keimzelle für neue Formen der Verantwortungsübernahme und Solidarität. Die Art und Weise, wie 
Bildung strukturiert ist, wie Lern- und Lebensräume gestaltet werden und wie viel Freiraum für 
Selbstbestimmung bleibt, entscheidet wesentlich darüber, ob Studierende in der Lage sind, ihre 
eigenen Positionen zu entwickeln, Verantwortung für sich und andere zu übernehmen und sich aktiv
in gesellschaftliche Transformationsprozesse einzubringen.

Ein Studium, das sich auf autoritäre Strukturen, starren Regelbetrieb und reine Verwertungslogik 
reduziert, fördert Anpassung, Konformismus und das Delegieren von Verantwortung. Gerade 
angesichts der sich verschärfenden Krisen ist jedoch eine Haltung erforderlich, die Widerspruch 
nicht nur zulässt, sondern als Motor von Entwicklung versteht; die Räume für Irritation, Irrtum und 
Debatte schafft und Studierende als mündige Akteure ernst nimmt. Antiautoritäre Bildung ist in 
diesem Sinne kein Selbstzweck, sondern Voraussetzung dafür, die Potenziale und die Resilienz von 
Individuen und Gesellschaft gleichermaßen zu stärken.

Es ist daher von zentraler Bedeutung, Verantwortung nicht einfach an Institutionen, technische 
Systeme oder Leitfiguren zu delegieren, sondern zur eigenen Sache zu machen. Wer im Kontext 
globaler Krisen Eigenverantwortung übernimmt – im Denken, Handeln, in sozialer und 
ökologischer Hinsicht – trägt dazu bei, neue Handlungsoptionen zu eröffnen und die 
Zukunftsfähigkeit demokratischer Gesellschaften zu sichern. Bildung, die dies ermöglicht, ist mehr 
als Anpassung: Sie ist der Prozess, in dem Menschen sich ihrer eigenen Wirksamkeit, ihrer Grenzen
und Möglichkeiten bewusst werden und darin wachsen, für sich und andere Verantwortung zu 
übernehmen.



1.3 Aktuelle Symptome: Verregelung, Ökonomisierung, Sterilität

Die Geschichte der Hochschule als Ort gesellschaftlicher Bewegung und studentischer 
Selbstermächtigung steht in scharfem Kontrast zu den aktuellen Symptomen, die heute vielerorts 
den Alltag bestimmen. Während frühere Generationen den Spielraum für Kritik, Experiment und 
Gemeinschaft nutzten oder erkämpften, erleben heutige Studierende ihre Universität zunehmend als
durchreguliertes, entpersonalisiertes System.

Auffällig ist vor allem die Verdichtung und Ausweitung von Regeln, Vorschriften und 
Kontrollmechanismen: Brandschutz, Denkmalschutz, Datenschutz, Prüfungsordnungen, Hausrecht, 
digitale Überwachung – all diese Maßnahmen erscheinen für sich genommen nachvollziehbar, 
führen jedoch im Zusammenspiel zu einer fortschreitenden Formalisierung und Sterilisierung des 
Campuslebens. Aktivitäten, die früher Ausdruck studentischer Kultur waren – spontane 
Versammlungen, Plakatierungen, offene Gruppenabende, Feiern oder politische Aktionen – werden 
durch administrative Hürden, Anmeldepflichten und Genehmigungsverfahren zunehmend erschwert
oder unmöglich gemacht. Der Schutz, der einst der Befreiung dienen sollte, verkehrt sich in ein 
Geflecht aus Einschränkungen.

Eng damit verbunden ist der Prozess der Ökonomisierung: Immer stärker wird die Hochschule nach
Maßstäben von Effizienz, Verwertbarkeit und Konkurrenz organisiert. Studiengänge werden 
modularisiert, Prüfungen und Leistungspunkte regeln den Zeitrhythmus, Ranking und 
Outputstatistiken lenken die Ressourcen und Aufmerksamkeit. Bildung wird zur Dienstleistung, das
Studium zur Investition in Humankapital. Raum für Umwege, Irrtümer oder Mitgestaltung bleibt 
wenig. Wer kritisch fragt, gilt als Störfaktor im Betriebsablauf.

Diese Entwicklungen hinterlassen Spuren – nicht nur in Abläufen, sondern auch in der Atmosphäre:
Der Campus verliert an Lebendigkeit, Begegnungsorte verschwinden, kollektive Initiativen werden 
selten, Konflikte verlagern sich ins Private. Viele Studierende erleben das Studium als „einsame 
Durchlaufstation“ – geprägt von Vereinzelung, Konkurrenz und Anpassung statt von Solidarität, 
Neugier und Gemeinschaftsgefühl.

All dies verweist auf eine tiefere Verschiebung: Hochschulen entfernen sich zunehmend von ihrem 
ursprünglichen Anspruch, Möglichkeitsräume für Persönlichkeitsentwicklung, demokratische 
Teilhabe und gesellschaftlichen Wandel zu bieten. Die Symptome – Verregelung, Ökonomisierung, 
Sterilität – sind dabei nicht bloß organisatorische Probleme, sondern Ausdruck einer kulturellen und
politischen Transformation mit Auswirkungen weit über den Campus hinaus.

1.4 Zielsetzung, Fragestellung und Aufbau

Ziel dieser Arbeit ist es, die aktuellen Transformationsprozesse der Hochschule aus 
bildungssoziologischer und demokratietheoretischer Perspektive zu analysieren und insbesondere 
die zunehmende Autoritarisierung und Funktionalisierung universitärer Bildung kritisch zu 
beleuchten. Im Fokus steht die Frage, inwiefern das klassische Ideal des Studium Generale – als 
Raum der Selbstbildung, Kritik und gesellschaftlichen Teilhabe – in der gegenwärtigen 
Hochschulpraxis marginalisiert wird und welche Potenziale einer Re-Politisierung und 
Wiederaneignung bestehen.



Die zentrale Fragestellung lautet:
Wie und warum hat sich die Hochschule in den vergangenen Jahrzehnten vom Lebensraum 
zur durchregulierten, ökonomisierten und weitgehend entpolitisierten Institution gewandelt – 
und welche emanzipatorischen Alternativen, insbesondere im Sinne eines antiautoritären 
Studium Generale, lassen sich heute konzipieren oder realisieren?

Daraus ergeben sich folgende Leitfragen:

• Welche historischen, strukturellen und politischen Faktoren haben zur schrittweisen 
Einschränkung studentischer Autonomie und zum Verlust von Freiräumen geführt?

• In welcher Weise manifestieren sich autoritäre, disziplinierende und ökonomisierende 
Tendenzen in der aktuellen Hochschullandschaft – auf institutioneller, curricularer und 
kultureller Ebene?

• Wie beeinflussen diese Prozesse die Subjektbildung, die gesellschaftliche 
Verantwortungsfähigkeit und die demokratische Qualität der akademischen Ausbildung?

• Welche theoretischen und praktischen Alternativen existieren, um Räume für 
Selbstbestimmung, Kritikfähigkeit und kollektives Lernen wiederzubeleben?

• Unter welchen Voraussetzungen kann eine Renaissance des Studium Generale im Sinne 
einer antiautoritären, emanzipatorischen Bildung gelingen?

Der Aufbau der Arbeit folgt einer systematischen Gliederung:

1. Theoretische Grundlagen: Begriffsklärung und historische Entwicklung zentraler 
Konzepte wie Autorität, Bildung, Subjektivität und Studium Generale.

2. Diagnose der Gegenwart: Analyse der aktuellen Hochschulstrukturen und -kulturen, 
insbesondere hinsichtlich der Tendenzen zu Verregelung, Ökonomisierung und 
Entpolitisierung.

3. Kritik an Prüfungslogiken und Curricula: Untersuchung der Auswirkungen von 
Selektionsmechanismen, Modularisierung und Effizienzsteigerung auf Bildungsinhalte und -
prozesse.

4. Emanzipatorische Alternativen: Darstellung und Analyse historischer und aktueller 
Modelle antiautoritärer, selbstorganisierter und kollektiver Bildungsformen.

5. Subjektbildung und gesellschaftliche Auswirkungen: Reflexion der Effekte autoritärer 
Hochschulstrukturen auf individuelle und gesellschaftliche Entwicklungspotenziale.

6. Handlungsperspektiven: Diskussion individueller, kollektiver und struktureller Ansätze zur
Re-Politisierung, Selbstermächtigung und Ermöglichung pluraler akademischer 
Bildungspraxis.

7. Fazit und Ausblick: Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse, Diskussion offener 
Forschungsfragen und Skizzierung eines zukunftsfähigen Verständnisses des Studium 
Generale.

Die Arbeit versteht sich damit als Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion um die Zukunft 
universitärer Bildung im Spannungsfeld von Freiheit, Kontrolle und gesellschaftlicher 
Verantwortung.



2. Theoretische Grundlagen und Begriffsklärung

Die Analyse und Kritik aktueller Hochschulstrukturen und die Entwicklung emanzipatorischer 
Alternativen setzen ein präzises Verständnis zentraler Grundbegriffe und theoretischer Zugänge 
voraus. Kapitel 2 widmet sich daher zunächst der Klärung und Systematisierung jener Begriffe und 
Denkfiguren, die für das Verständnis von Autorität, Hierarchie, Bildung und Subjektivität leitend 
sind. Ziel ist es, die begrifflichen und theoretischen Fundamente freizulegen, auf denen die weiteren
Analysen aufbauen.

Im Fokus stehen zentrale Konzepte wie Autorität, Hierarchie und Autoritarismus, deren 
Unterscheidung und Verhältnis grundlegend für jede bildungstheoretische und bildungspolitische 
Debatte sind. Ebenso wird die Bedeutung von Bildung und Subjektbildung im Spannungsfeld von 
Emanzipation und Disziplinierung beleuchtet, bevor die historische Entwicklung und gegenwärtige 
Relevanz des Studium Generale herausgearbeitet werden. Diese Klärungen bilden den theoretischen
Rahmen für die Diagnose aktueller Entwicklungen und für die Suche nach Alternativen.

2.1 Autorität, Hierarchie und Macht im Bildungskontext

2.1.1 Begriffsklärungen: Autorität, Hierarchie, Autoritarismus

Autorität

Der Begriff „Autorität“ entstammt dem lateinischen auctoritas und bezeichnet ursprünglich die 
„Erhöhung“, „Geltung“ oder „Einflusskraft“ einer Person oder Institution. In soziologischer und 
politikwissenschaftlicher Hinsicht verweist Autorität auf eine Form sozialer Macht, die auf 
freiwilliger Anerkennung und Legitimität basiert – im Unterschied zu bloßer Herrschaft oder 
Gewalt. Autorität wirkt, indem sie für legitim gehalten wird: Sie gründet auf dem Vertrauen, dass 
die autoritative Person oder Instanz über besondere Fähigkeiten, Wissen, Erfahrungen oder 
moralische Integrität verfügt.

Autorität ist kontextabhängig: Sie kann an persönliche Eigenschaften (charismatische Autorität), an 
Positionen in einem System (Amts- oder rationale Autorität) oder an Traditionen (traditionale 
Autorität) gebunden sein. Im Bildungskontext umfasst Autorität sowohl das Verhältnis von 
Lehrenden zu Lernenden als auch die Geltung von Normen, Inhalten und institutionellen 
Strukturen. Zentrale Fragen sind hier: Wann wird Autorität als förderlich für die Entwicklung von 
Autonomie, Urteilskraft und Kritikfähigkeit erlebt? Wann schlägt sie in Bevormundung oder 
Unterordnung um?

Hierarchie

Der Begriff „Hierarchie“ (griechisch: hierarchia, „heilige Ordnung“) bezeichnet die Abstufung von 
Positionen, Ämtern oder Rollen innerhalb eines sozialen Gefüges. In einer Hierarchie sind Macht- 
und Entscheidungsbefugnisse ungleich verteilt; sie verlaufen von „oben“ nach „unten“. Hierarchien 
strukturieren Organisationen – auch und gerade Bildungseinrichtungen wie Schulen oder 
Hochschulen – durch formale Weisungsrechte, Verantwortlichkeiten und institutionelle Ordnungen.

Im Unterschied zur „Autorität“ bezieht sich Hierarchie nicht zwangsläufig auf Anerkennung oder 
Legitimität, sondern auf die Position im System. Während Autorität auch ohne formale Hierarchie 



wirken kann (z. B. über Charisma oder Fachwissen), ist die Hierarchie eine strukturelle, rechtlich 
oder institutionell fixierte Ordnung. In Bildungseinrichtungen zeigt sich Hierarchie etwa im 
Verhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden, in Gremienstrukturen oder in Prüfungsordnungen.

Autoritarismus

„Autoritarismus“ bezeichnet eine Haltung, ein Denkmuster oder ein System, das durch übermäßige 
Unterordnung, Gehorsam und die Akzeptanz hierarchischer Machtverhältnisse gekennzeichnet ist. 
Im Unterschied zur legitimen Autorität basiert Autoritarismus auf der Durchsetzung von Befehlen, 
Vorschriften und Kontrolle – oft ohne Rücksicht auf die Bedürfnisse oder die Autonomie der 
Betroffenen. Autoritarismus zeigt sich sowohl auf individueller Ebene (autoritäre 
Persönlichkeitsstruktur, Bedürfnis nach Ordnung, Intoleranz gegenüber Abweichung) als auch auf 
institutioneller Ebene (starre Regeln, mangelnde Partizipation, Einschränkung von Kritik und 
Eigenverantwortung).

Im Bildungskontext manifestiert sich Autoritarismus beispielsweise in rigiden Curricula, 
kontrollierenden Prüfungsregimen oder einer Pädagogik, die Anpassung und Disziplinierung über 
Kreativität und selbständiges Denken stellt. Während Autorität im besten Sinne Ermöglichung von 
Entwicklung bedeutet, blockiert Autoritarismus den Prozess der Emanzipation.

Abgrenzung und Verhältnis der Begriffe

Es ist entscheidend, zwischen legitimer, förderlicher Autorität einerseits und autoritären, 
hierarchisch-unterwerfenden Strukturen andererseits zu unterscheiden. Autorität kann in 
Bildungsprozessen notwendig, hilfreich und stabilisierend wirken – etwa durch fachliche Anleitung,
Vorbildfunktion oder Orientierung. Autoritarismus dagegen führt zu einem Verlust von 
Selbstbestimmung, zur Hemmung von Kritik und zur Reproduktion von Anpassung. Hierarchien 
wiederum sind nicht per se negativ, sondern können – wenn sie reflektiert und transparent gestaltet 
werden – auch Orientierung und Schutz bieten. Entscheidend ist, wie mit Hierarchien und Autorität 
umgegangen wird: Eher dialogisch und partizipativ, oder dogmatisch und exkludierend.

2.1.2 Klassische Theorien: Weber, Arendt, Adorno, Fromm

Die Analyse von Autorität, Hierarchie und Macht im Bildungskontext ist wesentlich durch die 
Arbeiten klassischer Sozial- und Geisteswissenschaftler geprägt worden. Im Folgenden werden 
zentrale Beiträge von Max Weber, Hannah Arendt, Theodor W. Adorno und Erich Fromm 
vorgestellt und im Hinblick auf ihre Bedeutung für Bildung, Sozialisation und Emanzipation 
kontextualisiert.

Max Weber: Typen legitimer Herrschaft und rationale Autorität

Max Weber unterscheidet in seiner Herrschaftssoziologie drei Idealtypen legitimer Herrschaft:

• Traditionale Herrschaft: beruht auf der Heiligkeit überkommener Traditionen und der 
daraus abgeleiteten Autorität, z. B. in monarchischen oder familiären Strukturen.

• Charismatische Herrschaft: stützt sich auf die Ausstrahlung, den persönlichen 
Magnetismus und die „außeralltäglichen Eigenschaften“ eines Führers oder einer Führerin, 
etwa in revolutionären oder religiösen Bewegungen.



• Rationale (legale) Herrschaft: basiert auf festgelegten Regeln, Gesetzen und formalisierten
Ämtern. Sie prägt vor allem moderne Institutionen wie den Staat, die Verwaltung und auch 
das Bildungssystem.

Für Weber ist die rationale Herrschaftsform typisch für moderne Gesellschaften und bildet das 
Fundament bürokratischer Organisationen – einschließlich Schulen und Universitäten. Die 
Legitimität von Autorität entsteht hier durch die Akzeptanz allgemein gültiger Regeln, nicht durch 
Tradition oder persönliche Ausstrahlung. In der Bildung bedeutet dies, dass Machtverhältnisse 
häufig durch Positionen, Prüfungsordnungen oder administrative Strukturen geregelt sind.

Hannah Arendt: Autorität als nicht-zwingende Macht

Hannah Arendt unterscheidet in ihrer politischen Theorie zwischen Macht, Gewalt und Autorität. 
Für Arendt ist Autorität ein eigenständiges Phänomen, das nicht auf Zwang oder Überredung 
beruht, sondern auf der freiwilligen Anerkennung und dem Vertrauen in die Erfahrung oder 
Kompetenz einer Person oder Institution. Autorität ist für Arendt wesentlich dialogisch und auf das 
Prinzip der „Gründung“ – also des Setzens eines Anfangs – bezogen. Sie ist dadurch 
gekennzeichnet, dass sie nicht durch Gewalt ersetzt werden kann, ohne sich selbst zu zerstören.

Im Bildungskontext plädiert Arendt für eine „Autorität der Erwachsenen“, die Kindern und 
Jugendlichen Orientierung, Schutz und die Möglichkeit zur Entwicklung eigenständigen Denkens 
bietet, ohne sie zu bevormunden. Sie warnt jedoch ausdrücklich vor autoritären Strukturen, die 
Kreativität und Urteilskraft behindern.

Theodor W. Adorno: Autoritäre Persönlichkeit und kritische Bildung

Theodor W. Adorno, Mitbegründer der Frankfurter Schule, analysiert in der „Autoritären 
Persönlichkeit“ (zusammen mit anderen Autoren) die psychosozialen Bedingungen von 
Autoritarismus, Faschismus und Konformismus. Adorno sieht die Gefahr einer Gesellschaft, in der 
Menschen aus Angst vor Unsicherheit oder sozialem Abstieg autoritäre Strukturen und 
Führungspersönlichkeiten suchen. Die „autoritäre Persönlichkeit“ zeichnet sich durch 
Unterwürfigkeit gegenüber Autoritäten, Aggression gegenüber Schwächeren und Konformismus 
mit bestehenden Normen aus.

Für Adorno ist Bildung daher untrennbar mit der Aufgabe verbunden, „Mündigkeit“ und kritische 
Urteilskraft zu fördern. Eine emanzipatorische Pädagogik muss nach Adorno zur Reflexion, 
Selbstbestimmung und zum Widerstand gegen blinde Autorität ermutigen. Die Kritik an der 
„Halbbildung“ und die Betonung von Aufklärung sind zentrale Motive seines Werkes.

Erich Fromm: Freiheit, Autorität und Selbstbestimmung

Erich Fromm, Sozialpsychologe und Humanist, unterscheidet in „Furcht vor Freiheit“ (1941) und 
anderen Werken zwischen „rationaler“ und „irrationaler“ Autorität.

• Rationale Autorität: ist funktional, beruht auf Kompetenz, Vertrauen und dient dem 
Gedeihen des Einzelnen.

• Irrationale Autorität: beruht auf Zwang, Angst und fördert Abhängigkeit und Anpassung.

Fromm warnt davor, dass moderne Gesellschaften – gerade in Krisenzeiten – zur Flucht in 
autoritäre Systeme und Ideologien neigen. Bildung muss aus seiner Sicht auf die Entwicklung 



selbstständiger, kritischer Individuen zielen, die Freiheit nicht als Last, sondern als Chance zur 
Selbstverwirklichung begreifen.

Bedeutung für den Bildungskontext

Die klassischen Theorien zeigen:

• Autorität ist kein statisches Phänomen, sondern wird gesellschaftlich hergestellt, vermittelt 
und herausgefordert.

• Ihr Potential kann sowohl förderlich als auch destruktiv wirken – je nach Form, Legitimität 
und Umgang.

• Emanzipatorische Bildung muss sich immer auch als Kritik an autoritären Strukturen und als
Förderung selbstbestimmter Urteilskraft begreifen.

Literaturhinweise zu 2.1.2 Klassische Theorien: Weber, Arendt, Adorno, Fromm

• Weber, Max (1972): Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziologie. 5. 
Aufl. Tübingen: Mohr Siebeck.

• Weber, Max (1980): Soziologie. Universalgeschichtliche Analysen, Politik, Wissenschaft. 
Stuttgart: Kröner.

• Arendt, Hannah (2010): Zwischen Vergangenheit und Zukunft. Übungen im politischen 
Denken. München: Piper.

• Arendt, Hannah (1961): Between Past and Future: Eight Exercises in Political Thought. New
York: Viking Press.
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• Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Vorträge und Gespräche mit 
Hellmut Becker 1959–1969. Frankfurt am Main: Suhrkamp.
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2.1.3 Zeitgenössische Theorie: Foucault, Bourdieu, Han

Die Analyse von Autorität, Macht und Hierarchie im Bildungskontext ist seit den 1970er Jahren 
durch die Arbeiten von Michel Foucault, Pierre Bourdieu und – für die jüngste Gegenwart – Byung-
Chul Han weiterentwickelt und radikalisiert worden. Diese Denker lenken den Blick auf die 
subtilen, oft unsichtbaren Machtmechanismen, die unser Bildungs- und Gesellschaftssystem 
strukturieren.

Michel Foucault: Mikrophysik der Macht und Disziplinierung

Michel Foucault untersuchte, wie Macht nicht nur in Institutionen oder durch einzelne Akteure 
ausgeübt wird, sondern sich als „Mikrophysik“ in alle Bereiche des Alltags, der Körper und der 
Subjektivität einschreibt. In Werken wie Überwachen und Strafen (1976) analysiert er, wie 
Disziplinierung, Normierung und Kontrolle über feine, oft scheinbar neutrale Mechanismen 



(Prüfungen, Zeitpläne, Architektur, Statistiken) in Schulen, Gefängnissen, Kliniken und 
Universitäten wirksam werden.

Zentrale Begriffe sind die „Disziplinargesellschaft“, in der Subjekte durch ständige Überwachung, 
Selbstkontrolle und Normalisierung geformt werden, und die „Gouvernementalität“ – die Steuerung
von Verhalten durch vielfältige Formen der Macht, die oft nicht repressiv, sondern produktiv 
erscheinen. Für Foucault ist das moderne Bildungssystem weniger ein Ort der bloßen 
Wissensvermittlung als ein Feld der Macht, das Subjektivität hervorbringt und formt.

Pierre Bourdieu: Symbolische Macht, Habitus und soziale Reproduktion

Pierre Bourdieu hat mit den Konzepten von „Habitus“, „Feld“ und „symbolischer Macht“ die 
Analyse sozialer Ungleichheit und ihrer Reproduktion im Bildungssystem maßgeblich geprägt. In 
Die feinen Unterschiede (1979) und Homo Academicus (1984) zeigt Bourdieu, wie 
Bildungseinrichtungen kulturelles Kapital und soziale Herkunft verfestigen: Das, was als legitimes 
Wissen, als „guter Geschmack“ oder als „Begabung“ gilt, ist Ergebnis historisch gewachsener, oft 
unsichtbarer Machtverhältnisse.

Der „Habitus“ ist dabei das inkorporierte, meist unbewusste Regelwissen, das Menschen in 
bestimmten sozialen Feldern handlungsfähig macht, sie aber auch in ihren Möglichkeiten begrenzt. 
Im Hochschulkontext zeigt sich symbolische Gewalt etwa in der unsichtbaren Benachteiligung von 
Studierenden ohne akademische Herkunft, im Ausschluss von Subjekten durch Sprache, Habitus 
oder Prüfungsformen.

Byung-Chul Han: Transparenzgesellschaft, Leistungssubjekt und neue Disziplinarformen

Byung-Chul Han schließt an Foucault und Bourdieu an, entwickelt ihre Diagnosen aber für die 
spätmoderne, digitalisierte Gesellschaft weiter. In Büchern wie Müdigkeitsgesellschaft (2010) und 
Transparenzgesellschaft (2012) beschreibt Han, wie Macht heute weniger durch sichtbare Autorität 
oder Hierarchie, sondern durch Selbstoptimierung, Transparenzforderungen und ständige 
Vergleichbarkeit ausgeübt wird.

Das Subjekt wird nicht mehr von außen diszipliniert, sondern diszipliniert sich selbst im Namen 
von Effizienz, „Selbstverwirklichung“ und Performance. Kontrolle findet weniger durch Regeln 
und Strafen, sondern durch die Verinnerlichung von Erwartungsdruck, ständige Bewertung und den 
Zwang zur Selbstdarstellung statt. Für Han droht eine neue Form von Konformismus und 
Erschöpfung, die demokratische Freiheit und Kreativität untergräbt.

Bedeutung für den Bildungskontext

Die zeitgenössischen Theorien zeigen:

• Macht im Bildungssystem ist nicht nur repressiv, sondern produktiv und oft unsichtbar.

• Sie wirkt durch Subjektivierung, Diskurs, Habitus und Selbstoptimierung.

• Emanzipatorische Bildung muss diese Mechanismen reflektieren und Alternativen schaffen, 
die individuelle wie kollektive Handlungsfähigkeit stärken.



Weiterführende Literatur zu 2.1.3:

• Foucault, Michel (1976): Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp.

• Foucault, Michel (2006): Die Gouvernementalität. In: Geschichte der Gouvernementalität I–
III. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Bourdieu, Pierre (1988): Homo Academicus. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Han, Byung-Chul (2010): Müdigkeitsgesellschaft. Berlin: Matthes & Seitz.

• Han, Byung-Chul (2012): Transparenzgesellschaft. Berlin: Matthes & Seitz.

• Han, Byung-Chul (2014): Psychopolitik. Neoliberalismus und die neuen Machttechniken. 
Berlin: Matthes & Seitz.

2.1.4 Hierarchische Strukturen, Disziplinierung, Autonomie

Hierarchien sind in nahezu allen Bildungseinrichtungen strukturell verankert. Sie finden ihren 
Ausdruck in der formalen Gliederung von Institutionen, in Rollen- und Statuszuweisungen sowie in 
der Organisation von Entscheidungsprozessen. Im Folgenden werden zentrale Erscheinungsformen,
Funktionsweisen und Ambivalenzen hierarchischer Strukturen im Bildungskontext beleuchtet – mit 
Bezug auf Disziplinierung und Autonomie.

Hierarchische Strukturen im Bildungssystem

Hierarchien zeigen sich in Hochschulen und Schulen auf mehreren Ebenen:

• Formale Hierarchie: Die klare Unterscheidung zwischen Lehrenden und Lernenden, 
Verwaltung und Studierenden, Professorenschaft, Mittelbau, administrativen Gremien und 
Studierendenschaft.

• Curriculare Hierarchie: Die Festlegung verbindlicher Lehrpläne, Prüfungsordnungen und 
Kompetenzstufen, die den Bildungsgang strukturieren und zugleich begrenzen.

• Ritualisierte Machtverhältnisse: Die Gestaltung von Prüfungen, Leistungsnachweisen und
Bewertungssystemen, die Macht über Zugänge, Abschlüsse und Karrieren verleihen.

Hierarchien stiften Orientierung und ermöglichen Verantwortungszuschreibungen, können aber 
auch zur Reproduktion von Machtasymmetrien, Intransparenz und Anpassungsdruck beitragen. Sie 
sind selten bloß organisatorisch, sondern transportieren und reproduzieren kulturelle, soziale und 
symbolische Ordnungen (vgl. Bourdieu).

Disziplinierung: Formen und Effekte

Angelehnt an Foucault (1976) ist das Bildungssystem zugleich ein Ort der Disziplinierung. 
Disziplinierung erfolgt über Regeln, Sanktionen, Bewertungen, räumliche und zeitliche Ordnung – 
aber auch durch subtilere Praktiken wie Selbstevaluation, Vergleich und Selbstkontrolle. Das Ziel 
disziplinierender Praktiken ist nicht nur Anpassung, sondern die „Herstellung nützlicher Subjekte“: 
Menschen, die leistungsbereit, effizient und anpassungsfähig sind.



Wesentliche disziplinierende Mechanismen sind:

• Noten und Prüfungen: Steuern das Lernverhalten und orientieren es an äußeren 
Erwartungen.

• Evaluation und Feedback: Fördern ständige Selbstbeobachtung und Vergleichbarkeit.

• Räumliche Organisation: Architektur von Hörsälen, Seminar- und Prüfungsräumen, 
digitale Zugangskontrollen – all dies strukturiert, wer teilhaben kann und wie 
Kommunikation abläuft.

• Curriculare Vorgaben: Beschränken selbstbestimmtes Lernen, indem sie Inhalte, Zeiten 
und Modalitäten normieren.

Disziplinierung kann produktive, strukturierende Seiten haben (z. B. Verlässlichkeit, 
Zielorientierung), wird aber dann problematisch, wenn sie zu Entmündigung, Angst vor Fehlern und
Uniformierung führt.

Autonomie: Bildungsideal und Praxis

Das Gegenmodell zur Disziplinierung ist das Ideal der Autonomie – verstanden als Fähigkeit und 
Möglichkeit zu selbstbestimmtem Denken und Handeln. Bildung, so die klassische Vorstellung von 
Humboldt, hat das Ziel, zur Autonomie des Subjekts beizutragen: Lernende sollen sich selbst Ziele 
setzen, Wege wählen und eigene Urteile fällen können.

In der Praxis bleibt Autonomie im Bildungskontext jedoch häufig eingeschränkt:

• Strukturelle Zwänge: Zeitliche Vorgaben, Prüfungsformate, ökonomische Bedingungen 
(z. B. BAföG, Studiengebühren) engen Entscheidungs- und Gestaltungsräume ein.

• Kulturelle Erwartungen: Konformitätsdruck, Bewertung von „Abweichungen“ als 
mangelnde Leistungsbereitschaft.

• Selbstverantwortung: Wird häufig als individuelle Selbstoptimierung missverstanden, 
während kollektive Formen von Autonomie (z. B. selbstverwaltete Seminare, freie Projekte) 
marginalisiert werden.

Ambivalenzen und Herausforderungen

Hierarchische Strukturen und disziplinierende Praktiken sind nicht per se illegitim. Sie können 
Schutz bieten, Orientierung schaffen und Überforderung vermeiden. Ihre problematische Wirkung 
entsteht, wenn sie zur Reproduktion von Abhängigkeit, Passivität und Anpassung führen und keinen
Raum für Widerspruch oder kritisches Denken lassen.

Eine emanzipatorische Bildungspraxis verlangt daher:

• Reflexion und Transparenz: Offenlegung von Entscheidungswegen und Machtstrukturen.

• Partizipation: Beteiligung der Lernenden an der Gestaltung von Inhalten, Methoden und 
Prüfungen.

• Fehlerfreundlichkeit: Schaffung von Räumen, in denen Irrtum und Zweifel erlaubt und 
produktiv gemacht werden.



Weiterführende Literatur zu 2.1.4:

• Foucault, Michel (1976): Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp.

• Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Oelkers, Jürgen (2001): Pädagogik der Moderne: Bildung und Erziehung im 20. 
Jahrhundert. Weinheim/Basel: Beltz.

2.1.5 Emanzipatorische Gegenmodelle: Dialog, Partizipation, Freiheit

Die Kritik an autoritären, hierarchischen und disziplinierenden Bildungsstrukturen hat zahlreiche 
pädagogische und bildungstheoretische Gegenmodelle hervorgebracht. Im Zentrum stehen dabei 
Begriffe wie Dialog, Partizipation und Freiheit. Diese Konzepte markieren nicht nur Alternativen 
zum traditionellen Instruktionsmodell, sondern eröffnen neue Wege für eine Bildung, die auf 
Selbstbestimmung, Mitgestaltung und die Förderung von Urteilskraft zielt.

Dialogische Bildung: Paulo Freire und die Pädagogik der Unterdrückten

Paulo Freire zählt zu den einflussreichsten Vordenkern einer dialogischen, antiautoritären 
Pädagogik. In seiner „Pädagogik der Unterdrückten“ (1970, dt. 1973) kritisiert Freire das 
„Bankiersmodell“ der Bildung, bei dem Lehrende Wissen in die Lernenden „einzahlen“, die es 
passiv aufnehmen sollen. Stattdessen plädiert er für einen gleichberechtigten Dialog, in dem alle 
Beteiligten als Subjekte anerkannt werden, Erfahrungen austauschen und gemeinsam an der 
Konstruktion von Bedeutung und Wissen arbeiten.
Bildung wird so zu einem Prozess gegenseitiger Befähigung („conscientização“), in dem 
Kritikfähigkeit, Bewusstsein für soziale Zusammenhänge und das Recht auf Mitgestaltung zentral 
sind.

Partizipation: Mitbestimmung und kollektive Lernprozesse

Emanzipatorische Bildung setzt Partizipation voraus – die aktive Mitwirkung und Mitentscheidung 
der Lernenden an allen relevanten Prozessen des Lernens. In den Konzepten der „Demokratischen 
Schule“ (A.S. Neill: Summerhill), der „freien Universität“ oder aktueller Graswurzelinitiativen wird
Partizipation auf institutioneller, curricularer und methodischer Ebene eingefordert und praktiziert.
Die Mitbestimmung reicht dabei von der Auswahl von Inhalten, der Gestaltung von Lernwegen bis 
zur kollektiven Reflexion von Machtverhältnissen und Konflikten. Partizipation bedeutet nicht bloß 
individuelle Freiheit, sondern die Einübung solidarischer, gemeinschaftlicher Handlungsformen – 
sie befähigt zur Demokratie im Kleinen und Großen.

Freiheit: Selbstbestimmung und Risiko

Freiheit gilt in der klassischen Bildungstheorie (Humboldt, Dewey) und in kritischen 
Gegenmodellen als zentrales Ziel von Bildung. Sie umfasst die Fähigkeit, eigene Ziele zu setzen, 
Wege zu wählen und Verantwortung für das eigene Lernen und Handeln zu übernehmen. Freiheit in 
der Bildung ist stets risikobehaftet – sie schließt Irrtum, Unsicherheit und das Recht auf Scheitern 
mit ein.
Emanzipatorische Bildung fordert institutionelle und kulturelle Bedingungen, in denen Freiheit 
möglich ist: offene Curricula, geschützte Experimentierräume, eine Fehlerkultur und die 



Anerkennung von Diversität und Dissens. Die Rolle der Lehrenden verschiebt sich vom 
„Instrukteur“ zum „Lernbegleiter“, vom „Überwacher“ zum „Ermöglicher“ – wie es bell hooks als 
„Engaged Pedagogy“ beschreibt.

Bedeutung für Bildungspraxis und Hochschulkultur

Emanzipatorische Gegenmodelle zielen darauf, Lernende zu Subjekten zu machen, die mit anderen 
in Dialog treten, Verantwortung übernehmen und an gesellschaftlicher Veränderung mitwirken. Sie 
stehen im Kontrast zu autoritären Strukturen, denen es primär um Kontrolle, Anpassung und 
Output-Optimierung geht.
Ein Studium Generale im emanzipatorischen Sinne fördert Reflexion, Kreativität, Solidarität und 
demokratische Urteilskraft – es ist auf den Prozess, nicht bloß auf das Ergebnis orientiert.

Weiterführende Literatur zu 2.1.5:

• Freire, Paulo (1973): Pädagogik der Unterdrückten. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt.

• hooks, bell (2010): Teaching Critical Thinking: Practical Wisdom. New York: Routledge.

• Neill, A. S. (1993): Summerhill. Ein pädagogisches Abenteuer. Weinheim/Basel: Beltz.

• Dewey, John (1916/2016): Demokratie und Erziehung. Weinheim: Beltz (engl. Democracy 
and Education).

• Oelkers, Jürgen (2014): Reformpädagogik. Eine kritische Dogmengeschichte. 
Weinheim/Basel: Beltz.

2.1.6 Fazit: Autorität zwischen Ermöglichung und Einschränkung

Die klassische und zeitgenössische Bildungs- und Gesellschaftstheorie zeigt: Autorität ist im 
Bildungskontext ein ambivalentes Phänomen. Sie kann produktiv und förderlich sein, indem sie 
Orientierung, Schutz, Verlässlichkeit und Erfahrungsräume schafft, in denen Lernen und 
Entwicklung erst möglich werden. So ermöglichen sinnhaft legitimierte und reflektierte 
Autoritätsverhältnisse – etwa auf Basis von Fachwissen, pädagogischer Verantwortung oder 
demokratischer Mandate – das gemeinsame Aushandeln von Regeln, die Entwicklung von 
Urteilskraft sowie die Sicherung von Freiräumen für die persönliche und soziale Entfaltung.

Gleichzeitig birgt Autorität das Risiko, zu einem Instrument von Kontrolle, Anpassungsdruck und 
Unterordnung zu werden. Hierarchische Strukturen und disziplinierende Praktiken geraten 
insbesondere dann zur Gefahr, wenn sie undurchsichtig, unreflektiert oder exklusiv bleiben, wenn 
sie Lernende auf bloße Empfänger/innen von Anweisungen, Bewertungen und Selektionen 
reduzieren. Unter solchen Bedingungen wird Bildung zur Anpassung an fremdbestimmte Vorgaben, 
nicht zur Förderung von Selbstbestimmung, Kritikfähigkeit und Kreativität.

Eine zeitgemäße, emanzipatorische Bildungspraxis erfordert deshalb die ständige Reflexion und 
bewusste Gestaltung von Autorität:

• Autorität muss stets auf ihre Legitimation, ihre Formen der Ausübung und ihre 
Auswirkungen auf Freiheit und Partizipation befragt werden.

• Autorität wird produktiv, wenn sie sich dialogisch und transparent vollzieht, wenn sie Kritik,
Widerspruch und Beteiligung nicht unterdrückt, sondern integriert.



• Die Balance zwischen Schutzraum und Freiraum, zwischen Leitung und Selbstbestimmung, 
ist ein zentrales Kriterium für die Qualität demokratischer Bildung.

Damit wird deutlich: Autorität ist in Bildungsprozessen nie nur ein statischer Zustand, sondern
ein dynamisches Verhältnis, das immer wieder neu ausgehandelt werden muss – im Sinne von 
Ermöglichung, nicht von Einschränkung. Ziel eines Studium Generale im antiautoritären Sinne ist 
es, diese Aushandlungsprozesse bewusst zu machen und Räume zu schaffen, in denen Lernende zu 
selbstbestimmten, kritischen und verantwortungsfähigen Subjekten werden können.

Eine zeitgemäße, emanzipatorische Bildungspraxis erfordert deshalb die ständige Reflexion und 
bewusste Gestaltung von Autorität:
Autorität muss stets auf ihre Legitimation, ihre Formen der Ausübung und ihre Auswirkungen auf 
Freiheit und Partizipation befragt werden. Sie wird produktiv, wenn sie sich dialogisch und 
transparent vollzieht und wenn sie Kritik, Widerspruch und Beteiligung nicht unterdrückt, sondern 
integriert.

Dabei zeigt sich in der Praxis ein bemerkenswerter Zwiespalt:
Gerade um Autonomie, Teilhabe und Freiräume im Hochschulalltag tatsächlich zu realisieren, sind 
Studierende und Lehrende vielfach gezwungen, selbst autoritäre Qualitäten zu entwickeln – im 
Sinne von Regelbewusstsein, Durchsetzungskraft und strategischer Handlungskompetenz. Wer in 
einem hochgradig durchregulierten System eigene Räume schaffen oder verteidigen will, muss oft 
gezielt mit den Instrumenten der Institution umgehen, bürokratische Sprache und Verfahren 
beherrschen und notfalls auch Konflikte austragen.

Diese paradoxe Anforderung – Autonomie durch (zeitweiliges) autoritäres Handeln – verweist 
auf einen ambivalenten Kern des Bildungsalltags:
Emanzipation erfordert nicht nur Widerstand gegen Fremdbestimmung, sondern auch die Fähigkeit,
sich selbst zu organisieren, zu positionieren und gegenüber formalen Strukturen zu behaupten. Die 
produktive Gestaltung von Autorität in Bildungsprozessen besteht somit darin, die eigene „Macht 
zur Freiheit“ (Arendt) klug einzusetzen, ohne dabei den Sinn für Dialog, Kritik und kollektive 
Verantwortung zu verlieren.

Damit wird deutlich: Autorität ist in Bildungsprozessen nie nur ein statischer Zustand, sondern ein 
dynamisches Verhältnis, das immer wieder neu ausgehandelt werden muss – im Sinne von 
Ermöglichung, nicht von Einschränkung. Ziel eines Studium Generale im antiautoritären Sinne ist 
es, diese Aushandlungsprozesse bewusst zu machen und Räume zu schaffen, in denen Lernende zu 
selbstbestimmten, kritischen und verantwortungsfähigen Subjekten werden können.

Literaturhinweis (Auswahl):

• Arendt, Hannah (2010): Zwischen Vergangenheit und Zukunft. München: Piper.

• Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Freire, Paulo (1973): Pädagogik der Unterdrückten. Reinbek bei Hamburg: Rowohlt.

• Oelkers, Jürgen (2001): Pädagogik der Moderne. Weinheim/Basel: Beltz.



2.2 Bildung, Subjektbildung und Zertifizierungslogik 

2.2.1 Von der Selbstbildung zur Outputorientierung

Historische Entwicklung: Von Humboldt zur Verschulung

Das humboldtsche Bildungsideal, entwickelt im frühen 19. Jahrhundert, stellte das Individuum und 
seine ganzheitliche Persönlichkeitsentwicklung ins Zentrum. Bildung war als zweckfreier, offener 
Prozess gedacht, getragen von Forschungsfreiheit, Eigeninitiative und der Einheit von Lehre und 
Forschung. Die Universität sollte ein Ort des Selbstdenkens, der kreativen Erprobung und 
gesellschaftlichen Mitverantwortung sein.

Mit der Expansion der Hochschulen seit den 1960er Jahren und insbesondere dem Übergang zur 
„Massenuniversität“ verschob sich dieses Leitbild allmählich. Gesellschaftlicher und politischer 
Druck zur Öffnung der Hochschulen, zur Steigerung von Effizienz und Output sowie zur 
Integration in nationale und globale Arbeitsmärkte führte zu umfassenden Strukturreformen. Die 
Universität wurde zunehmend als Dienstleistungsorganisation und Ausbildungsbetrieb verstanden.

Politische und gesetzliche Rahmenbedingungen

1. Hochschulgesetze und staatliche Steuerung:
Die Novellierung der Hochschulgesetze durch verschiedene Landesregierungen, darunter explizit 
schwarz-gelbe Koalitionen in NRW (z. B. Hochschulfreiheitsgesetz 2007 und seine Novellen), 
zielten auf eine stärkere betriebswirtschaftliche Steuerung der Hochschulen:

• Einführung von Hochschulräten mit externen Mitgliedern

• Erhöhung der Autonomie der Hochschulleitungen gegenüber akademischer 
Selbstverwaltung

• Zielvereinbarungen, Leistungsindikatoren, Wettbewerb um Ressourcen und Drittmittel

• Reduktion studentischer Mitbestimmung in zentralen Gremien

• Förderung von unternehmerischem Denken und Profilbildung auf Kosten des allgemeinen 
Bildungsauftrags

2. Studiengebühren und Finanzierungsmodelle:
In mehreren Bundesländern wurden unter schwarz-gelben Landesregierungen in den 2000er Jahren 
allgemeine Studiengebühren eingeführt (NRW: 2006–2011), mit der Argumentation, 
Studienfinanzierung als „private Investition“ in das eigene Humankapital zu begreifen.

• Folge: Steigender Druck auf zügigen Studienabschluss, Verschärfung sozialer Selektivität, 
Abwertung des Studiums als Erfahrungsraum zugunsten von Effizienz und Output.

3. Bologna-Prozess (ab 1999):
Der europaweite Bologna-Prozess hatte die Harmonisierung und Vergleichbarkeit der Studiengänge 
zum Ziel.

• Einführung von Bachelor- und Masterstrukturen

• Modularisierung: Das Studium wird in kleine, zeitlich und inhaltlich klar strukturierte 
Module mit zugeordneten Prüfungsleistungen zergliedert.



• Leistungspunkte (ECTS) als standardisiertes Messsystem

• Ziel: Vergleichbarkeit, Mobilität, „Employability“ (Beschäftigungsfähigkeit)

4. Akkreditierung und Qualitätssicherung:
Alle Studiengänge unterliegen einer regelmäßigen externen Akkreditierung, bei der Output 
(erfolgreiche Abschlüsse, Berufseinmündung, Standardisierung von Kompetenzen) im Mittelpunkt 
steht.

Zentralmechanismen der Verschulung und Outputorientierung

1. Modularisierung und Prüfungsdichte:
Das Studium ist in Module mit jeweils abgrenzbaren Lernzielen und Prüfungsleistungen unterteilt. 
Prüfungen finden nicht mehr nur am Ende des Studiums, sondern kontinuierlich statt. Dies fördert 
kurzfristiges Lernen, schränkt aber nachhaltige Reflexion und eigenständige Schwerpunktsetzung 
ein.

2. Stundenpläne und Fremdsteuerung:
Die strenge Taktung der Module und Pflichtveranstaltungen lässt wenig Raum für individuelle 
Schwerpunktsetzung, fachübergreifende Projekte oder spontane Vertiefungen.

3. Leistungsdruck und Exklusion:
Durch ständige Leistungsüberprüfung, Creditpoint-Hürden und Regelstudienzeiten entsteht ein 
Klima der Konkurrenz und Angst vor Scheitern. Studierende mit längeren Bildungswegen, 
Nebenjobs oder anderen Lebensrealitäten sind systematisch benachteiligt.

4. Outputorientierung und Employability:
Der Sinn des Studiums verschiebt sich: Nicht mehr Bildung als Selbstzweck, sondern die 
Verwertbarkeit auf dem Arbeitsmarkt ist Ziel und Kriterium des Erfolgs.

Wirkung auf Subjektbildung und Hochschulkultur

• Selbstbildung wird untergeordnet: Raum für Irrtum, kreative Umwege, gesellschaftliches 
Engagement oder Persönlichkeitsentwicklung schrumpft.

• Konformität statt Eigensinn: Die Bereitschaft zur Anpassung an institutionelle Logiken 
und formale Anforderungen überwiegt.

• Ökonomisierung des Selbst: Studierende werden zu „unternehmerischen Subjekten“, die 
ihr Studium nach Effizienz- und Karrieregesichtspunkten ausrichten.

• Verlust demokratischer Mitbestimmung: Mitbestimmungsrechte werden reduziert, 
studentische Öffentlichkeit und kritische Debatte geschwächt.

Fazit

Die Verschiebung von Selbstbildung zur Outputorientierung ist das Ergebnis einer vielschichtigen 
Entwicklung, die durch politische Rahmensetzungen, ökonomische Interessen und globale 
Vergleichsmaßstäbe befeuert wird. Die Universität verliert damit einen wesentlichen Teil ihrer 
emanzipatorischen, demokratischen und persönlichkeitsbildenden Funktion. Gegenstrategien 
bestehen darin, Freiräume für Eigeninitiative, kritische Reflexion und kollektive Selbstorganisation 
zu erhalten und auszubauen.



Weiterführende Literatur zu 2.2.1:
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• Müller, Dieter; Schimank, Uwe (2010): Mission und Moderne: Universitäten in der 
Wissensgesellschaft. Frankfurt am Main: Campus.

• Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.
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2.2.2 Disziplinierung und Subjektivierung (Foucault, Biesta, Bourdieu)

Im Mittelpunkt zeitgenössischer Bildungsforschung steht die Frage, wie Menschen im 
Bildungssystem zu bestimmten Subjekten „geformt“ werden – mit welchen Haltungen, 
Handlungsweisen und Selbstbildern sie das System verlassen. Drei zentrale Theorieperspektiven – 
Foucaults Machtanalyse, Bourdieus Theorie der sozialen Reproduktion und Biestas Konzept der 
Subjektbildung – geben hierzu differenzierte Antworten.

Foucault: Disziplinierung und Gouvernementalität

Michel Foucault analysiert das moderne Bildungssystem als ein Feld, in dem Macht durch 
„Disziplin“ und „Normierung“ wirksam wird. Disziplinierung bedeutet dabei:

• Ständige Überwachung: Prüfungen, Anwesenheitskontrollen, Rankings.

• Zeitliche und räumliche Ordnung: Stundenpläne, Stundenraster, architektonische 
Kontrolle.

• Regelmäßige Selbstprüfung und -optimierung: Die Lernenden übernehmen die Kontrolle 
über sich selbst und vergleichen sich ständig mit anderen.

Der Begriff der Gouvernementalität erweitert diese Analyse: Es geht nicht nur um äußere 
Disziplinierung, sondern um „Führung des Selbst“. Die Subjekte werden angehalten, sich selbst zu 
steuern, Leistung zu optimieren und sich normativen Erwartungen unterzuordnen. Bildung ist so 
gesehen nicht neutral, sondern eine Form der „Herstellung“ gesellschaftlich erwünschter 
Subjektformen (Foucault 1977/1978).



Bourdieu: Habitus, symbolische Gewalt und soziale Reproduktion

Pierre Bourdieu beschreibt Bildung als zentrales Feld für die Reproduktion sozialer Ungleichheit. 
Zentrale Begriffe sind:

• Habitus: Verinnerlichte Dispositionen, Denk- und Wahrnehmungsmuster, die durch 
Sozialisation erworben werden und das Handeln strukturieren.

• Symbolische Gewalt: Die „sanfte“, oft unsichtbare Durchsetzung gesellschaftlicher 
Ungleichheit durch die Anerkennung bestimmter Werte, Sprachen, Verhaltensweisen als 
„legitim“.

• Kulturelles Kapital: Bildungseinrichtungen bewerten und belohnen bestimmte kulturelle 
Fähigkeiten und Wissensformen, die nicht allen gleichermaßen zugänglich sind.

Das Bildungssystem erscheint damit als Mechanismus, der bestehende Macht- und 
Klassenverhältnisse reproduziert, ohne dass sich die Beteiligten dessen bewusst sind. Studierende, 
die nicht über das „passende“ kulturelle Kapital verfügen, erfahren subtilen Ausschluss und 
Anpassungsdruck.

Biesta: Bildung als Unterbrechung und Subjektwerdung

Gert Biesta setzt der Funktionalisierung und Disziplinierung die Idee der „Subjektbildung“ 
entgegen. Für Biesta ist Bildung mehr als Qualifikation und Sozialisation – sie ist ein Prozess, in 
dem Individuen lernen, „als Subjekt“ zu handeln, Verantwortung zu übernehmen und eigene 
Positionen zu entwickeln.

• Unterbrechung: Biesta fordert, dass Bildung nicht nur reproduzieren, sondern auch 
irritieren, herausfordern, infrage stellen muss.

• Erziehung zur Selbstständigkeit: Subjektbildung geschieht durch Erfahrung von Alterität, 
Kontingenz, Widerspruch – nicht bloß durch Anpassung.

• Kritik der Outputorientierung: Wenn Bildung sich auf Messbarkeit, Effizienz und 
Vergleichbarkeit reduziert, geht die Dimension der Subjektwerdung verloren.

Gemeinsame Perspektiven und Herausforderungen

Alle drei Ansätze machen deutlich:

• Bildung ist niemals neutral, sondern immer auch eine Form von Macht- und 
Subjektivierungspraktik.

• Disziplinierende und reproduktive Mechanismen wirken oft subtil – über Routinen, Sprache,
Leistungsbeurteilung, Auswahlverfahren.

• Emanzipatorische Bildung muss diese Mechanismen transparent machen und Räume für 
Widerstand, Irritation und eigenständige Subjektbildung schaffen.



Weiterführende Literatur zu 2.2.2:
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III. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.
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2.2.3 Bedeutung von Urteilskraft, Kritik und Eigenverantwortung

In der Diskussion um Bildung, Subjektbildung und die Transformation von Hochschulen rücken 
drei Fähigkeiten ins Zentrum: Urteilskraft, Kritikfähigkeit und Eigenverantwortung. Sie gelten 
als wesentliche Voraussetzungen nicht nur für persönliche Entwicklung, sondern auch für die 
Handlungsfähigkeit in demokratischen, pluralen und krisenhaften Gesellschaften. Die Bedeutung 
dieser Kompetenzen wird von der klassischen Bildungstheorie ebenso betont wie von 
zeitgenössischen Analysen der „Krise der Universität“.

Urteilskraft

Urteilskraft bezeichnet die Fähigkeit, in komplexen, widersprüchlichen und offenen Situationen 
eigenständig zu reflektieren, zu unterscheiden und wohlbegründete Entscheidungen zu treffen. Im 
Anschluss an Kant und Arendt gilt sie als zentrales Bildungsziel:

• Urteilskraft erfordert nicht bloß Wissen oder die Anwendung von Regeln, sondern die 
Fähigkeit, das Besondere zu sehen und das Allgemeine kritisch zu reflektieren.

• Im Hochschulkontext bedeutet dies, dass Studierende lernen sollen, verschiedene 
Perspektiven zu vergleichen, Begriffe und Argumente zu prüfen und eigenständige 
Standpunkte zu entwickeln.

• Urteilskraft ist Voraussetzung für wissenschaftliches Arbeiten ebenso wie für 
gesellschaftliches Engagement und Verantwortungsübernahme.

Kritikfähigkeit

Kritikfähigkeit ist die Bereitschaft und Fähigkeit, bestehende Verhältnisse, Wissensformen, 
Autoritäten und die eigene Position zu hinterfragen:

• Sie ermöglicht es, normierte Denkweisen, tradierte Werte oder scheinbar 
Selbstverständliches in Frage zu stellen.

• Kritische Reflexion ist nicht destruktiv, sondern eröffnet Spielräume für Veränderung und 
Innovation – sie ist der Kern demokratischer Diskursfähigkeit.



• Im Bildungskontext ist Kritikfähigkeit gefährdet, wenn Anpassung, Output und Normierung 
überbetont werden und abweichende Sichtweisen als „Störung“ gelten.

Eigenverantwortung

Eigenverantwortung bedeutet, Verantwortung für das eigene Lernen, für Handlungen und deren 
Folgen zu übernehmen:

• Studierende sind nicht bloß Objekte von Bildungsprozessen, sondern werden als aktive, 
selbstbestimmte Subjekte ernst genommen.

• Eigenverantwortung schließt die Reflexion der eigenen Ziele, Werte und Entscheidungen ein
– sowie die Bereitschaft, Konsequenzen zu tragen und für sich und andere einzustehen.

• Gerade in einer zunehmend regulierten, verschulten und fremdbestimmten 
Hochschullandschaft ist die Förderung von Eigenverantwortung ein zentrales Gegenmoment
zur bloßen Anpassung an äußere Vorgaben.

Bildung im Spannungsfeld von Anpassung und Mündigkeit

Das Zusammenspiel von Urteilskraft, Kritikfähigkeit und Eigenverantwortung ist nicht nur ein 
pädagogisches Ziel, sondern Voraussetzung für eine „mündige“ Gesellschaft (Adorno). Bildung, die
diese Qualitäten hervorbringt, schafft die Grundlage für:

• Demokratie und Teilhabe

• Solidarität und Zivilcourage

• Widerstandsfähigkeit gegen autoritäre und manipulative Tendenzen

• Nachhaltiges Handeln im Sinne ökologischer, sozialer und ökonomischer Verantwortung

Im gegenwärtigen Hochschulalltag drohen diese Qualitäten zu verkümmern, wenn Prozesse der 
Standardisierung, Verschulung und Outputorientierung das Handeln dominieren. Die 
Wiedergewinnung von Räumen und Praktiken, in denen Urteilskraft, Kritik und Verantwortung 
praktisch eingeübt werden können, ist daher ein zentrales Anliegen antiautoritärer, 
emanzipatorischer Bildung.

Weiterführende Literatur zu 2.2.3:
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2.2.4 Intersektionalität: Klassismus, Ableismus, Altersdiskriminierung in 
Bildungsprozessen

Die Frage nach Zugang, Teilhabe und Gerechtigkeit im Bildungssystem ist untrennbar mit 
strukturellen Ausschlussmechanismen verbunden. Intersektionalität bezeichnet die analytische 
Perspektive, die verschiedene Dimensionen sozialer Ungleichheit (z. B. Klasse, Geschlecht, 
Behinderung, Alter, Herkunft) nicht isoliert, sondern in ihrer Verschränkung betrachtet. In 
Bildungsprozessen sind insbesondere Klassismus, Ableismus und Altersdiskriminierung zentral 
– sie beeinflussen Bildungsbiographien, Partizipation und subjektive Entwicklungschancen in 
vielfacher Weise.

Klassismus: Soziale Herkunft als Barriere

Klassismus bezeichnet die Diskriminierung und strukturelle Benachteiligung aufgrund sozialer 
Herkunft und Klassenlage. Im Hochschulkontext manifestiert sich Klassismus durch:

• Finanzielle Barrieren: Studiengebühren, Lebenshaltungskosten, mangelnde Stipendien und
Nebenerwerbspflichten benachteiligen Studierende aus nicht-akademischen oder 
einkommensschwachen Familien.

• Symbolische Barrieren: Unkenntnis „akademischer Codes“, fehlende Vorbilder oder 
Unterstützung im Elternhaus erschweren Zugang und Integration ins universitäre Milieu 
(Bourdieu: kulturelles Kapital).

• Ausschluss durch Habitus und Sprache: Studiengänge, Lehrinhalte und Prüfungsformate 
sind oft an die Erfahrungen und Ausdrucksweisen der Mittel- und Oberschicht angepasst. 
Wer diese nicht teilt, fühlt sich schnell fremd oder wird subtil ausgeschlossen.

Studien zeigen, dass die soziale Selektivität im deutschen Bildungssystem weiterhin hoch ist: Der 
Anteil von Studierenden aus Nichtakademikerfamilien bleibt deutlich unterproportional, ihre 
Abbruchquoten sind höher, und der Zugang zu Aufstiegsstipendien oder Elitenetzwerken ist 
erschwert.

Ableismus: Unsichtbarmachung und Diskriminierung von Behinderung

Ableismus meint die strukturelle und kulturelle Diskriminierung von Menschen mit Behinderung 
oder chronischer Erkrankung – häufig durch die Normalisierung bestimmter Körper, Fähigkeiten 
und Wahrnehmungsweisen.

• Zugangshemmnisse: Fehlende Barrierefreiheit, mangelnde Rücksicht auf unterschiedliche 
Bedürfnisse (z. B. bei Prüfungen, Veranstaltungen, digitalen Plattformen) erschweren 
Teilhabe.

• Stigmatisierung und Unsichtbarkeit: Studierende mit (nicht sichtbaren) Behinderungen 
erleben häufig Misstrauen, Vorurteile oder einen Zwang zur „Anpassung“, etwa durch 
Nachteilsausgleiche, die bürokratisch erschwert oder als „unfair“ wahrgenommen werden.

• Ausschluss durch Leistungsideale: Die Outputorientierung und der Konkurrenzdruck im 
Hochschulsystem fördern ein normiertes Leistungsverständnis, das Vielfalt und individuelle 
Bedingungen selten berücksichtigt.



Es gibt Fortschritte durch Gleichstellungsgesetze, Antidiskriminierungsstellen und universitäre 
Beratungsangebote. Doch in der Praxis bleibt der Nachteilsausgleich häufig lückenhaft, und viele 
Betroffene verzichten aus Angst vor Stigmatisierung auf die Inanspruchnahme ihrer Rechte.

Altersdiskriminierung: Unsichtbare Grenze des „Normalstudierenden“

Altersdiskriminierung beschreibt die Benachteiligung von Studierenden, die von der 
altersmäßigen „Norm“ abweichen – etwa Studierende, die spät ins Studium einsteigen, mit 
Unterbrechungen oder im fortgeschrittenen Lebensalter studieren.

• Regelstudienzeit und Altersnormen: Politische und institutionelle Vorgaben wie BAföG-
Altersgrenzen, Stipendienhöchstalter oder Versicherungsgrenzen benachteiligen „atypische“ 
Studierende systematisch.

• Stigmatisierung im Studienalltag: Ältere oder „nicht-traditionelle“ Studierende werden als
Ausnahme gesehen, erleben häufig soziale Isolation oder das Gefühl, „nicht 
dazuzugehören“.

• Unsichtbarkeit in der Hochschulpolitik: Die Bedürfnisse, Ressourcen und Potenziale 
älterer Studierender werden in Curricula, Prüfungsformaten oder Beratung selten adressiert.

Gerade vor dem Hintergrund lebenslangen Lernens, biographischer Brüche und der 
Diversifizierung von Bildungswegen wird Altersdiskriminierung zunehmend als 
Gerechtigkeitsproblem erkannt.

Intersektionale Dynamik: Überlappung und Verstärkung

In der Praxis wirken diese Diskriminierungsdimensionen oft überlappend und verstärkend:

• Eine alleinerziehende, ältere Studentin mit gesundheitlichen Einschränkungen erlebt 
Mehrfachdiskriminierung, die ihre Bildungs- und Teilhabechancen massiv mindern kann.

• Das Fehlen passgenauer Förderungen, von Empowerment-Strukturen und 
niedrigschwelligen Beratungsangeboten führt dazu, dass ganze Gruppen strukturell 
ausgeschlossen oder benachteiligt bleiben.

Intersektionale Bildungsforschung betont daher die Notwendigkeit,

• universitäre Strukturen und Curricula diskriminierungssensibel zu gestalten,

• Zugangsbarrieren abzubauen,

• und Räume für Empowerment, Solidarisierung und Sichtbarkeit benachteiligter Gruppen zu 
schaffen.

Fazit

Klassismus, Ableismus und Altersdiskriminierung sind keine Randphänomene, sondern zentrale 
Herausforderungen für eine gerechte, inklusive und demokratische Hochschule.
Antiautoritäre, emanzipatorische Bildung muss daher kritisch-intersektional sein: Sie erkennt die 
Vielschichtigkeit von Diskriminierung an, zielt auf Chancengleichheit, Empowerment und Teilhabe 
– und macht strukturelle Ungleichheiten systematisch sichtbar und bearbeitbar.



Antiautoritäre, emanzipatorische Hochschulbildung muss heute nicht nur die individuelle 
Entwicklung im Blick haben, sondern auch die vielfältigen strukturellen Barrieren und Ausschlüsse,
die sich aus sozialer Herkunft, Behinderung, Alter und weiteren Differenzlinien ergeben. Erst in der 
bewussten Auseinandersetzung mit diesen Faktoren kann Bildung ihrem Anspruch gerecht werden, 
Subjektbildung, Urteilskraft und gesellschaftliche Teilhabe in einer demokratischen, diversen und 
solidarischen Gemeinschaft zu ermöglichen. 
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2.3 Das Studium Generale: Ideengeschichte und Relevanz

2.3.1 Begriff, Ursprünge und die Humboldt’sche Idee

Begriff und Etymologie

Das „Studium Generale“ bezeichnete ursprünglich die mittelalterliche Idee einer universalen, 
fakultätsübergreifenden Bildungseinrichtung. Der Begriff stammt aus dem Lateinischen: studium 
für „Eifer“, „Bemühen“ oder „Lernen“ und generale im Sinne von „allgemein“, „gesamt“ oder 
„übergreifend“. In der europäischen Hochschulgeschichte war das „Studium Generale“ ein 
privilegierter Ort, an dem Lehrende und Studierende aus verschiedenen Regionen und Disziplinen 
zusammenkamen und an einer umfassenden, nicht auf ein einzelnes Fach oder einen bestimmten 
Stand beschränkten Bildung teilnahmen.

Das Studium Generale steht damit im Kontrast zu Spezialausbildungen, Berufsqualifizierung oder 
disziplinär eng gefassten Curricula. Es verweist auf ein Bildungsverständnis, das nicht vorrangig 
auf Nützlichkeit oder unmittelbare Anwendung, sondern auf die Ausbildung des ganzen Menschen 
abzielt.

Ursprünge im europäischen Universitätswesen

Die Ursprünge des Studium Generale liegen im 12. und 13. Jahrhundert, als in Europa erste 
universitäre Strukturen entstanden. Städte wie Paris, Bologna, Oxford und Prag wurden zu Zentren, 
an denen Rechtswissenschaft, Medizin, Theologie und „artes liberales“ gemeinsam gelehrt wurden. 
Charakteristisch für das Studium Generale waren:



• Internationalität (Zulassung von Lehrenden und Studierenden aus ganz Europa),

• Fakultätenvielfalt (Zusammenwirken mehrerer Disziplinen und Fakultäten),

• Rechtsprivilegien (Autonomie der Universität gegenüber lokalen und kirchlichen Behörden),

• und Akademische Freiheit.

Dieses Ideal betonte Bildung als gemeinschaftlichen Prozess, getragen von Diskurs, Disput und 
dem Anspruch, über den eigenen fachlichen Horizont hinauszublicken.

Die Humboldt’sche Universitätsidee

Mit Wilhelm von Humboldt (1767–1835) erhält das Studium Generale eine zentrale 
Modernisierung und Neudeutung. Humboldts universitätspolitische Schriften und seine Arbeit als 
preußischer Reformer prägen bis heute das deutsche Bildungsverständnis. Drei Kerngedanken 
stehen im Mittelpunkt:

1. Einheit von Forschung und Lehre:
Wissenschaftliche Bildung soll nicht bloß vorhandenes Wissen vermitteln, sondern das 
gemeinsame, freie Forschen und Denken ermöglichen. Studierende sind nicht Konsumenten,
sondern aktive Teilnehmende am Erkenntnisprozess.

2. Bildung durch Wissenschaft:
Ziel ist nicht die Ausbildung „brauchbarer Untertanen“ oder „Fachidioten“, sondern die 
Entwicklung autonomer, urteilsfähiger Persönlichkeiten. Bildung ist immer auch 
Persönlichkeitsbildung, Förderung von Selbsttätigkeit, Kritikfähigkeit und Mündigkeit.

3. Freiheit von Lehre und Lernen:
Sowohl Lehrende als auch Studierende sollen sich ohne politische oder wirtschaftliche 
Vorgaben der Wahrheitssuche widmen können. Die Universität ist Zweck an sich selbst, 
keine bloße Ausbildungs- oder Dienstleistungsinstitution.

Im humboldtschen Ideal wird das Studium Generale zum Inbegriff einer freien, selbstbestimmten 
akademischen Kultur: Disziplinäre Grenzen werden überschritten, interdisziplinärer Dialog und 
ganzheitliche Bildung stehen im Zentrum. In der Praxis bedeutet dies auch:

• Die Möglichkeit, sich in verschiedenen Fächern zu erproben,

• Eigeninitiative bei der Wahl von Lehrveranstaltungen und Themen,

• Persönliche Entwicklung als Bildungsziel – nicht bloß berufsbezogene Qualifikation.

Gegenüberstellung: Ideal und Realität

Während das Studium Generale in der Humboldtschen Tradition ein Leitbild universitärer Bildung 
darstellt, ist die Realität vielfach davon entfernt: Politische Steuerung, Ökonomisierung und 
Verschulung schränken Freiräume ein, fachspezifische Spezialisierung überwiegt. Dennoch bleibt 
das Studium Generale als Gegenbild zur Funktionslogik der „Outputuniversität“ bis heute relevant –
sowohl in bildungspolitischen Debatten als auch als Praxisformat (z. B. Ringvorlesungen, offene 
Wahlfächer, interdisziplinäre Seminare).
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2.3.2 Transformationen, Verschulung und Krise

Historischer Wandel: Vom Bildungsraum zur Ausbildungseinrichtung

Nach der Etablierung der humboldtschen Universitätsidee im 19. Jahrhundert prägte das Leitbild 
des Studium Generale über viele Jahrzehnte die deutschsprachige Hochschullandschaft – zumindest
als normativer Bezugspunkt. Bis in die Mitte des 20. Jahrhunderts galt das universitäre Studium 
weithin als Raum der Selbstbildung, Reflexion und Persönlichkeitsentwicklung. Studierende 
konnten Lehrveranstaltungen fächerübergreifend wählen, das Tempo ihres Studiums mitgestalten 
und sich in studentischen Initiativen erproben.

Mit dem raschen gesellschaftlichen Wandel der Nachkriegszeit – insbesondere seit den 1960er 
Jahren – setzte jedoch ein fundamentaler Strukturwandel ein:

• Massenuniversität: Die Öffnung der Hochschulen für breitere Bevölkerungsschichten 
führte zu einem starken Anstieg der Studierendenzahlen („Bildungsexpansion“). Damit 
einher gingen neue Herausforderungen der Organisation, Finanzierung und Steuerung.

• Ausbau des Wohlfahrtsstaats und Demokratisierung: Forderungen nach Teilhabe, 
Chancengleichheit und Mitbestimmung wurden lauter. Hochschulreformen zielten auf 
breiteren Zugang, partizipative Gremienstrukturen und modernisierte Curricula.

• Wissenschaft als Produktionsfaktor: Im Zuge wirtschaftlicher Globalisierung und 
Technisierung verschob sich das Verständnis von Wissenschaft und Bildung immer mehr in 
Richtung „Produktionsfaktor“, „Humankapital“ und Standortvorteil.

Die Verschulung der Hochschulen

Die „Verschulung“ beschreibt einen Prozess, bei dem das Studium immer stärker durch formale 
Strukturen, Prüfungsregime und standardisierte Abläufe geprägt wird. Folgende Entwicklungen sind
zentral:

1. Curriculare Steuerung und Modularisierung:
– Die Einführung klar definierter Studiengänge, Module und Prüfungsleistungen begrenzte 
die Freiheit bei der Wahl von Inhalten und Schwerpunkten.
– Im Kontext des Bologna-Prozesses (ab 1999) wurden Bachelor- und Masterabschlüsse, 
ECTS-Punktesystem und vergleichbare Abschlussformate eingeführt, um die europäische 
Hochschullandschaft zu harmonisieren.



2. Verdichtung und Taktung:
– Regelstudienzeiten, Pflichtmodule, eng getaktete Semester, Anwesenheitspflichten und 
permanente Leistungsüberprüfung führten zu einer Verschiebung von Eigenverantwortung 
hin zu Fremdsteuerung.
– Kontinuierliche Prüfungen und „Workload“-Vorgaben schränken die Möglichkeit für 
selbstgesteuerte, kreative oder kritische Vertiefung massiv ein.

3. Qualitäts- und Outputorientierung:
– Hochschulen werden heute an messbaren „Outputs“ gemessen: Absolventenzahlen, 
Studienabbruchsquoten, Drittmittel, Publikationszahlen.
– Studiengänge unterliegen der permanenten externen Akkreditierung und Evaluation, 
wodurch Anpassungsdruck an vermeintliche „Markterfordernisse“ entsteht.

4. Digitalisierung und Standardisierung:
– Digitale Verwaltungssysteme, Online-Prüfungen, automatisierte Prüfungsverwaltung und 
digitale Lernplattformen rationalisieren Abläufe, fördern aber zugleich das Kontroll- und 
Überwachungspotenzial.

Folgen: Krise des Studium Generale und der universitären Bildung

Die Folgen dieser Entwicklungen sind vielschichtig und markieren eine Krise sowohl des Studium 
Generale als auch der Universität als Bildungsinstitution:

• Verlust an Freiräumen und Interdisziplinarität:
Das Ideal der fächerübergreifenden Bildung, der freien Wahl von Seminaren oder der 
offenen Begegnung verschiedener Disziplinen wird durch die strikte Modularisierung und 
Curricularisierung massiv eingeschränkt. Viele Studierende erleben das Studium als 
„verschulten Parcours“, der wenig Raum für Umwege, Irrtümer oder echte Eigeninitiative 
lässt.

• Vereinzelung und Entfremdung:
Die Verlagerung des Studiums auf individualisierte, kompetitive und streng reglementierte 
Bahnen schwächt kollektive Lern- und Erfahrungsräume. Gemeinschaftsgefühl, kritische 
Debatte, studentische Öffentlichkeit und selbstorganisierte Initiativen verlieren an 
Bedeutung.

• Reduktion von Bildung auf Verwertbarkeit:
Bildung wird nicht mehr als offener Selbstzweck, sondern primär als „Investition“ in 
marktförmige Kompetenzen betrachtet. Die Universität gerät unter Legitimationsdruck, ihre 
gesellschaftliche Relevanz wird an kurzfristigen Arbeitsmarktindikatoren gemessen. Damit 
droht der Verlust grundlegender Bildungsziele: Urteilskraft, Kreativität, 
Verantwortungsbewusstsein und demokratische Mündigkeit.

• Krisenhafte Erfahrungen und Widerstand:
Die „Krise der Universität“ manifestiert sich für viele in Überforderung, Burnout, hoher 
Abbrecherquote und dem Gefühl, von starren Systemen verwaltet zu werden. Zugleich 
entstehen neue Formen studentischen Protests, alternative Lernräume und Forderungen nach
einer Rückbesinnung auf emanzipatorische Bildungsziele (siehe z. B. Proteste gegen 
Studiengebühren, Bologna-Reformen, jüngere Bewegungen wie „Schwarze Uni“, offene 
Lesekreise etc.).



Fazit

Die Transformation der Hochschulen durch Verschulung, Modularisierung und Ökonomisierung hat
das Studium Generale in den Hintergrund gedrängt – als Idee wie als Praxis. Die gegenwärtige 
Krise ist daher nicht nur eine Krise universitärer Organisation, sondern eine Krise demokratischer 
Bildungskultur: Ohne Freiräume für selbstbestimmtes, interdisziplinäres und kritisch-reflexives 
Lernen verliert die Hochschule ihren gesellschaftlichen Auftrag und ihre integrative Funktion.

Wesentliche Gegenwartsfragen sind daher:
– Wie können Freiräume für das Studium Generale und emanzipatorische Bildung neu geschaffen 
oder verteidigt werden?
– Welche institutionellen, curricularen und kulturellen Barrieren müssen dafür erkannt und abgebaut
werden?
– Welche Rolle spielen Studierende, Lehrende und die Gesellschaft als Ganze im Ringen um eine 
demokratische Hochschule?

Weiterführende Literatur:

• Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Ash, Mitchell G. (2006): Bachelorisierung und die Krise des Studium Generale. In: Dies. 
(Hrsg.): „Wissen, was kommt. Die Zukunft der Universität.“ Frankfurt/M.: Suhrkamp.

• Krautz, Jochen (2014): Ware Bildung: Schule und Universität unter dem Diktat der 
Ökonomie. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• Heintz, Bettina (2017): Universität im Reformstress. Transformationen im Bologna-Prozess. 
Wiesbaden: Springer VS.

2.3.3 Studium Generale als Gegenentwurf und Ort emanzipatorischer Bildung

Ursprungsidee und kritischer Impuls

Das Studium Generale verkörpert den Kern eines Bildungsideals, das die Universität als Raum 
umfassender, selbstbestimmter Persönlichkeitsentwicklung begreift. Ursprünglich verstand man 
darunter ein Studium, das nicht allein der Fachausbildung oder Berufsbefähigung dient, sondern die
Entwicklung eines kritischen, reflektierten und sozial verantwortlichen Subjekts ermöglicht. Im 
Zentrum steht die Überzeugung, dass Bildung mehr ist als Fachwissen und Verwertbarkeit – sie ist 
die Fähigkeit, eigenständig zu urteilen, gesellschaftliche Zusammenhänge zu erkennen und sich als 
aktiver Teil demokratischer Prozesse zu verstehen.

Studium Generale als bewusster Gegenentwurf

Angesichts der beschriebenen Verschulung, Modularisierung und Ökonomisierung der Hochschulen
markiert das Studium Generale einen bewussten Gegenentwurf:



• Interdisziplinarität und Grenzüberschreitung: Das Studium Generale soll gerade jene 
Grenzen überschreiten, die durch Spezialisierung, Curricularisierung und standardisierte 
Prüfungsabläufe errichtet werden. Studierende werden angeregt, verschiedene Perspektiven, 
Methoden und Wissensformen kennenzulernen, zu vergleichen und kritisch zu hinterfragen.

• Selbstbildung und Reflexion: Im Gegensatz zur Output- und Verwertungslogik wird 
Selbstbildung als zentraler Bildungszweck verstanden. Die Studierenden übernehmen 
Verantwortung für die Auswahl, Gestaltung und Reflexion ihres Lernens. Freiräume für 
Irrtum, kreative Umwege und unkonventionelle Wege werden gezielt eröffnet.

• Kritische Gesellschaftsorientierung: Das Studium Generale richtet sich auf die 
Entwicklung eines reflektierten und engagierten Verhältnisses zur Gesellschaft. 
Bildungsprozesse werden als gesellschaftliche Praxis verstanden, in der demokratische 
Urteilskraft, ethische Sensibilität und solidarisches Handeln eingeübt werden können.

• Dialog und Pluralität: Emanzipatorisches Studium Generale setzt auf dialogische Formate, 
offene Diskussionskulturen und die Begegnung mit dem Anderen. Statt homogener 
Lernräume und abgeschotteter Fächerlogiken sollen Differenz, Diversität und Pluralität 
sichtbar und fruchtbar gemacht werden.

Emanzipatorische Bildungspraxis im Studium Generale

Die Praxis des Studium Generale zeigt sich in verschiedenen Formen, etwa:

• Wahlfächer und interdisziplinäre Seminare: An vielen Universitäten werden Formate des 
Studium Generale als offene Wahlbereiche angeboten, in denen Studierende selbstbestimmt 
über den Tellerrand des eigenen Fachs hinausblicken können.

• Ringvorlesungen, Kolloquien und Diskussionsformate: Veranstaltungsreihen, in denen 
Wissenschaftlerinnen, Praktikerinnen und Studierende gemeinsam gesellschaftliche 
Grundfragen, aktuelle Krisen oder ethische Herausforderungen diskutieren.

• Projektstudium, selbstorganisierte Gruppen, Service Learning: Formen des forschenden
Lernens, der gemeinsamen Projektarbeit und des gesellschaftlichen Engagements, die 
Reflexion und praktische Erfahrung verbinden.

Beispiele hierfür sind die interdisziplinären „Studium-Generale“-Programme an deutschen 
Reformuniversitäten (z. B. Universität Bielefeld, Universität Konstanz) oder die Liberal Arts-
Modelle im angelsächsischen Raum. Auch selbstorganisierte studentische Initiativen, alternative 
Hochschulgruppen oder offene Lesekreise können als Ausdruck eines emanzipatorischen Studium 
Generale verstanden werden.

Pädagogische und gesellschaftliche Potenziale

Die Wiederbelebung des Studium Generale als emanzipatorischer Praxis bietet zahlreiche 
Potenziale:

• Förderung kritischer Urteilskraft: Die Auseinandersetzung mit verschiedenen Disziplinen
und Weltbildern schult den Sinn für Komplexität, Ambivalenz und die Fähigkeit, 
widersprüchliche Informationen zu integrieren.



• Stärkung gesellschaftlicher Verantwortung: Durch Reflexion über die gesellschaftlichen 
Folgen wissenschaftlichen und beruflichen Handelns können Studierende ein Bewusstsein 
für ihre Rolle und Verantwortung in der Gesellschaft entwickeln.

• Ermutigung zur Eigeninitiative: Offene Lernsettings und projektorientiertes Arbeiten 
fördern Mut zur Eigenverantwortung, Teamarbeit und selbstgesteuerten Problemlösungen.

• Erhalt und Erweiterung demokratischer Bildungsräume: Das Studium Generale leistet 
einen Beitrag zur Verteidigung und Erweiterung von Freiräumen in der Hochschule, die 
nicht der unmittelbaren Verwertung oder Steuerung unterworfen sind.

Kritik und Herausforderungen

Trotz dieser Potenziale bleibt das Studium Generale vielerorts marginalisiert oder auf symbolische 
Wahlangebote beschränkt. Herausforderungen sind:

• Strukturelle Hindernisse: Curricularer Zwang, Prüfungsdichte und enge 
Studienverlaufspläne lassen oft kaum Raum für selbstbestimmtes Studium Generale.

• Geringe institutionelle Wertschätzung: Die Teilnahme an studium-generale-Angeboten 
wird häufig nicht oder nur unzureichend anerkannt.

• Selektivität und Exklusivität: Nicht alle Studierenden können oder wollen von den 
Angeboten profitieren; Studierende mit prekären Lebenslagen sind oft ausgeschlossen.

Um das emanzipatorische Potenzial zu heben, braucht es daher nicht nur neue Programme, sondern 
einen grundlegenden Bewusstseinswandel im Umgang mit Bildung, Selbstbestimmung und 
gesellschaftlicher Verantwortung.

Weiterführende Literatur zu 2.3.3

• Ash, Mitchell G. (2006): „Studium Generale und die Krise der Universität.“ In: Dies. 
(Hrsg.): Wissen, was kommt. Die Zukunft der Universität. Frankfurt/M.: Suhrkamp.

• Jörke, Dirk; Kaldewey, David (Hrsg.) (2017): Die Idee der Universität nach Bologna. 
Weilerswist: Velbrück Wissenschaft.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Oelkers, Jürgen (2001): Pädagogik der Moderne. Bildung und Erziehung im 20. Jahrhundert.
Weinheim/Basel: Beltz.



2.3.4 Herausforderungen im Kontext von Digitalisierung, Ökonomisierung, 
Demokratie

Digitalisierung: Zwischen Demokratisierung und Disziplinierung

Die Digitalisierung der Hochschulen gilt als zentrales Merkmal der aktuellen Transformation 
universitärer Bildung. Sie eröffnet einerseits neue Möglichkeiten für Zugänglichkeit, Offenheit und 
Vernetzung:

• Offene Bildungsressourcen (Open Educational Resources), frei zugängliche Vorlesungen 
und digitale Bibliotheken erweitern den Zugang zu Wissen für eine breite Öffentlichkeit und
ermöglichen auch nicht-traditionellen Studierenden den Einstieg in akademische 
Lernprozesse.

• Digitale Kollaboration fördert neue Formen interdisziplinärer Zusammenarbeit, etwa in 
internationalen Projektteams, Online-Lerncommunities oder bei kollaborativen 
Forschungsprojekten.

Gleichzeitig birgt die Digitalisierung erhebliche neue Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten:

• Lernmanagementsysteme, automatisierte Prüfungen und digitale Anwesenheitskontrollen 
intensivieren die Überwachung von Lernprozessen und führen zu einer weitergehenden 
Standardisierung und Formalisierung des Studiums.

• Die Sichtbarkeit individueller Lernfortschritte, Aktivitäten und Leistungen wird erhöht; 
digitale Systeme ermöglichen Vergleichbarkeit, Leistungsranking und die Analyse von 
„Bildungsdaten“ durch Universitäten, Verwaltung und – potenziell – externe Akteure.

Die Ambivalenz digitaler Bildung zeigt sich insbesondere darin, dass Freiräume, kritische Reflexion
und gemeinsames Explorieren nur schwer in digitale Formate übersetzt werden können, wenn diese 
primär der Effizienzsteigerung und Überwachung dienen.
Herausforderung: Die Gestaltung von Digitalisierung, die nicht der Kontrolle und 
Ökonomisierung, sondern der Ermöglichung von Dialog, Vielfalt und kritischer Selbstbildung 
verpflichtet bleibt.

Ökonomisierung: Marktlogik und Effizienz als Leitmotive

Die Ökonomisierung universitärer Bildung umfasst mehrere Ebenen:

• Steuerung der Hochschulen nach betriebswirtschaftlichen Prinzipien: Universitäten 
werden zu „Akteuren am Bildungsmarkt“, die mit anderen um Ressourcen, Studierende, 
Reputation und Drittmittel konkurrieren. Rankings, Outputkennziffern und Profilbildung 
treten an die Stelle umfassender Bildungs- und Gesellschaftsziele.

• Studierende als Humankapital: Das Studium wird vielfach als „Investition in die eigene 
Employability“ betrachtet; Bildungsbiographien werden auf Effizienz, Wettbewerb und 
kurzfristigen Nutzen ausgerichtet.

• Verdrängung des Studium Generale: Angebote, die nicht unmittelbar verwertbar 
erscheinen, werden marginalisiert. Interdisziplinäre, kritische und frei wählbare 
Bildungsformate geraten unter Legitimationsdruck.



Die Risiken der Ökonomisierung bestehen nicht nur in der Verengung der Bildungsziele, sondern 
auch in der Förderung von Konformität, Entsolidarisierung und dem Verlust gesellschaftlicher 
Reflexionskraft. Bildung als Selbstzweck, Persönlichkeitsentwicklung und demokratische 
Urteilsfähigkeit verlieren an Wert gegenüber marktförmigen Funktionslogiken.

Demokratie: Erosion partizipativer Strukturen und Legitimation

Der demokratische Anspruch der Universität – als Ort des freien Austauschs, der Mitbestimmung 
und kollektiven Aushandlung – ist unter Druck geraten:

• Reduzierte Mitbestimmungsrechte: Infolge von Hochschulreformen und neuen 
Governance-Strukturen wurden studentische und akademische Beteiligungsrechte oftmals 
zugunsten von Management und administrativer Effizienz zurückgefahren.

• Administrative Dominanz: Hochschulleitungen und externe Hochschulräte erhalten 
weitreichende Kompetenzen; Entscheidungsfindungen verlagern sich von der akademischen 
Selbstverwaltung zu professionalisierten, teils undurchsichtigen Gremien.

• Schwindende Öffentlichkeiten: Die klassische studentische Öffentlichkeit (Plakatwände, 
Versammlungen, alternative Presse) schrumpft, während digitale Plattformen oft 
administriert, überwacht und nach externen Regeln betrieben werden. Die Angst vor 
Regelverletzungen, Unsicherheit und die Tendenz zur Selbstzensur nehmen zu.

Die Demokratiekrise der Hochschule spiegelt damit die Herausforderungen der gesamten 
Gesellschaft: Partizipation wird erschwert, Konsens durch Top-down-Steuerung ersetzt, kritische 
Öffentlichkeiten marginalisiert. Die Fähigkeit der Universität, als Laboratorium demokratischer 
Praxis und gesellschaftlicher Erneuerung zu dienen, ist bedroht.

Zusammenfassende Herausforderungen und Handlungsperspektiven

Das Studium Generale steht im Schnittpunkt dieser Entwicklungen:

• Es droht im Geflecht von Digitalisierung und Ökonomisierung an den Rand gedrängt oder 
auf symbolische Formate reduziert zu werden.

• Gleichzeitig ist es ein entscheidender Hebel, um die demokratische und gesellschaftliche 
Rolle der Hochschule zu stärken, Freiräume zu verteidigen und neue Formen der 
Beteiligung und Verantwortungsübernahme zu ermöglichen.

Handlungsfelder für ein emanzipatorisches Studium Generale:

• Digitale Formate so gestalten, dass sie Dialog, Kollaboration und kritische Reflexion 
fördern, statt lediglich Kontrolle und Effizienz zu steigern.

• Interdisziplinäre, kritische und gesellschaftsbezogene Bildungsangebote systematisch 
stärken und institutionell absichern.

• Demokratische Beteiligungsstrukturen und studentische Öffentlichkeiten erneuern und 
erweitern – analog wie digital.

Nur wenn das Studium Generale diese Herausforderungen aufgreift und zu einer echten Kultur der 
Selbstbildung, des Dialogs und der kollektiven Verantwortung beiträgt, kann die Hochschule ihrem 
gesellschaftlichen Auftrag im 21. Jahrhundert gerecht werden.



Weiterführende Literatur zu 2.3.4:

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Jörke, Dirk; Kaldewey, David (Hrsg.) (2017): Die Idee der Universität nach Bologna. 
Weilerswist: Velbrück Wissenschaft.

• Hepp, Andreas (2023): Digitalisierung der Bildung. Herausforderungen und Perspektiven. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Hessel, Philipp (2021): Die demokratische Hochschule. Partizipation und Legitimität im 
Wandel. Bielefeld: transcript.

2.3.5 Fazit: Die bleibende Relevanz

Trotz aller Transformationen, Krisen und Angriffe auf die Idee der Universität bleibt das Studium 
Generale ein unersetzlicher Bezugspunkt für die emanzipatorische, demokratische und 
gesellschaftsverantwortliche Dimension universitärer Bildung. Gerade die aktuellen 
Herausforderungen – die fortschreitende Ökonomisierung, die Digitalisierung als 
Steuerungsinstrument und die Erosion demokratischer Öffentlichkeit – machen den Verlust 
allgemeiner, kritisch-reflexiver Bildung zu einer Gefahr für die gesellschaftliche Zukunftsfähigkeit.

Das Studium Generale steht heute mehr denn je für die Grundprinzipien einer Bildung, die über 
Anpassung, Funktionalität und Marktverwertbarkeit hinausgeht. Es repräsentiert

• den Anspruch auf Selbstbildung jenseits ökonomischer Verwertungslogik,

• den Schutzraum für intellektuelle und existenzielle Erprobung,

• die Ermöglichung von Dialog, Dissens und Grenzüberschreitung,

• und die systematische Förderung von Urteilskraft, gesellschaftlicher Verantwortung 
und partizipativer Praxis.

Sein Niedergang wäre kein bloßer bildungspolitischer Kollateralschaden, sondern ein Indikator für 
die Aufgabe zentraler demokratischer Errungenschaften: Die Hochschule verkommt zur 
Durchlaufstation für Qualifikationen, zur Vermessungsanstalt von Leistung und 
Anpassungsfähigkeit – und verliert damit ihre Funktion als gesellschaftliches Laboratorium, in dem 
Zukunft überhaupt erst gedacht, erprobt und gestaltet werden kann.

Die bleibende Relevanz des Studium Generale besteht darin, einen Gegenraum zur Dominanz von 
Kontrolle, Outputorientierung und Konformismus zu verteidigen: Es ist die Institutionalisierung des
Rechts auf Unfertigkeit, auf Umwege, auf Irrtum und Erkenntnisgewinn jenseits instrumenteller 
Vernunft.
Es ist das strukturelle Gedächtnis der Universität für all jene Möglichkeiten, die sich der 
unmittelbaren Verwertung und Steuerung entziehen – und damit der Prüfstein, an dem sich der 
demokratische, aufklärerische und solidarische Charakter der Hochschule bemisst.



Die Aufgabe der Gegenwart ist nicht, das Studium Generale als nostalgisches Relikt zu bedauern, 
sondern es als zukunftsfähige Praxis zurückzuerobern: als radikalen Raum für Selbstbildung, 
gesellschaftlichen Widerspruch und kreative Mitgestaltung im Zeitalter multipler Krisen.

Weiterführende Literatur:

• Masschelein, Jan; Simons, Maarten (2010): Die Universität im Ruin. Zürich: Diaphanes.

• Nussbaum, Martha C. (2010): Not for Profit. Why Democracy Needs the Humanities. 
Princeton: Princeton University Press.

• Biesta, Gert (2017): Bildung nach Maß? Schule und Erziehung zwischen Effizienz und 
Subjektwerdung. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

3. Zugang, Teilhabe und soziale Barrieren 

Die Frage nach Zugang, Teilhabe und sozialer Gerechtigkeit ist für jede Vorstellung von 
demokratischer und emanzipatorischer Hochschule konstitutiv. Während das Ideal des Studium 
Generale und der Universitas von der Offenheit für alle „Talente“ und einer egalitären 
Gemeinschaft von Lehrenden und Lernenden ausgeht, zeigt die Wirklichkeit des Hochschulzugangs
seit jeher tiefe Brüche: Soziale Herkunft, finanzielle Ressourcen, kulturelles Kapital, Behinderung, 
Alter, Migrationserfahrung oder Sprachkompetenz bestimmen maßgeblich, wer an akademischer 
Bildung partizipieren kann – und wer systematisch ausgeschlossen wird.

Diese Barrieren sind keine zufälligen Nebenprodukte, sondern Ergebnis historisch gewachsener 
Machtstrukturen, ökonomischer Rahmensetzungen und symbolischer Grenzziehungen. Sie 
manifestieren sich in den Auswahlverfahren der Hochschulen ebenso wie in alltäglichen Routinen, 
in Erwartungshaltungen, Förderprogrammen oder der Gestaltung von Lern- und Lebensräumen. Oft
wirken sie unsichtbar, als „Normalität“ maskiert – und reproduzieren gesellschaftliche Ungleichheit
im akademischen Feld.

Antiautoritäre Bildungspraxis ist daher untrennbar mit dem Kampf gegen Klassismus, Ableismus, 
Altersdiskriminierung und andere Formen struktureller Diskriminierung verbunden. 
Emanzipatorische Hochschule kann nicht nur eine Frage von Methoden oder Curricula sein, 
sondern muss sich der Frage stellen, wer überhaupt Zugang erhält, unter welchen Bedingungen 
Teilhabe möglich ist – und welche Hindernisse dabei fortwirken.

Kapitel 3 nimmt diese Problematik systematisch in den Blick:

• Es werden zunächst die verschiedenen Dimensionen und Mechanismen sozialer Barrieren 
analysiert – insbesondere Klassismus als zentrales Strukturmoment des deutschen 
Hochschulwesens.

• Im Anschluss werden weitere Zugangshürden wie Ableismus, Altersdiskriminierung sowie 
sprachliche und migrationsbedingte Faktoren beleuchtet.

• Abschließend werden Empowerment-Strategien, Öffnungsprogramme und Best-Practice-
Beispiele vorgestellt, die zeigen, wie der Anspruch auf Teilhabe und Gerechtigkeit praktisch 
eingelöst werden kann.



Damit bildet dieses Kapitel das kritische Bindeglied zwischen der Theorie antiautoritärer Bildung 
und ihrer tatsächlichen Realisierung im Alltag universitärer Strukturen.
Denn die Frage nach dem Zugang ist immer auch die Frage danach, wer die Möglichkeit erhält, 
Subjekt von Bildung zu werden – und wer auf den Status eines Objekts oder „Störfaktors“ 
reduziert bleibt.

3.1 Klassismus und soziale Herkunft als Barrieren im Hochschulraum

Die Analyse struktureller Ausschlüsse in Bildungssystemen, wie sie in Kapitel 2.2.4 intersektional 
entwickelt wurde, macht im Hochschulkontext besonders deutlich, wie tiefgreifend soziale 
Herkunft, ökonomische Ressourcen und symbolische Zugehörigkeiten über Bildungszugang und 
Bildungserfolg entscheiden. Klassismus, verstanden als institutionalisierte Benachteiligung 
aufgrund sozialer Klasse, bleibt ein zentrales Strukturmoment des deutschen Hochschulwesens – 
auch im 21. Jahrhundert.

3.1.1. Manifestationen: Finanzielle, kulturelle und symbolische Hürden

Soziale Herkunft bestimmt auf vielfältige Weise den Zugang zur und die Teilhabe an Hochschule:

• Finanzielle Barrieren: Studiengebühren (wo sie existieren), steigende 
Lebenshaltungskosten, knappe Stipendienangebote und die Notwendigkeit von Nebenjobs 
stellen gerade für Erstakademiker:innen und Studierende aus nicht-akademischen 
Haushalten erhebliche Hindernisse dar. Oft müssen sie Studium und Erwerbsarbeit parallel 
bewältigen, was sich negativ auf Studienerfolg, Teilhabe am Campusleben und Engagement 
auswirkt.

• Kulturelles Kapital: Das Wissen um „akademische Codes“ – wie Bewerbungsverfahren, 
Umgangsformen, Diskursstile oder der Zugang zu Netzwerken – wird meist im Elternhaus 
vermittelt und ist für viele Studierende aus Arbeiter:innenfamilien oder mit 
Migrationsgeschichte nicht selbstverständlich (vgl. Bourdieu: „kulturelles Kapital“).

• Symbolische Barrieren: Lehrinhalte, Prüfungsformate und Studienkultur sind häufig auf 
die Erfahrungs- und Ausdruckswelten der Mittelschicht zugeschnitten. Sprache, Habitus und
Erwartungen können als „unsichtbare Mauern“ wirken, die das Gefühl des „Nicht-
Dazugehörens“ verstärken.

Empirische Studien (z. B. DZHW, 2023) zeigen, dass Studierende aus Nichtakademikerfamilien 
seltener ein Studium aufnehmen, häufiger abbrechen und weniger Zugang zu Stipendien, 
Austauschprogrammen oder Elitenetzwerken haben.

3.1.2. Effekte auf Studienerfolg, Engagement und studentische Kultur

Klassismus schlägt sich nicht nur in quantitativen Teilhabedaten nieder, sondern auch qualitativ im 
Studienalltag:

• Studierende mit knappen Ressourcen oder fremdem Habitus erleben sich häufiger als 
„Minderheit“ oder „Störfaktor“ im Hochschulmilieu.

• Engagement in Fachschaften, Gremien oder Hochschulpolitik bleibt oft Angehörigen 
bildungsnaher Milieus vorbehalten, da Zeit, Selbstvertrauen oder Ressourcen fehlen.



• Die symbolische und soziale Ungleichheit reproduziert sich auch auf der Ebene von 
Austauschprogrammen, Zusatzqualifikationen und Karrierewegen.

Die Hochschule, die sich als „Meritokratie“ versteht, ist in Wahrheit häufig ein Ort, an dem 
strukturelle Ungleichheiten reproduziert und legitimiert werden – nicht selten unter dem 
Deckmantel „neutraler“ Auswahlverfahren.

3.1.3. Empowerment-Strategien: Netzwerke, Peer-Gruppen, Solidaritätsfonds

Demgegenüber haben sich in den vergangenen Jahren zahlreiche Empowerment- und 
Öffnungsinitiativen etabliert:

• Peer-Netzwerke und Beratungsstellen richten sich explizit an Erstakademiker:innen und 
andere benachteiligte Gruppen (z. B. ArbeiterKind.de, Netzwerk Chancen).

• Solidaritätsfonds, Notfallstipendien und Teilhabefonds versuchen, finanzielle Hürden zu 
kompensieren und kurzfristige Unterstützung zu leisten.

• Mentoring- und Buddyprogramme bieten gezielte Begleitung beim Studienstart, bei 
Bewerbungen oder Übergängen ins Berufsleben.

• Empowerment-Workshops und Vernetzungstreffen stärken Selbstbewusstsein und 
soziale Handlungskompetenz.

• Kritische Hochschulgruppen und Initiativen wie „Klassismus-kritische Hochschulen“ 
sensibilisieren für Ausschlüsse und setzen sich für diskriminierungssensible Strukturen ein.

3.1.4. Programme zur Öffnung: Forschung und Best-Practice

Öffnungsprogramme und gezielte Forschungsprojekte dokumentieren Fortschritte und 
Herausforderungen:

• „Studienpioniere“-Programme, Diversitätsstipendien und Quotenregelungen setzen Anreize 
zur gezielten Förderung unterrepräsentierter Gruppen.

• Hochschulen experimentieren mit „Third Mission“-Ansätzen, die Kooperation mit lokalen 
Milieus, Familien und Schulen stärken sollen.

• Best-Practice-Beispiele zeigen: Erfolge gelingen dann, wenn finanzielle, symbolische und 
soziale Hürden gleichzeitig adressiert werden – und Empowerment, Sichtbarkeit und 
Ressourcenaufbau Hand in Hand gehen.

3.1.5. Fazit: Antiautoritäre Bildung und soziale Gerechtigkeit

Klassismus ist kein Randproblem, sondern struktureller Bestandteil des Hochschulalltags. 
Emanzipatorische und antiautoritäre Hochschulbildung kann sich nicht auf Methodik oder Didaktik 
beschränken, sondern muss Fragen des Zugangs, der Ressourcenverteilung und der symbolischen 
Inklusion systematisch angehen. Erst in der bewussten Thematisierung und aktiven Bearbeitung von
Klassismus wird Hochschule zu einem Ort, der seinem Bildungsauftrag gerecht wird: der Förderung
von Urteilskraft, Solidarität und demokratischer Teilhabe für alle – und nicht nur für die ohnehin 
Privilegierten.



Literaturhinweise zu 3.1

• Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
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3.2 Weitere Zugangshürden

Neben der sozialen Herkunft wirken im Hochschulkontext weitere strukturelle Hürden, die den 
gleichberechtigten Zugang, die Partizipation und den Studienerfolg beeinträchtigen. Besonders 
gravierend sind die Mechanismen von Ableismus und Altersdiskriminierung sowie sprachliche, 
kulturelle und migrationsbedingte Barrieren. Ihre Effekte sind häufig miteinander verschränkt und 
verstärken sich wechselseitig, wie intersektionale Forschung zeigt.

3.2.1 Ableismus und Altersdiskriminierung

Ableismus bezeichnet die strukturelle und kulturelle Benachteiligung von Menschen mit 
Behinderung oder chronischer Erkrankung. Im Hochschulalltag manifestiert sich Ableismus in 
vielfacher Form:

• Physische und digitale Barrieren: Nicht barrierefreie Gebäude, fehlende Aufzüge, schlecht
zugängliche Lernräume und technische Plattformen erschweren die Teilnahme am Studium.

• Unzureichende Nachteilsausgleiche: Komplexe, bürokratische Verfahren zur Beantragung 
von Nachteilsausgleichen führen dazu, dass viele Betroffene diese Leistungen nicht oder nur
eingeschränkt in Anspruch nehmen können. Es besteht häufig Unsicherheit über Ansprüche 
und Pflichten.

• Normiertes Leistungsverständnis: Prüfungs- und Leistungsanforderungen orientieren sich 
am „Normalstudierenden“ ohne gesundheitliche Einschränkungen. Flexible 
Prüfungsformate, individuelle Zeitpläne oder alternative Leistungsnachweise werden nur 
selten proaktiv angeboten.

• Stigmatisierung und Unsichtbarkeit: Viele Studierende mit nicht sichtbaren 
Behinderungen oder chronischen Erkrankungen erleben Misstrauen, Vorurteile oder die 
Angst, als „Leistungsbremse“ wahrgenommen zu werden. Die Folge ist eine 
Unsichtbarmachung ihrer Bedürfnisse und Erfahrungen.

Trotz rechtlicher Fortschritte (wie dem Hochschulrahmengesetz, dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz und universitären Gleichstellungsbeauftragten) bleibt die tatsächliche 



Inklusion vielfach lückenhaft und ist von Hochschule zu Hochschule sehr unterschiedlich 
ausgeprägt.

Altersdiskriminierung ist eine bislang wenig thematisierte, aber in der Praxis relevante Barriere:

• Regelstudienzeiten und Altersnormen: Viele Förderprogramme (z. B. BAföG, Stipendien) 
sind an Altersgrenzen oder -normen gebunden, was insbesondere Menschen mit 
unterbrochenen Bildungsbiografien oder „späten“ Bildungswegen benachteiligt.

• Soziale Isolation: Ältere Studierende – etwa in Zweitstudien, nach Berufstätigkeit, mit 
Familienverantwortung oder nach Migration – werden häufig als „Ausnahmen“ 
wahrgenommen. Es fehlt an passenden Beratungsangeboten und an einer aktiven Ansprache 
in Hochschulpolitik und Studienberatung.

• Unsichtbarkeit in der Hochschulöffentlichkeit: Studienmaterialien, Curricula und 
Kommunikationsangebote sind meist auf „traditionelle“ Studierende zugeschnitten; die 
Vielfalt biographischer Hintergründe bleibt unbeachtet.

Beide Formen der Diskriminierung untergraben die Idee der inklusiven Hochschule und führen 
dazu, dass Talente, Erfahrungen und Potenziale systematisch verloren gehen.

3.2.2 Sprachliche, kulturelle, migrationsbedingte Barrieren

Sprachliche Barrieren sind eine der häufigsten Zugangshürden für internationale Studierende, 
Studierende mit Migrationsgeschichte oder für jene aus nicht-deutschsprachigen Familien:

• Studieneingangsphase: Komplexe Fachterminologie, hohe Anforderungen an 
akademisches Schreiben und mangelnde Unterstützung beim Erwerb 
wissenschaftssprachlicher Kompetenzen erschweren den Studienstart erheblich.

• Fehlende Brückenangebote: Sprachkurse, Tutorien und Mentoringprogramme werden 
nicht flächendeckend oder nur selektiv angeboten; auch die gezielte Förderung von 
Mehrsprachigkeit bleibt die Ausnahme.

• Prüfungs- und Lehrformate: Prüfungsleistungen und mündliche Beteiligung setzen häufig 
perfekte Sprachbeherrschung voraus und benachteiligen Studierende mit anderen 
Muttersprachen.

Kulturelle und migrationsbedingte Barrieren betreffen neben der Sprache auch die akademische 
Sozialisation, Werte, Kommunikationsstile und Erwartungen an das Hochschulsystem:

• Unterschiedliche Bildungstraditionen: Vorstellungen von Autorität, Gruppendynamik, 
Partizipation oder Leistungsbewertung variieren international stark. Fehlende Sensibilität für
diese Unterschiede kann zu Missverständnissen, Ausschluss oder Demotivation führen.

• Fehlende Diversität in Curricula und Personal: Lehrinhalte, Beispiele und Literatur sind 
oft auf die Mehrheitsgesellschaft bezogen. Diversität im Lehrkörper und kulturell vielfältige 
Lehrformate fehlen an vielen Hochschulen.

• Diskriminierung und rassistische Erfahrungen: Migrantisierte Studierende berichten 
häufig von offenen oder subtilen Diskriminierungserfahrungen im Studienalltag, etwa durch 
Stereotype, fehlende Repräsentation oder Ausschlüsse bei Bewerbungen und Praktika.



Folgen und Herausforderungen:
Diese Barrieren führen zu erhöhten Abbruchquoten, geringerer Studienzufriedenheit, 
Unterrepräsentation in Gremien und Forschungsprojekten sowie zu einer Einschränkung der 
gesamtgesellschaftlichen Innovationskraft.

Gelingensbedingungen für eine inklusive Hochschule:

• Barrierefreie Infrastruktur und digitale Zugänge

• Diskriminierungssensible Beratungs- und Empowerment-Angebote

• Diversitätsbewusste Curricula und Lehre

• Förderung von Mehrsprachigkeit und transkulturellen Kompetenzen

• Aktive Beteiligung und Repräsentation benachteiligter Gruppen in Hochschulpolitik und 
Gremien

Begrenzung und Ausblick

Die in diesem Abschnitt skizzierten Zugangshürden und Diskriminierungsmechanismen
können im Rahmen dieser Arbeit lediglich umrissen werden. Eine umfassende Analyse 
der vielfältigen kulturellen, migrationsbedingten und spezifisch gruppenbezogenen 
Barrieren würde den hier gesetzten Rahmen sprengen und wäre Gegenstand 
eigenständiger Forschung. Im Sinne der Fokussierung liegt der Schwerpunkt auf den 
strukturell zentralen, bildungssoziologisch gut dokumentierten Hürden. Weitere 
Differenzierungen und Vertiefungen bleiben ausdrücklich zukünftigen Arbeiten 
vorbehalten.

Literaturhinweise zu 3.2:
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(Hrsg.): Behinderung und Hochschule. Wiesbaden: VS Verlag.

• Wanka, Anna (2018): Alter(n) an der Hochschule. Biografische und organisationale 
Perspektiven. Wiesbaden: Springer VS.

• El-Mafaalani, Aladin (2018): Das Integrationsparadox. Warum gelungene Integration zu 
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4. Hochschularchitektur, Raumsoziologie und Öffnung 

Die physische und symbolische Gestaltung von Hochschulräumen ist keineswegs eine neutrale 
Angelegenheit, sondern prägt in hohem Maße, wie Bildung, Begegnung und Selbstorganisation an 
Universitäten möglich werden. Architektur und Raumordnung beeinflussen nicht nur die 
alltäglichen Bewegungs- und Kommunikationsmöglichkeiten der Studierenden, sondern wirken 
auch auf die Bildung sozialer Milieus, auf die Entstehung oder Begrenzung von Öffentlichkeit 
sowie auf den Zugang zu informellen Lern- und Beteiligungsformen.

Im Kontext einer zunehmend funktionalisierten und reglementierten Hochschullandschaft werden 
Fragen nach Raum, Sichtbarkeit, Teilhabe und Aneignung immer drängender. Während in der 
Vergangenheit offene Campusstrukturen und studentisch verwaltete Räume als Garanten gelebter 
Autonomie und sozialer Dichte galten, dominieren heute vielerorts Effizienzarchitektur, 
geschlossene Zugangsregime und ein Übergewicht digitaler Interaktion. Damit verschieben sich 
auch die Grenzen des Möglichen: Wer kann sich wann und wo treffen, sichtbar werden, diskutieren 
oder experimentieren – und wie wirken sich neue digitale Räume auf studentische Kultur und 
kritische Öffentlichkeit aus?

Dieses Kapitel beleuchtet die vielfältigen Dimensionen von Hochschularchitektur, Raumsoziologie 
und der (Un-)Möglichkeit studentischer Aneignung. In einem ersten Schritt wird die 
Gegenüberstellung von offenen und geschlossenen Campusgestaltungen analysiert sowie die Rolle 
von Gemeinschaftsräumen, studentischen Zentren und selbstverwalteten Flächen diskutiert. Ein 
besonderer Fokus liegt dabei auch auf der zunehmenden Bedeutung digitaler Räume und deren 
ambivalenter Wirkung auf Zugänglichkeit und soziale Dynamik.

Darauf aufbauend werden die Handlungsmöglichkeiten verschiedener Akteure differenziert 
betrachtet: Welche Chancen und Grenzen bestehen für Studierende, Initiativen und 
Hochschulgruppen, Einfluss auf die Raumnutzung und -gestaltung zu nehmen? Welche 
administrativen, rechtlichen und finanziellen Hürden stehen emanzipatorischer Öffnung entgegen? 
Abschließend werden zentrale soziologische und raumtheoretische Konzepte – etwa der „Dritte 
Ort“ (Oldenburg), Commons-Ansätze und Perspektiven der Raumsoziologie – als Analyserahmen 
eingeführt, um die Potenziale und Begrenzungen alternativer Raumgestaltung an Hochschulen zu 
reflektieren.

Kapitel 4 leistet damit einen zentralen Beitrag zum Verständnis der materiellen, sozialen und 
symbolischen Voraussetzungen emanzipatorischer Hochschulkultur – und öffnet den Blick für 
Möglichkeiten und Grenzen studentischer Selbstorganisation und Öffnung im institutionellen 
Gefüge der Gegenwartshochschule.

4.1 Architektur, Raumgestaltung und studentische Kultur 

Die architektonische Gestaltung von Hochschulräumen ist weit mehr als eine Frage funktionaler 
Infrastruktur. Sie prägt das alltägliche Erleben von Studierenden, beeinflusst 
Kommunikationsstrukturen, unterstützt oder behindert studentische Selbstorganisation und 
symbolisiert zugleich gesellschaftliche Leitbilder von Bildung, Freiheit und Gemeinschaft. Offene, 
flexibel nutzbare Räume können Orte der Begegnung, Teilhabe und kreativen Selbstentfaltung 
schaffen, während geschlossene, reglementierte oder kontrollierte Umgebungen zur Vereinzelung, 
Passivität und Hierarchisierung beitragen. Die „Architektur der Hochschule“ ist damit immer auch 



eine „Architektur des Zusammenlebens“ – sie wirkt als sichtbarer Ausdruck von Offenheit, 
Partizipation und Freiheit oder eben von Kontrolle, Abschottung und Formalisierung.

4.1.1 Geschlossene vs. offene Campusgestaltung

Die bauliche Gestaltung von Hochschulcampus ist kein neutraler oder rein funktionaler Akt, 
sondern spiegelt stets bildungspolitische, gesellschaftliche und institutionelle Leitbilder wider. Die 
Unterscheidung zwischen geschlossenen und offenen Campusformen ist dabei grundlegend, da sie 
weitreichende Implikationen für studentische Kultur, Kommunikation, soziale Teilhabe und 
demokratische Praxis besitzt.

1. Geschlossene Campusgestaltung: Merkmale und Auswirkungen

Geschlossene Campusanlagen zeichnen sich durch eine räumliche und symbolische Begrenzung 
aus. Sie sind häufig klar von der umgebenden Stadt oder dem Stadtteil abgegrenzt – durch Zäune, 
Mauern, Eingangstore oder architektonische Barrieren. Charakteristisch ist eine Funktionsaufteilung
in separate Gebäude für Lehre, Forschung, Verwaltung und studentische Angebote, oft ergänzt 
durch kontrollierte Zugangssysteme und stark formalisierte Wegeführungen.

Typische Merkmale:

• Physische Abgrenzung vom städtischen Raum (z. B. Zaunanlagen, wenige Zugangspunkte, 
abgeschlossene Innenhöfe).

• Strikte Funktionstrennung (Verwaltung, Lehre, Mensa, Wohnen).

• Hierarchisierung der Raumordnung (repräsentative Gebäude, zentrale Plätze, Nebengebäude
als „Peripherie“).

• Beschränkte Aufenthaltsmöglichkeiten außerhalb formalisierter Zwecke (z. B. kaum frei 
verfügbare Flächen, restriktive Nutzungsordnung).

Auswirkungen:

• Soziale Segregation: Die Trennung von Hochschule und Stadt schränkt den Austausch mit 
externen Akteur:innen und die soziale Öffnung der Institution ein.

• Kontrolle und Überwachung: Zugangs- und Nutzungsbeschränkungen fördern ein Klima 
der Kontrolle und tragen zur Formalisierung des studentischen Lebens bei.

• Erschwerte Selbstorganisation: Fehlende frei nutzbare Räume behindern die Entwicklung 
eigenständiger studentischer Kultur, Initiativen oder kollektiver Aktionen.

• Reduzierte Sichtbarkeit von Diversität: Homogene Raumgestaltung und hierarchische 
Zuordnungen schaffen Unsichtbarkeitszonen für marginalisierte Gruppen und alternative 
Lebensentwürfe.

• Vereinzelung: Die Konzentration auf Lehr- und Prüfungsräume fördert eine individuelle 
„Durchschleusung“, mindert spontane Begegnungen und Gemeinschaftserfahrung.

Ein klassisches Beispiel geschlossener Campusgestaltung sind viele im Zuge der Expansion in den 
1960er und 1970er Jahren neu errichteten Universitäten in Westdeutschland und Europa (z. B. Ruhr-



Universität Bochum, Universität Bielefeld). Hier spiegelte sich ein funktionalistisches, stark auf 
Rationalisierung und Kontrolle abzielendes Bildungsverständnis.

2. Offene Campusgestaltung: Merkmale und Potenziale

Demgegenüber steht das Leitbild des offenen, integrativen Campus. Offene Campuslandschaften 
sind durchlässig, vielfältig nutzbar und bewusst in die Stadtgesellschaft eingebunden. Sie setzen auf
räumliche Offenheit, flexible Nutzung und das Prinzip der Einladung – für Studierende, 
Mitarbeitende und externe Besucher:innen gleichermaßen.

Typische Merkmale:

• Offenheit gegenüber dem öffentlichen Raum (viele Zugänge, keine Absperrungen, 
Durchwegungen für städtische Bevölkerung).

• Multifunktionale Räume, Begegnungsflächen und studentische Zentren, die explizit für 
selbstorganisierte Nutzungen ausgelegt sind.

• Fließende Übergänge zwischen Lehr-/Forschungs- und Aufenthaltsbereichen.

• Starke Einbindung in urbanes Leben: Kooperation mit städtischen Kultureinrichtungen, 
Gastronomie, sozialräumlichen Initiativen.

• Architektur als Medium sozialer Durchlässigkeit (Transparenz, Sichtachsen, Freiflächen).

Potenziale:

• Förderung demokratischer und kollektiver Praxis: Offene Räume begünstigen 
informelle Begegnungen, Austausch und studentische Selbstorganisation.

• Integration und Teilhabe: Die Offenheit des Campus erleichtert den Zugang für 
unterschiedliche soziale Gruppen und verbindet Hochschule mit Stadtgesellschaft.

• Vielfalt und Sichtbarkeit: Unterschiedliche Lebensstile, Kulturen und Initiativen können 
sich sichtbarer entfalten, marginalisierte Gruppen finden leichter Anschluss.

• Flexibilität und Kreativität: Offen gestaltete, multifunktionale Räume fördern 
eigenverantwortliche Nutzung, temporäre Projekte und innovative Formate.

• Reduktion von Kontrolle: Die Abwesenheit rigider Überwachungs- und Nutzungsregime 
stärkt das Vertrauen in die Selbstverantwortung der Akteur:innen.

Modellbeispiele für offene Campusgestaltung finden sich in Teilen traditioneller 
Innenstadtuniversitäten (z. B. Universität Wien), aber auch bei Reformuniversitäten, die bewusst 
urbane Räume und offene Bildungslandschaften gestalten (z. B. Leuphana Universität Lüneburg).

3. Zwischenformen und aktuelle Herausforderungen

In der Praxis existieren viele hybride Formen zwischen geschlossenen und offenen 
Campuskonzepten. Aktuelle Herausforderungen ergeben sich durch sicherheitstechnische und 
administrative Anforderungen (Brandschutz, Datenschutz, Hausordnungen), die auch ursprünglich 
offene Campuskulturen in Richtung Kontrolle und Segregation verschieben können. Die 
Digitalisierung verändert zudem das Verhältnis von physischem und virtuellem Raum: Digitale 
Zugangsbeschränkungen und Überwachung (z. B. Zutrittskarten, Videoüberwachung) sind heute 
vielerorts Standard.



4. Fazit: Raumgestaltung als soziale Praxis und Bildungsauftrag

Die Unterscheidung zwischen offenen und geschlossenen Campusformen ist mehr als eine bauliche 
Frage. Sie ist Ausdruck von Machtverhältnissen, Wertvorstellungen und bildungspolitischen 
Prioritäten. Eine offene, demokratische und partizipative Hochschulkultur setzt Räume voraus, die 
Teilhabe, Eigeninitiative und kollektive Praxis ermöglichen – baulich, symbolisch und in der 
täglichen Nutzung. Die (Re-)Politisierung der Raumgestaltung gehört deshalb zu den zentralen 
Aufgaben einer emanzipatorischen Hochschulentwicklung.

Weiterführende Literatur:

• Döring, Detlef (2012): Architektur der Hochschule – Spiegel der Gesellschaft. In: Das 
Hochschulwesen, 60(4), S. 150–156.

• Neary, Mike & Saunders, Gary (2016): The University as Common Space: Reclaiming 
Democratic Public Education. In: Routledge Handbook of the Sociology of Higher 
Education.

• Lefebvre, Henri (1974): The Production of Space. Oxford: Blackwell.

• Kintzinger, Martin (2015): Der Campus als Raum der Bildung: Architektur, Macht und 
Öffentlichkeit. In: Zeitschrift für Pädagogik, 61(6), S. 923–944.

4.1.2 Gemeinschaftsräume, studentische Zentren, selbstverwaltete Flächen

Die Verfügbarkeit, Qualität und Gestaltung von Gemeinschaftsräumen, studentischen Zentren und 
selbstverwalteten Flächen ist ein Schlüsselfaktor für die Entfaltung studentischer Kultur, 
demokratischer Partizipation und kollektiver Bildungsprozesse. Sie bilden das räumliche und 
symbolische Fundament einer Hochschule, die nicht bloß Ort der Wissensvermittlung, sondern auch
Labor sozialer und kultureller Entwicklung sein will.

1. Bedeutung von Gemeinschaftsräumen

Gemeinschaftsräume sind physische Orte, die dem informellen Austausch, der Begegnung und dem 
Verweilen dienen. Sie können als Cafeterien, offene Aufenthaltsbereiche, Bibliotheksfoyers, 
Arbeitslounges oder Freiflächen ausgestaltet sein. Wesentlich ist ihre Offenheit: Sie sind – im 
Gegensatz zu Unterrichts- oder Verwaltungsräumen – niedrigschwellig zugänglich, nicht an 
formalisierte Zwecke gebunden und fördern spontane soziale Interaktionen.

Funktionen von Gemeinschaftsräumen:

• Soziale Kohäsion: Gemeinschaftsräume ermöglichen die Bildung von Netzwerken, 
Freundschaften und solidarischen Strukturen über disziplinäre und statusbezogene Grenzen 
hinweg.

• Demokratische Öffentlichkeit: Sie dienen als Foren für studentische Debatten, politische 
Versammlungen, künstlerische Aktivitäten und interkulturelle Begegnung.



• Ressource für Selbstorganisation: Studierende können sich hier eigenständig treffen, 
Initiativen gründen, Projekte planen oder Unterstützung finden – abseits administrativer 
Kontrolle.

Empirische Studien zeigen, dass Hochschulen mit gut ausgestatteten, vielfältig nutzbaren 
Gemeinschaftsräumen eine aktivere, partizipativere und inklusivere studentische Kultur aufweisen. 
Fehlen solche Räume, reduziert sich das Campusleben auf ein funktionales Minimum – mit Folgen 
für Engagement, Innovationskraft und das Gefühl von Zugehörigkeit.

2. Studentische Zentren und selbstverwaltete Flächen

Studentische Zentren sind institutionalisiert als eigenständige Einrichtungen, meist von der 
Studierendenschaft getragen und verwaltet (z. B. AStA-Zentren, Kulturcafés, autonome Referate). 
Sie bieten Infrastruktur für Beratung, Kulturarbeit, politische und soziale Aktivitäten, Vernetzung 
und Selbsthilfe.

Selbstverwaltete Flächen gehen noch einen Schritt weiter: Hier liegt die Verantwortung für Betrieb, 
Nutzung und inhaltliche Gestaltung vollständig oder weitgehend bei Studierenden selbst – mit 
möglichst wenig Eingriffen durch Hochschulverwaltung oder externe Vorgaben.

Typische Merkmale und Beispiele:

• Rechtliche und finanzielle Autonomie: Selbstverwaltete Räume werden durch studentische
Gremien organisiert, verfügen idealerweise über ein eigenes Budget und 
Entscheidungsbefugnisse (z. B. Vergabe von Raumnutzungszeiten, Veranstaltungsplanung).

• Vielfalt der Nutzungsformen: Von Kulturveranstaltungen über politische Plena, 
Workshops, Food-Sharing-Küchen bis hin zu offenen Arbeitsgruppen oder 
Solidaritätsaktionen.

• Niedrigschwelliger Zugang: Möglichst keine oder nur minimale formale Hürden für 
Nutzung und Mitgestaltung.

• Empowerment und Partizipation: Selbstverwaltung ermöglicht praktische 
Demokratieerfahrung, Verantwortungsübernahme, Entwicklung kollektiver 
Konfliktlösungsfähigkeiten und die Ausbildung von Organisationskompetenzen.

Beispiele erfolgreicher studentischer Zentren und selbstverwalteter Räume finden sich in vielen 
europäischen Hochschulsystemen: Das „Zentrum für politische Schönheit“ an der FU Berlin, der 
„Infoladen“ an der Universität Bremen, das „Kulturcafé“ an der RUB oder studentisch verwaltete 
Proberäume, Werkstätten und Gärten.

3. Herausforderungen und Restriktionen

Trotz ihrer Bedeutung stehen Gemeinschaftsräume und selbstverwaltete Flächen häufig unter 
Druck:

• Raummangel und Verdrängung: Steigender Flächenbedarf für Lehre, Forschung und 
Verwaltung führt oft dazu, dass Gemeinschaftsflächen reduziert, umgewidmet oder 
restriktiver vergeben werden.



• Regulierung und Kontrolle: Nutzungsordnungen, Haftungsauflagen, 
Sicherheitsbestimmungen und Genehmigungsprozesse engen die Selbstverwaltung und 
Spontanität ein.

• Unsichere Finanzierungsbasis: Viele Projekte hängen von befristeten Förderungen oder 
freiwilligem Engagement ab, was ihre Kontinuität gefährdet.

• Konflikte mit Verwaltung: Differenzen über Verantwortlichkeiten, Ressourcenverteilung 
und Mitspracherechte können den Status selbstverwalteter Flächen schwächen.

Die Durchsetzung studentischer Ansprüche auf Räume ist daher oft konfliktbehaftet und von 
politischen Kämpfen begleitet. Erfolgreiche Modelle zeigen jedoch, dass mit klaren Strukturen, 
transparenten Entscheidungsprozessen und solidarischer Unterstützung nachhaltige selbstverwaltete
Zentren möglich sind.

4. Potenziale und Zukunftsperspektiven

Gemeinschaftsorientierte und selbstverwaltete Räume bieten ein Labor für die Erprobung 
alternativer Organisationsformen und kollektiver Teilhabe. Sie fördern demokratisches Handeln, 
soziale Inklusion, die Entwicklung von Kritikfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft – zentrale 
Elemente einer antiautoritären, emanzipatorischen Hochschulbildung.

Im Kontext wachsender Digitalisierung gewinnen auch hybride und virtuelle Gemeinschaftsräume 
an Bedeutung. Digitale Plattformen, Foren und Kommunikationsnetzwerke können physische 
Räume ergänzen – vorausgesetzt, sie werden von den Nutzer:innen aktiv gestaltet und demokratisch
kontrolliert.

Eine zukunftsfähige Hochschule sollte daher gezielt Räume für selbstorganisiertes studentisches 
Leben schaffen und sichern – sowohl physisch als auch digital –, die Autonomie, Kreativität und 
Solidarität ermöglichen.

Weiterführende Literatur:

• Kleiner, Christoph (2017): Freiräume und studentische Partizipation: Selbstverwaltete 
Räume an Hochschulen. In: Das Hochschulwesen, 65(1), S. 28–33.

• Oldenburg, Ray (1999): The Great Good Place. New York: Marlowe & Company (zur 
Theorie des „Dritten Ortes“).

• Seeck, Horst & Müller, Dieter (Hrsg., 2013): Hochschulräume und studentische 
Lebenswelten. Wiesbaden: Springer VS.

• Deinet, Ulrich & Sturzenhecker, Benedikt (Hrsg., 2021): Räume der Mitbestimmung: 
Partizipation und Raumaneignung von Jugendlichen. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• Röhrle, Bernd (2018): Selbstverwaltete Räume und studentische Subkultur. In: Subkulturen 
im Wandel, Wiesbaden: Springer VS.



4.1.3 Digitale Räume: Chancen und Risiken

Die Digitalisierung transformiert nicht nur Lehr- und Lernprozesse, sondern verändert auch 
grundlegend die Architektur und Soziologie studentischer Räume. Digitale Räume – verstanden als 
Kommunikationsplattformen, soziale Netzwerke, Lernmanagementsysteme, Foren, 
Kollaborationswerkzeuge und virtuelle Gemeinschaften – sind heute unverzichtbare Bestandteile 
des Hochschulalltags. Sie bieten neue Chancen für Teilhabe, Selbstorganisation und kulturelle 
Innovation, bringen jedoch zugleich erhebliche Risiken und Herausforderungen für die studentische
Kultur, Autonomie und Partizipation mit sich.

1. Chancen digitaler Räume

Zugänglichkeit und Flexibilität:
Digitale Räume ermöglichen die ortsunabhängige und zeitlich flexible Teilhabe am studentischen 
Leben. Studierende können sich auch außerhalb klassischer Präsenzzeiten vernetzen, gemeinsam 
lernen, diskutieren und Projekte entwickeln. Dies ist besonders für Personen mit eingeschränkter 
Mobilität, mit Care-Verpflichtungen oder ausländische Studierende von großer Bedeutung.

Vernetzung und Reichweite:
Digitale Räume überschreiten institutionelle, geografische und disziplinäre Grenzen. Sie 
ermöglichen die Bildung von Communities of Practice, interuniversitäre Kooperationen, 
internationale Projekte und den schnellen Austausch von Wissen und Ressourcen.

Partizipationspotenziale:
Digitale Plattformen eröffnen neue Formen der Mitbestimmung und Beteiligung. Online-
Abstimmungen, Diskussionsforen, hybride Gremienarbeit und digitale Awareness-Gruppen senken 
für viele die Schwelle zur aktiven Mitwirkung. Das kann bestehende Hürden der 
Präsenzpartizipation, wie Zeitdruck oder soziale Hemmschwellen, teilweise kompensieren.

Ressourcenvielfalt und Innovation:
Virtuelle Räume bieten Zugang zu offenen Bildungsressourcen (Open Educational Resources), 
Peer-to-Peer-Lernen, kollektiver Wissensproduktion (z. B. Wikis) und kreativen 
Veranstaltungsformaten (z. B. Online-Barcamps, Hackathons, digitale Lesekreise).

2. Risiken und Herausforderungen

Tendenz zur Entkopplung und Vereinzelung:
Trotz ihrer Reichweite können digitale Räume physische Begegnungen und gelebte Gemeinschaft 
nicht ersetzen. Sie laufen Gefahr, soziale Isolation und Oberflächlichkeit zu fördern, wenn keine 
gezielte Verbindung zu realen Räumen und Beziehungen besteht. Spontane Interaktion, informelle 
Unterstützung und Vertrauensbildung sind in digitalen Umgebungen schwerer herzustellen.

Digitale Exklusion und neue Zugangshürden:
Nicht alle Studierenden verfügen über gleiche technische Ausstattung, stabile Internetzugänge oder 
digitale Kompetenzen. Digitale Räume können bestehende soziale Ungleichheiten reproduzieren 
oder sogar verschärfen. Zudem bleibt die „digitale Mündigkeit“ (kritische Reflexion über 
Plattformlogiken, Datenschutz, Algorithmen etc.) oft unterentwickelt.



Plattformkapitalismus und Kontrollverlust:
Viele digitale Infrastrukturen im Hochschulbereich (z. B. Microsoft Teams, Zoom, Facebook-
Gruppen) sind kommerziell organisiert. Sie unterliegen den Logiken des Plattformkapitalismus: 
Datenmonetarisierung, Intransparenz, algorithmische Steuerung und Fremdbestimmung der 
Kommunikationsräume. Dies gefährdet die Autonomie studentischer Öffentlichkeit, die 
informationelle Selbstbestimmung und die Unabhängigkeit von Verwaltung und Kommerz.

Fragmentierung und Überforderung:
Die Vielzahl an digitalen Tools, Kanälen und Plattformen führt oft zur Zersplitterung studentischer 
Öffentlichkeit. Informationen gehen verloren, Mitteilungen werden übersehen, Beteiligung wird 
zum Nebenjob. Das kann zu einer „digitalen Erschöpfung“ und zum Rückzug aus 
gemeinschaftlichen Prozessen führen.

Fehlende Governance und Mitbestimmung:
Digitale Räume sind selten demokratisch oder partizipativ strukturiert. Nutzungsbedingungen, 
Moderationsregeln und Zugangsrechte werden häufig zentral von Verwaltung, Drittanbietern oder 
einzelnen Administrator:innen festgelegt – die Mitbestimmungsrechte der Studierenden sind 
begrenzt oder gar nicht vorgesehen.

3. Potenziale einer kritischen Aneignung

Demokratisierung digitaler Räume:
Antiautoritäre studentische Kultur kann digitale Räume nicht einfach ignorieren – sie muss sie aktiv
gestalten und demokratisch aneignen. Dazu gehören der Aufbau eigener, datenschutzkonformer 
Plattformen (z. B. Mastodon, offene Foren, Etherpads), die Etablierung transparenter 
Moderationsstrukturen und die systematische Schulung in digitaler Mündigkeit.

Hybridisierung von physischen und digitalen Räumen:
Die Verbindung von digitalen und analogen Gemeinschaftsräumen eröffnet neue Chancen für 
Inklusion, Diversität und Innovation. Hybride Veranstaltungsformate können Beteiligungshürden 
senken, soziale Isolation vermeiden und Synergien schaffen.

Empowerment und Sichtbarkeit marginalisierter Gruppen:
Digitale Räume bieten besondere Chancen für Gruppen, die in traditionellen physischen Räumen 
benachteiligt sind – etwa internationale, queere, chronisch kranke oder Care-verpflichtete 
Studierende. Sichtbarkeit, Vernetzung und Mobilisierung können digital verstärkt werden, wenn 
Strukturen bewusst inklusiv und solidarisch gestaltet sind.

Fazit

Digitale Räume sind ein zweischneidiges Schwert: Sie bieten erhebliche Chancen für Teilhabe, 
Innovation und Emanzipation, bergen aber zugleich erhebliche Risiken von Entfremdung, 
Exklusion und Fremdbestimmung. Eine kritische, reflektierte und kollektiv gestaltete Nutzung 
digitaler Räume ist für eine demokratische und antiautoritäre Hochschulkultur unerlässlich. Die 
Zukunft studentischer Öffentlichkeit entscheidet sich nicht nur in Seminarräumen und auf 
Campuswiesen, sondern ebenso in den digitalen Sphären, in denen Gemeinschaft, Kritik und 
Solidarität heute verhandelt werden.



Weiterführende Literatur:

• Buchstein, Hubertus et al. (2020): Digitale Demokratie: Analysen und Perspektiven. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Nissen, Eva; Schachtner, Christina (Hrsg., 2021): Digitale Lernräume: Potenziale und 
Grenzen. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• Döring, Nicola; Bortz, Jürgen (2016): Forschungsmethoden und Evaluation in den Sozial- 
und Humanwissenschaften. Heidelberg: Springer (Kapitel zu digitalen 
Forschungsmethoden).

• Zuboff, Shoshana (2018): Das Zeitalter des Überwachungskapitalismus. Frankfurt am Main:
Campus.

• Seemann, Michael (2019): Das neue Spiel: Strategien für die Welt nach dem digitalen 
Kontrollverlust. Hamburg: Edition Nautilus.

4.2 Optionen und Handlungsmöglichkeiten für verschiedene Akteure – 
Einleitung

Die Architektur und Nutzung von Hochschulräumen – seien sie physisch oder digital – ist niemals 
neutral, sondern stets Ergebnis von Aushandlungsprozessen zwischen unterschiedlichen 
Akteursgruppen. Wie diese Räume beschaffen, genutzt und verändert werden, hängt wesentlich 
davon ab, welche Handlungsmöglichkeiten und Einflusschancen den verschiedenen Gruppen 
offenstehen. Im Zentrum stehen dabei Studierende, selbstorganisierte Initiativen, Hochschulgruppen
und gewählte Gremien, aber auch Verwaltung, Politik und externe Dienstleister.

Die Realität des Campus ist eine ständige Reibungsfläche zwischen formalen Strukturen und 
informellen Praktiken: Die Verfügbarkeit von Gemeinschaftsräumen, die Zugänglichkeit von 
Veranstaltungsflächen, die Gestaltung digitaler Öffentlichkeiten oder die Nutzung von 
Zwischennutzungen werden durch eine Vielzahl an Akteuren beeinflusst – mit jeweils 
unterschiedlichen Interessen, Ressourcen und Handlungsspielräumen.

Studierende stehen vor der Herausforderung, sich Räume für selbstbestimmte Aktivitäten, 
temporäre Projekte und kritische Öffentlichkeit anzueignen oder neu zu schaffen. Initiativen und 
selbstorganisierte Gruppen kämpfen häufig um rechtliche, finanzielle und administrative 
Ressourcen, um Projekte jenseits institutioneller Vorgaben zu realisieren. Hochschulgruppen und 
studentische Listen bringen sich – mehr oder weniger erfolgreich – in die institutionellen Planungs- 
und Entscheidungsprozesse ein, etwa in Bau- und Raumplanung, Raumvergabe oder Gremienarbeit.

Dabei stoßen alle Akteursgruppen auf spezifische Hürden: restriktive Verwaltungsverfahren, 
rechtliche Vorgaben, Nutzungskonflikte, Finanzierungsfragen und einen zunehmend fragmentierten 
Campus. Gleichzeitig entstehen aber auch neue Chancen durch kreative Raumaneignung, temporäre
Projekte, solidarische Commons-Modelle und innovative digitale Öffentlichkeiten.

Die folgenden Abschnitte analysieren, welche Optionen und Handlungsmöglichkeiten Studierenden,
Initiativen und studentischen Gremien offenstehen, wie sie sich ihre Räume erkämpfen oder 
gestalten können – und welche strukturellen, rechtlichen und kulturellen Rahmenbedingungen dabei
hemmend oder fördernd wirken. Abschließend werden theoretische Modelle wie der „Dritte Ort“ 



und das Commons-Konzept als Referenzrahmen zur Interpretation studentischer Raumpraxis 
herangezogen.

Weiterführende Literatur zu 4.2.1: 

Dörfler, Tobias / Rothland, Martin (Hrsg.) (2022): Räume – Aneignung – Bildung: 
Perspektiven auf die Produktion von Bildungsräumen. Wiesbaden: Springer VS

Löw, Martina (2017): Soziologie der Städte. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Baur, Nina / Fuhse, Jan (Hrsg.) (2019): Handbuch Soziale Räume. Wiesbaden: Springer VS.

Flick, Uwe (2022): Digitale Öffentlichkeiten in der Hochschulbildung. In: Soziale 
Netzwerke und digitale Kommunikation. Wiesbaden: Springer VS.

Rosa, Hartmut (2016): Resonanz. Eine Soziologie der Weltbeziehung. Berlin: Suhrkamp.

Bennett, Andy et al. (2014): The Digital University: A Dialogue and Manifesto. London: 
Palgrave Macmillan.

Niemeyer, Beatrix (2019): Temporäre Räume und Projekte: Transformationen von Bildung 
und Öffentlichkeit. In: Zeitschrift für Pädagogik, 65(2), S. 245–261.

4.2.2 Initiativen/selbstorganisierte Gruppen: Raumbeantragung, 
Zwischennutzungen, Commons

Selbstorganisierte Initiativen und studentische Gruppen bilden das Rückgrat vieler innovativer und 
demokratisierender Entwicklungen im Hochschulraum. Sie agieren oft jenseits etablierter 
institutioneller Pfade und schaffen eigenständige Bildungs- und Begegnungsräume, in denen 
Partizipation, Eigenverantwortung und Solidarität erlebbar werden. Insbesondere drei 
Handlungsfelder stehen dabei im Mittelpunkt: die formale und informelle Beantragung von 
Räumen, die temporäre Nutzung ungenutzter Flächen (Zwischennutzung), sowie die 
Entwicklung und Sicherung von Commons – gemeinsam verwalteten Ressourcen.

Raumbeantragung und institutionelle Hürden

Der Zugang zu physischen Räumen ist ein zentraler Hebel studentischer Selbstorganisation. 
Allerdings sind die formalen Verfahren zur Raumbeantragung oft bürokratisch, zeitaufwendig und 
von der jeweiligen Hochschulpolitik, Satzung und Verwaltungskultur abhängig. Viele Initiativen 
erleben Unsicherheiten durch kurzfristige Zusagen, mangelnde Planungssicherheit oder restriktive 
Nutzungsauflagen (z. B. Brandschutz, Haftung, Ausschluss bestimmter Aktivitäten). Besonders 
schwierig ist die Raumsicherung für Gruppen, die sich politisch, künstlerisch oder subkulturell 
außerhalb des universitären Mainstreams bewegen.

Zwischennutzungen: Chancen und Herausforderungen

Zwischennutzungen – also die temporäre, oft informell oder halb-formell organisierte Nutzung 
leerstehender oder nicht ausgelasteter Räume – sind ein zunehmend relevantes Modell für kreative 
Projekte und experimentelle Lernformen. Sie ermöglichen Flexibilität, Innovation und 
niedrigschwellige Teilhabe, geraten jedoch regelmäßig in Konflikt mit Sicherheitsauflagen, 
institutioneller Kontrolle und kommerziellen Interessen. Erfolgreiche Zwischennutzungen setzen 
meist auf Kooperationsbereitschaft, rechtliche Graubereiche und ausgehandelte Kompromisse 
zwischen Initiativen und Hochschulverwaltung.



Commons: Gemeingüter und kollektive Ressourcenverwaltung

Das Konzept der Commons – gemeinschaftlich verwalteter Räume und Ressourcen – gewinnt auch 
im Hochschulkontext an Bedeutung. Commons-basierte Räume (z. B. selbstverwaltete Cafés, 
Werkstätten, Tauschbörsen, Gemeinschaftsgärten) sind Orte solidarischer Praxis und Gegenmodell 
zu privatisierter, kontrollierter Infrastruktur. Ihre langfristige Sicherung ist jedoch häufig fragil, da 
sie auf kontinuierliches Engagement, ausgehandelte Zuständigkeiten und politische Rückendeckung
angewiesen sind.

Bedeutung für Hochschule und Demokratie

Die Sicherung und Erweiterung kollektiver Räume ist keine bloße Nebenfrage, sondern essentiell 
für Demokratieerfahrung, Empowerment und die Entwicklung kritischer Öffentlichkeiten. Ohne 
Zugang zu (selbst)verwalteten Räumen droht studentische Selbstorganisation zur reinen Symbolik 
zu verkommen. Umgekehrt sind Commons und Zwischennutzungen Keimzellen gesellschaftlicher 
Innovation, Solidarität und demokratischer Bildungspraxis.

Weiterführende Literatur zu 4.2.2:

Dellenbaugh-Losse, Mary / Zimmermann, Nicole / Hess, Charlotte (Hrsg.) (2015): Urban 
Commons. Moving Beyond State and Market. Basel: Birkhäuser.

Bollier, David / Helfrich, Silke (2019): Frei, fair und lebendig: Die Macht der Commons. 
Bielefeld: transcript.

von Redecker, Eva (2018): Praxis und Revolution: Eine Sozialtheorie der Veränderung. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Löw, Martina / Steets, Silke / Stoetzer, Steffen (2010): Space, Place and the City: Emerging 
Urban Commons. In: European Urban and Regional Studies, 17(3), S. 227–243.

Moor, Renée / Niemeyer, Beatrix (2019): Temporäre Räume und studentische Initiativen: 
Potenziale und Grenzen der Zwischennutzung. In: Zeitschrift für Pädagogik, 65(2), S. 245–
261.

Hess, Charlotte / Ostrom, Elinor (2007): Understanding Knowledge as a Commons: From 
Theory to Practice. Cambridge, MA: MIT Press.

4.2.3 Hochschulgruppen/Listen: Gremienarbeit, Bau- und Raumplanung

Hochschulgruppen und studentische Listen nehmen eine zentrale Rolle in der Hochschulpolitik 
und Selbstverwaltung ein. Ihre Mitwirkung erstreckt sich nicht nur auf klassische Felder wie 
Studienbedingungen, Prüfungsordnungen oder Hochschulfinanzen, sondern auch auf die Gestaltung
und Entwicklung von baulichen und räumlichen Strukturen der Universität. Im Folgenden werden 
die zentralen Aufgabenbereiche, Herausforderungen und demokratischen Potenziale dieser 
Gremienarbeit analysiert.

Gremienarbeit: Partizipation, Kontrolle und Einflussnahme

In Deutschland ist die Hochschulstruktur traditionell durch das Prinzip der akademischen 
Selbstverwaltung geprägt, in dessen Rahmen Studierende, wissenschaftliche und nicht-



wissenschaftliche Mitarbeiterinnen sowie Professorinnen in Gremien mitwirken. Zu den 
wichtigsten Gremien zählen:

• Senat: Oberstes universitäres Beschlussorgan, das über Grundordnungen, 
Entwicklungspläne und zentrale Leitlinien entscheidet.

• Fakultätsräte / Fachbereichsräte: Dezentrale Gremien mit Einfluss auf Studienordnungen,
Personalentscheidungen und Ressourcenzuteilung.

• Kommissionen und Ausschüsse: Spezifisch zuständig für Themen wie Gleichstellung, 
Nachhaltigkeit, Internationalisierung oder Raumplanung.

In diesen Gremien werden häufig auch Bau- und Raumplanung, Umwidmung von Flächen, 
Prioritäten bei der Vergabe von Räumen sowie die Schaffung neuer studentischer Zentren 
behandelt.

Beteiligung an Bau- und Raumplanung

Studentische Listen und Initiativen können über Gremien direkten Einfluss auf architektonische 
Großprojekte, die Nutzung bestehender Räume und die Ausstattung von Lehr- und 
Lernumgebungen nehmen. Die konkrete Beteiligung reicht von der Mitbestimmung bei 
Neubauprojekten über die Umgestaltung bestehender Gebäude bis zur Durchsetzung von 
studentischen Bedürfnissen bei der Vergabe von Räumen für Kultur, Politik oder Freizeit.

Häufige Themen und Konflikte sind dabei:

• Nutzungskonflikte: Interessen von Lehre, Verwaltung, Forschung und studentischem Leben
stehen oft in Konkurrenz. Studierende müssen ihre Interessen argumentativ und strategisch 
vertreten.

• Transparenz und Planung: Informationsasymmetrien, technische Komplexität und 
langwierige Planungsverfahren erschweren eine effektive Mitgestaltung.

• Verwaltung und Regulierung: Die Mitbestimmung ist oft an formale Verfahren, 
Mehrheitsentscheidungen und rechtliche Vorgaben gebunden; reale Gestaltungsspielräume 
können dadurch eingeschränkt sein.

Demokratiedefizite und Potenziale

Obwohl studentische Gremienarbeit rechtlich verankert ist, bleiben reale Beteiligungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten vielfach begrenzt. Wichtige Faktoren sind:

• Wahlbeteiligung und Mobilisierung: Niedrige Wahlbeteiligung schwächt die 
demokratische Legitimation

4.2.4 Hürden: Administration, Recht, Nutzungskonflikte, Finanzierung

Die Realisierung studentischer und zivilgesellschaftlicher Projekte im Hochschulraum ist 
untrennbar mit vielfältigen Hürden verbunden. Diese erschweren nicht nur die Schaffung und den 
Erhalt offener Räume, sondern begrenzen auch die Entwicklung emanzipatorischer Lernkulturen 
und kollektiver Selbstorganisation. Im Folgenden werden zentrale Hindernisse systematisch 
dargestellt und eingeordnet.



1. Administrative Hürden

Verwaltungswege und Genehmigungsverfahren sind oft langwierig, komplex und für viele 
Studierende schwer durchschaubar. Besonders bei der Beantragung von Räumen, Durchführung von
Veranstaltungen oder Gründung studentischer Initiativen sind zahlreiche Vorschriften, Formulare 
und Fristen zu beachten. Das führt zu:

• Bürokratisierung: Studierende und Initiativen verbringen einen beträchtlichen Teil ihrer 
Zeit mit der Bewältigung von Verwaltungsaufgaben.

• Transparenzdefizit: Unklare Zuständigkeiten, wechselnde Ansprechpartner*innen und 
mangelnde Information erschweren das eigenständige Navigieren durch administrative 
Prozesse.

• Hohes Frustrationspotential: Zeitverzögerungen, Ablehnungen und formale Fehler können
zur Demotivation und letztlich zum Abbruch studentischer Engagementvorhaben führen.

2. Rechtliche Hürden

Das Hochschulrecht und die jeweiligen Satzungen regeln den Zugang zu Räumen, die Nutzung von 
Flächen sowie die Ausrichtung und Finanzierung studentischer Projekte. Typische Problemfelder 
sind:

• Haftungsfragen: Bei der Durchführung von Veranstaltungen müssen oft detaillierte 
Sicherheitskonzepte vorgelegt, Haftungsrisiken abgesichert und Versicherungen 
abgeschlossen werden.

• Genehmigungspflichten: Je nach Landeshochschulgesetz und universitärer Satzung sind 
unterschiedliche Zustimmungen (Fakultätsrat, Senat, Verwaltung) einzuholen.

• Einschränkung durch Hausrecht: Die Hochschulleitungen können im Rahmen des 
Hausrechts politische oder kulturelle Aktivitäten einschränken, begrenzen oder gänzlich 
untersagen.

3. Nutzungskonflikte

Konkurrenz um Räume ist ein dauerhaftes Thema in vielen Hochschulen. Die vorhandenen 
Flächen sind begrenzt, und Ansprüche von Lehre, Forschung, Verwaltung und studentischem Leben
treffen aufeinander:

• Priorisierung zugunsten von Lehre und Verwaltung: Häufig werden Räume bevorzugt 
für regulären Lehrbetrieb oder administrative Zwecke reserviert, während studentische 
Initiativen oder selbstverwaltete Gruppen als „nachrangig“ betrachtet werden.

• Flexibilität und Zwischennutzung: Selbst temporäre Projekte oder kreative 
Zwischennutzungen stoßen auf Widerstände, da die Verwaltung auf Kontinuität und 
Planungssicherheit ausgerichtet ist.

• Fehlende Anerkennung von Gemeinwohlinteressen: Räume für kollektive 
Selbstorganisation, kulturelle Aktivitäten oder gesellschaftliche Debatten werden nicht als 
integraler Bestandteil von Hochschule begriffen, sondern als „fakultatives Extra“ behandelt.



4. Finanzielle Hürden

Finanzierungsprobleme stellen eine der gravierendsten Barrieren für studentische Projekte dar:

• Fehlende Grundfinanzierung: Viele Initiativen sind auf Eigenmittel, Spenden oder 
temporäre Förderungen angewiesen. Strukturelle Unterstützung durch Hochschule oder 
Studierendenvertretungen ist oft unzureichend.

• Projektfinanzierung und Fördermittel: Die Beantragung externer Mittel (z. B. aus 
Stiftungen, öffentlichen Programmen) ist aufwändig und erfordert Erfahrung sowie 
administrative Unterstützung.

• Soziale Selektivität: Finanzielle Hürden verstärken bestehende soziale Ungleichheiten – 
Studierende aus einkommensschwachen Familien können sich Engagement weniger leisten, 
Initiativen mit Zugang zu Ressourcen sind im Vorteil.

5. Zusammenwirkung und Verstärkung

Diese Hürden wirken selten isoliert, sondern oft kumulativ: Die Komplexität administrativer und 
rechtlicher Anforderungen verstärkt die soziale Selektivität, Nutzungskonflikte verschärfen 
Ressourcenkonkurrenz, und fehlende Finanzierung bremst niedrigschwellige Projekte aus. Es 
entsteht ein Teufelskreis, der nicht nur Innovation und Experiment, sondern auch demokratische 
Teilhabe erschwert.

6. Ansatzpunkte für Abbau und Reform

• Administrative Entschlackung: Transparente, digitalisierte und barrierearme Verfahren 
können den Zugang erleichtern.

• Stärkung der Beteiligungsrechte: Studentische Initiativen sollten verbindlich in 
Entscheidungsprozesse eingebunden werden.

• Niedrigschwellige Förderungen: Kleinfonds, unbürokratische Sachleistungen und flexible 
Raumvergabe unterstützen Engagement.

• Diskriminierungssensible Strukturen: Bei der Raumvergabe und Projektförderung 
müssen die Bedarfe marginalisierter Gruppen besonders berücksichtigt werden.

Weiterführende Literatur:

• Knobloch, Tanja (2018): Raumkonflikte an Hochschulen: Zwischen Mitbestimmung und 
Verwaltung. Bielefeld: transcript.

• Krüger, Reiner (2013): Selbstverwaltung und Mitbestimmung an Hochschulen – Anspruch 
und Realität. In: Zeitschrift für Hochschulentwicklung, 8(3), S. 4–20.

• Statistisches Bundesamt (2022): Bildung und Kultur. Nicht-monetäre Hindernisse beim 
Hochschulzugang. Wiesbaden.

• Zimmer, Annette (Hrsg.) (2009): Zivilgesellschaft und Hochschulen: Perspektiven und 
Praxis der Zusammenarbeit. Wiesbaden: VS Verlag.



4.2.5 Theorierahmen: Dritter Ort, Commons, Raumsoziologie

Die Analyse studentischer Räume und Handlungsmöglichkeiten an Hochschulen profitiert 
maßgeblich von einer Einbettung in sozial- und raumtheoretische Ansätze. Drei Perspektiven sind 
für das Verständnis und die Bewertung der Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen studentischer 
Raumaneignung besonders bedeutsam: das Konzept des „Dritten Ortes“, die Commons-Theorie und
Ansätze der Raumsoziologie.

1. Der „Dritte Ort“ (Third Place)

Der Soziologe Ray Oldenburg (1989) prägte das Konzept des „Dritten Ortes“ („third place“), um 
jene Orte zu beschreiben, die neben dem Zuhause („first place“) und dem Arbeitsplatz („second 
place“) als freie, informelle Treffpunkte für Begegnung, Austausch und soziale Integration 
fungieren. Beispiele sind Cafés, Parks, selbstverwaltete Räume, aber auch studentische Zentren und 
offene Lernorte. Zentrale Merkmale des „Dritten Ortes“:

• Niedrigschwelligkeit und Offenheit: Zugang ist für alle möglich, es gibt keine rigiden 
Zugehörigkeitskriterien.

• Begegnung auf Augenhöhe: Hierarchien treten in den Hintergrund, der informelle 
Austausch dominiert.

• Soziale Integration: Unterschiedliche Gruppen und Milieus können sich begegnen, neue 
Gemeinschaften entstehen.

• Ressource für Demokratie: Der „Dritte Ort“ gilt als wichtiges Reservoir für 
zivilgesellschaftliches Engagement, demokratische Kultur und das Entstehen sozialer 
Innovation.

An Hochschulen sind es häufig die studentischen Cafeterien, offene Lernräume, unkommerzielle 
Veranstaltungsorte oder selbstverwaltete Flächen, die diese Qualitäten zumindest ansatzweise 
verkörpern. Ihr schwindender Bestand ist symptomatisch für die „Verschulung“ und Formalisierung
der Hochschullandschaft.

2. Commons-Theorie: Räume als geteilte Ressourcen

Commons (Gemeingüter) sind Ressourcen, die gemeinschaftlich genutzt, gepflegt und 
selbstverwaltet werden. Elinor Ostrom (1990) und zahlreiche Nachfolger*innen (z. B. 
Helfrich/Bollier) haben gezeigt, dass Commons-Modelle jenseits von Markt und Staat funktionieren
können, sofern klare Regeln, Mitbestimmung und kollektive Verantwortung etabliert sind.

• Geteilte Räume an Hochschulen: Commons-Prinzipien lassen sich auf studentisch 
genutzte Räume, Initiativen, Wissensressourcen oder digitale Plattformen anwenden. Die 
Verwaltung, Nutzung und Pflege wird gemeinsam getragen, Zugang bleibt möglichst offen, 
Regeln werden von den Beteiligten mitgestaltet.

• Empowerment und Resilienz: Commons fördern soziale Innovation, Selbstorganisation 
und Widerstandsfähigkeit gegen Vereinzelung oder Ausgrenzung.

• Gefahr der Einhegung: Ohne strukturelle Unterstützung droht die Überlastung der 
Engagierten („Tragedy of the Commons“), oder die Commons werden von Verwaltung oder 
Markt vereinnahmt.



Im Kontext von Hochschulen bieten Commons-Modelle einen Gegenentwurf zur ausschließlichen 
Steuerung durch Verwaltung und Ökonomisierung. Sie eröffnen Räume für experimentelles Lernen,
solidarische Ökonomie, kulturelle Praxis und demokratische Mitgestaltung.

3. Raumsoziologische Ansätze

Die Raumsoziologie untersucht, wie soziale Prozesse und räumliche Strukturen sich wechselseitig 
konstituieren. Zentrale Aspekte sind:

• Produktion von Raum (Henri Lefebvre): Räume sind keine neutralen Container, sondern 
werden durch soziale Praktiken, Machtbeziehungen und Symbolik immer wieder neu 
hervorgebracht („produziert“). Hochschulräume spiegeln und stabilisieren 
Machtverhältnisse, zugleich können sie umgewidmet, umgedeutet oder „angeeignet“ 
werden.

• Raum als Aushandlungsfeld: Wer hat Zugang, wer gestaltet Regeln, wer kann Räume 
temporär oder dauerhaft nutzen? Die Verteilung und Verwaltung von Räumen ist immer 
auch eine politische Frage.

• Symbolische Aufladung: Architektur, Namensgebung, Ausstattung und Lage erzeugen 
Hierarchien und Distinktionen – sie wirken auf Inklusion und Exklusion.

• Öffentlichkeit und Privatheit: Hochschulräume oszillieren zwischen Öffentlichkeit 
(Diskurs, Begegnung) und Privatheit (Lernen, Rückzug). Offene Räume ermöglichen 
Austausch, geschlossene Räume fördern Exklusivität und Kontrolle.

Im Kontext studentischer Handlungsspielräume sind raumsoziologische Analysen unverzichtbar, 
um Prozesse der Marginalisierung, der symbolischen Deutung und der kollektiven Aneignung zu 
verstehen und kritisch zu reflektieren.

Weiterführende Literatur:

• Oldenburg, Ray (1989): The Great Good Place. Cafés, Coffee Shops, Bookstores, Bars, Hair
Salons, and Other Hangouts at the Heart of a Community. New York: Marlowe & Company.

• Ostrom, Elinor (1990): Governing the Commons: The Evolution of Institutions for 
Collective Action. Cambridge: Cambridge University Press.

• Helfrich, Silke; Bollier, David (2019): Frei, fair und lebendig – Die Macht der Commons. 
Bielefeld: transcript.

• Lefebvre, Henri (2015): The Production of Space. Oxford: Wiley-Blackwell.

• Löw, Martina (2001): Raumsoziologie. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Holert, Tom; Schmitz, Diethelm (Hg.) (1997): Raumproduktionen: Beiträge der Architektur 
zum Werden der Gesellschaft. Berlin: b_books.



5. Öffentlichkeit, Diskursräume und Kommunikation

Die Qualität einer Hochschule bemisst sich nicht allein an ihrem akademischen Output, sondern 
wesentlich an ihrer Fähigkeit, offene Öffentlichkeiten, lebendige Diskursräume und vielfältige 
Kommunikationsmöglichkeiten zu gewährleisten. Öffentlichkeit und Kommunikation sind für die 
Universität keine nachgeordneten Nebenschauplätze, sondern grundlegende Bedingungen von 
Bildung, Wissenschaft und Demokratie. Sie entscheiden darüber, ob kritische Selbstverständigung, 
kollektive Selbstermächtigung und solidarische Vernetzung überhaupt gelingen können.

Historisch gesehen waren Hochschulen Orte pluraler, teils widerständiger Öffentlichkeiten. 
Studentische Presse, Plakatwände, Debattenräume, Initiativgruppen und spontane Proteste prägten 
den Campus als soziales Laboratorium: Hier wurde gestritten, experimentiert, informiert und 
politisiert – oft jenseits formaler Lehrpläne und abseits administrativer Kontrolle. Die Ausgestaltung
dieser Öffentlichkeiten war stets umkämpft und Spiegel gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse.

Im 21. Jahrhundert ist die Landschaft der studentischen Öffentlichkeit einem tiefgreifenden Wandel 
unterworfen. Mit der Digitalisierung, der Verlagerung von Kommunikation in proprietäre 
Plattformen, dem Rückgang analoger Begegnungsorte sowie der zunehmenden Kontrolle durch 
Verwaltung und externe Dienstleister, verändert sich nicht nur das Medium, sondern auch der 
Charakter des Austauschs:

• Wo früher Aushänge, Flyer oder spontane Versammlungen den Campus prägten, bestimmen 
heute digitale Portale, Social Media und zentrale Kommunikationskanäle den 
Informationsfluss.

• Plakatierflächen, studentische Presseorgane und informelle Treffpunkte verschwinden, 
bürokratische und technische Hürden nehmen zu.

• Die „Öffentlichkeit“ an Hochschulen droht so zur regulierten, administrierten und 
zunehmend kommerzialisierten Arena zu werden, in der Spielräume für Kritik, Innovation 
und Experiment stetig beschnitten werden.

Diese Entwicklung bleibt nicht ohne Folgen: Unsicherheit, Selbstzensur, die Einschränkung 
studentischer Kultur und der Verlust informeller, niedrigschwelliger Kanäle sind Symptome einer 
schleichenden Erosion von Öffentlichkeit. Gleichzeitig bieten digitale Medien neue Möglichkeiten 
für Vernetzung, Mobilisierung und die Schaffung dezentraler Diskursräume – sofern sie nicht 
ausschließlich von externen Akteuren, Plattformkapitalismus und datengetriebener Verwaltung 
beherrscht werden.

Kapitel 5 nimmt diese Ambivalenzen systematisch in den Blick. Es rekonstruiert den Wandel 
studentischer Öffentlichkeit, analysiert die damit verbundenen Herausforderungen und Risiken, 
stellt alternative Modelle und Best-Practices vor und bettet die Entwicklungen in grundlegende 
Theorieansätze ein. Im Mittelpunkt steht die Frage, wie eine demokratische, plurale und 
zugängliche Öffentlichkeit an Hochschulen unter den Bedingungen von Digitalisierung, 
Kommerzialisierung und Bürokratisierung erhalten und neu gestaltet werden kann.



Das Kapitel lädt ein zur kritischen Reflexion und zur Suche nach neuen, widerständigen 
Öffentlichkeiten im Spannungsfeld von Kontrolle, Innovation und Solidarität.

5.1 Wandel studentischer Öffentlichkeit

5.1.1 Von analogen Freiräumen zu regulierten digitalen Plattformen

Die Öffentlichkeit an Hochschulen war lange Zeit durch eine Vielzahl analoger, niedrigschwelliger 
Kommunikations- und Aktionsformen geprägt. Plakatwände, Schwarze Bretter, freie Räume, 
studentische Presseorgane und spontane Versammlungen waren integrale Bestandteile des 
Campuslebens. Sie ermöglichten direkte, sichtbare und dezentrale Kommunikation – häufig jenseits
administrativer Kontrolle und fernab institutioneller Steuerung. Diese analogen Öffentlichkeiten 
bildeten das Rückgrat studentischer Kultur: Sie waren Raum für politische Agitation, künstlerische 
Intervention, wissenschaftlichen Streit und alltägliche Vernetzung.

Mit dem Fortschreiten der Digitalisierung verschiebt sich das Feld der studentischen Öffentlichkeit 
jedoch grundlegend. Kommunikationsflüsse werden zunehmend auf digitale Plattformen und 
proprietäre Kanäle verlagert, deren Infrastruktur und Zugangsvoraussetzungen von Verwaltung, 
Drittanbietern oder großen Technologiekonzernen kontrolliert werden. Informationsaustausch, 
Vernetzung und Mobilisierung erfolgen heute meist über universitäre Portale, E-Mail-Verteiler, 
soziale Netzwerke oder spezialisierte Apps – Medien, die einerseits Reichweite und Effizienz 
bieten, andererseits aber den Charakter der Öffentlichkeit transformieren.

Diese Entwicklung ist ambivalent: Digitale Plattformen schaffen neue Möglichkeiten, etwa für 
niedrigschwellige Organisation, Reichweitensteigerung oder die Inklusion zuvor marginalisierter 
Gruppen. Sie unterliegen jedoch fast immer restriktiven Nutzungsbedingungen, Algorithmen, 
moderierten Kommunikationsregeln und Überwachungsmechanismen. Eigenständige studentische 
Öffentlichkeiten sind hier zwar möglich, geraten jedoch unter das Regime von Sichtbarkeitslogiken,
Monetarisierungsinteressen und administrativer Kontrolle. Die „Vernetzung“ wird zur überwachten,
verwerteten und im Zweifelsfall schnell beschränkten Ressource.

5.1.2 Rückgang von Plakatierflächen, studentischer Presse, Aushängen

Parallel zur digitalen Transformation ist an den meisten Hochschulen ein Rückgang der klassischen,
analogen Formen studentischer Öffentlichkeit zu beobachten.

• Plakatierflächen werden vielerorts abgeschafft, professionalisiert oder mit bürokratischen 
Genehmigungsprozessen belegt. Die selbstbestimmte Plakatierung durch Initiativen, 
Fachschaften oder politische Gruppen wird durch zentrale Verwaltung, Vorabkontrollen und 
begrenzte Kontingente erschwert oder faktisch verunmöglicht.

• Studentische Presseorgane – einst kritisch, unabhängig und vielfältig – verlieren an 
Bedeutung, verschwinden oder werden durch hochschulnahe PR-Produkte ersetzt. Die 
Finanzierung, aber auch der Zugang zu Druckmöglichkeiten und Vertriebskanälen, wird 
erschwert; in digitalen Medien verlieren sie zudem an Reichweite gegen professionelle oder 
externe Anbieter.

• Aushänge und Flyer: Mit dem Rückgang physischer Treffpunkte, dem Ausbau digitaler 
Informationssysteme und restriktiven Hausordnungen (z. B. „Flyerverbot“ außerhalb 
genehmigter Zonen) sinkt die Sichtbarkeit spontaner, unabhängiger Informationsangebote. 



Die Schwelle, eigene Inhalte in die Öffentlichkeit zu tragen, steigt; informelle Kanäle 
verkümmern.

Diese Verluste haben nicht nur pragmatische Folgen für Mobilisierung und Sichtbarkeit 
studentischer Anliegen, sondern wirken sich auch tiefgreifend auf die Selbstorganisation, Pluralität 
und politische Sozialisation auf dem Campus aus. Der Rückgang informeller Kanäle bedeutet 
weniger spontane Diskurse, niedrigere Einstiegshürden für Engagement und eine Schwächung 
kritischer Gegenöffentlichkeiten.

5.1.3 Kontrolle durch Verwaltung, externe Dienstleister, Plattformkapitalismus

Die Transformation der studentischen Öffentlichkeit ist eng verwoben mit Prozessen der 
Zentralisierung, Bürokratisierung und Kommerzialisierung.

• Verwaltungen übernehmen immer mehr die Steuerung und Moderation von 
Kommunikationskanälen: Mailinglisten werden zentral verwaltet, Räume und Plattformen 
nur nach Antrag und mit Vorbehalt vergeben, Inhalte vorab geprüft oder nachträglich 
gelöscht.

• Externe Dienstleister prägen zunehmend die technische und infrastrukturelle Basis von 
Kommunikation: Cloud-Lösungen, proprietäre Lernplattformen, universitäre Social-Media-
Angebote und digitale Infrastruktur werden von Unternehmen bereitgestellt, die in erster 
Linie ökonomischen und nicht emanzipatorischen Zielen verpflichtet sind. Der Zugang ist 
oft limitiert, die Gestaltungsmöglichkeiten sind vordefiniert.

• Plattformkapitalismus setzt sich in der Hochschulöffentlichkeit durch: Die Wahl der Mittel
(z. B. WhatsApp-Gruppen, Discord, Facebook, Instagram, Slack) bedeutet die Abhängigkeit 
von kommerziellen Akteuren, deren Algorithmen Sichtbarkeit, Reichweite und Interaktion 
nach undurchsichtigen Logiken steuern. Studentische Kommunikation wird so nicht nur 
privatisiert und ökonomisiert, sondern zunehmend algorithmisiert – mit allen Konsequenzen 
für Öffentlichkeit, Datenschutz und Kontrolle.

Diese Prozesse führen zu einer „Governance der Sichtbarkeit“: Was öffentlich werden kann, ist 
nicht mehr allein Ergebnis studentischer Initiative, sondern unterliegt komplexen Regimen von 
Kontrolle, Normierung, Technik und Markt. Die Autonomie studentischer Öffentlichkeiten wird 
durch administrative, rechtliche und ökonomische Mechanismen eingeschränkt. Gleichzeitig 
entstehen neue Ausschlussdynamiken: Wer den Zugang zu den digitalen Hauptstraßen oder die 
Kompetenz zur Nutzung aktueller Plattformen nicht besitzt, verliert Anschluss.

Weiterführende Literatur zu 5.1:

• Habermas, Jürgen (1990): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer 
Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft. Frankfurt a. M.: Suhrkamp.

• Bennett, W. Lance / Segerberg, Alexandra (2013): The Logic of Connective Action: Digital 
Media and the Personalization of Contentious Politics. Cambridge: Cambridge University 
Press.

• Lovink, Geert (2019): Sad by Design. On Platform Nihilism. London: Pluto Press.

• Bruns, Axel / Burgess, Jean (2015): Twitter and Society. New York: Peter Lang.



• Cohen, Julie E. (2017): Law for the Platform Economy. In: UC Davis Law Review 51(1), S. 
133–204.

• Krüger, Uwe (2019): Öffentlichkeit im digitalen Zeitalter. Wiesbaden: Springer VS.

• Zuboff, Shoshana (2018): Das Zeitalter des Überwachungskapitalismus. Frankfurt a. M.: 
Campus.

• Stalder, Felix (2016): Kultur der Digitalität. Berlin: Suhrkamp.

5.2 Auswirkungen und Herausforderungen

5.2.1 Unsicherheit, Angst, Selbstzensur

Die Transformation studentischer Öffentlichkeit in Richtung regulierter, überwachter und digitaler 
Plattformen hat nicht nur strukturelle, sondern auch tiefgreifende psychosoziale Effekte. Wo früher 
spontane, niedrigschwellige Formen der Artikulation und Versammlung selbstverständlich waren, 
dominiert heute vielerorts Unsicherheit über die Grenzen des Erlaubten und den Adressatenkreis 
studentischer Kommunikation. Studierende und Initiativen wissen oft nicht mehr, welche Inhalte 
öffentlich sichtbar sein dürfen, welche Äußerungen potenziell zu Sanktionen führen oder wo die 
Grenze zwischen legitimer Kritik und „Verstoß gegen Kommunikationsregeln“ verläuft.

Diese Unsicherheit führt zu einem „Klima der Angst“ – nicht nur vor formalen Sanktionen, sondern 
auch vor sozialer Ächtung oder digitaler Überwachung. In digitalen Kontexten sind Beiträge nie 
wirklich vergänglich: Sie bleiben gespeichert, können geteilt, kopiert, in neue Kontexte gestellt oder
gegen die Autor:innen verwendet werden. Gerade in politisierten Auseinandersetzungen steigt 
dadurch die Schwelle, Position zu beziehen, Kritik zu üben oder experimentelle, unkonventionelle 
Kommunikationsformen zu wählen.

Ein signifikanter Effekt ist die Selbstzensur: Studierende verzichten auf das Veröffentlichen 
bestimmter Positionen, vermeiden kontroverse Themen oder bleiben in der Anonymität von 
Gruppen, statt sich offen sichtbar zu engagieren. Diese Verhaltensänderung hat direkte 
Auswirkungen auf die Meinungsvielfalt, die Lebendigkeit und den Innovationsgrad studentischer 
Öffentlichkeit. Nicht selten werden Aushandlungsprozesse in private Chats, verschlüsselte Kanäle 
oder informelle Netzwerke verlagert – auf Kosten der Transparenz und der demokratischen Qualität
von Debatten.

5.2.2 Einschränkung studentischer Kultur, Verlust informeller Kanäle

Die beschriebenen Unsicherheiten und Kontrollmechanismen haben weitreichende Auswirkungen 
auf die studentische Kultur. Die Einschränkung oder der Verlust informeller Kanäle – wie offene 
Plakatierflächen, spontane Versammlungsorte, freie Presseorgane oder nicht-moderierte 
Mailinglisten – bedeutet, dass Möglichkeiten für niederschwellige Beteiligung und 
Selbstorganisation drastisch reduziert werden.

• Informelle Kanäle waren traditionell der Ort, an dem neue Ideen, Protestbewegungen, 
kulturelle Innovationen und alternative Projekte entstehen konnten. Ihr Verlust bewirkt, dass 
studentisches Engagement sich stärker an formale Prozesse und administrative 
Rahmenbedingungen anpassen muss. Viele innovative oder kritische Initiativen scheitern 
bereits an den Hürden des Zugangs zur Öffentlichkeit oder an fehlender Reichweite.



• Studentische Kultur wird durch diese Entwicklung gleichförmiger, risikoärmer und 
weniger experimentell. Die Bereitschaft, öffentlich Verantwortung zu übernehmen, nimmt 
ab. Mit dem Rückzug in private oder kontrollierte Kommunikationsformen geht ein 
zentraler Aspekt verloren: die Erfahrung, Teil einer offenen, widerstreitenden, aber 
solidarischen Gemeinschaft zu sein. Sichtbarkeit, Anerkennung und die Chance auf 
gesellschaftliche Wirksamkeit werden zur Ausnahme, nicht mehr zur Regel.

• Wandel der studentischen Sozialisation: Während frühere Generationen im Kontakt mit 
vielfältigen Positionen, Konflikten und Aushandlungsprozessen politische Urteilskraft und 
demokratische Praktiken einüben konnten, erleben heutige Studierende häufiger ein Klima 
der Anpassung, Vorsicht und Isolation.

5.2.3 Demokratische und kulturelle Relevanz offener Öffentlichkeiten

Offene, pluralistische Öffentlichkeiten sind nicht nur für die Lebensqualität und Partizipationskultur
an Hochschulen von Bedeutung, sondern besitzen eine grundlegende demokratische Funktion:

• Demokratische Teilhabe: Öffentlichkeit ist der Raum, in dem Widerspruch, Kritik und 
Pluralität nicht nur möglich, sondern sichtbar und wirksam werden. Ohne offene 
Kommunikationskanäle verengen sich Möglichkeiten für demokratische Selbstorganisation, 
Gegenöffentlichkeiten und die Entwicklung politischer Mündigkeit.

• Kulturelle Innovationskraft: Viele Impulse für gesellschaftliche Veränderung, kreative 
Projekte und soziale Bewegungen entstehen im Zusammenspiel informeller, offener 
Öffentlichkeiten. Sie sind Orte des Experimentierens, der Solidarisierung und der 
Überschreitung institutioneller Grenzen.

• Widerstandsfähigkeit gegen Autoritarismus: In restriktiven Öffentlichkeiten wächst die 
Gefahr, dass autoritäre, populistische oder exkludierende Tendenzen an Boden gewinnen, 
weil Widerspruch unsichtbar bleibt oder Einzelne sich nicht mehr trauen, Gegenpositionen 
zu vertreten.

Das Fehlen, die Schwächung oder die Fragmentierung offener studentischer Öffentlichkeiten ist 
somit nicht nur ein Verlust an Vielfalt und Diskursivität, sondern gefährdet die demokratische 
Substanz der Hochschule selbst. Die Herausforderung für eine antiautoritäre und emanzipatorische 
Bildung besteht darin, Strukturen zu schaffen, in denen Unsicherheit, Angst und Anpassung nicht 
dominieren, sondern in denen experimentelle, kontroverse und solidarische Formen von 
Öffentlichkeit möglich bleiben – als Lernort, Schutzraum und Labor demokratischer Praxis.

Weiterführende Literatur zu 5.2:

• Boyd, Danah (2014): It’s Complicated: The Social Lives of Networked Teens. Yale 
University Press.

• Han, Byung-Chul (2013): Transparenzgesellschaft. Berlin: Matthes & Seitz.

• Stalder, Felix (2016): Kultur der Digitalität. Berlin: Suhrkamp.

• Morozov, Evgeny (2013): To Save Everything, Click Here: The Folly of Technological 
Solutionism. New York: PublicAffairs.

• Nissenbaum, Helen (2010): Privacy in Context. Technology, Policy, and the Integrity of 
Social Life. Stanford: Stanford University Press.



• Meyer-Drawe, Käte (2020): Die Macht der Digitalität im Bildungsraum Hochschule. In: 
Zeitschrift für Pädagogik, 66(4), S. 456–472.

• Jandrić, Petar et al. (2018): Postdigital Science and Education. Educational Philosophy and 
Theory, 50(10), S. 893–899.

5.3 Möglichkeiten und Best-Practice

Die tiefgreifenden Veränderungen und Verengungen studentischer Öffentlichkeiten, die zuvor 
analysiert wurden, machen deutlich: Der Rückzug auf formalisierte, überwachte und digital 
kontrollierte Kommunikationsräume führt nicht zwangsläufig zu einer vollständigen 
Marginalisierung kritischer, kreativer und solidarischer Ausdrucksformen. Im Gegenteil: Gerade in 
Phasen institutioneller Restriktion und gesellschaftlicher Unsicherheit entstehen immer wieder 
innovative Gegenbewegungen, alternative Öffentlichkeiten und neue Allianzen.

Dieses Kapitel widmet sich jenen Möglichkeiten und Best-Practice-Beispielen, die – trotz 
widriger Bedingungen – Räume für Beteiligung, Meinungsvielfalt und gemeinsames Lernen 
eröffnen. Im Fokus stehen zwei Aspekte:
Zum einen geht es um die Entstehung und Bedeutung sogenannter Nischenöffentlichkeiten sowie 
dezentraler, selbstverwalteter Plattformen und die Rückbesinnung auf analoge Formen studentischer
Kommunikation (5.3.1). Zum anderen wird untersucht, welche strukturellen Voraussetzungen 
und institutionellen Unterstützungsformen notwendig sind, um alternative Öffentlichkeiten zu 
ermöglichen und zu verstetigen (5.3.2).

Damit richtet sich der Blick weg von bloßer Problematisierung hin zur Erprobung praktischer 
Alternativen und nachhaltiger Interventionsmöglichkeiten – mit dem Ziel, Handlungsspielräume für
eine demokratische, offene und widerstandsfähige Hochschulkultur sichtbar und zugänglich zu 
machen.

5.3.1 Nischenöffentlichkeiten, dezentrale Plattformen, Revival analoger Formen

Nischenöffentlichkeiten als Gegenstrategie zur Plattformdominanz

Im Zuge der Regulierung, Kommerzialisierung und Standardisierung öffentlicher 
Kommunikationsräume an Hochschulen erleben alternative Formen der Öffentlichkeit eine neue 
Bedeutung. Der Begriff der Nischenöffentlichkeit beschreibt – im Anschluss an Oskar Negt und 
Alexander Kluge – soziale und kommunikative Räume, in denen sich spezifische Gruppen (z. B. 
Studierende, Aktivist:innen, Minoritäten) jenseits der „großen“ und kontrollierten Öffentlichkeiten 
austauschen, organisieren und emanzipatorisch handeln können. Diese Öffentlichkeiten zeichnen 
sich durch eine geringe Sichtbarkeit im Mainstream, aber durch hohe Bedeutsamkeit für die 
Teilnehmenden aus. Gerade dort, wo offizielle Kommunikationskanäle versiegen, entwickeln sich 
widerständige Mikroräume, in denen Dissens, Kritik und solidarische Praxis weiterhin möglich 
sind.

Beispiele hierfür sind selbstverwaltete Zeitungen, studentische Podcasts, kleine Diskussionszirkel, 
lokale Gruppen in alternativen Messenger-Diensten oder eigenständige Blogs und Websites, die von
Studierenden oder Hochschulinitiativen betrieben werden. Auch die Nutzung von Plakatwänden in 
„inoffiziellen“ Bereichen oder die Verlagerung politischer Aushänge ins Digitale fallen in diese 



Kategorie. Nischenöffentlichkeiten ermöglichen abweichende Meinungen, experimentelle Formate 
und ein Klima der Offenheit jenseits der formalisierten Hochschulkommunikation.

Dezentrale, nicht-kommerzielle Plattformen

Mit dem Siegeszug kommerzieller sozialer Medien (Meta, Instagram, WhatsApp, Discord) sind 
studentische Öffentlichkeiten zunehmend von privatwirtschaftlichen Interessen, 
Datenschutzproblemen und algorithmischer Kontrolle betroffen. Als Reaktion darauf entstehen – im
Sinne einer „digitalen Subkultur“ – dezentrale, selbstverwaltete und möglichst datenschutzsichere 
Plattformen. Das Spektrum reicht von Matrix/Riot, Mastodon (dezentralisiertes Twitter-
Äquivalent im Fediverse), über Open-Source-Foren bis hin zu kollaborativen Wikis, eigenen 
Mailinglisten und digitalen Schwarzes-Brett-Systemen.

Diese Plattformen dienen nicht nur als technische Infrastruktur, sondern auch als Schutzraum gegen
Überwachung, Kommerzialisierung und Filterblasenbildung. Sie erfordern zwar mehr 
Medienkompetenz und Pflege durch die Community, bieten aber einen alternativen 
Kommunikationsraum, der demokratisch verwaltet und anpassbar ist. Gerade in Kontexten 
politischer oder gesellschaftlicher Sensibilität ist die Wahl der Plattform ein entscheidender Faktor 
für Meinungsfreiheit und kritische Vernetzung.

Revival analoger Formen

Bemerkenswert ist in den letzten Jahren auch das Revival analoger Kommunikationsformen: In 
Reaktion auf die Überfrachtung und Kontrolle digitaler Kanäle entdecken Studierende die „Kraft 
des Analogen“ neu. Initiativen wie offene Lesekreise, Flugblattaktionen, Wandzeitungen, spontane 
Treffen auf dem Campus, temporäre Besetzungen von Räumen oder Wanderausstellungen wirken 
als „Brückenräume“ zwischen digitalen und physischen Öffentlichkeiten. Analoge Medien sind 
weniger überwachbar, oft unmittelbarer, und ermöglichen andere Formen der Beziehung und 
Gemeinschaft.

Insbesondere in restriktiven oder stark regulierten Umgebungen haben sich solche Formate als 
resilient und wirkmächtig erwiesen: In Osteuropa, während Protestbewegungen, oder in autoritär 
regierten Ländern bieten analoge Medien eine Basis für Widerstand und gegenseitige 
Unterstützung. Aber auch in westeuropäischen Hochschulen erlebt das Handgemachte, das 
Überraschende und das Persönliche eine neue Wertschätzung.

Fazit und Herausforderungen

Die Entstehung und Nutzung von Nischenöffentlichkeiten, dezentralen Plattformen und analogen 
Formaten zeigen, dass studentische Öffentlichkeit nicht monolithisch ist, sondern vielfältige, 
kreative Wege des Austauschs und der Sichtbarmachung findet. Diese Öffentlichkeiten sind jedoch 
fragil: Sie benötigen engagierte Akteure, Ressourcen, technischen Sachverstand und eine 
unterstützende Kultur. Gleichzeitig eröffnen sie Räume für politische und kulturelle Teilhabe, 
Solidarität und Innovation, die im Mainstream verloren zu gehen drohen.

Die Herausforderung besteht darin, diese alternativen Öffentlichkeiten zu stärken, gegen Kooptation
und Marginalisierung zu schützen – und sie für eine breite, heterogene Studierendenschaft 
zugänglich zu machen.



Weiterführende Literatur zu 5.3.1
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Organisationsanalyse von bürgerlicher und proletarischer Öffentlichkeit. Frankfurt am Main:
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Öffentlichkeiten, neue Kommunikationsformen? Bielefeld: transcript.

• Balzer, Moritz; Schmidt, Jan-Hendrik (2018): Nischenöffentlichkeiten im Internet. In: 
Online-Kommunikation, S. 235–254. Wiesbaden: Springer VS.

• Poell, Thomas; Nieborg, David B.; Duffy, Brooke Erin (2022): Platforms and Cultural 
Production. Cambridge: Polity Press.

• Müller, Peter; Reuter, Julia (2017): Subkulturen und digitale Gemeinschaften. In: Reuter, J. 
(Hrsg.): Digitale Subkulturen. Wiesbaden: Springer VS.

• Geimer, Alexander (2019): Der Dritte Ort. Über die Bedeutung informeller 
Begegnungsräume für Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft. Wiesbaden: Springer VS.

• Piechotta, Holger (2012): Räume des Widerstands. Subkulturelle Öffentlichkeiten zwischen 
digital und analog. Bielefeld: transcript.

5.3.2 Strukturelle Voraussetzungen und institutionelle Unterstützung

Strukturelle Voraussetzungen für offene und demokratische Öffentlichkeiten

Damit studentische Öffentlichkeiten, alternative Diskursräume und kreative 
Kommunikationsformen Bestand haben, reichen individuelle Initiative und digitales Engagement 
allein nicht aus. Es bedarf auch tragfähiger struktureller Voraussetzungen, die auf institutioneller, 
rechtlicher und materieller Ebene geschaffen und gepflegt werden müssen.

1. Rechtliche und politische Rahmenbedingungen

Die Offenheit studentischer Öffentlichkeit ist wesentlich von den rechtlichen und 
hochschulpolitischen Grundlagen abhängig. Wesentliche Aspekte sind:

• Grundrecht auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit: Hochschulen sind zwar 
öffentliche Einrichtungen, doch interne Satzungen und Verordnungen können diese Rechte 
einschränken – etwa durch restriktive Hausordnungen, Genehmigungspflichten für 
Veranstaltungen oder Plakatierungsverbote. Eine demokratische Hochschule achtet auf 
größtmögliche Offenheit und transparente Entscheidungswege.

• Gremienpartizipation: Die Verankerung studentischer Mitbestimmungsrechte in 
Hochschulgesetzen und Satzungen ist eine wichtige Voraussetzung. Nur dort, wo 
Studierende mitwirken können – etwa im Senat, in Fachbereichsräten, Medienbeiräten oder 
Gleichstellungskommissionen – entstehen nachhaltige Öffentlichkeiten und Räume für 
Debatte.



2. Räumliche und materielle Ressourcen

Öffentlichkeit braucht Räume – im wörtlichen wie übertragenen Sinne:

• Niedrigschwellige Zugänge: Zugang zu Gemeinschaftsräumen, freien Flächen, 
Plakatierwänden, Bühnen oder Medienlaboren ist essentiell für die Entstehung lebendiger 
Öffentlichkeiten. Selbstverwaltete oder offene Räume fördern Eigeninitiative, Austausch 
und Sichtbarkeit.

• Technische Infrastruktur: Auch digitale Öffentlichkeit benötigt Ressourcen: Server, Open-
Source-Software, W-LAN, Druck- und Kopiermöglichkeiten, Equipment für Podcasts, 
Videos oder studentische Publikationen.

• Finanzielle Unterstützung: Förderprogramme, kleine Budgets, Sachmittel und 
projektbezogene Zuschüsse helfen, Initiativen und Projekte zu realisieren, die nicht 
unmittelbar kommerziellen Zwecken dienen. Bürokratische Hürden sollten niedrig sein, um 
Vielfalt und Spontaneität zu ermöglichen.

3. Kulturelles Klima und institutionelle Anerkennung

Die Qualität studentischer Öffentlichkeiten ist eng an das institutionelle Klima gekoppelt:

• Anerkennung studentischer Autonomie: Hochschulen, die Eigeninitiative, kritische 
Diskurse und selbstverwaltete Medienprojekte aktiv unterstützen – auch wenn diese 
unbequem sind – fördern eine demokratische Kultur und die Ausbildung gesellschaftlicher 
Urteilskraft.

• Institutionelle Unterstützung von Diversität: Die gezielte Förderung von Öffentlichkeiten
marginalisierter Gruppen (z. B. BIPoC-Studierende, LGBTQIA*-Communities, Menschen 
mit Behinderung) stärkt Pluralität und soziale Gerechtigkeit.

• Beratungs- und Weiterbildungsangebote: Qualifizierungsprogramme, Medientrainings 
und Rechtsberatung geben Studierenden die Fähigkeiten, ihre Öffentlichkeiten professionell 
und verantwortungsvoll zu gestalten.

• Langfristige Perspektiven: Es braucht nicht nur projektbezogene, sondern kontinuierliche 
Förderstrukturen, die den Erhalt und die Weiterentwicklung studentischer Medien und 
Öffentlichkeiten sichern.

4. Kooperationen und Netzwerke

Die Nachhaltigkeit alternativer Öffentlichkeiten ist vielfach vom Aufbau tragfähiger Netzwerke 
abhängig:

• Kooperation mit Lehrenden und Verwaltung: Unterstützung durch offene Lehrpersonen, 
Medienbeauftragte oder Gleichstellungsbüros kann Projekte absichern und Synergien 
schaffen.

• Vernetzung mit externen Akteuren: Partnerschaften mit lokalen Medien, NGOs, 
Kulturinitiativen oder anderen Hochschulen erweitern Reichweite, Kompetenz und 
Ressourcen.



• Förderung transdisziplinärer und interkultureller Projekte: Solche Kooperationen 
bringen neue Perspektiven, brechen institutionelle Silos auf und stärken die 
gesamtgesellschaftliche Relevanz studentischer Öffentlichkeit.

Fazit

Strukturelle Voraussetzungen und institutionelle Unterstützung sind die notwendige Grundlage für 
lebendige, kritische und vielfältige Öffentlichkeiten an Hochschulen. Sie sichern nicht nur den 
Fortbestand studentischer Medien und Initiativen, sondern sind auch Ausdruck einer 
demokratischen und pluralen Hochschulkultur. Ohne entsprechende Ressourcen, Rechte und 
Anerkennung verengt sich studentische Öffentlichkeit auf einen elitären oder prekären Randbereich 
– mit negativen Folgen für die gesamte akademische und gesellschaftliche Entwicklung.

Weiterführende Literatur zu 5.3.2

• Sarangi, Asha; Kant, Immanuel (Hrsg.) (2023): University Autonomy and the Future of 
Higher Education. London: Routledge.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Kehm, Barbara M. (2012): Hochschule im Wandel. Governance, Organisation, 
Öffentlichkeit. Bielefeld: transcript.

• Schimank, Uwe (2010): Die Universität in der Wissensgesellschaft: Organisation, 
Öffentlichkeit, Legitimation. Frankfurt am Main: Campus.

• Lessenich, Stephan (2018): Nach uns die Zukunft: Politische Bildung in der 
Transformationsgesellschaft. Hamburg: VSA.

• Knauf, Helen; Pfeiffer, Gerd (Hrsg.) (2015): Hochschulöffentlichkeiten: Räume, Akteure, 
Prozesse. Wiesbaden: Springer VS.

• Piechotta, Holger (2012): Räume des Widerstands. Subkulturelle Öffentlichkeiten zwischen 
digital und analog. Bielefeld: transcript.

• Deutsches Studentenwerk (2022): „Teilhabe, Räume, Ressourcen. Für eine demokratische 
Hochschule.“ Policy Paper. Berlin.

5.4 Theoretische Fundierung

5.4.1 Öffentlichkeitstheorie (Habermas), Gouvernementalität (Foucault), 
Plattformkapitalismus

1. Öffentlichkeitstheorie nach Jürgen Habermas

Jürgen Habermas’ Konzept der Öffentlichkeit bildet einen zentralen Referenzpunkt für die Analyse 
studentischer Öffentlichkeiten und Kommunikationsräume. In seiner berühmten „Strukturwandel 
der Öffentlichkeit“ (1962) beschreibt Habermas die Entwicklung der „bürgerlichen Öffentlichkeit“ 
als Raum der rationalen, herrschaftsfreien Kommunikation, in dem private Personen zu öffentlichen
Angelegenheiten debattieren, Kritik üben und Einfluss auf die politische Willensbildung nehmen.

• Bedingungen der Öffentlichkeit: Für Habermas ist Öffentlichkeit kein bloßer 
Kommunikationsraum, sondern eine soziale Institution mit bestimmten Voraussetzungen: 



Zugänglichkeit für alle, Gleichheit der Teilnehmenden, rationale Argumentation, Ausschluss 
von Herrschaft und ökonomischem Kalkül.

• Transformation und Krise: Im Laufe der Zeit, so Habermas, wurde diese ideale 
Öffentlichkeit durch Kommerzialisierung, Medienkonzentration und politische Steuerung 
zunehmend deformiert. Insbesondere „repräsentative Öffentlichkeiten“ (etwa PR-getriebene 
Medienereignisse) ersetzen genuine Diskursräume.

• Relevanz für Hochschulen: Die Hochschule kann – in Anlehnung an Habermas – als 
potenzieller Ort deliberativer Öffentlichkeit verstanden werden: Hier könnten Diskurse, 
Kritik und kollektive Meinungsbildung jenseits von Markt- und Verwaltungslogik gepflegt 
werden. In der Realität jedoch drohen die gleichen Gefahren wie in der Gesellschaft 
insgesamt: Ökonomisierung, Ausschluss, Fragmentierung und mediale Steuerung 
studentischer Diskurse.

Literatur:
Habermas, Jürgen (1990): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

2. Gouvernementalität nach Michel Foucault

Michel Foucault bietet mit seiner Analyse von Macht- und Subjektivierungsprozessen eine 
differenzierte Perspektive auf Öffentlichkeiten im (Hochschul-)Kontext. Im Mittelpunkt steht der 
Begriff der „Gouvernementalität“ (Foucault 2004), der auf die Regierung von Bevölkerungen durch
Diskurse, Normen und „Technologien des Selbst“ zielt.

• Macht und Wissen: Foucault zeigt, wie Macht in modernen Gesellschaften nicht nur 
repressiv, sondern produktiv wirkt: Durch institutionelle Arrangements, Wissensordnungen 
und alltägliche Praktiken werden Subjekte erzeugt, die sich selbst regulieren und normieren.

• Öffentlichkeit als Raum der Disziplinierung: Öffentlichkeiten sind bei Foucault nie 
machtfrei, sondern stets in Dispositive eingebettet, die bestimmte Formen von Rede, 
Sichtbarkeit und Teilhabe privilegieren oder ausschließen. Wer spricht, worüber gesprochen 
wird und welche Stimmen „zählen“, ist Ergebnis machtvoller Strukturen – auch in 
Hochschulen.

• Implikationen für studentische Öffentlichkeiten: Kritische Hochschulöffentlichkeiten 
müssen Machtmechanismen transparent machen und Räume schaffen, in denen dominante 
Diskurse hinterfragt, marginalisierte Stimmen sichtbar und neue Subjektivitäten möglich 
werden.

Literatur:
Foucault, Michel (2004): Sicherheit, Territorium, Bevölkerung. Geschichte der Gouvernementalität 
I. Frankfurt am Main: Suhrkamp.



3. Plattformkapitalismus und digitale Öffentlichkeit

Mit dem Aufstieg digitaler Medien und globaler Plattformen ist eine neue Form der Öffentlichkeit 
entstanden, die in der Literatur als „Plattformkapitalismus“ (Srnicek 2017) oder „digitale 
Dispositive“ (Couldry/Mejias 2019) bezeichnet wird.

• Eigenschaften von Plattformkapitalismus: Digitale Plattformen (z. B. Facebook, 
Instagram, Twitter/X, YouTube, aber auch universitäre Lernplattformen) aggregieren 
Aufmerksamkeit, Daten und Kommunikation auf wenigen, privatwirtschaftlich betriebenen 
Infrastrukturen. Ihre Logiken werden von Algorithmen, kommerziellen Interessen und 
datengestützter Kontrolle bestimmt.

• Folgen für studentische Öffentlichkeit: Kommunikationsräume an Hochschulen sind 
zunehmend in die Strukturen großer Plattformen eingebettet. Dies beeinflusst:

• Reichweite und Sichtbarkeit: Algorithmen bestimmen, welche Inhalte wie stark 
verbreitet werden.

• Ökonomisierung und Kontrolle: Kommerzielle Interessen überformen Diskurse und 
Kommunikationskulturen; Datenschutz und Eigentum an Daten sind unsicher.

• Zugang und Teilhabe: Wer keinen Zugang oder ausreichende Medienkompetenz hat, 
bleibt ausgeschlossen.

• Kritische Perspektiven: Plattformkapitalismus stellt deliberative, offene Öffentlichkeiten 
infrage und erfordert institutionelle Strategien: Förderung dezentraler, 
gemeinwohlorientierter Plattformen; Medienbildung; Schutz von Frei- und 
Kommunikationsräumen.

Literatur:

• Srnicek, Nick (2017): Platform Capitalism. Cambridge: Polity Press.

• Couldry, Nick; Mejias, Ulises A. (2019): The Costs of Connection: How Data Is Colonizing 
Human Life and Appropriating It for Capitalism. Stanford: Stanford University Press.

Fazit

Die theoretischen Perspektiven von Habermas, Foucault und der aktuellen Plattformforschung 
machen deutlich: Studentische Öffentlichkeiten an Hochschulen sind weder natürlich noch neutral, 
sondern das Ergebnis historischer, institutioneller und ökonomischer Kräfte. Eine demokratische, 
kritische und pluralistische Hochschulkultur muss diese Mechanismen reflektieren, institutionell 
gegensteuern und Räume schaffen, in denen Emanzipation, Teilhabe und Debatte möglich bleiben. 
Die Zukunft studentischer Öffentlichkeit entscheidet sich nicht zuletzt daran, ob es gelingt, sowohl 
analoge als auch digitale Räume jenseits von Markt- und Machtlogik zu gestalten und zu sichern.



Weiterführende Literatur zu 5.4.1

• Habermas, Jürgen (1990): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Foucault, Michel (2004): Sicherheit, Territorium, Bevölkerung. Geschichte der 
Gouvernementalität I. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Srnicek, Nick (2017): Platform Capitalism. Cambridge: Polity Press.

• Couldry, Nick; Mejias, Ulises A. (2019): The Costs of Connection. Stanford: Stanford 
University Press.

• Byung-Chul Han (2013): Im Schwarm. Ansichten des Digitalen. Berlin: Matthes & Seitz.

• Knauf, Helen; Pfeiffer, Gerd (Hrsg.) (2015): Hochschulöffentlichkeiten: Räume, Akteure, 
Prozesse. Wiesbaden: Springer VS.

6. Diagnose: Hochschule im Umbruch – Von der Bildungsutopie zur 
Durchlaufstation?

Die Gegenwart der Hochschule ist geprägt von tiefgreifenden Wandlungsprozessen, die in ihrer 
Intensität und Reichweite alle Ebenen universitärer Praxis durchdringen. Was lange Zeit als relativ 
stabile Institution erschien – ein Ort der Wissenschaft, Reflexion, gesellschaftlichen Erneuerung 
und Persönlichkeitsentwicklung –, befindet sich heute im Spannungsfeld zwischen Tradition und 
Funktionalisierung, zwischen Bildungsutopie und marktförmiger Dienstleistungslogik.

Die Ursachen und Erscheinungsformen dieses Umbruchs sind vielfältig. Historisch betrachtet 
vollzieht sich ein Paradigmenwechsel: Die Humboldt’sche Universität mit ihrem Ideal der Einheit 
von Forschung und Lehre, der Persönlichkeitsbildung und Wissenschaftsfreiheit steht heute einer 
Hochschule gegenüber, die vielfach nach Effizienz, Output, Modularisierung und internationaler 
Vergleichbarkeit organisiert ist. Die Einführung des Bologna-Prozesses, die Verschulung und 
Modularisierung der Studiengänge sowie die Orientierung an Markt-, Wettbewerbs- und 
Innovationslogiken markieren zentrale Etappen dieser Entwicklung. In immer stärkerem Maße wird
akademische Bildung auf messbare Ergebnisse, standardisierte Kompetenzen und „Employability“ 
ausgerichtet – mit weitreichenden Folgen für das Selbstverständnis, die Lernkulturen und die 
Handlungsfähigkeit der Beteiligten.

Neben diesen makrostrukturellen Verschiebungen gewinnen technische, administrative und 
sicherheitsbezogene Regulierungen eine immer größere Bedeutung. Brandschutz- und 
Denkmalschutzauflagen, Datenschutzbestimmungen und eine Vielzahl digital-administrativer 
Prozesse formen nicht nur die physischen und virtuellen Räume der Hochschule, sondern prägen 
auch das soziale Klima und die Möglichkeiten studentischer Selbstorganisation. Die Verwaltung der
Hochschule als „Durchlaufstation“ für Studierende und Wissensträger tritt zunehmend in den 
Vordergrund, während ursprüngliche Bildungsziele und Freiräume an den Rand gedrängt werden.

Der Wandel zeigt sich jedoch nicht allein in Strukturen und Abläufen, sondern auch auf der Ebene 
der Studierendenkultur. Vereinzelung, Entfremdung und Resignation sind vielfach zu beobachtende 
Symptome eines Systems, das individuellen Werdegang, gesellschaftliche Beteiligung und kritische 
Subjektivität zunehmend durch Standardisierung, Zeitdruck und Anpassung ersetzt. Die 



studentische Öffentlichkeit verliert an Sichtbarkeit, alternative Subkulturen und Formen kollektiven
Engagements werden marginalisiert oder in informelle, prekäre Nischen gedrängt. Gleichzeitig 
nimmt die Unsicherheit über Rechte, Mitbestimmung und die Gestaltungsmöglichkeiten im 
universitären Alltag zu – nicht zuletzt als Folge der fortschreitenden Technisierung und 
Bürokratisierung der Hochschulwelt.

Dieses Kapitel widmet sich der systematischen Analyse dieser Umbrüche. Es untersucht die 
strukturellen und kulturellen Veränderungen der Hochschule auf mehreren Ebenen:

• Zunächst werden die wesentlichen Entwicklungslinien von der Humboldt’schen Universität 
bis zur „Outputmaschine“ nachgezeichnet und zentrale Effekte auf Lehre, Lernen und das 
studentische Selbstverständnis herausgearbeitet.

• Anschließend werden die zunehmenden technischen, administrativen und 
sicherheitsbezogenen Regulierungen beleuchtet und ihre Auswirkungen auf das studentische
Leben, die Hochschulkultur und die Spielräume autonomer Gestaltung kritisch reflektiert.

• Schließlich wird der Wandel der Studierendenkultur in den Blick genommen: Wie wirken 
sich die neuen Rahmenbedingungen auf soziale Beziehungen, Partizipation, studentische 
Öffentlichkeit und Subkulturen aus?

Ziel ist es, die vielschichtige Krise der Hochschule nicht als bloßes Managementproblem zu 
verstehen, sondern als Ausdruck eines tieferen Wandels gesellschaftlicher, kultureller und 
bildungspolitischer Grundannahmen. Nur auf dieser Basis kann es gelingen, Perspektiven für eine 
demokratische, solidarische und emanzipatorische Erneuerung universitärer Bildung zu entwerfen.

6.1 Von der Humboldt’schen Universität zur Outputmaschine

Die Entwicklung der deutschen Universität ist untrennbar mit dem Namen Wilhelm von Humboldt 
verbunden. Sein Ideal eines „Studium Generale“ prägte das Selbstverständnis der Hochschulen als 
Orte der Persönlichkeitsbildung, der freien Wissenschaft und der öffentlichen Verantwortung. 
Humboldt forderte die Einheit von Forschung und Lehre, die Freiheit des Studiums und der 
Wissenschaft, die Selbstverwaltung der Universität und die Orientierung an einem umfassenden 
Bildungsauftrag jenseits ökonomischer oder politischer Verwertungsinteressen.

Mit der Expansion des Hochschulsystems ab den 1960er Jahren, der Massenuniversität und 
verstärkten Globalisierung wandelte sich dieses Selbstverständnis jedoch grundlegend. 
Politische, ökonomische und gesellschaftliche Ansprüche an Effizienz, Transparenz und 
Vergleichbarkeit, aber auch der Zwang zu Innovation, Wettbewerbsfähigkeit und internationaler 
Sichtbarkeit rückten in den Vordergrund. Die Universität wurde zunehmend nach Prinzipien der 
„Outputorientierung“ organisiert – mit Folgen, die das klassische Bildungsverständnis tiefgreifend 
erschüttern.

6.1.1 Bologna-Prozess, Modularisierung, Effizienzsteigerung

Mit dem Bologna-Prozess (1999) wurde eine europaweite Hochschulreform eingeleitet, deren 
erklärtes Ziel die Vergleichbarkeit, Durchlässigkeit und Mobilität im europäischen Hochschulraum 
war. Die Kernelemente dieser Reform sind:

• Einführung gestufter Studiengänge: Das klassische Diplom- und Magistersystem wurde 
weitgehend durch Bachelor- und Masterabschlüsse ersetzt.



• Modularisierung: Studiengänge wurden in klar abgegrenzte Module unterteilt, denen 
jeweils bestimmte „Learning Outcomes“ und Leistungspunkte (ECTS) zugeordnet sind.

• Standardisierte Prüfungen: Es entstand eine kontinuierliche Prüfungsdichte über das 
gesamte Studium hinweg, die nachhaltige Reflexion und kreative Umwege erschwert.

• Qualitätsmanagement und Outputsteuerung: Hochschulen sind verpflichtet, Prozesse der
Qualitätssicherung, Akkreditierung und Evaluation zu implementieren. Erfolgsindikatoren 
sind weniger Bildungsqualität oder Persönlichkeitsentwicklung, sondern 
Studienabschlussquoten, Studiendauer, Drittmittel und Berufseinmündung.

• Ökonomisierung und Konkurrenz: Hochschulen werden zu Dienstleistern auf einem 
Bildungsmarkt, Studierende zu „Kunden“ und Bildung zu einer Ware.

Diese Entwicklungen sind keineswegs neutral: Sie führen zu einer radikalen Verschulung, zu 
erhöhtem Leistungs- und Anpassungsdruck und zur Ausrichtung auf „Employability“ statt auf 
Bildung als Selbstzweck. Persönlichkeitsbildung, kritisches Denken und gesellschaftliches 
Engagement geraten in den Hintergrund. Zugleich verschärft sich die soziale Selektivität durch die 
Einführung von Studiengebühren (zeitweise in vielen Bundesländern), die Verschärfung der 
Regelstudienzeiten und die Reduktion von Mitbestimmungsmöglichkeiten.

6.1.2 Auswirkungen auf Lehre, Lernen, Selbstverständnis

Die Folgen dieser Transformation sind weitreichend und auf allen Ebenen spürbar:

• Verlust an Tiefenlernen und Reflexion: Die ständige Modul- und Prüfungsstruktur fördert 
kurzfristiges „Bulimie-Lernen“, hemmt nachhaltige Auseinandersetzung und unterbindet 
eigenständige Schwerpunktsetzung.

• Reduzierung auf Output und Vergleichbarkeit: Das Studium wird als Durchlaufstation 
mit zu erfüllenden Pflichtleistungen erlebt, nicht als individueller Bildungsweg. Die 
Einzigartigkeit der Person tritt hinter einheitliche Kompetenzen und Output-Kriterien 
zurück.

• Zunahme von Stress, Konkurrenz und psychischen Belastungen: Studierende erleben 
gesteigerten Druck, ständige Bewertungen und eine Entwertung von Umwegen, Scheitern 
oder kreativen Irritationen. Zeit für kritische Debatte, politische Praxis oder 
gesellschaftliches Engagement ist knapp.

• Lehrende als „Dienstleister“: Auch das Verhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden 
verändert sich: Lehre wird nach Servicegesichtspunkten bewertet, der Austausch auf 
Augenhöhe erschwert, und Freiräume für Innovation werden bürokratisch begrenzt.

• Erosion von Gemeinschaft: Das Campusleben verliert an Kohäsion, studentische 
Initiativen und kollektive Erfahrungen werden durch Individualisierung und Vereinzelung 
erschwert.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Universität – entgegen ihrem ursprünglichen 
Bildungsauftrag – zunehmend als „Outputmaschine“ funktioniert. Die strukturellen Veränderungen 



betreffen nicht nur einzelne Abläufe, sondern das Selbstverständnis von Lehre, Lernen und der 
gesellschaftlichen Rolle der Universität insgesamt.

Weiterführende Literatur zu 6.1

• Humboldt, Wilhelm von (2012): Theorie der Bildung des Menschen. In: Werke in fünf 
Bänden, Bd. I. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft.

• Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Schimank, Uwe; Winnes, Marita (Hrsg.) (2014): Die Universität als Organisation: Zwischen 
Autonomie und Abhängigkeit. Wiesbaden: Springer VS.

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Klenk, Tanja; Wewer, Göttrik (Hrsg.) (2014): Hochschulreformen. Wiesbaden: Springer VS.

• Ziegele, Frank (2010): Hochschulsteuerung durch Output-Orientierung. In: Zeitschrift für 
Erziehungswissenschaft, 13(2), S. 337–354.

• Wissenschaftsrat (2012): Perspektiven des Bologna-Prozesses. Berlin.

6.2 Technische, administrative und sicherheitsbezogene Regulierung

Die Steuerung und Organisation von Hochschulen sind heute weit stärker als früher von 
technischen, administrativen und sicherheitsbezogenen Anforderungen geprägt. Während diese 
Regulierungen ursprünglich dem Schutz und der Qualitätssicherung dienen sollten, ist in den 
vergangenen Jahrzehnten ein Regime entstanden, das immer tiefgreifender in die alltäglichen 
Abläufe, Gestaltungsmöglichkeiten und die Kultur des Hochschullebens eingreift. Damit werden 
nicht nur Sicherheit und Verwaltung optimiert, sondern zunehmend auch Freiräume eingeschränkt, 
studentische Autonomie beschnitten und die institutionelle Flexibilität verringert.

6.2.1 Beispiele: Brandschutz, Denkmalschutz, Digitalisierung

Brandschutz:
Moderne Brandschutzvorschriften sind aus gutem Grund eingeführt worden und dienen dem Schutz
aller Hochschulangehörigen. In ihrer praktischen Umsetzung führen sie jedoch häufig dazu, dass 
studentische Initiativen, Feste oder spontane Versammlungen mit einem erheblichen bürokratischen 
Aufwand konfrontiert sind. Genehmigungsverfahren, Auflagen für Fluchtwege, Beschränkungen 
bei der Möblierung von Fluren oder bei der Nutzung von Räumen erschweren niedrigschwellige, 
selbstorganisierte Aktivitäten. Viele traditionelle Formen studentischer Kultur 
(Theateraufführungen, Feiern, Infotische) werden dadurch entweder professionalisiert, inoffiziell 
oder ganz unterbunden.



Denkmalschutz:
Gerade an älteren Universitäten schützt der Denkmalschutz historisch bedeutsame Gebäude und 
Anlagen. Das ist einerseits ein Wert an sich, erschwert jedoch häufig Umbauten, barrierefreie 
Anpassungen, Plakatierungen oder die flexible Nutzung von Räumen. Räume, die für aktuelle 
Bedarfe angepasst werden müssten (z. B. mehr Steckdosen, Whiteboards, W-LAN, 
Rückzugszonen), bleiben aus Gründen des Erhaltsstatus oft unverändert. Dies beeinträchtigt nicht 
nur die Inklusion und Modernisierung, sondern auch die Sichtbarkeit studentischer Kultur.

Digitalisierung:
Die Digitalisierung wird oft als Chance für neue Freiräume und flexible Partizipation diskutiert. In 
der Praxis zeigt sich jedoch, dass digitale Verwaltungs- und Kontrollsysteme ebenfalls zur 
Reglementierung beitragen:

• Online-Anmeldungen zu Prüfungen und Veranstaltungen, Anwesenheitserfassung per App, 
digitale Zugangskontrollen und Surveillance-Strukturen (z. B. E-Mail-Überwachung, 
digitale Plagiatsprüfung) dienen weniger der Entlastung als vielmehr der Kontrolle und 
Formalisierung.

• Digitale Plattformen ersetzen klassische analoge Treffpunkte (Schwarze Bretter, Aushänge, 
offene Treffen), fragmentieren die studentische Öffentlichkeit und verschieben 
Kommunikationshoheit hin zu zentralen (und oft kommerziellen) Dienstleistern.

• Gleichzeitig entstehen neue Exklusionen: Nicht alle Studierenden verfügen über stabile 
Internetzugänge, digitale Endgeräte oder die nötigen Kompetenzen zur Nutzung komplexer 
Systeme.

Weitere administrative Regulierungen:
Über die genannten Beispiele hinaus prägen viele weitere Vorgaben den Alltag: 
Datenschutzverordnungen, Hygienekonzepte, Hausordnungen, Vorgaben zum Verhalten in Notlagen
oder restriktive Regeln zur Raumbuchung und -nutzung. Die Akkumulation dieser Vorschriften 
wirkt im Zusammenspiel oft wie ein Geflecht, das Initiative, Spontaneität und studentische 
Eigenständigkeit systematisch begrenzt.

6.2.2 Folgen für studentisches Leben, Kultur und Autonomie

Einschränkung von Freiräumen:
Die Vielzahl technischer und administrativer Vorgaben führt dazu, dass traditionelle studentische 
Handlungsspielräume schwinden. Räume können nicht mehr eigenständig umgestaltet oder genutzt 
werden, spontane Aktionen bedürfen langwieriger Genehmigungen, und studentische Gruppen sind 
gezwungen, sich an professionelle Standards und Abläufe anzupassen, die sie überfordern oder 
abschrecken.

Verlust informeller Kultur:
Viele symbolisch und kulturell wichtige Praktiken (z. B. Wandzeitungen, spontane Diskussionen im 
Flur, Open-Mic-Abende, selbstorganisierte Plena) werden unterbunden oder ins Verborgene 
gedrängt. Die Folge ist eine Verarmung des Campuslebens, ein Rückzug ins Private oder Digitale 
und der Verlust kollektiver Erfahrung.



Bürokratisierung und Überwachung:
Die Allgegenwart digitaler und administrativer Kontrollinstrumente führt zu einer Atmosphäre 
permanenter Überwachung und Dokumentation. Studierende erleben die Hochschule nicht als 
Vertrauensraum, sondern als Ort, an dem jeder Schritt und jede Entscheidung dokumentiert, 
bewertet und überprüft wird. Dies beeinträchtigt das Gefühl von Zugehörigkeit und 
Eigenverantwortung.

Benachteiligung engagierter Gruppen:
Kleine, nicht-institutionalisierte Initiativen und soziale Randgruppen haben besonders unter diesen 
Entwicklungen zu leiden. Sie verfügen selten über die Ressourcen, administrative Hürden zu 
überwinden, und sind darauf angewiesen, dass institutionelle Akteure (z. B. AStA, 
Gleichstellungsbüro) ihnen Unterstützung bieten.

Verlagerung ins Digitale und Private:
Da öffentliche und niedrigschwellige Räume abnehmen, verlagert sich studentisches Engagement 
häufig in das Private oder in digitale Nischen. Dies fördert Vereinzelung, schließt nicht-digitale 
Gruppen aus und mindert die Sichtbarkeit gesellschaftlicher Debatten am Campus.

Gefährdung von Autonomie und Selbstorganisation:
Im Kern steht eine zunehmende Entmündigung studentischer Akteure: Hochschulverwaltung, 
Sicherheitsbehörden und externe Dienstleister bestimmen mehr und mehr über Zugänge, Nutzung 
und Kommunikation – und entziehen den Studierenden die Möglichkeit, die eigene Lern- und 
Lebenswelt aktiv zu gestalten.

Weiterführende Literatur zu 6.2

• Müller, Dieter; Schimank, Uwe (2010): Mission und Moderne: Universitäten in der 
Wissensgesellschaft. Frankfurt am Main: Campus.

• Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.

• Nierobisch, Anna (2021): Hochschulcampus und Raumaneignung: Studentisches Leben 
zwischen Verwaltung und Eigeninitiative. Bielefeld: transcript.

• Krais, Beate (2000): Raumsoziologie und Bildung: Über die Produktion von Differenz im 
Bildungswesen. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft, 3(4), S. 473–486.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism. New York: Routledge.

• Habermas, Jürgen (1981): Theorie des kommunikativen Handelns, Band 2. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp.

• Kaube, Jürgen (2015): Die Anbetung der Einfalt. Über den Verlust von Bildung und 
Wissenschaft. München: Klett-Cotta.



7. Kritik an Prüfungslogiken und Curricula

Die vorangegangenen Kapitel dieses Buches haben zentrale Strukturelemente der 
Hochschulentwicklung – von der Ideengeschichte des Studium Generale über die institutionellen 
und architektonischen Rahmenbedingungen bis hin zu den vielfältigen Zugangshürden – eingehend 
analysiert. Es wurde aufgezeigt, wie Prozesse der Verschulung, Modularisierung und 
Outputorientierung, insbesondere im Zuge des Bologna-Prozesses, die universitäre Landschaft 
grundlegend transformiert haben. Ebenso wurde sichtbar, dass klassische 
Diskriminierungsstrukturen – wie Klassismus, Ableismus und Altersdiskriminierung – durch neue, 
zunehmend formalistisch und ökonomisch gesteuerte Bildungspraktiken nicht aufgelöst, sondern 
oftmals sogar reproduziert und verstärkt werden.

Kapitel 7 wendet sich nun explizit der Kritik an den aktuellen Prüfungslogiken und Curricula zu. 
Die hier behandelten Problemfelder sind bereits an zahlreichen Stellen des Buches thematisiert 
worden – etwa die Umstellung von selbstbestimmtem Lernen auf fremdgesteuerte 
Zertifizierungsroutinen, die politische und ökonomische Steuerung universitärer Prozesse durch den
Bologna-Prozess sowie die damit einhergehenden neuen Formen von Selektionslogik, 
Leistungsdruck und sozialer Exklusion. Ebenso wurde herausgearbeitet, wie diese Entwicklungen 
insbesondere für strukturell benachteiligte Gruppen zusätzliche Barrieren schaffen.

Das Ziel dieses Kapitels ist es jedoch nicht, alle Facetten der Verschulung, des Zugangs oder der 
Diskriminierung erneut im Detail zu diskutieren. Vielmehr werden die zentralen Mechanismen und 
Effekte der Prüfungslogiken und Curricula – insbesondere im Hinblick auf ihre Folgen für 
Subjektbildung, Chancengleichheit und Hochschulkultur – noch einmal systematisch 
zusammengeführt und kritisch eingeordnet. Die Argumentation wird dabei explizit an die in den 
Kapiteln 2 bis 6 entwickelten theoretischen und empirischen Befunde anschließen und deren 
Implikationen für das Verständnis und die Praxis von Hochschulbildung zugespitzt herausarbeiten.

Im Fokus stehen dabei:

• Die Transformation der Hochschule von einem Ort der Selbstbildung und 
wissenschaftlichen Erprobung zu einer „Bewertungsmaschine“, in der fremdgesteuerte, 
standardisierte und kontinuierlich überprüfte Leistungsanforderungen dominieren (7.1).

• Die Rolle des Bologna-Prozesses, der Modularisierung und der Studienstrukturreformen als 
zentrale Treiber dieser Entwicklung (7.2).

• Die Auswirkungen von Selektionslogik, Noten- und Leistungsdruck auf soziale Exklusion, 
psychische Gesundheit und die Möglichkeiten kritischer Bildung (7.3).

• Die erneute Problematisierung von Bildungsbarrieren wie Klassismus, 
Altersdiskriminierung und Ableismus im Kontext verschärfter Prüfungs- und 
Curriculumslogiken (7.4).

Damit versteht sich dieses Kapitel als analytischer Knotenpunkt, der die bisherigen Analysen 
bündelt, kritisch akzentuiert und zugleich den Blick auf zentrale Handlungsfelder für eine 
zukunftsfähige, gerechte und emanzipatorische Hochschulbildung richtet.



7.1 Von der Lern- zur Bewertungsmaschine

Die Entwicklung der Hochschulen von offenen Bildungslandschaften hin zu eng getakteten 
„Bewertungsmaschinen“ ist eine der zentralen Transformationen der vergangenen Jahrzehnte. 
Während das humboldtsche Ideal der Universität auf eine ganzheitliche Persönlichkeitsentwicklung,
selbstbestimmtes Forschen und kritisches Denken abzielte, dominieren heute vielfach Mechanismen
standardisierter Leistungsüberprüfung und kontinuierlicher Bewertung. Diese Entwicklung ist das 
Ergebnis vielschichtiger Veränderungen auf institutioneller, politischer und kultureller Ebene, die 
das Verständnis von Lehre, Lernen und Bildung grundlegend verschoben haben.

Strukturelle Verschiebungen: Von der Bildung zur Messung

Im Zentrum der Verschulung und Outputorientierung steht der Wandel des 
Hochschulverständnisses: Bildung als offener, dialogischer und individueller Prozess wird 
zunehmend durch einen formalen, auf Messbarkeit und Vergleichbarkeit ausgerichteten 
Bewertungsprozess ersetzt. Im Zuge des Bologna-Prozesses, der Einführung von Bachelor- und 
Masterstrukturen und der Modularisierung der Studiengänge wurde die Idee der 
„transparenzfördernden“ Leistungsüberprüfung dominant. Prüfungen und Leistungsnachweise sind 
nicht mehr Ausnahme, sondern regeln den gesamten Studienverlauf.

• Kontinuierliche Überprüfung statt einmaliger Prüfung: Während in traditionellen 
Studiengängen am Ende der Studienzeit häufig eine große Abschlussprüfung stand, sind 
heutige Curricula durchzogen von regelmäßigen Prüfungen, benoteten Leistungen, 
Referaten, Portfolios und Hausarbeiten. Der Zeitraum für Reflexion, Umwege, kreative 
Exkurse oder längerfristige Projekte schrumpft zugunsten kurzfristiger „Output“-Erfüllung.

• Standardisierung und Vergleichbarkeit: Die europaweite Einführung des European Credit
Transfer and Accumulation System (ECTS) sollte Studierbarkeit, Transparenz und Mobilität 
fördern. Tatsächlich führte sie zu einer einheitlichen Taktung von Lehrinhalten, Prüfungen 
und Lernzielen, die individuelle Bildungswege erschwert und kreative sowie 
interdisziplinäre Zugänge minimiert.

Effekte auf Lernkultur, Motivation und Subjektbildung

Die Verschiebung von Lern- zu Bewertungsprozessen hat tiefgreifende Auswirkungen auf die 
Motivationen, das Lernverhalten und die Persönlichkeitsentwicklung der Studierenden.

• Prüfungsdruck und „Bulimielernen“: Die hohe Prüfungsdichte und die kontinuierliche 
Bewertung führen vielfach zu kurzfristigem, auf Prüfungen ausgerichtetem Lernen 
(„Bulimielernen“), bei dem Wissen kurzfristig angeeignet und direkt nach der Prüfung 
wieder vergessen wird. Tiefergehende Reflexion, nachhaltiges Verstehen und kritisches 
Denken bleiben auf der Strecke.

• Externalisierung der Motivation: An die Stelle intrinsischer Motivation für 
Erkenntnisgewinn und Entwicklung tritt zunehmend extrinsische Motivation, getrieben 
durch Leistungsanreize, Noten, Rankings und Abschlussdruck. Studierende orientieren sich 
weniger an inhaltlichen Interessen und mehr an strategischem „Punktemanagement“.

• Selbstkontrolle und Selbstoptimierung: Die stetige Messung von Leistung führt zu einem 
subtilen Wandel in der Selbstwahrnehmung der Studierenden. Sie werden angehalten, sich 
selbst zu überwachen, ihre Leistungsfähigkeit zu optimieren und Abweichungen als 



individuelles Versagen zu begreifen. Die Tendenz zur „Subjektivierung durch Bewertung“ 
prägt das Selbstverständnis einer ganzen Studierendengeneration.

Funktionalisierung der Lehre: Lehrende zwischen Didaktik und Output

Die Lehrenden selbst stehen in einem permanenten Spannungsfeld zwischen pädagogischem 
Anspruch und administrativen Anforderungen:

• Didaktische Reduktion: Lehrinhalte werden auf klar definierte, messbare Lernziele und 
Kompetenzen reduziert. Zeitintensive, dialogische oder experimentelle Formate – wie 
Seminardiskussionen, forschungsorientierte Lehre oder projektbasierte Lernformen – sind 
im eng getakteten Curriculum kaum mehr darstellbar.

• Administrative Überlastung: Die fortlaufende Dokumentation von Leistungsnachweisen, 
Prüfungsorganisation und Qualitätssicherung beansprucht erhebliche Ressourcen und lenkt 
Aufmerksamkeit und Energie von der eigentlichen Lehrtätigkeit ab.

• Verlust an pädagogischem Freiraum: Lehrende verlieren Gestaltungsspielräume, da 
Prüfungsformate, Prüfungsdichte und Bewertungsmaßstäbe zunehmend extern vorgegeben 
werden. Der pädagogische Spielraum, auf spezifische Gruppen, Interessen oder aktuelle 
gesellschaftliche Fragen einzugehen, schrumpft.

Soziale Folgen und Exklusionsmechanismen

Die Bewertungsoffensive verstärkt bestehende soziale Ungleichheiten und Diskriminierungsrisiken,
wie in den vorangegangenen Kapiteln ausführlich analysiert:

• Soziale Selektivität: Studierende, die etwa neben dem Studium arbeiten müssen, 
Sorgeaufgaben übernehmen oder sich erst sprachlich-kulturell akklimatisieren müssen, 
geraten im System der kontinuierlichen Bewertung schnell ins Hintertreffen. 
Regelstudienzeiten, Fristvorgaben und Credit-Hürden sind für viele nicht zu erfüllen.

• Psychische Belastung und Burnout: Der ständige Druck, jederzeit Leistung nachweisen 
und bewerten lassen zu müssen, führt zu steigenden Zahlen psychischer Belastung, 
Prüfungsängsten, Burnout und Drop-Outs.

• Verlust von Solidarität und Gemeinschaft: Der Konkurrenzdruck und die 
Individualisierung von Erfolg und Scheitern unterminieren solidarische Lernkulturen. 
Kooperation wird oft zur Ausnahme, gegenseitige Unterstützung durch das System 
entmutigt.

Kritik und Gegenmodelle

Die Kritik an der „Bewertungsmaschine“ der Hochschule ist inzwischen breit dokumentiert:

• Kritische Bildungsforschung warnt vor der Reduktion von Bildung auf Output- und 
Steuerungslogiken (Bröckling, Münch, Biesta).

• Studierenden- und Lehrendeninitiativen setzen sich für alternative Prüfungsformen (z. B. 
Portfolioarbeit, Peer-Evaluation, projektbasierte Prüfungen), für mehr Freiräume und für die 
Entschleunigung von Studienprozessen ein.



• Internationale Beispiele zeigen, dass Hochschulsysteme mit weniger Standardisierung und 
stärkerer Betonung von Reflexion, Eigeninitiative und gesellschaftlichem Engagement 
erfolgreich sein können.

Fazit

Die Umstellung der Universität auf eine Bewertungsmaschine ist mehr als ein technisches Detail: 
Sie betrifft die Grundverfasstheit von Hochschulbildung, deren gesellschaftliche Funktion und die 
Subjektbildung der Lernenden. Eine antiautoritäre, emanzipatorische Bildungspraxis kann sich mit 
dieser Logik nicht zufrieden geben, sondern muss Räume für offene, nicht-standardisierte Lern- und
Entwicklungserfahrungen erhalten und ausbauen.

Weiterführende Literatur zu 7.1:

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Biesta, Gert (2010): Good Education in an Age of Measurement: Ethics, Politics, 
Democracy. Boulder: Paradigm.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.
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7.2 Bologna-Prozess, Modularisierung, Studienstrukturreformen

Ausgangslage und Zielsetzungen

Der Bologna-Prozess, 1999 von 29 europäischen Staaten initiiert, markiert den umfassendsten 
Reformprozess der Hochschullandschaft Europas seit dem Zweiten Weltkrieg. Im Zentrum standen 
die Ziele, einen gemeinsamen europäischen Hochschulraum (European Higher Education Area, 
EHEA) zu schaffen, internationale Mobilität zu fördern, die Vergleichbarkeit und Anerkennung von 
Abschlüssen zu erleichtern und die „Employability“ der Absolventinnen und Absolventen zu 
steigern. Die Umsetzung erfolgte vor allem durch die Einführung gestufter Studiengänge 
(Bachelor/Master), die Modularisierung der Curricula und die Etablierung eines 
Leistungspunktesystems (ECTS).

Modularisierung: Strukturierung und Standardisierung

Modularisierung bedeutet die Zergliederung des Studiums in zeitlich, thematisch und 
prüfungsorganisatorisch abgeschlossene Lerneinheiten („Module“), die jeweils mit einer eigenen 
Prüfung und einer festgelegten Anzahl von ECTS-Punkten abgeschlossen werden. Curricula werden



auf „Lernziele“ und „Kompetenzorientierung“ ausgerichtet; Prüfungen sind nicht mehr 
Abschlussereignis, sondern permanenter Begleiter des gesamten Studiums.

Vorteile aus Sicht der Reformbefürworter:

• Übersichtlichkeit, Transparenz und Vergleichbarkeit der Studienverläufe.

• Förderung der Mobilität durch Anrechnung einzelner Module (z. B. im Ausland).

• „Employability“: Studiengänge sollen zielgenauer Kompetenzen vermitteln, die am 
Arbeitsmarkt nachgefragt werden.

Kritische Einwände und Problemdimensionen:

1. Fragmentierung und Verlust von Kohärenz

Durch die Modularisierung wird das Studium in kleine, abgeschlossene Lerneinheiten aufgeteilt. 
Die Folge ist ein Verlust an übergreifender Kohärenz und vertiefender Auseinandersetzung:

• Isolierte Lernziele: Studierende absolvieren eine Vielzahl von Modulen, die oft nur lose 
miteinander verbunden sind. Ganzheitliche Lernprozesse, integrative Projekte oder 
forschendes Lernen werden erschwert.

• Reduktion auf Kompetenzen: Die Fokussierung auf „Kompetenzorientierung“ und 
„learning outcomes“ drängt Fragen nach Bildung als Persönlichkeitsentwicklung, kritische 
Reflexion oder interdisziplinäre Bildung in den Hintergrund.

2. Prüfungsinflation und Evaluationsdruck

Das System der Modularisierung bringt eine erhebliche Zunahme an Prüfungen mit sich:

• Prüfungsdichte und Belastung: In nahezu jedem Modul ist eine benotete Prüfungsleistung 
zu erbringen. Dies führt zu einer „Prüfungsinflation“, die sowohl Studierende als auch 
Lehrende stark belastet.

• Lernkultur des Bulimielernens: Kurzfristiges, prüfungsbezogenes Auswendiglernen tritt 
an die Stelle nachhaltigen, vertiefenden Lernens. Reflexion, Diskussion und kreative 
Aneignung werden durch das „Abarbeiten“ von Prüfungsleistungen zurückgedrängt.

• Verlust von Innovationsräumen: Die ständige Prüfungstaktung macht innovative Lehr- 
und Lernformate, offene Seminarprojekte oder fachübergreifende Exkurse organisatorisch 
schwer umsetzbar.

3. Ökonomisierung und „Employability“-Paradigma

Der Bologna-Prozess fördert die Ausrichtung der Curricula auf die direkte Verwertbarkeit im 
Arbeitsmarkt („Employability“):

• Versäulung und Verschulung: Statt freier Kurswahl und individueller Vertiefung herrschen
verpflichtende Studienpläne, deren Inhalte primär an berufsbezogenen Kompetenzen 
orientiert sind.

• Fremdsteuerung der Bildung: Studierende werden zu „Kundinnen und Kunden“ einer 
Dienstleistung, deren Erfolg in Outputzahlen, Abschlussquoten und Berufseinmündung 
gemessen wird – Bildung als Selbstzweck tritt in den Hintergrund.



• Vereinheitlichung und Verlust an Vielfalt: Die europaweite Standardisierung führt zu 
einer Vereinheitlichung von Curricula, die nationale und regionale Besonderheiten, 
geisteswissenschaftliche Fächerkulturen oder alternative Bildungsansätze marginalisiert.

4. Demokratische Defizite und Verlust studentischer Mitbestimmung

• Gremienarbeit und Partizipation: Die verschulte Taktung und die Prüfungsdichte lassen 
weniger Zeit und Energie für Engagement in Gremien, Fachschaften oder studentischen 
Initiativen. Dies schwächt demokratische Strukturen und kritische Öffentlichkeit an den 
Hochschulen.

• Reduktion auf „Output“: Hochschulen werden nach quantifizierbaren Kennzahlen 
(Abschlussquoten, „Durchschnittsdauer“, Drittmittelaufkommen) gesteuert. Die Qualität von
Lehre, Diskurs und gesellschaftlicher Bildung wird schwerer messbar und verliert an 
institutioneller Bedeutung.

5. Selektionslogik und soziale Exklusion

Wie bereits in den vorangegangenen Kapiteln diskutiert, wirken sich Modularisierung und 
Studienstrukturreformen auf soziale Selektivität, Inklusion und Chancengleichheit aus:

• „Regelstudienzeit“ als Selektionsinstrument: Wer aus biographischen, finanziellen oder 
gesundheitlichen Gründen nicht „im Takt“ bleibt, wird benachteiligt oder exkludiert.

• Sozialer und psychischer Druck: Die ständige Bewertung und die Angst vor 
Prüfungsversagen belasten insbesondere Studierende mit weniger Ressourcen oder 
Unterstützungsstrukturen.

Kritische Reflexion und Gegenmodelle

Die Kritik an Modularisierung und Studienstrukturreformen ist in der wissenschaftlichen Literatur, 
der hochschulpolitischen Debatte und durch die Stimmen von Studierenden, Lehrenden und 
Verbänden vielfach artikuliert worden:

• Plädoyer für Freiräume: Es braucht mehr Raum für selbstgesteuertes, projektbasiertes und 
forschendes Lernen, offene Seminare, kreative Exkurse und partizipative Bildungsformate.

• Reflexion statt Output: Hochschulbildung sollte nicht primär an Outputzahlen, sondern an 
der Fähigkeit zu Kritik, Urteilskraft und gesellschaftlicher Verantwortung gemessen werden.

• Diversität und Pluralität erhalten: Die Vereinheitlichung von Studiengängen darf nicht 
zur Marginalisierung alternativer Bildungswege, kleiner Fächer und 
geisteswissenschaftlicher Perspektiven führen.

Fazit

Der Bologna-Prozess, die Modularisierung und die daran geknüpften Studienstrukturreformen sind 
Ausdruck eines grundlegenden Wandels: Hochschulbildung wird zunehmend als kontrollierbarer, 
messbarer und ökonomisch verwertbarer Prozess verstanden. Dies mag administrativen Zielen 
dienen, steht jedoch vielfach im Widerspruch zu Bildungszielen wie Persönlichkeitsentwicklung, 
gesellschaftlicher Kritik, wissenschaftlicher Neugier und demokratischer Teilhabe. Eine kritische 
Reflexion der Prüfungslogiken und Curricula bleibt daher unabdingbar für die Zukunftsfähigkeit 
der Hochschule.
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7.3 Selektionslogik, Noten- und Leistungsdruck, soziale Exklusion

Strukturelle Verankerung von Selektion

Der Bildungssoziologie zufolge ist das moderne Hochschulsystem in Deutschland und vielen 
europäischen Ländern von einer expliziten Selektionsfunktion durchdrungen. Hochschulen sind 
nicht nur Orte der Wissensvermittlung, sondern filtern, ordnen und sortieren Individuen für 
verschiedene gesellschaftliche Rollen. Diese Selektionslogik ist kein Zufallsprodukt, sondern 
politisch, institutionell und kulturell gewollt – und sie findet ihre sichtbarsten Ausdrucksformen in 
Notensystemen, Prüfungsordnungen und der Verknüpfung von Studienleistungen mit 
Zugangschancen auf dem Arbeitsmarkt.

Mechanismen der Selektion:

• Noten und Rankings: Prüfungsleistungen werden standardisiert und numerisch erfasst, 
Rankings fördern den Vergleich zwischen Individuen, Fachbereichen und Hochschulen.

• Regelstudienzeiten und Durchfallquoten: Wer das System nicht „im Takt“ absolviert oder 
Prüfungen nicht besteht, scheitert – mit unmittelbaren Folgen für BAföG, 
Krankenversicherung oder den Status an der Hochschule.

• Abschlussnoten als Eintrittskarte: Bewerbungen auf Masterstudiengänge, Stipendien oder 
Arbeitsstellen hängen zentral von Noten und Rankingplätzen ab.

Soziale Exklusion durch Leistungsdruck

Die ständige Bewertung, das Nebeneinander von Konkurrenz und Konkurrenzvermeidung und der 
institutionelle Druck, sich ständig zu „optimieren“, haben weitreichende soziale Folgen. 
Leistungsdruck ist dabei nicht nur ein individuelles, sondern ein strukturelles Phänomen, das 
systematisch Ungleichheiten verstärkt.



Zentrale Problemdimensionen:

1. Kumulation von Nachteilen:

• Studierende aus nicht-akademischen, einkommensschwachen oder bildungsfernen 
Familien sind häufig weniger mit den formalen und informellen Anforderungen des 
Hochschulsystems vertraut („kulturelles Kapital“ nach Bourdieu).

• Sie verfügen seltener über Ressourcen für Nachhilfe, Prüfungsvorbereitung, 
Mentoring oder Netzwerke, die die Chancen auf gute Noten erhöhen.

• Diese Unterschiede schlagen sich in schlechteren Prüfungsleistungen, höheren 
Abbruchquoten und einer geringeren Sichtbarkeit im universitären Raum nieder.

2. Konkurrenz und Vereinzelung:

• Leistungsdruck führt zu Konkurrenz unter den Studierenden; solidarische 
Lerngemeinschaften werden erschwert, der kollektive Wissensaustausch tritt hinter 
individuelle Optimierung zurück.

• Sozialpsychologische Studien zeigen, dass ständiger Vergleich, Angst vor Scheitern 
und die Internalisierung von Bewertungskriterien das Wohlbefinden, die Motivation 
und die psychische Gesundheit der Studierenden belasten.

3. Stigmatisierung und Verunsicherung:

• Wer mit Prüfungen, Fristen oder Leistungsanforderungen nicht Schritt hält, erfährt 
Stigmatisierung als „Leistungsversagerin“, „Langzeitstudentin“ oder „Problemfall“.

• Nicht selten führt diese Stigmatisierung zu Selbstzweifeln, sozialem Rückzug oder 
sogar Studienabbrüchen.

4. Barrieren für Diversität und Inklusion:

• Noten und Selektionsmechanismen sind nicht neutral: Sie berücksichtigen selten 
Unterschiede in Lebensrealitäten, etwa bei Studierenden mit Behinderung, 
chronischer Erkrankung, mit Care-Verantwortung oder Migrationsgeschichte.

• Die Uniformität der Prüfungsformate verstärkt Exklusion: Wer etwa Prüfungsangst, 
Sprachbarrieren oder einen anderen Bildungshintergrund mitbringt, bleibt 
systematisch im Nachteil.

Kritik und Alternativen

Die Kritik an der Selektionslogik und dem Leistungsdruck ist vielgestaltig:

• Bildungstheoretische Kritik: Bildung sollte nicht in erster Linie selektieren, sondern 
Potenziale entfalten, Persönlichkeitsentwicklung und Urteilskraft fördern.

• Sozialpsychologische Perspektiven: Der Zusammenhang zwischen Leistungsdruck und 
mentaler Gesundheit ist gut belegt – Depressionen, Angststörungen und Burnout nehmen 
unter Studierenden nachweislich zu.



• Gerechtigkeit und Inklusion: Ein Hochschulsystem, das Benachteiligungen fortschreibt 
und gesellschaftliche Ungleichheiten reproduziert, widerspricht dem Ideal der 
Chancengleichheit und Demokratie.

Alternative Modelle und Reformansätze:

• Formative statt summativer Prüfungen: Kontinuierliche Rückmeldung und dialogische 
Prüfungsformate statt starrer Abschlussprüfungen.

• Vielfalt der Leistungsnachweise: Berücksichtigung unterschiedlicher Fähigkeiten, 
Lebenslagen und Ausdrucksformen (z. B. Projektarbeiten, mündliche Präsentationen, Peer-
Assessment).

• Stärkere Unterstützungssysteme: Ausbau von Mentoring, psychosozialer Beratung, 
finanzieller Förderung und Empowerment-Strukturen für benachteiligte Gruppen.

• Anerkennung biographischer Vielfalt: Flexible Studienwege, individuelle Zeitmodelle, 
Berücksichtigung von Erwerbs- und Care-Arbeit.

Fazit

Die Dominanz der Selektionslogik, des Notendrucks und der daran geknüpften sozialen Exklusion 
gefährdet zentrale Bildungsziele wie Chancengleichheit, Diversität und die Entfaltung des 
individuellen Potenzials. Notwendig ist eine kritische Reflexion der Bewertungs- und 
Prüfungspraktiken sowie der Mut zu Reformen, die Bildung nicht als Filter, sondern als 
Ermöglichungsraum begreifen.
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7.4 Bildungsbarrieren: Klassismus, Altersdiskriminierung, Ableismus

Im Kontext von Prüfungslogiken und Curricula

Die bisherigen Kapitel haben bereits die strukturellen Ausschlussmechanismen von Klassismus, 
Altersdiskriminierung und Ableismus im Hochschulraum umfassend skizziert (vgl. 2.2.4, 3.1, 3.2). 
In diesem Abschnitt soll nun der besondere Fokus auf deren Wirkweise im Zusammenhang mit den 
vorherrschenden Prüfungslogiken und curricularen Strukturen gelegt werden – einem Bereich, in 
dem Bildungsungleichheit oft unsichtbar, aber äußerst wirksam perpetuiert wird.

Prüfungsformate und institutionelle Selektionsmechanismen

Die gängige Praxis hochschulischer Leistungsbewertung (z. B. Klausuren, Multiple-Choice-
Prüfungen, Frontalreferate, Abschlussarbeiten unter Zeitdruck) ist in vielfacher Hinsicht 
normierend. Sie richtet sich meist nach dem „Normalfall“: junge, gesunde, formal vorgebildete, 
finanziell unabhängige, deutschsprachige Studierende ohne familiäre oder berufliche 
Zusatzverpflichtungen. Gerade dadurch geraten Studierende, deren Lebensrealität von dieser Norm 
abweicht, in systematische Nachteile.

Klassismus:

• Prüfungs- und Curriculumsstrukturen sind häufig auf vorausgesetztes kulturelles und 
soziales Kapital ausgerichtet (Bourdieu). Wer die „akademischen Codes“ und 
fachspezifischen Argumentationsformen nicht schon vor Studienbeginn erlernt hat, stößt 
insbesondere in schriftlichen und mündlichen Prüfungen auf zusätzliche Hürden.

• Finanzielle Unsicherheit wirkt sich unmittelbar auf die Prüfungsleistung aus: Zeitmangel 
durch Nebenjobs, eingeschränkte Lernmöglichkeiten, fehlender Zugang zu Lernmaterialien 
oder Tutoring sind keine Randprobleme, sondern strukturieren den Prüfungserfolg ganzer 
sozialer Gruppen.

Altersdiskriminierung:

• Curricula und Prüfungsordnungen setzen häufig auf eine „geradlinige“ Bildungsbiographie 
und ein fixes „Normstudierendenalter“. Altersgrenzen für BAföG, Stipendien und 
Stornierungsfristen bei Prüfungsanmeldungen benachteiligen insbesondere ältere 
Studierende oder jene mit biographischen Brüchen.

• Prüfungsformate und Veranstaltungszeiten werden selten an die Bedürfnisse von 
Studierenden mit Familienpflichten, Berufstätigkeit oder anderen Lebensrealitäten 
angepasst. Flexiblere Prüfungszeiträume oder individualisierte Curricula sind bislang die 
Ausnahme.

Ableismus:

• Prüfungen unterstellen „Normkörper“ und „Normfähigkeiten“: Standardisierte 
Prüfungsformate berücksichtigen selten chronische Erkrankungen, Lern- oder 
Konzentrationsschwierigkeiten, sensorische Beeinträchtigungen oder psychische 
Belastungen.

• Zwar existieren rechtliche Regelungen zum Nachteilsausgleich, diese sind aber häufig 
schwer zugänglich, mit bürokratischen Hürden belegt und werden stigmatisierend erlebt 
(vgl. Waldschmidt 2010). Die Angst, als „Problemfall“ oder „nicht leistungsfähig“ gesehen 



zu werden, hält viele Betroffene davon ab, die ihnen zustehenden Erleichterungen 
einzufordern.

• Digitale Prüfungsformate, die unter Pandemiebedingungen ausgeweitet wurden, verschärfen
die Exklusion oft weiter – etwa durch fehlende technische Anpassungen, mangelhafte 
Barrierefreiheit oder zusätzliche Kontrollmechanismen (Online-Proctoring).

Wirkung auf Curricula und Lernkultur

Prüfungslogik und Curricula reproduzieren nicht nur Benachteiligungen, sondern prägen auch die 
Hochschulkultur:

• Sie setzen Anpassung an dominante Zeitstrukturen, Ausdrucksweisen und Denkstile voraus 
und bieten wenig Raum für biographische Vielfalt und inklusive Didaktik.

• Innovationspotenziale, die gerade aus der Heterogenität von Bildungswegen, Lebensalter 
oder unterschiedlichen Fähigkeiten entstehen könnten, bleiben ungenutzt.

• Die Fixierung auf Output, Effizienz und Formalisierung verdrängt Perspektiven von 
Solidarität, Empowerment und individueller Förderung zugunsten eines standardisierten 
Verständnisses von „Leistung“.

Ansatzpunkte für Reform und Inklusion

Die bildungspolitische, didaktische und prüfungsbezogene Inklusion erfordert, so belegen es 
aktuelle Studien, einen Paradigmenwechsel:

• Diversitätssensible Prüfungsformate: Entwicklung alternativer Prüfungsformen, die 
unterschiedliche Ausdrucks- und Lernwege anerkennen (z. B. Portfolios, mündliche 
Prüfungen, Gruppenprojekte, praxisorientierte Aufgaben).

• Flexible Curricula und Zeitmodelle: Individuelle Studienschwerpunkte, gestreckte 
Zeitpläne, Wiederholungsmöglichkeiten ohne Stigmatisierung.

• Empowerment und Beratung: Ausbau niedrigschwelliger Beratungs- und Förderangebote, 
Peer-Mentoring, Antidiskriminierungsstellen und gezielte Empowerment-Programme für 
benachteiligte Gruppen.

• Strukturelle Sichtbarmachung: Systematische Erhebung und Evaluation von 
Ausschlüssen, regelmäßige Reflexion über Diversität und Inklusion in Prüfungsgremien und
Curricularkommissionen.

Fazit

Klassismus, Altersdiskriminierung und Ableismus werden durch die vorherrschenden Prüfungs- und
Curriculumslogiken an Hochschulen nicht nur reproduziert, sondern oft verstärkt. Ein gerechtes, 
inklusives und demokratisches Bildungssystem erfordert eine Abkehr von der starren Orientierung 
an Normbiographien und Standardleistungen – hin zu pluralen, diversitätssensiblen und inklusiven 
Prüfungspraktiken und Studienstrukturen.
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8. Emanzipatorische Alternativen: Theorie und Praxis

Die bisherige Analyse hat gezeigt, dass die gegenwärtige Hochschullandschaft in vielfacher 
Hinsicht von Prozessen der Ökonomisierung, Regulierung und Standardisierung geprägt ist. Diese 
Entwicklungen sind nicht bloß administrative oder didaktische Detailfragen, sondern betreffen die 
Grundfrage, wozu Universität und Bildung heute dienen sollen: Reproduktion und Anpassung – 
oder Entwicklung, Kritik und Emanzipation? Kapitel 6 und 7 haben die systemischen Engführungen
diagnostiziert, die aus Hochschulen zunehmend Durchlaufstationen für humankapitalorientierte, 
normierte Subjekte machen. Sie haben aufgezeigt, wie Prüfungs- und Curriculumslogiken 
strukturelle Exklusionen verstärken, Innovationspotenziale ungenutzt lassen und soziale 
Ungleichheiten perpetuieren.

Im Angesicht dieser Diagnose ist die Frage nach emanzipatorischen Alternativen nicht nur 
theoretischer Natur, sondern eine bildungspraktische und politische Notwendigkeit. Die Suche nach 
Gegenmodellen ist kein Luxus der akademischen Reflexion, sondern eine Antwort auf die 
drängenden Herausforderungen von Demokratiekrise, globaler Transformation und sozial-
ökologischen Umbrüchen. Die Universität muss sich als Ort der Selbstermächtigung, des 
Widerspruchs und der solidarischen Entwicklung neu erfinden, wenn sie ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden will.

Kapitel 8 setzt hier an, indem es alternative Zugänge, Praktiken und Modelle von Bildung 
systematisch erschließt. Ausgangspunkt ist die Annahme, dass Bildung nicht auf Zertifizierung, 
Selektion und Anpassung verkürzt werden darf, sondern als Prozess der Subjektwerdung, 
Kritikfähigkeit und gesellschaftlichen Mitgestaltung begriffen werden muss. In den Mittelpunkt 
rückt damit die Perspektive einer Bildung, die dialogisch, partizipativ und antiautoritär ist – und 
damit an radikale, emanzipatorische Traditionen der Bildungsgeschichte ebenso anknüpft wie an 
zeitgenössische Bewegungen des kollektiven Lernens und der Commons.



Die einzelnen Unterkapitel bereiten dieses Feld in verschiedenen Dimensionen auf:

• 8.1 untersucht klassische und zeitgenössische Theorien kritischer, dialogischer und 
antiautoritärer Bildung (Freire, Illich, hooks). Im Zentrum stehen Konzepte wie „Bildung als
Praxis der Freiheit“, „Pädagogik der Unterdrückten“ und die Rolle von Dialog, Zärtlichkeit 
und wechselseitiger Anerkennung im Bildungsprozess.

• 8.2 vertieft anarchistische, selbstorganisierte und kollektive Lernformen. Historische 
Modelle (Summerhill, Ferrer, Freie Universitäten) und aktuelle Initiativen (Graswurzelunis, 
Lesekreise, digitale Netzwerke, Awareness-Kollektive) werden systematisch analysiert. Im 
Fokus stehen Empowerment, Marginalisierung, Ressourcenverteilung und die Rolle von 
Selbstorganisation als Korrektiv zu hierarchischer, normierter Bildung.

• 8.3 öffnet den Blick auf digitale Alternativen, Commons und Peer-to-Peer-Lernen. Hier 
werden Möglichkeiten, Grenzen und Ambivalenzen digitaler Selbstbildung, Open Access 
und dezentraler Lernplattformen beleuchtet – einschließlich der Frage, wie digitale Räume 
das Potenzial zu Demokratisierung und Exklusion gleichermaßen in sich tragen.

• 8.4 schließt das Kapitel mit praktischen Beispielen, Reflexionen und Best-Practices aus der 
aktuellen Bildungslandschaft. Damit wird ein Bogen zur Realität antiautoritärer Bildung 
geschlagen: Wie können die skizzierten Ansätze konkret werden? Welche 
Rahmenbedingungen und Ressourcen sind erforderlich? Welche Risiken, Konflikte und 
Transformationspotenziale sind zu beachten?

Ziel dieses Kapitels ist es, die Vielfalt emanzipatorischer Alternativen sichtbar zu machen und 
aufzuzeigen, dass Bildung auch unter den Bedingungen von Kontrolle, Outputorientierung und 
Standardisierung als Ort der Befreiung, Kritik und kollektiven Selbstermächtigung möglich bleibt – 
wenn sie mutig und konsequent quer zu den herrschenden Mustern gedacht und gestaltet wird.

Kapitel 8 verbindet damit Theorie, historische Tiefenschärfe und gegenwärtige Praxis – und 
versteht sich als Einladung, die Hochschule (und Bildung im weiteren Sinne) wieder als 
gesellschaftlichen Möglichkeitsraum zu begreifen und zu gestalten.

8.1 Kritische, dialogische und antiautoritäre Bildung

Die Reflexion über emanzipatorische Alternativen zur gegenwärtigen Hochschulpraxis führt 
unweigerlich zu den grundlegenden Fragen nach dem Wesen und der Aufgabe von Bildung selbst. 
Im Zentrum steht dabei eine Bildung, die den Anspruch erhebt, mehr zu sein als bloße Vermittlung 
von Wissen, Qualifikation oder Anpassung an bestehende Verhältnisse. Kritische, dialogische und 
antiautoritäre Bildung verfolgt das Ziel, Menschen zur Freiheit, Mündigkeit und Mitgestaltung zu 
befähigen – und zwar durch Prozesse, die den Einzelnen als aktives, verantwortliches Subjekt 
anerkennen und die Lernenden in ihrer Selbstwirksamkeit stärken.

Kennzeichnend für diese Bildungsansätze ist eine radikale Umkehrung der traditionellen 
pädagogischen Hierarchien: An die Stelle des autoritären Wissensmonopols treten Dialog, 
gegenseitige Anerkennung und die Suche nach gemeinsamen, kollektiven Erkenntnisprozessen. 
Bildung wird als Beziehung verstanden, als ein wechselseitiger Prozess des Fragens, Zweifelns und 
gemeinsamen Entdeckens. Die Rolle der Lehrenden wandelt sich vom „Erzieher“ oder „Überträger“



von Inhalten hin zum Begleiter, Impulsgeber und Mitlernenden. Dadurch entsteht ein Lernraum, in 
dem Machtverhältnisse kritisch reflektiert und destruktive Muster bewusst irritiert werden können.

Zentral ist zudem die Verbindung von Theorie und Praxis, von persönlicher Erfahrung und 
gesellschaftlicher Reflexion. Kritische, dialogische und antiautoritäre Bildung versteht sich stets als 
Praxis der Befreiung: Sie fordert heraus, konfrontiert mit eigenen Vorannahmen, fördert Solidarität 
und Empathie und eröffnet Spielräume für kreativen Widerspruch und gesellschaftliche 
Veränderung. Nicht zuletzt ist diese Bildungsform geprägt von der Anerkennung von Differenz, 
Pluralität und der Wertschätzung verschiedener Lebenslagen und Perspektiven.

In einer Zeit, in der Bildung vielfach auf Leistungsnachweise, Zertifizierung und Anpassung 
reduziert wird, gewinnt diese Perspektive neue Dringlichkeit: Sie öffnet Wege, Bildung nicht als 
Instrument zur Herstellung von Konformität, sondern als Ressource für kritische Selbstbefähigung 
und demokratische Gesellschaftsgestaltung zu denken.

8.1.1 Freire, Illich, hooks: Bildung als Emanzipation, Dialog, Zärtlichkeit

Die Suche nach einer emanzipatorischen Alternative zur autoritären und funktionalisierten 
Bildungskultur führt unmittelbar zu den Theorien und Praxisentwürfen von Paulo Freire, Ivan Illich 
und bell hooks. Ihre Werke markieren sowohl in der internationalen Bildungsforschung als auch in 
der politischen Pädagogik Meilensteine einer antiautoritären, auf Befreiung und Selbstermächtigung
zielenden Bildung.

Paulo Freire: Bildung als Praxis der Befreiung

Freires Ansatz, prominent formuliert in „Pädagogik der Unterdrückten“ (1970), ist grundlegend 
dialogisch. Bildung ist für Freire nie einseitige Wissensvermittlung („Bankiersmodell“), sondern ein
Akt der gemeinsamen Weltaneignung und Bewusstwerdung („conscientização“). Ausgangspunkt ist
stets die Erfahrung und Sprache der Lernenden. Der Dialog zwischen Lehrenden und Lernenden 
wird als gleichwertig begriffen; beide Seiten lernen voneinander. Emanzipation bedeutet hier, 
Herrschaftsverhältnisse zu erkennen, kritisch zu reflektieren und Handlungsfähigkeit („agency“) zu 
gewinnen. Ziel ist nicht die Anpassung an bestehende Verhältnisse, sondern deren kritische 
Veränderung im Sinne von Gerechtigkeit und Solidarität.

Ivan Illich: Entschulung und radikale Lernfreiheit

Ivan Illichs Kritik am institutionalisierten Bildungswesen kulminiert in der Forderung nach 
„Entschulung der Gesellschaft“ („Deschooling Society“, 1971). Illich sieht die Schule als zentralen 
Ort der Reproduktion sozialer Ungleichheit und als System, das Autonomie und Selbstbestimmung 
systematisch untergräbt. Statt staatlicher Zwangserziehung schlägt er ein Netzwerk von 
Lernmöglichkeiten vor, in dem Menschen sich frei und selbstorganisiert Wissen aneignen, 
Interessen verfolgen und Kompetenzen entwickeln können – jenseits von Zwang, Bewertung und 
formaler Hierarchie. Illichs Konzept der „Lernnetzwerke“ gilt als frühe Vorlage für heutige Peer-to-
Peer-Lernmodelle und digitale Commons. Emanzipation ist bei Illich unmittelbar an die Auflösung 
institutioneller Machtstrukturen geknüpft.



bell hooks: Zärtlichkeit, Dialog und Engaged Pedagogy

bell hooks‘ Bildungsverständnis ist radikal dialogisch und zutiefst ethisch fundiert. In Werken wie 
„Teaching to Transgress“ (1994) und „Teaching Community“ (2003) verbindet hooks ihre Kritik an 
Rassismus, Sexismus und Klassismus mit einer Theorie und Praxis der „engaged pedagogy“. 
Bildung ist für sie ein Akt der Befreiung, der das ganze Subjekt – Körper, Geist und Gefühl – 
anspricht. Lehrende und Lernende begegnen sich als ganze Menschen, die sich mit Respekt, 
Fürsorge und Zärtlichkeit („tenderness“) begegnen. Im Zentrum steht der Anspruch, Lernräume als 
Orte von Dialog, Partizipation und Empowerment zu gestalten. Zärtlichkeit und Sorge sind bei 
hooks keine „weichen“ Ergänzungen, sondern konstitutive Elemente einer kritischen, 
transformativen Bildungsarbeit.

Gemeinsame Grundlagen und Differenzen

Freire, Illich und hooks eint die Überzeugung, dass Bildung zur Subjektwerdung, zur 
Kritikfähigkeit und zur gesellschaftlichen Mitgestaltung befähigen muss. Gemeinsam ist ihnen die 
Ablehnung autoritärer, hierarchischer und standardisierter Lernformen. Differenzen bestehen jedoch
in der Radikalität der Systemkritik (Illich fordert die Abschaffung institutioneller Schule; Freire und
hooks setzen eher auf ihre demokratische Transformation), in der Gewichtung von Emotionalität 
und Fürsorge (besonders bei hooks) und in der spezifischen Ausrichtung auf soziale Gerechtigkeit 
und Diversität (bei hooks besonders ausgeprägt).

Bildung als Emanzipation, Dialog und Zärtlichkeit – Implikationen für die Hochschulpraxis

Diese Konzepte fordern dazu auf, Bildungsräume so zu gestalten, dass sie Kritik, 
Selbstermächtigung, Solidarität und Differenzerfahrung ermöglichen. Sie zeigen auf, wie 
dialogische, partizipative und fürsorgliche Praxen nicht nur individuelle Befreiung, sondern auch 
kollektive gesellschaftliche Veränderung ermöglichen können. Hochschulen, die sich diesen 
Impulsen öffnen, gewinnen neue Perspektiven auf Lernprozesse, Partizipation und die Gestaltung 
von Gemeinschaft.

Weiterführende Literatur:

• Freire, Paulo (1970): Pädagogik der Unterdrückten. Reinbek: Rowohlt.

• Illich, Ivan (1972): Entschulung der Gesellschaft. München: C.H. Beck.

• hooks, bell (1994): Teaching to Transgress: Education as the Practice of Freedom. New 
York: Routledge.

• hooks, bell (2003): Teaching Community: A Pedagogy of Hope. New York: Routledge.

• Freire, Paulo (1974): Education for Critical Consciousness. London: Bloomsbury.

• Giroux, Henry A. (2011): On Critical Pedagogy. New York: Bloomsbury.



8.1.2 Pädagogik der Unterdrückten, Entschulung, Engaged Pedagogy

Die Debatte um emanzipatorische Bildungsalternativen kulminiert in drei einflussreichen 
Strömungen, die sich in Theorie und Praxis wechselseitig durchdringen: Paulo Freires „Pädagogik 
der Unterdrückten“, Ivan Illichs Konzept der „Entschulung“ und bell hooks’ Idee der „Engaged 
Pedagogy“. Jedes dieser Modelle bietet spezifische Impulse für die kritische Analyse und 
Neugestaltung von Bildungsprozessen unter den Bedingungen von Macht, Hierarchie und 
gesellschaftlicher Ungleichheit.

Pädagogik der Unterdrückten (Freire)

Paulo Freires Ansatz ist in erster Linie eine Theorie und Praxis der politischen Bewusstwerdung und
Befreiung unterdrückter Gruppen. Im Mittelpunkt steht die Kritik am „Bankiersmodell“ von 
Bildung – der Vorstellung, Lernende seien leere Gefäße, in die Wissen deponiert wird. Stattdessen 
fordert Freire eine dialogische, problemorientierte und partizipative Pädagogik, in der Lehrende und
Lernende gemeinsam Bedeutung herstellen. Zentral ist der Prozess der „conscientização“ 
(Bewusstwerdung), durch den Individuen sich ihrer Lage bewusst werden, die Strukturen der 
Unterdrückung erkennen und gemeinsam Veränderungen anstreben.

Freires Ansatz ist zutiefst politisch: Bildung ist nie neutral, sondern entweder ein Instrument der 
Anpassung und Reproduktion von Herrschaft oder ein Werkzeug zur Befreiung und Umgestaltung 
gesellschaftlicher Verhältnisse. Die Rolle der Lehrenden wandelt sich von der autoritären 
Wissensvermittlerin zur kritischen Begleitung und Ko-Lernenden. Lernen bedeutet, gemeinsam 
Sprache, Erfahrung und Welt kritisch zu hinterfragen – und sich aktiv in Veränderungsprozesse 
einzubringen.

Entschulung (Illich)

Ivan Illich geht noch einen Schritt weiter und entwirft in „Deschooling Society“ (1971) eine 
radikale Kritik der Schule als Institution. Für Illich ist die Schule das zentrale Instrument der 
modernen Gesellschaft zur Disziplinierung, Standardisierung und Trennung der Menschen nach 
Leistung, Klasse und Konformität. Sie produziert Abhängigkeit, Entfremdung und soziale 
Exklusion, indem sie Lernen an vorgegebene Curricula, Bewertungssysteme und institutionelle 
Zugehörigkeit bindet.

Illichs Entschulungs-Vision ist ein Plädoyer für die radikale Öffnung des Lernens: Wissen soll nicht
in geschlossenen Institutionen monopolisieren werden, sondern als öffentliches Gut zugänglich 
sein. Er skizziert dezentrale „Lernnetzwerke“, in denen Individuen nach eigenen Interessen, 
Bedürfnissen und im Austausch mit anderen Lernenden und Expert:innen Wissen erwerben. Im 
Zentrum steht die „Eigenverantwortung“ für den Lernprozess – befreit von autoritärer Kontrolle 
und standardisierter Zertifizierung. Illichs Ansatz wurde vielfach als utopisch oder anarchistisch 
kritisiert, gilt aber als Pionier der Debatte um informelles Lernen, Open-Education-Ressourcen und 
Peer-to-Peer-Bildung.



Engaged Pedagogy (hooks)

bell hooks hat die Ansätze von Freire und Illich weiterentwickelt und mit feministischer und 
antirassistischer Theorie verbunden. Ihr Konzept der „Engaged Pedagogy“ fordert, dass Bildung 
nicht nur kognitive, sondern auch emotionale und soziale Dimensionen der Lernenden adressieren 
muss. hooks kritisiert die Entfremdung und Hierarchisierung klassischer akademischer Settings und 
fordert stattdessen eine partizipative, beziehungsorientierte Praxis, in der Lehrende und Lernende 
sich gegenseitig als ganze Menschen begegnen.

Im Mittelpunkt steht die „Zärtlichkeit“ (tenderness), mit der Bildungsprozesse gestaltet werden: Nur
in einem Klima von Respekt, Fürsorge und gegenseitigem Zuhören können Lernende ihre Stimme 
finden und transformative Erfahrungen machen. hooks betont die Notwendigkeit, gesellschaftliche 
Machtverhältnisse – Rassismus, Sexismus, Klassismus – explizit zu thematisieren und zu 
bekämpfen. Engaged Pedagogy bedeutet, Bildung als Praxis der Freiheit und Selbstbefähigung zu 
leben – jenseits von Kontrolle, Angst und Konformismus.

Vergleichende Perspektive und aktuelle Relevanz

Alle drei Ansätze eint die radikale Kritik an der hierarchischen, selektiven und normierenden 
Funktion von Bildungsinstitutionen. Gemeinsam fordern sie, Lernen als sozialen, politischen und 
ganzheitlichen Prozess zu begreifen – getragen von Dialog, Partizipation, Selbstorganisation und 
der Anerkennung von Differenz. Sie unterscheiden sich jedoch im Grad ihrer Systemkritik (Illich 
radikal, Freire transformativ, hooks relational) und in ihrer jeweiligen Akzentuierung (Illich: 
Strukturen, Freire: Bewusstwerdung, hooks: Beziehung und Zärtlichkeit).

Für aktuelle Diskussionen über Hochschulbildung und Studium Generale bieten diese Konzepte 
Anregungen, wie Lernräume gestaltet werden können, die Befähigung, Autonomie und 
gesellschaftliche Verantwortung ermöglichen. Insbesondere angesichts von Digitalisierung, 
gesellschaftlicher Fragmentierung und Krisenerfahrung erhalten sie neue Aktualität: Sie zeigen 
Wege auf, Bildung nicht als Anpassungsleistung, sondern als kollektiven Prozess der 
Selbstermächtigung und sozialen Transformation zu denken.

Weiterführende Literatur:

• Freire, Paulo (1970): Pädagogik der Unterdrückten. Reinbek: Rowohlt.

• Illich, Ivan (1972): Entschulung der Gesellschaft. München: C.H. Beck.

• hooks, bell (1994): Teaching to Transgress: Education as the Practice of Freedom. New 
York: Routledge.

• hooks, bell (2003): Teaching Community: A Pedagogy of Hope. New York: Routledge.

• Griffiths, Morwenna (2012): Action for Social Justice in Education: Fairly Different. 
Maidenhead: Open University Press.

• Giroux, Henry A. (2011): On Critical Pedagogy. New York: Bloomsbury.



8.2 Anarchistische, selbstorganisierte und kollektive Lernformen

Die Frage nach alternativen Bildungsformen gewinnt angesichts der zunehmenden Formalisierung, 
Bürokratisierung und Standardisierung von Hochschule und Bildungssystem an Aktualität und 
Dringlichkeit. Insbesondere in der Kritik an autoritären und hierarchisch organisierten Institutionen 
rücken jene Ansätze ins Zentrum, die auf Selbstorganisation, Kollektivität und radikale 
Partizipation setzen. Anarchistische und verwandte emanzipatorische Bildungsmodelle stellen die 
Idee in den Vordergrund, dass Lernen nicht durch Kontrolle, Selektion oder von außen gesetzte 
Curricula gesteuert werden sollte, sondern sich aus der gemeinsamen Initiative, den Bedürfnissen 
und der aktiven Teilhabe aller Beteiligten speist.

Zunächst bedarf es einer begrifflichen Klärung und theoretischen Fundierung dessen, was unter 
anarchistischer, selbstorganisierter und kollektiver Bildung verstanden werden kann. Hierbei geht es
sowohl um die historischen Wurzeln – etwa im libertären Pädagogikdiskurs und in der 
antiautoritären Bewegung – als auch um die zentralen Prinzipien wie Freiwilligkeit, 
Gleichberechtigung, Verantwortungsübernahme und Konsensorientierung. Diese theoretischen 
Grundlagen bilden das Fundament für die Analyse und Bewertung bestehender Modelle und neuer 
Experimentierräume.

Ein historischer Rückblick auf bedeutende Beispiele, wie die Summerhill School von A. S. Neill, 
die Escuela Moderna von Francisco Ferrer oder die freien Universitäten und autonomen Tutorien 
der 1960er und 1970er Jahre, macht deutlich, dass anarchistische und kollektiv organisierte 
Bildungstraditionen keineswegs Randerscheinungen, sondern zentrale Innovationsmotoren der 
Bildungsgeschichte waren. Diese Modelle standen stets im Spannungsfeld von gesellschaftlicher 
Transformation und institutioneller Marginalisierung, sie trugen maßgeblich zur Entwicklung 
alternativer Lehr-Lern-Kulturen und zur Demokratisierung von Bildungsprozessen bei.

Doch auch in der Gegenwart entfalten selbstorganisierte und kollektive Lernformen eine erhebliche 
Wirkung: In Graswurzeluniversitäten, Lesekreisen, digitalen Netzwerken und Awareness-
Kollektiven werden neue Wege des Lernens, Austauschens und Handelns erprobt. Die Vielfalt 
dieser Initiativen reicht von basisdemokratisch organisierten Kursen bis zu solidarisch getragenen 
Räumen, in denen Bildung als gemeinschaftlicher Prozess verstanden wird. Ihre Praktiken eröffnen 
nicht nur neue Zugänge für bislang marginalisierte Gruppen, sondern bieten oft auch einen 
Schutzraum gegen Exklusion, Leistungsdruck und institutionelle Disziplinierung.

Die Analyse dieser vielfältigen Ansätze macht deutlich, dass Empowerment, kollektive 
Selbstermächtigung und Ressourcenteilung zentrale Kategorien antiautoritärer Bildungsmodelle 
sind – zugleich aber zeigen sich Herausforderungen: Die Gefahr der Reproduktion informeller 
Hierarchien, der Marginalisierung von Minderheiteninteressen oder der Ressourcenknappheit ist 
ebenso real wie das Potenzial zur radikalen Demokratisierung von Bildung.

Schließlich eröffnet der Blick auf den aktuellen Forschungsstand und offene Fragen ein Panorama 
noch weitgehend unerschlossener Möglichkeiten, aber auch ungeklärter Problemstellungen. Die 
Forschungslage zu selbstorganisierten und anarchistischen Bildungsformen bleibt fragmentiert; 
gleichzeitig wächst das Interesse an deren Potenzial zur Förderung von Partizipation, Resilienz und 
gesellschaftlicher Innovation. Damit ist das folgende Kapitel eine Einladung zur differenzierten 
Auseinandersetzung mit Theorie und Praxis radikal partizipativer Bildung und einem Plädoyer für 
die ernsthafte Integration dieser Ansätze in die zukünftige Hochschulentwicklung.



8.2.1 Begriffsklärung, Prinzipien, theoretische Grundlagen

Das Verständnis von anarchistischer, selbstorganisierter und kollektiver Bildung gründet auf einer 
bewussten Abkehr von hierarchisch-institutionalisierten Bildungsmodellen. Der Begriff 
„anarchistisch“ wird dabei nicht im Sinne von Chaos oder Regellosigkeit gebraucht, sondern 
verweist auf eine gesellschaftliche und pädagogische Praxis, die jede Form illegitimer 
Machtausübung, Zwang und Bevormundung ablehnt und auf Prinzipien von Freiheit, 
Gleichberechtigung und direkter Partizipation basiert. Diese Ansätze wurzeln im Denken libertärer 
Pädagogik (z. B. Paul Goodman, Francisco Ferrer, A. S. Neill), in der radikalen Demokratie 
(Cornelius Castoriadis) sowie in aktuellen sozialwissenschaftlichen Debatten um Commons, Peer-
Produktion und deliberative Lernkulturen.

Begriffsklärung

• Anarchistische Bildung: Versteht Lernen als Prozess radikaler Selbstbestimmung, der auf 
Freiwilligkeit, Konsens und gegenseitige Hilfe gründet. Der Bildungsprozess ist nicht durch 
vorgegebene Ziele oder institutionelle Zwänge determiniert, sondern entsteht aus dem 
Zusammenspiel der Beteiligten.

• Selbstorganisierte Bildung: Bezeichnet Lernsettings, die von den Teilnehmenden selbst 
initiiert, strukturiert und getragen werden. Entscheidungen werden basisdemokratisch 
getroffen, Inhalte und Methoden ergeben sich aus den Bedürfnissen und Interessen der 
Gruppe.

• Kollektive Lernformen: Verweisen auf eine Auflösung individualisierter Lernprozesse 
zugunsten gemeinschaftlichen, solidarischen Arbeitens. Verantwortung und Expertise 
werden geteilt, Hierarchien bewusst reflektiert und – soweit möglich – abgebaut.

Zentrale Prinzipien

1. Freiwilligkeit und Selbstbestimmung: Teilnahme erfolgt ohne äußeren Zwang. Lernende 
bestimmen Inhalte, Methoden und Ziele.

2. Gleichberechtigung und Konsens: Machtasymmetrien werden abgebaut; Entscheidungen 
werden gemeinsam und möglichst konsensual getroffen.

3. Partizipation und Kooperation: Bildung wird als kollektiver, dialogischer Prozess 
verstanden. Alle sind zur Mitgestaltung eingeladen und für das Gelingen verantwortlich.

4. Solidarität und gegenseitige Hilfe: Individuelle und gemeinschaftliche Interessen werden 
aufeinander bezogen; Schwächere werden gestärkt.

5. Kritik und Reflexivität: Strukturen und Dynamiken werden ständig hinterfragt, 
Hierarchien und Diskriminierung aktiv bearbeitet.

6. Offenheit und Durchlässigkeit: Selbstorganisierte Gruppen öffnen sich für neue Impulse 
und Teilnehmende, ohne starre Abgrenzungen.



Theoretische Grundlagen

• Libertäre Pädagogik: Die Werke von Francisco Ferrer, Paul Goodman oder Colin Ward 
markieren zentrale Bezugspunkte. Lernen wird als natürlicher, sozialer Prozess verstanden, 
der durch die Gemeinschaft und nicht durch Zwang, Selektion oder staatliche Kontrolle 
getragen wird.

• Radikale Demokratie und Commons: Bildung wird als ein „Allmendegut“ betrachtet – ein
Gemeingut, das allen offensteht und durch gemeinschaftliche Aushandlung und Pflege 
erhalten wird (vgl. Ostrom 1990, Bollier 2015).

• Selbstbestimmtes Lernen: Die Theorie des „self-directed learning“ (Knowles 1975, Illich 
1971) hebt die Bedeutung der Selbststeuerung und der Lernumgebung hervor, die Freiheit 
und Eigeninitiative ermöglicht.

• Deliberative und dialogische Lernkulturen: Ansätze von Paulo Freire (Dialog, 
Bewusstwerdung) und bell hooks (Engaged Pedagogy) betonen die Bedeutung des 
Gesprächs, der Anerkennung und der Einbettung in Gemeinschaft.

Diese Prinzipien und Grundlagen machen deutlich, dass anarchistische und selbstorganisierte 
Lernformen mehr sind als methodische Alternativen: Sie verkörpern eine andere Vorstellung von 
Bildung, Subjektivität und Gesellschaft. Sie setzen voraus, dass alle Beteiligten nicht nur Lernende, 
sondern auch Gestaltende und Verantwortliche ihres eigenen Bildungsprozesses sind.

Weiterführende Literatur zu 8.2.1:

• Avrich, Paul (2006): The Modern School Movement: Anarchism and Education in the 
United States. Oakland: AK Press.

• Goodman, Paul (1966): Compulsory Miseducation. New York: Horizon Press.

• Illich, Ivan (1971): Deschooling Society. New York: Harper & Row.

• Neill, A. S. (1962): Summerhill: A Radical Approach to Child Rearing. New York: Hart 
Publishing.

• Ward, Colin (1995): Talking Schools: Ten Lectures. Nottingham: Education Now.

• Freire, Paulo (1970): Pedagogy of the Oppressed. New York: Herder and Herder.

• Bollier, David (2015): Think Like a Commoner: A Short Introduction to the Life of the 
Commons. Gabriola Island: New Society Publishers.

• Ostrom, Elinor (1990): Governing the Commons: The Evolution of Institutions for 
Collective Action. Cambridge: Cambridge University Press.

• hooks, bell (1994): Teaching to Transgress: Education as the Practice of Freedom. New 
York: Routledge.



8.2.2 Historische Modelle: Summerhill, Ferrer, Freie Universitäten, autonome 
Tutorien

Die Geschichte anarchistischer, selbstorganisierter und kollektiver Lernformen ist eng mit 
konkreten Bildungsprojekten und Experimenten verknüpft, die als praktische Gegenentwürfe zum 
staatlich regulierten und autoritär geprägten Bildungswesen entstanden sind. Zu den bekanntesten 
und einflussreichsten Modellen zählen die Summerhill School, die Escuela Moderna von Francisco 
Ferrer, die Freien Universitäten der 1960er/70er Jahre sowie die autonomen Tutorien an 
Hochschulen.

Summerhill School (A. S. Neill)

Die 1921 von Alexander Sutherland Neill in Suffolk (England) gegründete Summerhill School gilt 
als Pionierin der radikal-demokratischen Schulbildung. Ihre Grundprinzipien lauten:

• Selbstbestimmung der Schüler*innen: Kinder und Jugendliche entscheiden selbst über 
ihre Teilnahme an Unterricht, Freizeit und Versammlungen. Es gibt keine Schulpflicht im 
herkömmlichen Sinne.

• Demokratische Selbstverwaltung: Alle Mitglieder der Schulgemeinschaft – Schüler*innen
wie Lehrkräfte – stimmen gleichberechtigt in wöchentlichen Schulversammlungen über 
Regeln und wichtige Fragen ab.

• Kritik an Zwang und Autorität: Erziehung zu Freiheit, Verantwortungsbewusstsein und 
emotionaler Reife wird wichtiger erachtet als schulische Anpassungsleistung oder 
Prüfungsorientierung.

Summerhill steht bis heute exemplarisch für eine antiautoritäre Pädagogik, die Vertrauen in die 
Selbstregulationsfähigkeit von Kindern setzt und traditionelle Machtstrukturen radikal in Frage 
stellt.

Escuela Moderna (Francisco Ferrer y Guardia)

Francisco Ferrer gründete 1901 in Barcelona die „Escuela Moderna“ (Moderne Schule) als explizit 
anarchistische Bildungseinrichtung. Ihre Ziele und Charakteristika:

• Antidogmatische, rationalistische Bildung: Vermittlung von Wissen ohne religiöse oder 
staatliche Indoktrination, Förderung von kritischem Denken und Wissenschaftsorientierung.

• Koedukation und Gleichheit: Mädchen und Jungen wurden gemeinsam unterrichtet; 
autoritäre Disziplinierung, Strafen und Leistungsdruck wurden abgelehnt.

• Gesellschaftskritische Ausrichtung: Bildung wurde als Motor sozialer Emanzipation 
verstanden – zur Befreiung von Unterdrückung, Hierarchie und Unwissenheit.

Die Escuela Moderna war nur wenige Jahre in Betrieb, beeinflusste jedoch durch Ferrers Schriften 
und die nach seinem Tod gegründeten „Modern Schools“ in vielen Ländern die libertäre 
Bildungsbewegung des 20. Jahrhunderts nachhaltig.



Freie Universitäten (u. a. Free University of Berlin, „alternative Hochschulen“ der 
1960er/70er Jahre)

Im Zuge der weltweiten Studierendenbewegungen der 1960er und 1970er Jahre entstanden 
zahlreiche „Freie Universitäten“, meist als Protest gegen autoritäre, elitäre oder ökonomisierte 
Hochschulstrukturen. Beispiele sind:

• Free University of Berlin (FUB): Gründung 1948 als Reaktion auf politische Repressionen 
an der Humboldt-Universität; Fokus auf demokratische Selbstverwaltung, studentische 
Mitbestimmung und offene Curricula.

• Alternative Hochschulen und selbstverwaltete Studiengänge: Im Zuge der 1968er-
Bewegung wurden vielerorts „Freie Universitäten“ als zeitweise parallel laufende, 
selbstorganisierte Strukturen aufgebaut, etwa an der Universität Frankfurt, in Paris, Berkeley
und Bologna.

• Kernprinzipien: Demokratisierung der Hochschule, Mitbestimmung in Forschung und 
Lehre, Öffnung der Universität für gesellschaftliche Bewegungen und Marginalisierte, 
kollektive Organisation von Seminaren und Projekten.

Diese Initiativen wirkten nachhaltig auf das Verständnis von Hochschulbildung als gesellschaftlich 
relevante, von den Beteiligten selbst gestaltbare Praxis.

Autonome Tutorien und basisdemokratische Gruppen an Hochschulen

Insbesondere im deutschsprachigen Raum entwickelten sich seit den 1970er Jahren zahlreiche 
Formen autonomer Tutorien, Arbeitsgruppen und selbstorganisierter Lernkollektive – zum Teil als 
dauerhafte, zum Teil als temporäre Alternativen zum regulären Lehrbetrieb.

• Prinzipien: Freiwilligkeit, Peer-Teaching, Verzicht auf klassische Leistungsüberprüfung, 
solidarische und egalitäre Lernformen.

• Themen: Häufig gesellschaftskritische, feministische, antirassistische oder ökologische 
Schwerpunkte; Raum für neue Methoden, kollektive Wissensproduktion und Reflexion der 
eigenen Bildungsbiografie.

• Vernetzung und Wirkung: Viele dieser Gruppen bildeten Knotenpunkte für soziale 
Bewegungen, trugen zur Reform von Studiengängen und zur Demokratisierung der 
Hochschulpolitik bei.

Wirkungen und Nachwirkungen

Die genannten Modelle stehen jeweils für eine radikale Öffnung und Demokratisierung von 
Bildungsprozessen. Sie haben gezeigt, dass nachhaltiges, kritisches Lernen möglich ist, wenn 
Machtverhältnisse transparent gemacht und reflexiv bearbeitet werden. Gleichzeitig verdeutlichen 
sie die Herausforderungen – etwa im Hinblick auf Anerkennung, institutionelle Unterstützung und 
nachhaltige Verankerung im Bildungssystem.

Fazit

Die historischen Modelle anarchistischer, selbstorganisierter und kollektiver Lernformen bleiben bis
heute Inspirationsquellen für eine emanzipatorische Bildungspraxis. Sie machen deutlich, dass 



Bildung nicht bloß als „Leistung“ oder „Output“, sondern als kollektiver, solidarischer und 
gesellschaftlich relevanter Prozess gedacht und gelebt werden kann.

Weiterführende Literatur zu 8.2.2:

• Neill, A. S. (1962): Summerhill: A Radical Approach to Child Rearing. New York: Hart 
Publishing.

• Ferrer, Francisco (1913): The Origin and Ideals of the Modern School. New York: Knopf.

• Ward, Colin (2004): Anarchist Education and the Modern School: A Francisco Ferrer 
Reader. Oakland: AK Press.

• Oelkers, Jürgen (2005): Reformpädagogik und libertäre Bildung. Weinheim/Basel: Beltz 
Juventa.

• Kraushaar, Elmar (Hrsg.) (2006): Die freie Universität. Geschichte, Kritik, Perspektiven. 
Berlin: Rotbuch Verlag.

• Baader, Meike Sophia (2012): Selbstbestimmung und Partizipation: Autonome Tutorien in 
der Hochschule. Bielefeld: transcript.

• Haker, Hille (2007): Die 68er: Studienreform, Hochschulpolitik und die Reform der Bildung.
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Goodman, Paul (1966): Compulsory Miseducation. New York: Horizon Press.

8.2.3 Zeitgenössische Initiativen: Graswurzelunis, Lesekreise, digitale 
Netzwerke, Awareness-Kollektive

Im 21. Jahrhundert haben sich zahlreiche neue Formen selbstorganisierter, anarchistischer und 
kollektiver Bildungsinitiativen etabliert, die das Erbe historischer Modelle aufnehmen und in 
aktuelle Kontexte weiterentwickeln. Die Spannweite reicht von lokalen Graswurzeluniversitäten 
über transnationale Lesekreise und digitale Lernnetzwerke bis hin zu Awareness-Kollektiven, die 
auf soziale Gerechtigkeit und diskriminierungssensible Bildung zielen.

Graswurzeluniversitäten und Freie Hochschulen

Graswurzeluniversitäten (oft auch „Grassroots Universities“ oder „Freie Hochschulen“ genannt) 
entstehen meist außerhalb staatlicher oder formalisierter Strukturen. Ihr Anspruch ist es, 
niederschwellige, emanzipatorische und inklusionsorientierte Bildungsräume für Menschen zu 
schaffen, die sich von traditionellen Hochschulmodellen nicht angesprochen fühlen oder 
ausgeschlossen werden.

• Offenheit und Partizipation: Teilnahme ist oft kostenlos und nicht an formale 
Bildungsbiographien gebunden. Die Organisation erfolgt basisdemokratisch, die 
Themenwahl partizipativ.

• Themenvielfalt: Neben klassischer Wissenschaft werden künstlerische, handwerkliche, 
politische und lebenspraktische Inhalte behandelt.

• Beispielprojekte: Freie Universität Berlin (FU Night University), Offene Uni Leipzig, 
Volksuniversitäten, Decolonize-University-Formate.



Lesekreise und selbstorganisierte Seminarformate

Lesekreise, Lesezirkel und selbstorganisierte Seminare sind traditionsreiche, aber auch heute 
ausgesprochen lebendige Bildungspraktiken. Sie werden von kleinen Gruppen getragen, die 
gemeinsam Literatur oder Forschungstexte erarbeiten und diskutieren.

• Kollektive Wissensproduktion: Alle Teilnehmenden bringen sich gleichberechtigt ein, es 
gibt keine hierarchische Leitung.

• Methodenvielfalt: Neben klassischen Diskussionen finden Formate wie gemeinsames 
Schreiben, künstlerische Reflexionen, öffentliche Veranstaltungen und Open-Access-
Dokumentationen statt.

• Themen: Vielfach werden gesellschaftskritische, feministische, postkoloniale oder 
ökologische Perspektiven gewählt.

Digitale Netzwerke und Online-Kollektive

Die Digitalisierung hat die Möglichkeiten selbstorganisierter Bildung fundamental erweitert. 
Digitale Netzwerke ermöglichen es, Menschen unabhängig von geografischer Nähe und 
institutionellen Zugehörigkeiten miteinander zu verbinden.

• Peer-to-Peer-Lernen: Plattformen wie „Peer-to-Peer University (P2PU)“, „edX-
Communities“ oder „Discord-Study-Groups“ erlauben horizontale, nicht-hierarchische 
Lernprozesse.

• Open Educational Resources (OER): Die gemeinsame Erstellung, Nutzung und 
Weiterentwicklung von frei zugänglichen Lernmaterialien (z. B. über Wikiversity, ZUM, 
OER Commons) steht im Zentrum vieler Initiativen.

• Erreichbarkeit und Barrieren: Digitale Angebote senken Schwellen, aber auch neue 
Ausschlüsse (digitale Kluft, Sprachbarrieren, Zugangsvoraussetzungen) sind zu reflektieren.

Awareness-Kollektive und diskriminierungssensible Bildungsarbeit

Seit den 2010er Jahren gewinnen Awareness-Kollektive an Bedeutung, die sich explizit mit Fragen 
von Diskriminierung, Inklusion, Machtkritik und Sorgekultur in Bildungsräumen 
auseinandersetzen.

• Awareness-Arbeit: Zielt darauf, geschützte und empowernde Räume zu schaffen – etwa 
durch Achtsamkeitsregeln, Moderationskonzepte, solidarische Ansprechstrukturen und 
Intervention bei Übergriffen.

• Intersektionalität und soziale Gerechtigkeit: Es werden Workshops, Trainings und 
Reflexionsräume angeboten, die Diskriminierungsdimensionen wie Rassismus, Sexismus, 
Klassismus oder Ableismus bewusst bearbeiten.

• Beispiele: Awareness-Teams bei studentischen Veranstaltungen, „Safer Spaces“ bei 
politischen Bildungswochenenden, feministische Sommeruniversitäten, Netzwerke wie 
„Unlearning Racism in School“ oder das „Disability and Inclusion Collective“.



Innovationspotenziale und Herausforderungen

Die genannten Initiativen zeigen, dass kollektive und anarchistische Bildungsformen weiterhin auf 
große Resonanz stoßen und Räume für emanzipatorisches Lernen, Selbstbestimmung und 
Empowerment eröffnen. Ihre Wirksamkeit hängt jedoch wesentlich von freiwilligem Engagement, 
Ressourcen, institutioneller Offenheit und der Fähigkeit ab, inklusive und nachhaltige Strukturen zu
schaffen. Digitale Formate bieten neue Potenziale für Reichweite und Teilhabe, verschärfen aber 
zugleich Fragen der Zugänglichkeit und digitalen Souveränität.

Fazit

Zeitgenössische Initiativen wie Graswurzelunis, Lesekreise, digitale Netzwerke und Awareness-
Kollektive verdeutlichen die bleibende und wachsende Relevanz selbstorganisierter, 
emanzipatorischer Bildungsarbeit. Sie sind nicht nur Alternativen zum Mainstream, sondern 
wichtige Impulsgeber für eine Hochschule, die Demokratie, Solidarität und kollektive 
Selbstermächtigung in den Mittelpunkt stellt.

Weiterführende Literatur zu 8.2.3:

• Motta, Sara C.; Cole, Andrée (Eds.) (2014): Education and Social Change in Latin America.
London: Routledge.

• Freytag, Timo (2017): Peer-Learning und digitale Commons. In: Sybille Kraus et al. (Hrsg.):
Digitale Hochschulbildung. Wiesbaden: Springer VS.

• Land, Ray; Bayne, Sian (2015): Open Education: International Perspectives in Higher 
Education. Cambridge: Open Book Publishers.

• Fritsch, Thomas; Osterhage, Peter (2017): Kollektive Selbstorganisation in der 
Hochschulbildung. Bielefeld: transcript.

• Zimmermann, Anja (2020): Awareness, Sorgekultur und soziale Räume in der politischen 
Bildung. In: Außerschulische Bildung, 4/2020, S. 24–29.

• Peer-to-Peer University: https://www.p2pu.org/

• OER Commons: https://www.oercommons.org/

8.2.4 Analyse: Empowerment, Marginalisierung, Ressourcen

Die Analyse selbstorganisierter und anarchistischer Bildungsformen offenbart eine komplexe 
Gemengelage aus Empowerment-Potenzialen, fortbestehenden Marginalisierungsmechanismen und 
zum Teil prekären Ressourcenlagen. Der aktuelle Forschungsstand betont sowohl die Wirksamkeit 
kollektiver Bildungsinitiativen als auch deren strukturelle Herausforderungen und blinde Flecken.

Empowerment: Potenziale und Prozesse

Selbstorganisierte Lernformen und anarchistische Bildungsprojekte fördern vielfach Empowerment 
auf mehreren Ebenen:

• Individuelle Ermächtigung: Teilnehmende erleben sich als handlungsfähig, mitgestaltend 
und sichtbar, unabhängig von formaler Qualifikation oder institutioneller Zugehörigkeit. 

https://www.p2pu.org/
https://www.oercommons.org/


Dies stärkt Selbstbewusstsein, Verantwortungsbereitschaft und die Fähigkeit, die eigene 
Bildung aktiv zu steuern.

• Kollektive Handlungsmacht: Die horizontale Organisation schafft Möglichkeiten, 
gemeinsam Regeln, Inhalte und Methoden zu entwickeln. Solidarische Strukturen 
begünstigen die Übernahme von Verantwortung und fördern eine Kultur des Miteinander-
Lernens.

• Demokratische Praxis: Durch Beteiligung, Konsensfindung und kollektive Reflexion 
werden demokratische Kompetenzen nicht nur thematisiert, sondern im Alltag praktisch 
eingeübt.

Marginalisierung: Grenzen und Ausschlussmechanismen

Gleichzeitig bestehen auch in emanzipatorischen Bildungsinitiativen vielfältige 
Marginalisierungsrisiken:

• Inklusive Begrenzungen: Trotz expliziter Offenheit reproduzieren auch Graswurzelunis 
oder Awareness-Kollektive mitunter bestehende Ausschlüsse – etwa durch Sprachbarrieren, 
unsichtbare Codes, implizite Leistungserwartungen oder mangelnde Sensibilität für 
Diskriminierungsdimensionen.

• Ressourcenungleichheit: Zugang zu Zeit, Geld, Technik oder sozialem Kapital ist auch in 
selbstorganisierten Kontexten nicht gleich verteilt. Wer prekär arbeitet, Care-Verantwortung 
trägt oder behindert wird, kann oft nur eingeschränkt partizipieren.

• Symbolische Marginalisierung: Die Anerkennung von nicht-formalem, kollektiv 
erworbenem Wissen bleibt im „akademischen Feld“ häufig begrenzt. Initiativen drohen, als 
„Nische“ abgewertet oder instrumentalisiert zu werden.

Ressourcen: Strukturen, Finanzierung, Nachhaltigkeit

Selbstorganisation ist ressourcenintensiv: Zeit, Räume, Infrastruktur, Moderation, 
Öffentlichkeitsarbeit und technische Ausstattung sind nötig – und nicht immer verlässlich verfügbar.

• Freiwilligkeit und Prekarität: Viele Initiativen beruhen auf ehrenamtlicher Arbeit. Das 
Engagement ist häufig von Burnout, Überforderung oder Fluktuation bedroht.

• Finanzierung: Stiftungen, Förderprogramme oder solidarische Umlagemodelle sind 
wichtig, bleiben aber labil. Dauerhafte institutionelle Unterstützung ist selten.

• Nachhaltigkeit: Die Weitergabe von Wissen, der Erhalt von Netzwerken und die 
institutionelle Verankerung sind zentrale Herausforderungen für die Verstetigung 
emanzipatorischer Projekte.

8.2.5 Forschungsstand, Literaturüberblick, offene Fragen

Forschungsstand und offene Fragen

Die wissenschaftliche Literatur zu selbstorganisierter, anarchistischer und kollektiver Bildung 
wächst, ist aber nach wie vor fragmentiert und interdisziplinär verteilt. Wichtige Themenfelder sind:

• Wirksamkeitsforschung: Was leisten Graswurzelunis, Lesekreise, Awareness-Kollektive 
für Teilhabe, Subjektentwicklung, Demokratiekompetenz und soziale Gerechtigkeit?



• Inklusion und Diversität: Welche Strategien funktionieren zur Vermeidung von Exklusion, 
und wo bleiben blinde Flecken?

• Ressourcenmodelle: Wie lassen sich nachhaltige Strukturen jenseits staatlicher Kontrolle 
und Marktlogik sichern?

• Transfer und Hybridisierung: Welche Potentiale bergen hybride Formate, die 
selbstorganisierte und institutionelle Bildungslogiken verbinden?

• Digitalisierung: Wie verändern digitale Tools, Plattformen und Commons die 
Möglichkeiten und Grenzen kollektiven Lernens?

• Macht, Leitung, Verantwortung: Wie werden Leitungsfunktionen, Konfliktmanagement 
und Aushandlungsprozesse demokratisch gestaltet?

Offene Fragen betreffen nicht zuletzt die strategische Bedeutung emanzipatorischer 
Bildungsprojekte in einer sich weiter autoritär, ökonomisch und digitalisierend entwickelnden 
Hochschullandschaft: Wie können Alternativen skalierbar, nachhaltig und wirkmächtig werden, 
ohne sich selbst zu hierarchisieren oder zu vereinnahmen?

Weiterführende Literatur zu 8.2.4/8.2.5:

• Wagenknecht, Susann (2019): Kollektives Lernen. Praktiken, Strukturen, 
Herausforderungen. Wiesbaden: Springer VS.

• Sutterlütti, Sebastian; Meretz, Stefan (2018): Wege aus der Marktlogik: Commons, Peer-
Produktion und neue Bildungsmodelle. In: Prokla, 192/2018.

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Motta, Sara C. (2013): Reinventing Critical Pedagogy: Widening the Circle of Anti-
Oppressive Education. New York: Routledge.

• Fritsch, Thomas; Osterhage, Peter (2017): Kollektive Selbstorganisation in der 
Hochschulbildung. Bielefeld: transcript.

• Freire, Paulo (1970): Pedagogy of the Oppressed. New York: Herder and Herder.

• Arnold, Rolf (2012): Selbstorganisation. Bildung durch Verantwortung. Heidelberg: Carl-
Auer.

• Kraus, Sybille et al. (Hrsg.) (2017): Digitale Hochschulbildung. Wiesbaden: Springer VS.

• Zorn, Peter; Schmid, Silke (2020): Commons, Kollektive und digitale Bildung. In: 
Hochschulforum Digitalisierung Working Paper Nr. 55.

8.3 Digitale Alternativen, Commons und Peer-to-Peer-Lernen

Die Digitalisierung hat die Landschaft des Lernens und der Wissensproduktion tiefgreifend 
verändert. Während klassische Bildungsinstitutionen weiterhin zentrale Orte formaler Bildung 
bleiben, haben sich in den letzten zwei Jahrzehnten vielfältige digitale Alternativen entwickelt, die 
sowohl neue Chancen der Selbstbildung eröffnen als auch kritische Herausforderungen mit sich 



bringen. Im Zentrum stehen dabei Peer-to-Peer-Lernen, Open Access, Massive Open Online 
Courses (MOOCs) und die Entwicklung von Wissens- und Lerncommons.

8.3.1 Peer-to-Peer-Lernen, Open Access, MOOCs

Peer-to-Peer-Lernen bezeichnet kollaborative Bildungsprozesse, in denen Lernende gleichberechtigt
miteinander Wissen austauschen, reflektieren und gemeinsam Lösungen entwickeln. Digitale 
Plattformen, Wikis, Foren und dezentrale Netzwerke wie Stack Exchange, Wikipedia oder diverse 
Fachcommunities ermöglichen niederschwellige, globale Kollaboration und partizipative 
Wissensproduktion. Der Fokus verschiebt sich von der traditionellen Top-down-Vermittlung durch 
Expert:innen hin zu horizontalen, selbstorganisierten Lernpraktiken.

Open Access (OA) steht für den freien Zugang zu wissenschaftlichen Publikationen, Daten und 
Lehrmaterialien. OA-Initiativen durchbrechen die Monopolstellung kommerzieller Verlage und 
ermöglichen es Lernenden wie Lehrenden, auf hochwertiges Wissen ohne finanzielle oder 
institutionelle Hürden zuzugreifen. Open Educational Resources (OER) wie die Plattformen 
Wikimedia Commons, MERLOT oder das MIT OpenCourseWare fördern die Demokratisierung 
von Bildung und regen zur kollaborativen Weiterentwicklung von Inhalten an.

MOOCs haben als breite, häufig kostenfreie Online-Kurse den Zugang zu hochwertiger Bildung 
globalisiert. Plattformen wie Coursera, edX oder Udacity ermöglichen es Millionen Menschen, an 
Kursen führender Hochschulen teilzunehmen. MOOCs sind zugleich Motor von Innovation und 
Experimentierraum für didaktische Konzepte, scheitern jedoch häufig an der nachhaltigen 
Integration partizipativer und emanzipatorischer Bildungsziele, wenn sie klassische 
Frontalvermittlung und Prüfungslogik digital reproduzieren.

8.3.2 Chancen und Risiken digitaler Selbstbildung

Digitale Selbstbildung birgt enorme Potenziale:

• Niederschwelliger Zugang: Digitale Commons und P2P-Lernen öffnen Räume für 
selbstbestimmtes Lernen unabhängig von sozialer Herkunft, Status, Alter oder geografischer
Lage.

• Partizipation und Kollaboration: Sie fördern kooperatives Problemlösen, vielfältige 
Perspektiven und die Entwicklung von Medienkompetenz.

• Empowerment und Individualisierung: Lernende können Tempo, Tiefe und Inhalte ihres 
Bildungsprozesses selbst bestimmen und individuelle Interessen verfolgen.

• Flexibilität und Offenheit: Digitale Lernräume ermöglichen informelles, lebenslanges 
Lernen und die flexible Verknüpfung von formalen, non-formalen und informellen 
Bildungswegen.

Diesen Chancen stehen gravierende Risiken und Herausforderungen gegenüber:

• Digitale Spaltung: Nicht alle verfügen über gleiche Zugänge zu Geräten, Infrastruktur und 
Know-how; soziale Ungleichheiten können sich verschärfen.

• Plattformkapitalismus und Datenökonomie: Große Plattformen (z. B. Google, Facebook, 
LinkedIn) kontrollieren zentrale Infrastrukturen, verfolgen kommerzielle Interessen und 
verwerten Daten der Nutzer:innen.



• Fragmentierung und Qualitätsprobleme: Offene Plattformen garantieren keine 
Qualitätskontrolle; Fehlinformationen und oberflächliches Wissen können zunehmen.

• Vereinzelung und Überforderung: Der Wegfall institutioneller Einbettung kann zu 
Isolation führen; die Selbststeuerung erfordert hohe Selbstdisziplin und 
Orientierungskompetenz.

• Reproduktion von Machtstrukturen: Auch in digitalen Lernumgebungen wirken 
Exklusionsmechanismen, Sprachbarrieren, Genderasymmetrien oder die Dominanz 
westlicher Wissensformen fort.

Die Herausforderung besteht darin, digitale Alternativen so zu gestalten, dass sie kollektive, 
inklusive und emanzipatorische Bildungsziele befördern – etwa durch offene Lizenzmodelle, 
Förderung von Medienkompetenz, Community-Moderation und partizipative Governance-
Strukturen.

Weiterführende Literatur zu 8.3:

• Peter, Sandra & Deimann, Markus (2013): „MOOCs – Bildung für alle?“ In: Aus Politik und
Zeitgeschichte 63(45–46), S. 18–25.

• Deimann, Markus (2019): Open Educational Resources und Open Access. In: Zeitschrift für 
Erziehungswissenschaft, 22(2), S. 407–423.

• Ehlers, Ulf-Daniel (2018): Future Skills: Lernen der Zukunft – Zukunft des Lernens. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Wark, McKenzie (2019): Capital Is Dead: Is This Something Worse? London: Verso (zum 
Thema Plattformkapitalismus und Commons).

• Selwyn, Neil (2016): Education and Technology: Key Issues and Debates. London: 
Bloomsbury.

• Deimann, Markus & Sloep, Peter (2013): „The Peer-to-Peer Revolution in Open Learning: 
Open Educational Resources, Open Online Courses and Peer Production.“ In: The 
International Review of Research in Open and Distributed Learning, 14(1), S. 138–149.

• Cress, Ulrike & Kimmerle, Joachim (2018): „Kollaboratives Lernen in digitalen 
Umgebungen: Theorien, Methoden und Herausforderungen.“ In: Unterrichtswissenschaft 
46(2), S. 141–164.

• Hess, Charlotte & Ostrom, Elinor (2007): Understanding Knowledge as a Commons. 
Cambridge, MA: MIT Press.

8.4 Praktische Beispiele und Reflexionen

Die theoretische und konzeptionelle Debatte um emanzipatorische Bildungsalternativen gewinnt 
ihre gesellschaftliche Relevanz und Überzeugungskraft nicht zuletzt durch die konkreten 
Erfahrungen und Projekte, die bereits heute erprobt und umgesetzt werden. Gerade im 
Spannungsfeld zwischen institutionellen Zwängen und individuellen Freiräumen, zwischen 
struktureller Beharrung und innovativen Impulsen zeigt sich, wie transformative Bildungsansätze 
praktisch Gestalt annehmen können.



Dabei geht es nicht um die romantisierende Verklärung alternativer Nischen, sondern um eine 
differenzierte Analyse der Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen, unter denen neue Lern- und 
Arbeitsformen entstehen und Bestand haben. Die Vielfalt der Praxisbeispiele reicht von 
basisdemokratischen Lernkollektiven über digitale Commons-Initiativen bis hin zu partizipativen 
Lehrforschungsprojekten, die neue Formen der Teilhabe und Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen und Gesellschaft eröffnen.

Im Folgenden werden ausgewählte Best-Practice-Ansätze vorgestellt, die aufzeigen, wie 
Selbstorganisation, Offenheit und Solidarität konkret umgesetzt werden können und welche 
Herausforderungen sich dabei in der Praxis ergeben. Die Reflexion dieser Projekte ermöglicht es, 
Potenziale und Grenzen alternativer Bildungsmodelle sichtbar zu machen und Ansatzpunkte für 
eine zukunftsfähige Hochschulentwicklung zu identifizieren.

8.4.1 Best-Practices aus der aktuellen Bildungslandschaft

Der Blick auf die konkrete Praxis zeigt, dass emanzipatorische, antiautoritäre und selbstorganisierte 
Bildungsansätze jenseits der institutionellen Routinen vielerorts erfolgreich realisiert werden – in 
digitalen wie in analogen Kontexten. Diese Best-Practice-Beispiele illustrieren, wie Prinzipien wie 
Selbstorganisation, Offenheit, Partizipation und Solidarität praktisch umgesetzt werden können und 
bieten Inspiration für die Weiterentwicklung der Hochschullandschaft.

1. Graswurzel- und Freie Universitäten
Formate wie die Freie Universität Bamberg oder die Freie Universität Berlin (historisch, heute als 
Idee weitergeführt in selbstorganisierten Initiativen) stehen für basisdemokratische, nicht-
hierarchische Wissensvermittlung. Lehrinhalte werden kollektiv bestimmt, Dozierende und 
Lernende begegnen sich auf Augenhöhe, Curricula sind flexibel, partizipativ und interdisziplinär. 
Ähnliche Modelle finden sich in der „Black University“ Bewegung (USA, UK) oder bei Popular 
Education-Initiativen in Lateinamerika.

2. Lesekreise und Diskussionskollektive
Selbstorganisierte Lesekreise, etwa im Rahmen von Studierendenkollektiven, linken 
Hochschulgruppen oder feministischen Zusammenschlüssen, dienen nicht nur der 
Wissensvertiefung, sondern fördern kritische Selbstreflexion, Empowerment und politische 
Handlungsfähigkeit. Online-Plattformen wie Critical Theory in Berlin, Philosophy Tube (YouTube) 
oder Reading the End (Podcast) bringen solche Konzepte in den digitalen Raum.

3. Peer-Mentoring und Netzwerkinitiativen
Programme wie First Generation Students Networks, Buddysysteme oder Peer-Tutoring bieten 
gezielte Unterstützung für Studierende aus benachteiligten Gruppen. Sie setzen auf 
niedrigschwelligen Zugang, informelle Beratung, Empowerment und Solidarität. Ein Beispiel: Das 
Netzwerk Arbeiterkind.de unterstützt seit 2008 Studierende aus nicht-akademischen Familien auf 
dem Weg durch das Studium.

4. Digitale Commons und Open-Source-Lernplattformen
Wikiversity, edX (mit offenen Kursen wie „Justice“ von Michael Sandel), Humboldt Law Clinic 
Grund- und Menschenrechte (HU Berlin), Digital Humanities Foren und offene Hackathons zeigen,
wie Open-Source-Prinzipien auf die universitäre Lehre angewandt werden. Wissensproduktion und 
Reflexion erfolgen in offenen, partizipativen Strukturen, oft mit direkter gesellschaftlicher Wirkung.



5. Kollektive Aktions- und Awareness-Formate
Die „Awareness-Uni-Gruppen“ an deutschen Hochschulen, Care-Kollektive (z. B. im Kontext 
feministischer Hochschulpolitik), das Bündnis kritischer Wissenschaftlerinnen* oder 
Graswurzelinitiativen zu Nachhaltigkeit und Diversity entwickeln gemeinsam niedrigschwellige, 
solidarische Strukturen. Sie machen auf Ausschlussmechanismen aufmerksam, schaffen 
Schutzräume und tragen so zur Demokratisierung der Hochschulkultur bei.

6. Hybridformate und partizipative Lehrprojekte
Innovative Formate wie „Forschendes Lernen“, „Service Learning“, „Public Humanities“ oder 
partizipative Lehrforschungsprojekte („Citizen Science“) verschränken Forschung, 
gesellschaftliches Engagement und partizipative Wissensproduktion. Ein Beispiel: Das Projekt 
„Stadt der Zukunft“ an der Universität Hamburg bindet Studierende, Bürger:innen und 
Stadtverwaltung gemeinsam in Problemlösungen ein.

Reflexionen und Herausforderungen

• Trotz vieler gelungener Ansätze bleibt die strukturelle Verankerung solcher Projekte prekär: 
Sie hängen häufig von einzelnen Engagierten, befristeten Fördermitteln oder günstigen 
lokalen Bedingungen ab.

• Risiken liegen in der Überforderung Ehrenamtlicher, dem Fehlen institutioneller 
Anerkennung und dem Widerstand gegen alternative Lehr- und Lernformen.

• Dennoch belegen diese Beispiele das emanzipatorische Potenzial kollektiver 
Selbstorganisation, das Engagement von Studierenden und Lehrenden sowie die 
Möglichkeit, transformative Bildungsprozesse auch unter schwierigen Rahmenbedingungen 
zu realisieren.

• Für die Weiterentwicklung sind insbesondere die institutionelle Absicherung, die nachhaltige
Förderung von Commons-Strukturen und die bewusste Öffnung von Räumen für Diversität 
und Partizipation zentral.

Weiterführende Literatur zu 8.4:

• von Freyberg, Horst & Pohl, Benjamin (Hg., 2020): Partizipative Hochschulentwicklung: 
Formate, Erfahrungen, Herausforderungen. Bielefeld: transcript.

• Hall, Budd L. & Clover, Darlene E. (2013): Social Movement Learning: A Contemporary 
Re-examination. In: Studies in the Education of Adults, 45(2), S. 135–153.

• Ehlers, Ulf-Daniel (2018): Future Skills: Lernen der Zukunft – Zukunft des Lernens. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Kollektiv (Hg., 2016): Kritik der Hochschule: Streitschrift für eine andere Wissenschaft. 
Münster: Unrast Verlag.

• ArbeiterKind.de (2020): Ratgeber für Studierende der ersten Generation. Online verfügbar: 
www.arbeiterkind.de

• Open Knowledge Foundation Deutschland (Hg., 2021): Handbuch Offene Bildung: Neue 
Formen des Lernens und Teilens. Berlin: OKFN.

https://www.arbeiterkind.de/


9: Öffentlichkeit, Freiräume und Diskursräume im Wandel – Historische 
Rückblicke und Zukunftsszenarien

Die Konstitution und der Wandel von Öffentlichkeit, Freiräumen und Diskursräumen im 
Hochschulkontext bilden einen entscheidenden Resonanzboden für Prozesse der Demokratisierung, 
Pluralisierung und Subjektentwicklung. Hochschulen waren über weite Strecken ihrer Geschichte 
nicht nur Orte der Wissensvermittlung, sondern zugleich gesellschaftliche Laboratorien – Foren 
öffentlicher Debatte, Experimentierfelder politischer und kultureller Bewegungen, und Keimzellen 
demokratischer Mitbestimmung. Die Bedingungen, unter denen Öffentlichkeit und Partizipation 
möglich waren, haben sich jedoch stets im Spannungsfeld gesellschaftlicher, politischer und 
technologischer Umbrüche verändert.

Insbesondere in Krisenzeiten, Zeiten autoritärer Einschränkungen, aber auch während Phasen der 
Öffnung und Innovation, zeigt sich, wie eng der Zugang zu öffentlichen Räumen, die Gestaltung 
von Diskursarenen und die Möglichkeit kollektiver Selbstbestimmung miteinander verknüpft sind. 
Öffentlichkeit ist dabei nie neutral, sondern spiegelt stets Machtverhältnisse, soziale Ungleichheiten
und die jeweiligen gesellschaftlichen Leitbilder wider. Wer Zugang zu Freiräumen und 
Mitbestimmungsrechten hat, kann nicht nur das eigene Lernen und Leben gestalten, sondern nimmt 
unmittelbar Einfluss auf die gesellschaftlichen Verhältnisse von morgen.

Im internationalen Vergleich offenbaren sich unterschiedliche Modelle, Traditionen und 
Restriktionen, die – abhängig von politischer Kultur, Bildungsgeschichte und sozialer Struktur – 
spezifische Möglichkeiten und Barrieren für studentische Öffentlichkeit und Partizipation erzeugen.
Die vergleichende Perspektive macht deutlich, dass Reformimpulse, aber auch konservierende 
Tendenzen nicht im nationalen Vakuum entstehen, sondern im Austausch globaler Diskurse und im 
Widerstreit konkurrierender Utopien.

In der Gegenwart stehen Hochschulen an der Schwelle zu neuen, teils widersprüchlichen 
Entwicklungen: Einerseits eröffnen digitale Commons, offene Lernlandschaften und innovative 
Beteiligungsformate neue Räume der Teilhabe und Ko-Kreation. Andererseits drohen Freiräume 
durch ökonomische, rechtliche und technische Regulierungen erneut eingeschränkt zu werden. Die 
Frage, wie zukunftsfähige, inklusive und demokratische Öffentlichkeiten in der Hochschule 
gestaltet werden können, ist daher aktueller denn je.

Dieses Kapitel rekonstruiert im Längsschnitt historische Entwicklungen und internationale 
Perspektiven auf studentische Öffentlichkeit, Freiräume und Diskursarenen und richtet den Blick 
zugleich auf gegenwärtige Herausforderungen sowie auf utopische Entwürfe für eine 
Hochschullandschaft, in der demokratische Teilhabe, Pluralität und kollektive Kreativität wieder 
einen zentralen Stellenwert erhalten.

9.1 Historische Entwicklung studentischer Öffentlichkeit und Mitbestimmung

Die Entwicklung studentischer Öffentlichkeit und Mitbestimmung ist ein Spiegel gesellschaftlicher,
politischer und kultureller Transformationsprozesse – und zugleich ein zentrales Feld universitärer 
Aushandlung um Teilhabe, Autonomie und Emanzipation. Die Geschichte der Hochschule ist von 
wechselnden Konstellationen geprägt, in denen Studierende als passive „Objekte“ von Ausbildung, 
aber auch als aktive „Subjekte“ gesellschaftlicher und politischer Veränderung aufgetreten sind.



9.1.1 Autonomie, politische und kulturelle Bewegungen

Im 19. Jahrhundert und bis weit ins 20. Jahrhundert hinein waren Universitäten Orte mit hoher 
sozialer Exklusivität, aber auch mit bemerkenswerten Freiräumen für studentisches Leben und 
politische Selbstorganisation. Insbesondere das Ideal der akademischen Autonomie – ursprünglich 
als Schutz gegen staatliche Eingriffe konzipiert – bot einen Rahmen, in dem sich studentische 
Milieus entfalten konnten. Hier entwickelten sich studentische Verbindungen, Debattierklubs, 
kulturelle und künstlerische Vereinigungen, aber auch die ersten studentischen Protestbewegungen 
gegen autoritäre Strukturen innerhalb und außerhalb der Universität.

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts trugen Studierende maßgeblich zur Politisierung der 
Hochschulen bei: Sie wirkten in Reforminitiativen, in Bildungsvereinen und in der 
Arbeiterbildungsbewegung. Die Weimarer Republik etwa war geprägt von Auseinandersetzungen 
um demokratische Mitbestimmung und Selbstverwaltung. In der NS-Zeit wurden diese Ansätze 
brutal zerstört, Hochschulen gleichgeschaltet, studentische Organisationen zwangsaufgelöst oder 
instrumentalisiert.

Nach 1945 wurde die Forderung nach studentischer Mitbestimmung erneut virulent. Die 
westdeutschen „68er“ und ihre internationalen Pendants brachten eine neue Qualität studentischer 
Öffentlichkeit hervor: Hochschulen wurden zu Laboratorien gesellschaftlicher Umgestaltung, zu 
Orten des Protests, der Gegenkultur, des Widerstands gegen Autorität, Militarismus und 
Kapitalismus. Die Forderung nach demokratischer Mitbestimmung, nach einer kritischen, 
engagierten Wissenschaft, aber auch nach Öffnung und Pluralisierung der Hochschulen, stand im 
Mittelpunkt. Die Gründung alternativer Hochschulgruppen, basisdemokratischer Gremien und 
neuer Publikationsorgane trug entscheidend zur Ausdifferenzierung studentischer Öffentlichkeit bei.

9.1.2 Phasen der Öffnung und Schließung, Brüche und Reformen

Die Entwicklung studentischer Öffentlichkeit und Mitbestimmung verläuft nicht linear, sondern in 
Wellen von Öffnung, Schließung und erneuter Reform. Die 1970er Jahre standen in vielen 
europäischen Ländern im Zeichen der institutionellen Öffnung: Die Einführung von 
Mitbestimmungsgremien (z. B. Konzil, Senat), die Demokratisierung von Hochschulstrukturen und 
die Ausweitung sozialer Infrastruktur für Studierende stärkten die Partizipationsmöglichkeiten und 
Freiräume.

In den 1980er und 1990er Jahren kam es jedoch zu einer Re-Professionalisierung und 
Bürokratisierung der Hochschulverwaltung, die häufig mit einer Einschränkung studentischer 
Mitbestimmungsrechte, einer Entpolitisierung des Hochschulalltags und einer stärkeren 
Ausrichtung auf Effizienz und Output verbunden war. Die Bologna-Reformen ab den 2000er Jahren
führten vielerorts zu einer weiteren Verschiebung: Durch Modularisierung, neue 
Prüfungsordnungen und steigenden Wettbewerbsdruck wurden studentische Öffentlichkeiten und 
Freiräume erneut unter Druck gesetzt. Studentische Presse, selbstverwaltete Räume und informelle 
Austauschstrukturen wurden vielerorts zurückgedrängt, ohne jedoch ganz zu verschwinden.

Trotz dieser Restriktionen gab und gibt es immer wieder Wellen der Repolitisierung: 
Protestbewegungen gegen Studiengebühren, für soziale Öffnung, für Diversität und gegen 
Diskriminierung, für Klimaschutz oder für neue Formen digitaler Öffentlichkeit beweisen die 
bleibende Potenz studentischer Selbstorganisation und ihre Fähigkeit, sich auf veränderte 
Bedingungen einzustellen. Die Geschichte studentischer Öffentlichkeit ist daher auch eine 



Geschichte der Resilienz, der Innovation und der permanenten Aushandlung zwischen Partizipation 
und Kontrolle, zwischen Freiraum und Restriktion.

Weiterführende Literatur:

• Grüttner, Michael (2016): Studentische Bewegungen in Deutschland 1945–1968. Göttingen: 
Vandenhoeck & Ruprecht.

• Reitz, Tilman (2019): Universität als Labor: Zur Transformation studentischer 
Öffentlichkeit. Bielefeld: transcript.

• Hax, Achim (2008): Studentische Mitbestimmung – Anspruch und Wirklichkeit. In: Das 
Hochschulwesen 56(2), S. 42–48.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

• Reimer, David; Jacob, Marita (Hrsg.) (2011): Wer profitiert von der Hochschule? 
Studienberechtigte zwischen Hochschule, Berufsausbildung und Arbeitsmarkt. Frankfurt am 
Main: Campus.

9.2 Internationale Vergleichsstudien

Internationale Vergleichsstudien bieten einen unverzichtbaren Blick über den eigenen nationalen 
Kontext hinaus und verdeutlichen, wie unterschiedlich Hochschulmodelle, Traditionen und 
Strukturen studentischer Teilhabe weltweit ausgestaltet sind. Die Vielfalt historischer, politischer 
und kultureller Rahmenbedingungen führt dazu, dass Freiräume, Restriktionen und Formen der 
studentischen Selbstverwaltung je nach Land und Region erheblich variieren. Die 
Auseinandersetzung mit internationalen Beispielen eröffnet neue Perspektiven auf die eigene 
Hochschulpraxis und legt Potenziale wie auch strukturelle Herausforderungen offen.

9.2.1 Hochschulmodelle und Traditionen

Weltweit existieren unterschiedliche Leitbilder und Organisationsformen von Hochschulen, die sich
in ihrer Geschichte, ihrer Steuerungslogik, aber auch in ihren Vorstellungen von Teilhabe und 
Öffentlichkeit unterscheiden:

• Angloamerikanisches Modell: Universitäten in den USA und Großbritannien sind geprägt 
durch eine hohe Autonomie gegenüber dem Staat, eine starke Bedeutung von Stiftungs- und 
Drittmitteln, ausgeprägte Campus-Kulturen und häufig intensive Formen studentischer 
Selbstorganisation (Student Unions, College Councils). Traditionell ist die studentische 
Öffentlichkeit an diesen Hochschulen eng mit Wohlfahrtsstrukturen, Sport, kulturellen 
Aktivitäten und politischen Initiativen verwoben.

• Kontinentaleuropäisches Modell: In Deutschland, Frankreich und vielen anderen 
europäischen Ländern wurde die Universität lange Zeit als staatlich regulierte Institution 
verstanden, mit einer starken Rolle von Fakultäten und zentralen Verwaltungsgremien. 
Studentische Mitbestimmung und Freiräume wurden häufig als Errungenschaften sozialer 
Bewegungen etabliert und sind – anders als im angelsächsischen Raum – stärker durch 
rechtliche Normierungen geprägt.

• Nordeuropäische und skandinavische Modelle: In Ländern wie Schweden, Finnland oder 
Dänemark existiert eine lange Tradition der studentischen Mitbestimmung auf allen Ebenen 



der Hochschulorganisation. Demokratische Partizipation, inklusive Beratungs- und 
Unterstützungsstrukturen und eine sozialpolitische Ausrichtung sind dort oft stärker 
verankert als in anderen europäischen Ländern.

• Osteuropäische und postsozialistische Modelle: Die Transformation der 
Hochschulsysteme seit 1989 führte zu einer Vielzahl von hybriden Organisationsformen. 
Während autoritäre Steuerungspraktiken und eingeschränkte Freiräume teils fortbestehen, 
haben sich in manchen Ländern (z. B. Polen, Tschechien) neue studentische Initiativen und 
Mitbestimmungsformen herausgebildet.

• Asiatische und lateinamerikanische Modelle: Hier sind große Unterschiede hinsichtlich 
staatlicher Steuerung, gesellschaftlicher Anerkennung und Partizipation zu beobachten. In 
einigen Ländern gibt es hochselektive, elitäre Systeme mit starker Leistungsorientierung, in 
anderen haben Studierende in sozialen Bewegungen (etwa in Südkorea oder Chile) eine 
zentrale Rolle bei Demokratisierungsprozessen eingenommen.

9.2.2 Freiräume, Restriktionen, Selbstverwaltung im internationalen Vergleich

Die Möglichkeiten für studentische Freiräume und Selbstverwaltung hängen international von 
mehreren Faktoren ab:

• Gesetzliche und institutionelle Rahmenbedingungen: Die Bandbreite reicht von 
umfassenden Mitbestimmungsrechten und autonomen Studierendenvertretungen (z. B. 
Skandinavien, Niederlande) bis hin zu rein beratenden oder schwach legitimierten Organen 
(z. B. Südeuropa, viele asiatische Länder).

• Kulturelle Traditionen und gesellschaftliches Klima: In Ländern mit starker 
zivilgesellschaftlicher Tradition und politischer Pluralität sind studentische Bewegungen und
Öffentlichkeiten oft lebendiger und einflussreicher als in stark hierarchisierten, autoritären 
oder wettbewerbsorientierten Kontexten.

• Ressourcen und Infrastruktur: Die Verfügbarkeit von Freiräumen, kulturellen 
Einrichtungen, Medien, studentischen Cafés oder Beratungsstellen ist eng mit der jeweiligen
Finanz- und Förderpolitik sowie der institutionellen Unterstützung verknüpft.

• Sozialstruktur und Diversität: Der Zugang zu Hochschulen und die Möglichkeiten der 
Selbstorganisation werden auch durch soziale, ethnische, geschlechtliche und ökonomische 
Diversität bestimmt. In manchen Ländern bestehen systematische Barrieren für bestimmte 
Gruppen, während andere aktiv auf Inklusion und Diversität setzen.

Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass die größten Freiräume und die robustesten Formen 
studentischer Selbstverwaltung dort entstehen, wo demokratische Teilhabe, institutionelle 
Ressourcen und eine Kultur des Vertrauens ineinandergreifen. Restriktionen nehmen zu, wo 
marktorientierte Steuerungslogiken, politische Kontrolle oder knappe Ressourcen vorherrschen. Der
Vergleich unterstreicht die Notwendigkeit, nationale Hochschulpolitiken immer im Licht globaler 
Entwicklungen und alternativer Modelle kritisch zu reflektieren.

Weiterführende Literatur:

• Altbach, Philip G. (2016): Global Perspectives on Higher Education. Baltimore: Johns 
Hopkins University Press.



• Brennan, John; Shah, Tarla (2000): Managing Quality in Higher Education: An 
International Perspective on Institutional Assessment and Change. Buckingham: SRHE & 
Open University Press.

• Kehm, Barbara M.; Teichler, Ulrich (Hrsg.) (2013): The Academic Profession in Europe: 
New Tasks and New Challenges. Dordrecht: Springer.

• Marginson, Simon (2016): The Dream Is Over: The Crisis of Clark Kerr’s California Idea of
Higher Education. Berkeley: University of California Press.

• UNESCO (2021): World Higher Education Report 2021. Paris: UNESCO.

• Wächter, Bernd; Kelo, Maria (Hrsg.) (2007): Internationales Handbuch der 
Hochschulpolitik. Bielefeld: W. Bertelsmann.

9.3 Zukunftsszenarien und Utopien

Die Zukunft der Hochschulbildung steht vor einer doppelten Herausforderung: Sie muss einerseits 
Antworten auf die strukturellen Krisen und Restriktionen der Gegenwart finden und andererseits 
tragfähige Visionen und konkrete Alternativen für eine demokratische, nachhaltige und partizipative
Bildungslandschaft entwerfen. In diesem Spannungsfeld gewinnen utopische Entwürfe und 
experimentelle Modellprojekte an Bedeutung, denn sie eröffnen die Möglichkeit, tradierte 
Denkmuster zu überwinden, bestehende Machtverhältnisse zu irritieren und neue Formen des 
Lernens, Lebens und Zusammenarbeitens zu erproben.

Zukunftsszenarien der Hochschulbildung sind stets Ausdruck gesellschaftlicher 
Aushandlungsprozesse, in denen unterschiedliche Akteure – Studierende, Lehrende, Verwaltungen, 
zivilgesellschaftliche Initiativen, Technologieunternehmen und politische Entscheidungsträger – 
miteinander konkurrieren und kooperieren. Das Spektrum reicht von reformistischen Ansätzen 
innerhalb bestehender Strukturen bis hin zu radikalen Utopien, die Hochschulen als offene, 
vernetzte Gemeingüter („Commons“) oder als Labore gesellschaftlicher Transformation denken.

Einen zentralen Stellenwert haben digitale Technologien und die Idee der „Commons“ als 
gemeinschaftlich organisierte Ressourcen und Infrastrukturen. Digitale Commons und offene 
Lernlandschaften ermöglichen neue Formen der Kooperation, des Peer-to-Peer-Lernens, der 
partizipativen Wissensproduktion und der globalen Vernetzung. Gleichzeitig werfen sie Fragen nach
Zugangsgerechtigkeit, Datenhoheit, Nachhaltigkeit und der Bewahrung demokratischer Prinzipien 
auf. Die Öffnung von Hochschulräumen – räumlich, institutionell und digital – kann als Antwort auf
die Verschulung und Ökonomisierung der letzten Jahrzehnte gelesen werden, erfordert jedoch 
bewusste Gestaltung und die Bereitschaft, institutionelle Macht abzugeben.

Modellprojekte, die etwa auf partizipative Governance, Inklusion, ökologische Nachhaltigkeit und 
radikale Offenheit setzen, zeigen, wie Hochschulen als transformative Akteure wirken können. Sie 
veranschaulichen, dass Hochschulbildung weit mehr sein kann als Ausbildung für den Arbeitsmarkt:
Sie kann als gesellschaftlicher Möglichkeitsraum für Selbstbestimmung, Verantwortung und 
Solidarität fungieren. Dabei sind partizipative, digitale und nachhaltige Kulturen kein Selbstläufer, 
sondern bedürfen kontinuierlicher Aushandlung, demokratischer Infrastruktur und einer reflexiven 
Praxis, die technologische, soziale und ethische Aspekte gleichermaßen einbezieht.



Das Nachdenken über Zukunftsszenarien und Utopien in der Hochschulbildung ist daher kein 
naiver Idealismus, sondern ein notwendiger Bestandteil wissenschaftlicher, gesellschaftlicher und 
politischer Entwicklung. Es eröffnet die Chance, aus den Fehlern und Blockaden der Gegenwart zu 
lernen, transformative Potenziale zu identifizieren und konkrete Schritte hin zu einer gerechteren, 
inklusiveren und widerstandsfähigen akademischen Kultur zu entwickeln.

9.3.1 Modellprojekte, digitale Commons, offene Lernlandschaften

In den letzten Jahren sind zahlreiche Modellprojekte und Initiativen entstanden, die als praktische 
Gegenentwürfe zur tradierten und verschulten Hochschule fungieren. Sie greifen die Idee auf, dass 
Hochschulbildung nicht ausschließlich in festen Gebäuden, Curricula und institutionellen Grenzen 
stattfindet, sondern in dynamischen, ko-kreativen, vielfach digital vernetzten Räumen, die sich als 
„offene Lernlandschaften“ verstehen.

Modellprojekte wie studentisch selbstverwaltete Lernräume, alternative Universitäten (z. B. die 
„Freie Universität Bozen“ oder das „Modellprojekt Netzwerk University of the Commons“) und 
kollaborative Forschungswerkstätten zeigen, wie Lernende und Lehrende gemeinsam 
Verantwortung für Inhalte, Strukturen und Organisation übernehmen können. Sie schaffen 
partizipative Governance-Modelle, transparente Entscheidungsprozesse und fördern eine Kultur des
Empowerments statt Hierarchie und Kontrolle. Besonders erfolgreich sind Projekte, die auf 
gegenseitige Unterstützung, niedrigschwelligen Zugang und multiperspektivische 
Wissensproduktion setzen. Beispiele sind die „Utopiastadt“ in Wuppertal als urbanes 
Experimentierfeld oder die „Community of Inquiry“-Modelle im internationalen Kontext.

Digitale Commons beschreiben gemeinschaftlich entwickelte und verwaltete Wissens- und 
Lernressourcen, wie sie etwa in der Open-Source- und Open-Education-Bewegung entstehen. 
Plattformen wie „Wikipedia“, „Wikiversity“, das „Internet Archive“ oder „Open Access“-
Repositorien sind prominente Beispiele für digitale Gemeingüter. Sie erlauben es, Lernprozesse 
dezentral zu organisieren, Wissen kollektiv zu teilen und Hierarchien zwischen „Expert:innen“ und 
„Laien“ zu überwinden. Digitale Commons sind jedoch nicht per se emanzipatorisch – sie bedürfen 
demokratischer Steuerung, Inklusionsstrategien und ethischer Reflexion, um Exklusion, 
Machtasymmetrien und Kommerzialisierung zu verhindern.

Offene Lernlandschaften verbinden die physischen und digitalen Dimensionen von Bildung. Sie 
sind geprägt durch flexible Räume, kollaborative Lernformate, transdisziplinäre Projekte und die 
Integration von Stadtgesellschaft, Zivilgesellschaft und digitalen Communities in die 
Hochschulstruktur. Solche Lernlandschaften können als „dritte Orte“ fungieren, die zwischen 
Privatem und Institutionellem vermitteln und soziale, kulturelle sowie ökologische Nachhaltigkeit 
fördern. In den Niederlanden etwa hat das „Learning Landscape“-Konzept die klassische Campus-
Architektur zugunsten von multifunktionalen, adaptiven Räumen abgelöst, die informelles Lernen, 
Austausch und Co-Kreation ermöglichen.

All diese Ansätze verdeutlichen: Die Zukunft der Hochschule als gesellschaftlicher 
Möglichkeitsraum hängt entscheidend davon ab, wie experimentell, offen und solidarisch Lern- und
Gestaltungsprozesse organisiert werden. Erfolgreiche Modellprojekte und Commons zeigen, dass 
innovative Bildungsformen auf demokratische Teilhabe, niedrigschwelligen Zugang, ökologische 



Nachhaltigkeit und die Verschränkung von digitaler und analoger Welt setzen – und damit nicht nur 
Hochschulen, sondern auch Gesellschaften insgesamt transformieren können.

Weiterführende Literatur zu 9.3.1:

• Hess, Charlotte & Ostrom, Elinor (2007): Understanding Knowledge as a Commons. 
Cambridge, MA: MIT Press.

• Rohs, Matthias (2020): Offene Bildungsressourcen und digitale Commons. In: Zeitschrift für
Hochschulentwicklung, 15(4), S. 1–15.

• Smith, Martin; Ivancheva, Mariya (2022): Radical Imaginaries and the University as a 
Commons. In: Learning and Teaching, 15(1), S. 1–17.

• Wenger, Etienne (1998): Communities of Practice. Learning, Meaning, and Identity. 
Cambridge: Cambridge University Press.

• Kamenetz, Anya (2010): DIY U: Edupunks, Edupreneurs, and the Coming Transformation 
of Higher Education. White River Junction: Chelsea Green Publishing.

9.3.2 Potenziale und Risiken partizipativer, digitaler und nachhaltiger 
Hochschulkulturen

Die Entwicklung partizipativer, digitaler und nachhaltiger Hochschulkulturen eröffnet neue 
Chancen für die demokratische, inklusive und zukunftsfähige Gestaltung von Bildung und 
Wissenschaft. Gleichzeitig sind diese Entwicklungen mit erheblichen Herausforderungen, 
Ambivalenzen und Risiken verbunden, die es differenziert zu analysieren gilt.

Potenziale partizipativer Hochschulkulturen

Partizipative Modelle setzen auf Mitbestimmung, Selbstorganisation und kooperative 
Entscheidungsstrukturen. Sie können dazu beitragen, die oft als entfremdend empfundene Distanz 
zwischen Hochschulleitung, Lehrenden und Studierenden zu überwinden, soziale Teilhabe zu 
stärken und Innovationen anzustoßen. Durch flache Hierarchien, offene Gremienstrukturen und 
kollektive Verantwortungsübernahme werden die Vielfalt der Erfahrungen, Kompetenzen und 
Interessen nutzbar gemacht. Insbesondere marginalisierte Gruppen können über gezielte 
Empowerment- und Beteiligungsformate verstärkt Einfluss auf die Hochschulentwicklung nehmen.

Potenziale digitaler Hochschulkulturen

Digitalisierung eröffnet die Möglichkeit, Lernräume zeitlich und räumlich zu flexibilisieren, neue 
Zugänge zu Wissen und Kollaboration zu schaffen sowie Bildungsbarrieren zu senken. Digitale 
Plattformen und Open-Source-Technologien erlauben es, globale Netzwerke zu bilden, Inhalte zu 
dezentralisieren und den Austausch zwischen Disziplinen und Standorten zu intensivieren. Open 
Educational Resources (OER), MOOCs und Peer-to-Peer-Lernen bieten alternative Bildungswege, 
die individuelle Selbstbildung ebenso fördern wie kollektive Wissensproduktion. Digitale Tools 
erleichtern zudem barrierearme Beteiligung für Menschen mit Behinderung, Care-Aufgaben oder 
anderer Mobilitätseinschränkung.



Potenziale nachhaltiger Hochschulkulturen

Nachhaltigkeit als Leitprinzip in Hochschulen bedeutet mehr als ökologische Verantwortung. Sie 
umfasst die Integration sozialer, ökonomischer und kultureller Aspekte in Forschung, Lehre und 
Campusgestaltung. Nachhaltige Hochschulkulturen fördern langfristige Innovationsfähigkeit, 
Reflexivität und Verantwortungsbewusstsein für kommende Generationen. Sie unterstützen 
transformative Bildungsformate, inter- und transdisziplinäre Ansätze sowie eine kritische 
Auseinandersetzung mit globalen Herausforderungen wie Klimawandel, sozialer Ungleichheit und 
Ressourcengerechtigkeit.

Risiken und Ambivalenzen

Trotz der aufgezeigten Chancen sind partizipative, digitale und nachhaltige Hochschulkulturen 
keineswegs frei von Risiken und Grenzen:

• Partizipation: Partizipationsangebote können in leere Rituale umschlagen, wenn 
Entscheidungsbefugnisse begrenzt bleiben („Alibi-Partizipation“), Beteiligungsstrukturen 
intransparent sind oder sozial ungleiche Ressourcenverteilung die tatsächliche 
Einflussnahme behindert. Hoher Zeitaufwand, Überforderung und das Risiko von 
Fraktionierung oder Exklusion benachteiligter Gruppen sind ebenfalls zu bedenken.

• Digitalisierung: Digitale Lernumgebungen bringen neue Exklusionsrisiken (Digital 
Divide), Überwachung, Kommerzialisierung und Plattformabhängigkeiten mit sich. Die 
Verlagerung von Bildung in digitale Sphären kann informelle, analoge Begegnungsräume 
verdrängen und zu Entfremdung, „Digital Burnout“ oder Reduktion von Interaktion auf 
algorithmisierte Kommunikationsformen führen. Datenschutz, Urheberrechte und 
algorithmische Intransparenz bleiben ungelöste Probleme.

• Nachhaltigkeit: Die ökologische Transformation der Hochschulen ist häufig noch selektiv 
und oberflächlich. Greenwashing, Ressourcenkonflikte und die Gefahr, Nachhaltigkeit als 
„add-on“ statt als Querschnittsaufgabe zu behandeln, können zu neuen Ungleichheiten und 
Blockaden führen. Nicht selten werden soziale und kulturelle Dimensionen von 
Nachhaltigkeit gegenüber ökonomischen oder ökologischen Aspekten vernachlässigt.

Fazit

Die Entwicklung partizipativer, digitaler und nachhaltiger Hochschulkulturen ist ein ambivalenter 
Prozess. Ihre Potenziale können nur eingelöst werden, wenn Herausforderungen wie Exklusion, 
Überforderung, technologische und soziale Kontrollverluste sowie die Gefahr der Vereinnahmung 
durch ökonomische Interessen kritisch reflektiert und bearbeitet werden. Zukunftsfähige 
Hochschulen müssen Räume schaffen, in denen Partizipation, Digitalisierung und Nachhaltigkeit 
nicht als isolierte Projekte, sondern als miteinander verschränkte, demokratisch gestaltete Prozesse 
verstanden und gelebt werden.

Weiterführende Literatur zu 9.3.2:

• May, Dominik (Hrsg.) (2018): Partizipation an Hochschulen. Interdisziplinäre Perspektiven. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Ehlers, Ulf-Daniel (2020): Future Skills – Lernen der Zukunft. Wiesbaden: Springer VS.

• Barnett, Ronald (2018): The Ecological University. A Feasible Utopia. London: Routledge.



• Veletsianos, George (2016): Social Media in Academia. Networked Scholars. New York: 
Routledge.

• Scholz, Trebor (2016): Platform Cooperativism. Challenging the Corporate Sharing 
Economy. New York: Rosa Luxemburg Stiftung.

• Bommert, Benedikt; Remmele, Bernd (2020): Nachhaltigkeit und Digitalisierung an 
Hochschulen. Bielefeld: transcript.

10 Subjektbildung, Selbstbefreiung und gesellschaftliche Auswirkungen

Kapitel 10 widmet sich den weitreichenden Folgen universitärer Bildung auf das Individuum und 
die Gesellschaft. Im Zentrum stehen dabei Prozesse der Subjektbildung, Formen der 
Selbstbefreiung und deren gesellschaftliche Resonanz. Bereits in den vorangegangenen Kapiteln 
wurden die grundlegenden Bedingungen universitärer Sozialisation, die Rolle von Prüfungslogiken,
die Macht autoritärer Strukturen und die Ambivalenz digitaler wie nachhaltiger Reformversuche 
detailliert analysiert. Nun gilt es, diese Perspektiven zusammenzuführen und systematisch zu 
reflektieren, wie sich die universitäre Erfahrungswelt auf die Entwicklung von Urteilskraft, 
Verantwortung und gesellschaftlicher Teilhabe auswirkt.

Die Diskussion um Subjektbildung im Bildungskontext setzt dabei weit vor der Frage an, welche 
Kompetenzen oder Zertifikate ein Individuum am Ende eines Studiums vorweisen kann. Sie fragt 
danach, wie Hochschulen als Institutionen und Kulturräume in das Selbst- und Weltverhältnis der 
Lernenden eingreifen – ob sie zur Entfaltung eigenständiger, urteilsfähiger Subjekte beitragen oder 
Anpassung, Konformismus und systemische Selbstoptimierung fördern. Hier knüpfen die 
Überlegungen zu Macht, Disziplinierung und Emanzipation aus Kapitel 2 ebenso an wie die Kritik 
an Verschulung, Outputorientierung und sozialer Selektion aus den Kapiteln 6 und 7.

Zunächst wird herausgearbeitet, wie sich der Begriff der Subjektbildung historisch und pädagogisch
gewandelt hat – von den humanistischen Idealen individueller Selbstbildung (Wilhelm von 
Humboldt, John Dewey) bis zur gegenwärtigen Dominanz der Systemanpassung (u. a. Oelkers, 
Bröckling). Es wird sichtbar, dass die Erwartung an Studierende, sich flexibel und reibungslos in 
institutionelle Abläufe einzufügen, einen grundlegenden Wandel markiert: Die Universität als 
Schonraum der Subjektwerdung wird zur Produktionsstätte systemkonformer „Funktionsträger“ 
und damit, wie bereits in den Kapiteln zur Prüfungslogik und Bildungsbarrieren argumentiert, zur 
Agentur sozialer Kontrolle.

Die Kehrseite dieses Trends ist der zunehmende Verlust von Selbstverantwortung und Urteilskraft. 
Die Überbetonung von Prüfungsdruck, Standardisierung und Effizienz – bereits im Kontext des 
Bologna-Prozesses und der Modularisierung (Kapitel 6) ausführlich diskutiert – erzeugt eine 
Generation von „trainierter Unmündigkeit“. Die Fähigkeit, in Ambiguität zu handeln, Konflikte 
auszuhalten und eigenständig zu entscheiden, tritt hinter der Befolgung von Regeln und 
Zielvorgaben zurück. Hier knüpfen die Überlegungen von Biesta, Arendt und Adorno an, die 
Bildung als Demokratisierung und Subjektwerdung im Widerstreit zur Funktionalisierung 
interpretieren.

Daraus resultieren tiefgreifende gesellschaftliche Folgen. Die Universität bleibt kein geschlossener 
Mikrokosmos: Was an Anpassung, Konformismus und Ausblendung von Kritik in der Hochschule 



eingeübt wird, setzt sich im Berufsleben, in politischen Institutionen und zivilgesellschaftlichen 
Handlungsfeldern fort. Die bereits zuvor dargestellte Metapher der „Roboterstudierenden“ wird zur 
gesellschaftlichen Realität der „Roboterbürger“: Empathieverlust, Innovationsschwäche und die 
Erosion demokratischer Urteilskraft können als direkte Folgen einer deformierten Subjektbildung 
interpretiert werden (vgl. auch Kapitel 9 zu historischen und internationalen Vergleichsstudien).

Doch dieses Kapitel bleibt nicht bei der Diagnose stehen. Es fragt nach den Potenzialen einer 
antiautoritären, emanzipatorischen Bildung. Welche Formen demokratischer Subjektbildung sind in 
einer pluralen, krisenhaften Gesellschaft möglich? Wie können Hochschulen den Mut zur 
Verantwortung und Mitgestaltung fördern, anstatt passive Anpassung zu belohnen? Das Kapitel 
knüpft dabei an die im 8. Kapitel entwickelten alternativen Lernformen und Praxisbeispiele an und 
weitet den Blick auf das Bildungsziel „Freiheit als Widerspruch“ (hooks, Freire, Illich).

Besondere Aktualität erhält die Diskussion durch die Herausforderungen neuer Technologien und 
Unterhaltungsmaschinen – insbesondere Künstlicher Intelligenz. Der Umgang mit algorithmischen 
Systemen, digitalen Filterblasen und der ethischen Verantwortung in technologiegetriebenen 
Berufsfeldern stellt eine neue Dimension von Subjektwerdung und gesellschaftlicher Verantwortung
dar, wie sie bereits in den Ausführungen zu digitalen Commons und Plattformkapitalismus (Kapitel 
8 und 9) angeklungen ist.

Am Ende steht die These, dass Demokratie und Bildung untrennbar miteinander verbunden sind: 
Nur eine Hochschule, die Räume für Selbstbefreiung, Kritik und Verantwortungsübernahme schafft,
kann ihren gesellschaftlichen Auftrag erfüllen. Das Kapitel schließt daher mit einem Plädoyer für 
eine umfassende Erneuerung von Subjektbildung und demokratischer Praxis – im Sinne einer 
Bildung, die nicht verwaltet, sondern befähigt und zum Handeln in und für die Gesellschaft 
ermutigt.

10.1 Subjektbildung im Bildungskontext

Die Frage der Subjektbildung steht im Zentrum pädagogischer, philosophischer und soziologischer 
Reflexion über Bildung. Im Hochschulkontext entscheidet sie darüber, ob Bildung auf die 
Herausbildung autonomer, urteilsfähiger und verantwortungsbewusster Persönlichkeiten zielt – oder
ob sie primär als Funktion sozialer Steuerung und Systemintegration verstanden wird.

10.1.1 Begriffsgeschichte, pädagogische Ansätze

Die Wurzeln des Begriffs „Subjektbildung“ reichen zurück zu den Idealen der Aufklärung und des 
deutschen Idealismus. Bereits Immanuel Kant betonte in seiner Schrift „Beantwortung der Frage: 
Was ist Aufklärung?“ (1784) das Ziel, den Menschen zur Mündigkeit zu führen – zur Fähigkeit, 
„sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu bedienen“. Bildung war hier eng mit der 
Entfaltung von Autonomie, Selbstreflexion und moralischer Urteilskraft verbunden.

Wilhelm von Humboldt griff dieses Ideal auf und entwickelte das Konzept einer „Bildung des 
Menschen zur Persönlichkeit“, das auf die wechselseitige Durchdringung von Individualität und 
Welt zielte. Die Universität sollte nach Humboldt nicht nur der Wissensvermittlung, sondern der 
Persönlichkeitsentwicklung, dem freien Forschen und dem dialogischen Austausch dienen (vgl. 



Humboldt, 2012). Bildung wurde als Prozess verstanden, in dem das Subjekt sich in 
Auseinandersetzung mit der Welt, mit Anderen und mit sich selbst fortwährend entwickelt.

Auch in der Reformpädagogik, etwa bei John Dewey oder Maria Montessori, steht die Entfaltung 
der eigenen Handlungsfähigkeit im Mittelpunkt: Lernen wird als aktiver, partizipativer Prozess 
gefasst, in dem das Subjekt als handelndes, forschendes und verantwortungsvolles Individuum ernst
genommen wird. Die „Erziehung zur Selbsttätigkeit“ und das „Lernen durch Erfahrung“ sind 
zentrale Motive dieser Tradition.

Mit der Entwicklung der kritischen Theorie im 20. Jahrhundert, insbesondere bei Theodor W. 
Adorno, wird die Dialektik von Bildung und Herrschaft zum Thema: Bildung muss, so Adorno, 
„zur Mündigkeit“ führen, darf aber nicht der bloßen Anpassung an gesellschaftliche Normen dienen
(Adorno, 1971). Auch Hannah Arendt hebt die Bedeutung der Urteilskraft und der politischen 
Teilhabe als zentrale Bildungsziele hervor.

10.1.2 Von Selbstbildung zu Systemanpassung

Seit den 1970er Jahren ist jedoch eine tiefgreifende Verschiebung zu beobachten: Mit der 
Expansion der Hochschulen, der Durchsetzung von Effizienzkriterien und der wachsenden 
Bedeutung von Outputsteuerung (siehe Kapitel 6 und 7) verliert das Ideal der individuellen 
Selbstbildung an Bedeutung. Stattdessen tritt das Konzept der „Systemanpassung“ in den 
Vordergrund.

Dieser Paradigmenwechsel ist geprägt von mehreren Trends:

• Standardisierung und Modularisierung: Studierende werden in klar vorgegebene 
Studienstrukturen eingefügt, deren Hauptzweck die effiziente, schnelle und kontrollierte 
Wissensvermittlung ist. Individuelle Schwerpunktsetzungen und kreative Umwege werden 
erschwert.

• Prüfungsdichte und Outputorientierung: Die regelmäßige Bewertung und die ständige 
Kontrolle des Lernerfolgs führen zu einem Klima der Anpassung und Vorsicht. Die 
Reflexion eigener Interessen, Werte und Ziele tritt hinter die Orientierung an 
Prüfungsformaten und Kompetenzrastern zurück.

• Ökonomisierung des Selbst: Studierende begreifen sich zunehmend als „unternehmerische 
Subjekte“, die ihre Bildung als Investition in das eigene Humankapital und die individuelle 
Wettbewerbsfähigkeit betrachten (vgl. Bröckling, 2007; Münch, 2014).

• Soziale Reproduktion und Exklusion: Die Subjektbildung erfolgt entlang von 
Mechanismen, die soziale Herkunft, Habitus und kulturelles Kapital privilegieren und 
fortschreiben (Bourdieu, 1987).

Diese Entwicklung wird von kritischen Pädagog:innen und Bildungsforscher:innen als Verlust einer
emanzipatorischen Bildung verstanden. Die Fähigkeit zur Selbstbestimmung, zur Kritik und zur 
Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung wird durch Anpassungsdruck und die Logik 
institutioneller Bewertungssysteme marginalisiert.

Die aktuelle bildungspolitische Debatte, etwa im Kontext des Bologna-Prozesses, der 
Digitalisierung und wachsender globaler Unsicherheiten, spitzt diese Problematik weiter zu. Es 



droht eine Ausbildung „funktionaler Subjekte“, die in erster Linie darauf vorbereitet werden, sich 
flexibel und konform in die Erfordernisse von Markt, Verwaltung und Institution einzufügen – nicht
aber darauf, gesellschaftliche Verhältnisse kritisch zu reflektieren und aktiv zu gestalten.

Fazit

Die Auseinandersetzung mit dem Wandel von Subjektbildung zu Systemanpassung ist ein zentrales 
Anliegen emanzipatorischer Bildungsforschung. Nur eine Hochschule, die Räume für 
Selbstreflexion, Dialog und demokratische Teilhabe eröffnet, kann ihrem Auftrag zur Förderung 
von Urteilskraft, Eigenverantwortung und gesellschaftlicher Mitgestaltung gerecht werden.

Weiterführende Literatur zu 10.1:

• Kant, Immanuel (1974): Kritik der Urteilskraft. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Humboldt, Wilhelm von (2012): Theorie der Bildung des Menschen. Darmstadt: 
Wissenschaftliche Buchgesellschaft.

• Dewey, John (1938): Experience and Education. New York: Macmillan.

• Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer 
Subjektivierungsform. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

10.2 Verlust von Selbstverantwortung und Urteilskraft

Die Entwicklung universitärer Bildung in den letzten Jahrzehnten ist von einer zunehmenden 
Erosion zentraler Bildungsziele gekennzeichnet: Eigenverantwortung, Urteilskraft und die Fähigkeit
zur kritischen Reflexion. Diese Entwicklung steht in engem Zusammenhang mit strukturellen 
Veränderungen wie dem Ausbau prüfungszentrierter Curricula, der Durchsetzung von 
Standardisierung und der funktionalistischen Engführung des Bildungsbegriffs. Im Folgenden 
werden die zentralen Problemfelder analysiert und durch zentrale theoretische Positionen 
kontextualisiert.

10.2.1 Prüfungsdruck, Standardisierung, trainierte Unmündigkeit

Ein markantes Symptom des gegenwärtigen Hochschulalltags ist der wachsende Prüfungsdruck, der
sich in der Verdichtung und Ausweitung von Leistungsnachweisen, Modulprüfungen und 
kontinuierlicher Evaluation manifestiert. Diese Entwicklung ist eine direkte Folge der 
Modularisierung und der Einführung von Creditpoint-Systemen im Zuge des Bologna-Prozesses 
(vgl. Kapitel 7). Die ständige Kontrolle und Bewertung des Studienfortschritts erzeugt ein Klima 
der Unsicherheit, Anpassung und Angst vor dem Scheitern. Die Ausbildung wird nicht mehr als 
Raum für Irrtum, Experiment und eigenständige Schwerpunktsetzung erlebt, sondern als eng 
getaktete Abfolge von Prüfungen, die strategisch absolviert werden müssen.



In der Folge geraten grundlegende Bildungsziele ins Hintertreffen: Studierende richten ihr Handeln 
zunehmend auf das Bestehen von Prüfungen und die Optimierung von Bewertungsresultaten aus. 
Inhaltliche Vertiefung, kritische Auseinandersetzung und selbstbestimmte Schwerpunktsetzungen 
werden zugunsten der Orientierung an institutionalisierten Messgrößen vernachlässigt. Der 
berühmte Begriff der „Mündigkeit“ (Adorno) droht so zur Leerformel zu werden, da der 
institutionelle Rahmen die Bedingungen für eine eigenständige Urteilsbildung systematisch 
unterläuft.

Das Resultat ist häufig die Ausbildung einer „trainierten Unmündigkeit“: Studierende werden 
darauf konditioniert, Vorgaben zu erfüllen, ohne deren Sinnhaftigkeit kritisch zu hinterfragen. Die 
Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung – für das eigene Lernen, für Mitstudierende und für
die Gesellschaft – wird durch die institutionalisierte Heteronomie geschwächt.

10.2.2 Kritik (Biesta, Arendt): Demokratisierung vs. Funktionalisierung

In der aktuellen Bildungsforschung werden diese Entwicklungen kritisch reflektiert und alternative 
Verständnisse von Bildung und Subjektentwicklung herausgearbeitet. Zwei zentrale Bezugspunkte 
sind hier Gert Biesta und Hannah Arendt:

• Biesta unterscheidet zwischen drei Dimensionen von Bildung: Qualifikation, Sozialisation 
und Subjektbildung. Er kritisiert die Dominanz von Qualifikation (Messbarkeit, Output, 
Employability) und Sozialisation (Anpassung an soziale Normen) auf Kosten der 
Subjektbildung – also der Herausbildung eigenständiger, urteilsfähiger Subjekte. Für Biesta 
ist Bildung ein Prozess, der „Unterbrechung“ ermöglichen muss: Die Lernenden sollen nicht
nur angepasst, sondern befähigt werden, eigene Positionen zu entwickeln und Verantwortung
zu übernehmen (vgl. Biesta, 2010; 2017). Eine funktionalistische, outputorientierte 
Bildungslandschaft untergräbt diese Dimension systematisch.

• Arendt hebt die Bedeutung der Urteilskraft und der politischen Teilhabe als Kernelemente 
einer demokratischen Bildung hervor. Bildung ist für sie nicht bloß Qualifikation für einen 
Arbeitsmarkt, sondern die Einübung in das gemeinsame Handeln, die Reflexion über das 
Gemeinsame und die Fähigkeit, im Sinne einer pluralen Gesellschaft Verantwortung zu 
übernehmen (Arendt, 2006). Die Reduktion von Bildung auf messbare Outputs und 
vorgegebene Standards ist daher nicht nur ein pädagogisches, sondern ein 
demokratiepolitisches Problem: Eine Gesellschaft, die die Fähigkeit zur Urteilskraft verliert,
gefährdet die Grundlagen ihrer Demokratie.

Beide Perspektiven machen deutlich: Die gegenwärtige Funktionslogik der Hochschulbildung 
fördert nicht Mündigkeit und Verantwortung, sondern produziert tendenziell Konformismus, 
Anpassungsbereitschaft und eine Verkürzung des Bildungsbegriffs. Die Herausforderung besteht 
darin, Räume für eigenverantwortliches, urteilsfähiges Handeln zu schaffen und die Subjektbildung 
nicht länger der Logik von Effizienz und Standardisierung zu opfern.

Weiterführende Literatur zu 10.2:

• Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Biesta, Gert (2010): Good Education in an Age of Measurement: Ethics, Politics, 
Democracy. Boulder: Paradigm.



• Biesta, Gert (2017): Bildung nach Maß? Schule und Erziehung zwischen Effizienz und 
Subjektwerdung. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• Arendt, Hannah (2006): Vom Leben des Geistes. Das Urteilen. München: Piper.

• Kopp, Botho (2014): Prüfungen, Kontrolle und Lernkultur. In: ZfHE, 9(2), S. 13–27.

• Münch, Richard (2014): Academic Capitalism. Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.

10.3 Gesellschaftliche Folgen: Von der Hochschule in die Demokratie

Die Ausgestaltung universitärer Bildungsprozesse bleibt nicht ohne Folgen für das gesellschaftliche 
Leben insgesamt. Hochschulen sind nicht nur Orte der individuellen Qualifizierung, sondern zentral
an der Herausbildung gesellschaftlicher Werte, Handlungsorientierungen und Partizipationsformen 
beteiligt. Die Entwicklungen, die zuvor beschrieben wurden – insbesondere die Tendenz zur 
Standardisierung, Outputorientierung und Funktionalisierung von Bildung – wirken über den 
Hochschulkontext hinaus und beeinflussen, wie Bürgerinnen und Bürger an gesellschaftlichen, 
demokratischen und kulturellen Prozessen teilnehmen.

10.3.1 Übertragung von Konformismus und Verantwortungslosigkeit

Ein zentrales Risiko der gegenwärtigen Hochschulstrukturen liegt in der Übertragung von 
Konformismus und Verantwortungsdiffusion auf das gesellschaftliche Feld. Studierende, die im 
Hochschulalltag lernen, sich primär an externen Vorgaben, starren Curricula und quantifizierbaren 
Leistungskennziffern zu orientieren, internalisieren eine Haltung der Anpassung und 
Fremdsteuerung. An die Stelle eigenständiger Initiative und kollektiver Mitgestaltung tritt die 
Erwartung, dass für jede Herausforderung eine institutionelle Regel, eine standardisierte Lösung 
oder ein „Zuständiger“ existiert.

In der demokratischen Gesellschaft äußert sich dies in einer sinkenden Bereitschaft, Verantwortung 
für gemeinsame Belange zu übernehmen, sich an politischen oder sozialen Prozessen zu beteiligen 
und für die Gestaltung der eigenen Umwelt einzutreten. Der „Dienst nach Vorschrift“ wird zur 
gesellschaftlichen Leitmaxime; Innovation und Widerspruch werden eher als Störung denn als 
konstruktive Impulse wahrgenommen. Das Ergebnis ist eine Schwächung demokratischer 
Strukturen und eine Zunahme von Passivität und politischer Apathie (vgl. Oskar Negt: „Verwaltete 
Welt“).



10.3.2 „Roboterstudierende“ – „Roboterbürger“: Empathieverlust, Innovations-
und Kritikschwäche

Ein weiteres gravierendes Problem ist die Entwicklung eines Habitus, der auf Effizienz, 
Standardisierung und Funktionalität trainiert ist – das, was bisweilen als „Roboterstudierende“ oder 
„Roboterbürger“ beschrieben wird. Wer im Hochschulalltag primär durch vorgegebene Standards, 
digitale Prüfungen und eine Kultur der ständigen Selbstoptimierung geprägt wird, entwickelt nur 
selten jene Kompetenzen, die für lebendige, innovative und solidarische Gesellschaften notwendig 
sind: Empathie, Kreativität, Kritikfähigkeit und die Fähigkeit, in offenen, unsicheren Situationen 
konstruktiv zu handeln.

Empirische Studien zur Hochschulkultur zeigen, dass die systematische Ausblendung von 
Empathie, Kreativität und sozialer Verantwortung zugunsten messbarer Leistungskriterien nicht nur 
das soziale Klima an den Hochschulen belastet, sondern auch die gesellschaftliche Innovationskraft 
schwächt. Hochschulabsolventinnen und -absolventen, die auf die Bewältigung standardisierter 
Anforderungen konditioniert wurden, haben oft Schwierigkeiten, sich in offenen, pluralen und 
konfliktträchtigen sozialen Kontexten zu orientieren und Verantwortung zu übernehmen. Dies 
schlägt sich nieder in einer Verarmung des gesellschaftlichen Diskurses, einer Zunahme von 
Entsolidarisierung und einem Rückgang demokratischer Teilhabe.

Zudem ist festzustellen, dass technokratische, algorithmisierte und digitalisierte Gesellschaften 
besonders anfällig für eine Reduktion von Empathie und Urteilskraft sind. Je mehr Bildung und 
Partizipation auf messbare Ergebnisse und formalisierte Prozesse reduziert werden, desto weniger 
Raum bleibt für Mitgefühl, ethische Reflexion und demokratischen Widerspruch. Die 
Transformation von „Roboterstudierenden“ zu „Roboterbürgern“ ist daher keine dystopische 
Überzeichnung, sondern eine reale Gefahr für die demokratische Substanz der Gesellschaft.

Weiterführende Literatur zu 10.3:
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Princeton: Princeton University Press.
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10.4 Potenziale einer antiautoritären, emanzipatorischen Bildung

Die bisherigen Analysen der Hochschulentwicklung und ihrer gesellschaftlichen Folgen zeigen, 
dass autoritäre, funktionalisierte und outputorientierte Bildungssysteme nicht nur individuelle 
Entwicklungspotenziale einschränken, sondern auch das demokratische Gemeinwesen schwächen. 
Die Gegenperspektive einer antiautoritären, emanzipatorischen Bildung eröffnet jedoch 
grundlegende Chancen – sowohl für die individuelle Subjektbildung als auch für die demokratische 
und solidarische Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse.

10.4.1 Demokratische Subjektbildung, Mut zur Verantwortung, Mitgestaltung

Antiautoritäre und emanzipatorische Bildungsansätze verstehen Bildung nicht primär als 
Vorbereitung auf fremdbestimmte Rollen, sondern als Prozess der Selbstermächtigung, in dem 
Menschen zu verantwortlichen, urteilsfähigen und handlungsbereiten Subjekten werden. Zentral ist 
das Leitbild der demokratischen Subjektbildung: Die Hochschule wird nicht als Ort der bloßen 
Wissensvermittlung, sondern als Erfahrungsraum demokratischer Teilhabe und Selbstgestaltung 
begriffen.

Die Fähigkeit zur eigenen Stellungnahme, zur Reflexion und zum begründeten Widerspruch wird 
gezielt gefördert. Studierende lernen, unterschiedliche Perspektiven zu vergleichen, Konflikte 
produktiv zu verhandeln und Verantwortung für sich selbst wie für das Gemeinwesen zu 
übernehmen. Die Entwicklung von Urteilskraft, Empathie und Solidarität steht dabei im Zentrum. 
Nur so werden Hochschulen zu Werkstätten einer demokratischen Zivilgesellschaft, in denen die 
künftigen Generationen nicht zur Anpassung, sondern zur aktiven Mitgestaltung ermutigt werden.

Hierzu gehört auch der Mut, Verantwortung zu übernehmen – für eigene Entscheidungen, für das 
Zusammenleben im Hochschulraum, für den Umgang mit gesellschaftlichen Herausforderungen. 
Demokratische Mitgestaltung bedeutet, die Strukturen und Prozesse der Hochschule kritisch zu 
prüfen, alternative Modelle einzufordern und sich solidarisch für Benachteiligte einzusetzen. Die 
Erfahrung von Selbstwirksamkeit im Bildungsprozess ist dabei ein zentraler Motor für 
gesellschaftliches Engagement über die Hochschule hinaus.

10.4.2 Bildung als Praxis der Freiheit und des Widerspruchs

Antiautoritäre, emanzipatorische Bildung begreift sich als Praxis der Freiheit: Sie ermöglicht, das 
eigene Denken und Handeln zu hinterfragen, Routinen zu durchbrechen und neue Möglichkeiten zu 
erschließen. Freiheit ist hier nicht bloß die Abwesenheit von Zwang, sondern die Befähigung, das 
eigene Leben und die sozialen Verhältnisse bewusst und kritisch zu gestalten. Echte Bildung wird 
zur Übung im Widerspruch – gegen autoritäre Strukturen, gegen Entmündigung, gegen eine 
Reduktion des Menschen auf Leistung und Verwertbarkeit.

Diese Praxis der Freiheit ist immer auch eine des Dialogs und der Kooperation. In Lernsettings, die 
von Partizipation, Offenheit und gegenseitigem Respekt geprägt sind, können Erfahrungen geteilt, 
Differenzen ausgetragen und gemeinsame Lösungen gefunden werden. Der produktive Umgang mit
Dissens, Irritation und Pluralität wird zum Herzstück eines lebendigen Bildungsprozesses.



Gerade in einer Zeit gesellschaftlicher Polarisierung, ökologischer Krisen und politischer 
Unsicherheit ist die Fähigkeit, kritisch zu denken, mutig zu widersprechen und solidarisch zu 
handeln, von zentraler Bedeutung. Eine antiautoritäre Hochschule, die diese Fähigkeiten kultiviert, 
leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Demokratisierung und Humanisierung der Gesellschaft 
insgesamt.
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• Biesta, Gert (2017): Bildung nach Maß? Schule und Erziehung zwischen Effizienz und 
Subjektwerdung. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• hooks, bell (2013): Teaching Community: A Pedagogy of Hope. New York: Routledge.

• Arendt, Hannah (2006): Vom Leben des Geistes. Das Urteilen. München: Piper.

• Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

• Dewey, John (2000): Demokratie und Erziehung. Weinheim/Basel: Beltz.

10.5 Beispiel: KI, Unterhaltungsmachine und gesellschaftliche Verantwortung

Die zunehmende Digitalisierung, insbesondere der Siegeszug von Künstlicher Intelligenz (KI) und 
algorithmisch gesteuerten Unterhaltungsplattformen, konfrontiert die Hochschulbildung und die 
Gesellschaft als Ganzes mit neuen, komplexen Herausforderungen. Diese Technologien sind 
keineswegs neutral; sie transformieren Kommunikationswege, Informationsflüsse, 
Bildungsprozesse und letztlich auch Formen gesellschaftlicher Teilhabe und Verantwortung. Im 
Kontext einer antiautoritären, emanzipatorischen Hochschulbildung rückt damit die Frage ins 
Zentrum, wie Urteilskraft, Weitsicht und Verantwortungsethik in einer von Algorithmen und 
digitalen Plattformen geprägten Welt gestärkt werden können.

10.5.1 Verantwortungslosigkeit in Tech-Berufen, Filterblasen, ethische Folgen

Mit der exponentiellen Verbreitung von KI-Anwendungen, automatisierten Entscheidungssystemen 
und digitalen Unterhaltungsmaschinen entstehen sowohl neue Handlungsspielräume als auch 
massive Risiken. In Tech-Berufen und -Studiengängen zeigt sich zunehmend ein Trend zur 
Verantwortungsdiffusion: Entwickler:innen, Plattformbetreibende und Entscheidungsträger:innen 
neigen dazu, sich auf technische Vorgaben, Marktzwänge oder das vermeintlich „Objektive“ von 
Algorithmen zu berufen – und damit ethische Fragen und gesellschaftliche Konsequenzen ihrer 
Arbeit zu verdrängen.

Ein zentrales Problem ist die Blackbox-Natur vieler KI-Systeme, die Nachvollziehbarkeit, 
Transparenz und damit Verantwortungszuschreibungen erschwert. Gleichzeitig fördern digitale 
Plattformen durch personalisierte Inhalte, algorithmische Vorauswahl und ökonomische 
Anreizstrukturen die Ausbildung von Filterblasen und Echokammern. Nutzer:innen werden nicht 
mehr mit pluralen Perspektiven, sondern vor allem mit bestätigenden oder emotionalisierenden 
Inhalten konfrontiert. Dies schwächt die Fähigkeit zur kritischen Urteilsbildung, begünstigt 
Polarisierung und Manipulation und unterminiert die demokratische Öffentlichkeit.



Auch die Allgegenwart der „Unterhaltungsmachine“ – von Social Media bis Streaming – lenkt 
Aufmerksamkeit und Zeitressourcen auf kurzfristige, konsumorientierte Formate. Hier wird 
Teilhabe zunehmend auf passive, algorithmisch gelenkte Nutzung reduziert, was langfristig zur 
Erosion von Reflexionsfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft beiträgt. Besonders bedenklich ist,
dass ethische Reflexion und gesellschaftliche Auswirkungen digitaler Innovationen oft weder in den
Curricula der Informatik noch im Berufsalltag der Tech-Industrie systematisch verankert sind.

10.5.2 Weitsicht, Urteilskraft und Verantwortungsethik als Bildungsziel

Angesichts dieser Entwicklungen wird die Förderung von Weitsicht, Urteilskraft und einer 
reflektierten Verantwortungsethik zu einer Kernaufgabe emanzipatorischer Hochschulbildung. Es 
reicht nicht aus, digitale Kompetenzen oder technische Exzellenz zu vermitteln. Gefordert ist 
vielmehr ein Bildungsverständnis, das die gesellschaftliche Tragweite und ethische Dimensionen 
digitaler Technologien ins Zentrum rückt.

Dies umfasst:

• Interdisziplinäre Reflexion: Die systematische Integration ethischer, politischer und 
sozialer Fragestellungen in Technik-, Informatik- und Medienausbildungen, um blinde 
Flecken zu vermeiden.

• Demokratisierung technischer Expertise: Förderung von Transparenz, Mitbestimmung 
und kritischer Öffentlichkeit bei der Entwicklung und Implementierung von KI-Systemen.

• Stärkung von Urteilskraft: Vermittlung der Fähigkeit, algorithmische 
Entscheidungsprozesse kritisch zu durchdringen, Bias zu erkennen, Folgen abzuschätzen 
und Verantwortung für eigene Beiträge zu übernehmen.

• Verantwortungsethik: Orientierung an Prinzipien des Gemeinwohls, der sozialen 
Gerechtigkeit und der ökologischen Nachhaltigkeit in Forschung, Lehre und technologischer
Entwicklung.

Eine Hochschule, die diesen Ansprüchen gerecht wird, kann dazu beitragen, dass zukünftige 
Entscheidungsträger:innen und Entwickler:innen nicht nur in der Lage sind, technologische 
Innovationen zu schaffen, sondern auch die Verantwortung für deren gesellschaftliche Folgen zu 
tragen – und aktiv an der Gestaltung einer demokratischen, solidarischen und nachhaltigen digitalen
Gesellschaft mitzuwirken.
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10.6 Fazit: Demokratie und Bildung als gesellschaftliche Aufgabe

Die Analyse der bisherigen Kapitel macht deutlich: Die Herausforderungen und Chancen 
universitärer Bildung im 21. Jahrhundert sind untrennbar mit den Grundfragen demokratischer 
Gesellschaften verbunden. Die Hochschule ist kein autonomer Raum jenseits gesellschaftlicher 
Entwicklungen, sondern ein zentraler Ort, an dem soziale Ungleichheiten, politische 
Aushandlungen und technologische Dynamiken gebündelt und sichtbar werden. Bildung und 
Demokratie stehen in einem konstitutiven Verhältnis zueinander – das eine ist ohne das andere 
weder denkbar noch dauerhaft tragfähig.

Bildung als Ermöglichung von Mündigkeit und Teilhabe

Demokratische Gesellschaften benötigen Bürgerinnen und Bürger, die nicht nur technisch 
kompetent, sondern vor allem urteilsfähig, kritikbereit und eigenverantwortlich sind. Die 
Universität sollte ein Raum sein, in dem diese Fähigkeiten gezielt gefördert werden. Bildung als 
Praxis der Mündigkeit umfasst weit mehr als die Akkumulation von Fachwissen oder die 
Vorbereitung auf berufliche Verwertbarkeit. Sie meint die Fähigkeit, sich im Spannungsfeld von 
Tradition und Innovation, von individueller Freiheit und gesellschaftlicher Verantwortung zu 
orientieren, begründete Entscheidungen zu treffen und für deren Folgen einzustehen.

In der gegenwärtigen Situation zeigt sich jedoch eine Erosion dieser Ansprüche: Prüfungs- und 
Selektionslogiken, Modularisierung, Standardisierung und Outputorientierung drohen, die 
Hochschule zu einer Dienstleistungsorganisation für den Arbeitsmarkt zu reduzieren. Hierbei 
werden zentrale Ziele – Persönlichkeitsentwicklung, demokratische Mitgestaltung, solidarisches 
Handeln – zugunsten kurzfristiger Verwertungsinteressen an den Rand gedrängt.

Hochschule als Resonanzraum gesellschaftlicher Konflikte

Universitäre Bildung ist Spiegel und Brennglas gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse: Fragen 
der sozialen Herkunft, der Inklusion und Exklusion, des Zugangs zu Ressourcen und der kulturellen
Teilhabe werden hier exemplarisch verhandelt. Wie in Kapitel 3 und 7 gezeigt, bestehen weiterhin 
gravierende Bildungsbarrieren – ob durch Klassismus, Ableismus oder Altersdiskriminierung. Ohne
eine systematische Sensibilisierung und Öffnung der Hochschulstrukturen werden 
Chancengleichheit und demokratische Teilhabe zur Fiktion.

Zugleich zeigen innovative Bildungsinitiativen, selbstorganisierte Lernformen und 
emanzipatorische Projekte, dass Alternativen möglich und notwendig sind. Die in Kapitel 8 und 9 
skizzierten Modelle und Utopien weisen auf das transformative Potenzial einer Bildung hin, die auf 
kollektive Reflexion, partizipative Gestaltung und solidarische Praxis setzt.



Bildung im digitalen Zeitalter: Verantwortung, Urteilskraft und Ethik

Die Digitalisierung und insbesondere der Einzug von Künstlicher Intelligenz (Kapitel 10.5) 
verändern nicht nur Lehr- und Lernprozesse, sondern stellen auch neue Anforderungen an 
Verantwortungsethik und Urteilskraft. Die Fähigkeit, technische Innovationen kritisch zu 
reflektieren, ihre gesellschaftlichen Folgen abzuschätzen und partizipativ zu gestalten, wird zur 
Schlüsselfrage demokratischer Zukunftsfähigkeit.

Bildung darf daher nicht zum bloßen Erfüllungsgehilfen ökonomischer und technokratischer 
Interessen werden. Sie muss Räume schaffen, in denen Widerspruch, Irritation, kollektive 
Suchbewegungen und kreative Umwege nicht als Störung, sondern als zentrale Bildungsziele 
verstanden werden.

Gesellschaftliche Aufgabe und politischer Anspruch

Bildung und Demokratie sind gemeinsam gefährdet, wenn sie auf Funktionsfähigkeit, Effizienz 
oder Passivität reduziert werden. Die Verteidigung und Ausgestaltung einer offenen, inklusiven, 
solidarischen Hochschule ist eine gesellschaftliche und politische Aufgabe ersten Ranges. Sie 
betrifft nicht allein Studierende und Lehrende, sondern die Gesellschaft als Ganze – ihre Werte, ihre
Zukunftsfähigkeit, ihren inneren Zusammenhalt.

Das vorliegende Buch plädiert daher für eine Renaissance des Studium Generale im antiautoritären, 
emanzipatorischen Sinne: als offener Möglichkeitsraum für Subjektbildung, kollektive 
Selbstorganisation und demokratische Mitgestaltung. Nur durch die bewusste Förderung von 
Urteilskraft, Kritikfähigkeit und Verantwortung kann Bildung dazu beitragen, die 
Herausforderungen einer zunehmend komplexen, digitalisierten und konflikthaften Welt zu 
bewältigen.

Schluss: Ermutigung zur Wiederaneignung

Im Zentrum jeder Bildungsreform sollte stehen, dass Hochschule wieder als Ort des Wagnisses, der 
Vielfalt und des lebendigen gesellschaftlichen Experiments begriffen wird. Es ist an der Zeit, 
Bildung und Demokratie nicht nur gegen autoritäre und ökonomistische Verengungen zu 
verteidigen, sondern mutig weiterzudenken: für eine Gesellschaft, die ihre Zukunft nicht delegiert, 
sondern in gemeinsamer Verantwortung und kritischer Solidarität gestaltet.



11. Handlungsperspektiven und Herausforderungen

Die Analyse der vorangegangenen Kapitel hat die tiefgreifenden strukturellen Veränderungen und 
Herausforderungen im Feld universitärer Bildung herausgearbeitet. Doch damit bleibt die 
Auseinandersetzung nicht stehen: Zentral für jede Reform – wie für jede wirkliche 
Bildungsbewegung – ist die Frage nach konkreten Handlungsoptionen, nach individuellen wie 
kollektiven Strategien zur Wiederaneignung von Freiheit, Autonomie und Mitgestaltung. Kapitel 11 
widmet sich daher den realen Handlungsperspektiven und Hürden, die sich im Alltag von 
Studierenden, Lehrenden und Hochschulakteuren eröffnen und zugleich als Grenzen erfahrbar 
werden.

Im Fokus steht zunächst der einzelne Mensch: Welche Möglichkeiten zur Selbstermächtigung und 
aktiven Lebensgestaltung lassen sich im Kontext einer verschulten, normierten und immer stärker 
ökonomisierten Hochschullandschaft heute noch verwirklichen? Praktische Wege der 
Selbstorganisation, des Peer-Learnings, der Disziplin und des Umgangs mit institutionellen Hürden 
werden dabei ebenso thematisiert wie individuelle Umgangsweisen mit Minimalismus, 
Zeitmanagement und der bewussten Gestaltung eigener Bildungsbiographien.

Gleichzeitig wird deutlich, dass nachhaltige Veränderung und wirksamer Widerstand gegen 
restriktive Strukturen selten allein im Individuellen verankert werden können. Die Kraft kollektiver 
Initiativen, die Bedeutung von Netzwerken, die Chancen solidarischer Ressourcenverteilung und 
die Rolle von Hochschulpolitik und öffentlicher Sichtbarkeit werden als wesentliche Elemente für 
gesellschaftlichen Wandel herausgearbeitet. Die Notwendigkeit, institutionelle Barrieren 
gemeinsam zu adressieren und Strategien für den Erhalt und die Erweiterung von Freiräumen zu 
entwickeln, zieht sich als Leitmotiv durch den gesamten Abschnitt.

Doch auch materielle Grundlagen und die Frage nach Ressourcen dürfen nicht ausgeklammert 
bleiben: Finanzielle Hürden, Fragen der Studienfinanzierung, die Bedeutung alternativer 
Lebensstile und digitaler Plattformen für mehr Selbstbestimmung stehen ebenso zur Debatte wie die
Infrastruktur, die es für echte Bildungsfreiheit braucht.

Ebenso werden die vielfältigen Herausforderungen und Grenzen thematisiert, die den Alltag prägen 
– von Zeitdruck und Prekarität über Isolation bis zu Anerkennungsdefiziten und Exklusion. In den 
Blick rücken außerdem latente Risiken, etwa der Einfluss von Alkohol- und Substanzkultur, 
Gruppendruck und ritualisierten Praktiken, die besonders in studentischen Milieus eine 
unterschätzte Rolle spielen. Prävention, Reflexion und die Etablierung einer kritischen Alltagskultur
bilden hierfür notwendige Gegenpole.

Kapitel 11 versteht sich damit als Handlungsanleitung und Reflexionsraum gleichermaßen: Es lädt 
ein, individuelle und kollektive Spielräume kritisch zu vermessen, visionäre wie pragmatische 
Lösungen zu entwickeln und sich der Komplexität universitärer Realität mit Mut, Solidarität und 
Innovationsgeist zu stellen. Im Ausblick werden schließlich die Voraussetzungen für einen 
Bewusstseinswandel diskutiert, der Bildung als lebendige Praxis der Emanzipation, Verantwortung 
und Mitgestaltung wiedergewinnt.



11.1 Individuelle Wege: Selbstermächtigung im Alltag

Der Ausgangspunkt jeder nachhaltigen Veränderung im Bildungskontext ist das Individuum, das 
sich trotz widriger struktureller Rahmenbedingungen Freiräume für selbstbestimmtes Lernen, 
Wachsen und Gestalten erschließt. Die Selbstermächtigung im Hochschulalltag beginnt dort, wo 
Studierende – oft gegen den Strom von Standardisierung, Leistungsdruck und Anpassung – den Mut
und die Fähigkeit entwickeln, ihren eigenen Bildungsweg zu reflektieren, kritisch zu planen und 
aktiv umzusetzen.

11.1.1 Selbstorganisation, Selbstdisziplin, Zeitmanagement, Peer-Learning

Selbstorganisation ist die bewusste Gestaltung des eigenen Lernprozesses, die Fähigkeit, Ziele zu 
setzen, Prioritäten zu erkennen und Ressourcen effizient zu nutzen. In einer Zeit, in der äußere 
Steuerung, modulare Taktung und eng getaktete Curricula das Studium bestimmen, wird die 
Fähigkeit zur autonomen Strukturierung des eigenen Alltags zu einer Schlüsselkompetenz. 
Studierende, die sich Methoden des Zeitmanagements, der Arbeitsorganisation und der 
Selbstmotivation aneignen, können nicht nur effektiver lernen, sondern sich auch Freiräume für 
kreative, fachübergreifende und gesellschaftlich relevante Projekte schaffen.

Selbstdisziplin ergänzt die Selbstorganisation als innere Haltung, sich nicht nur kurzfristigen 
Zwängen und Ablenkungen zu entziehen, sondern auf langfristige Entwicklungsziele hinzuarbeiten. 
Sie ermöglicht das Durchhalten auch in Phasen von Überforderung und Unsicherheit, unterstützt die
Fähigkeit, Rückschläge produktiv zu verarbeiten, und stärkt die Resilienz im Umgang mit 
Herausforderungen.

Peer-Learning – das Lernen mit und von anderen Studierenden – bietet eine Möglichkeit, soziale 
Unterstützung und kollektive Intelligenz zu nutzen. Studiengruppen, Lernpartnerschaften, offene 
Arbeitsgruppen und gegenseitige Beratung schaffen Räume für Dialog, gegenseitige Motivation 
und die Entwicklung von Reflexionsfähigkeit. Insbesondere in hoch regulierten Studiengängen, in 
denen individualisierte Prüfungsformate und Konkurrenz vorherrschen, sind solche 
selbstorganisierten Formen des Peer-Learnings wertvolle Gegenpole zur Vereinzelung.

11.1.2 Umgang mit institutionellen Hürden, Minimalismus, eigene Bildungswege

Angesichts der Vielzahl institutioneller Barrieren – von restriktiven Prüfungsordnungen über 
begrenzte Ressourcen bis hin zu digitalen Zugangshürden – erweist sich die Fähigkeit, kreative 
Umwege zu finden und individuelle Strategien der Umgehung oder aktiven Auseinandersetzung mit
Hindernissen zu entwickeln, als essenziell. Dazu gehört, die eigenen Rechte zu kennen, Beratung 
und Unterstützungsangebote gezielt zu nutzen und sich mit Gleichgesinnten zu solidarisieren, um 
gegen Benachteiligungen vorzugehen.

Minimalismus als Lebens- und Lernhaltung bedeutet, sich bewusst auf das Wesentliche zu 
konzentrieren und materielle sowie zeitliche Ressourcen gezielt einzusetzen. In einer Zeit, in der 
Überfrachtung durch Pflichtveranstaltungen, Nebenjobs und digitalen Dauerkonsum die Autonomie 
bedrohen, kann ein minimalistischer Lebensstil helfen, Überforderung abzubauen und den Blick für 
die eigenen Prioritäten zu schärfen.



Schließlich gehört zur individuellen Selbstermächtigung auch die bewusste Gestaltung eigener 
Bildungswege jenseits normierter Erwartungen. Dies kann das Wählen alternativer Veranstaltungen,
das Einbringen eigener Interessen in Seminararbeiten, die Teilnahme an außeruniversitären 
Projekten oder sogar das bewusste Innehalten und Aussetzen von Studienabschnitten umfassen. Der
Mut, das Studium als offenen Prozess zu begreifen und sich gegen standardisierte Biographien zu 
behaupten, ist eine zentrale Ressource individueller Freiheit.

Fazit 11.1

Die Wege zur Selbstermächtigung im Alltag sind vielfältig und individuell verschieden. Sie 
erfordern Reflexionsfähigkeit, Beharrlichkeit und ein Bewusstsein für die eigenen Rechte und 
Gestaltungsmöglichkeiten. Die Fähigkeit zur Selbstorganisation, zum Peer-Learning und zur 
kreativen Nutzung von Freiräumen bildet das Fundament einer Bildung, die nicht bloß angepasst, 
sondern kritisch und selbstbewusst gestaltet wird. Damit wird das Individuum zum aktiven Subjekt 
seiner Bildungsbiographie – und trägt zugleich zur Öffnung und Demokratisierung universitärer 
Strukturen bei.

Weiterführende Literatur zu 11.1:

• Stichweh, Rudolf (2014): Der frühmoderne Ursprung der Selbstorganisation im 
Bildungssystem. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaft, 17(2), S. 217–232.

• Rump, Jutta (2019): Selbstorganisation und Selbstverantwortung: Schlüsselkompetenzen für
Studium und Beruf. Wiesbaden: Springer VS.

• Deci, Edward L.; Ryan, Richard M. (2013): Self-Determination Theory. Basic Psychological
Needs in Motivation, Development, and Wellness. New York: Guilford.

• Leichsenring, Andreas (2022): Peer-Learning in Hochschulen: Grundlagen, Praxisbeispiele, 
Forschungsperspektiven. Wiesbaden: Springer VS.

• Witte, Markus D. (2017): Minimalismus: Weniger besitzen, mehr leben. München: 
Goldmann.

11.2 Kollektive und institutionelle Wege: Selbstorganisation und Solidarität

Die Bewältigung struktureller Herausforderungen im Hochschulkontext kann nicht allein auf 
individueller Ebene gelingen. Gerade angesichts der vielfach diskutierten Restriktionen, sozialen 
Barrieren und der Tendenz zu Vereinzelung und Konkurrenz ist es entscheidend, kollektive und 
institutionelle Wege der Mitgestaltung, gegenseitigen Unterstützung und strukturellen Erneuerung 
zu stärken. Im Zentrum stehen dabei Formen der Selbstorganisation, solidarische Netzwerke und 
die institutionelle Verankerung gemeinschaftlicher Bildungs- und Handlungspraxen.



11.2.1 Selbstorganisierte Initiativen, Hochschulpolitik und Netzwerke

Selbstorganisierte Initiativen – von kleinen Arbeitsgruppen bis hin zu universitätsweiten 
Bewegungen – bilden das Rückgrat emanzipatorischer Hochschulkultur. Sie entstehen oft aus dem 
Bedürfnis, alternative Räume für Dialog, Reflexion, gesellschaftliches Engagement oder kreative 
Praxis zu schaffen, die von offiziellen Strukturen nicht vorgesehen oder sogar behindert werden. 
Diese Gruppen leisten wichtige Arbeit: Sie bieten Unterstützung in Studienfragen, organisieren 
politische, kulturelle oder soziale Projekte, vertreten die Interessen marginalisierter Studierender 
und schaffen Schutzräume gegen Diskriminierung und Vereinzelung.

In der Hochschulpolitik bieten Gremienarbeit und studentische Vertretungen (wie AStA, 
Fachschaften, Senat oder Fakultätsräte) institutionalisierte Kanäle zur Einflussnahme auf 
universitäre Entscheidungsprozesse. Hier zeigt sich jedoch, dass Mitbestimmung häufig durch 
bürokratische Hürden, informelle Machtstrukturen oder schwindendes Engagement erschwert wird. 
Dennoch bieten gerade diese Strukturen Chancen, die Rahmenbedingungen des Studiums aktiv 
mitzugestalten, für Chancengleichheit einzutreten und kritische Impulse in Verwaltung und Politik 
einzubringen.

Vernetzung über institutionelle Grenzen hinweg ist ein weiterer zentraler Aspekt kollektiver 
Handlungsfähigkeit. Lokale und überregionale Netzwerke – etwa solidarische Bündnisse zwischen 
verschiedenen Hochschulen, zwischen Studierenden und außeruniversitären Gruppen oder über 
digitale Plattformen – eröffnen Räume für Wissensaustausch, Ressourcenbündelung und die 
Mobilisierung für gemeinsame Anliegen. In aktuellen Kontexten gewinnen transnationale 
Solidarnetzwerke, etwa zu Themen wie Klimagerechtigkeit, Antidiskriminierung oder Open 
Education, zunehmend an Bedeutung.

11.2.2 Ressourcenakquise, Austausch, öffentliche Sichtbarkeit

Um ihre Ziele zu verwirklichen, benötigen selbstorganisierte Initiativen Ressourcen – nicht nur 
finanzieller, sondern auch zeitlicher, räumlicher und sozialer Art. Die Fähigkeit, Fördermittel zu 
akquirieren, Kooperationen mit Lehrenden oder externen Partnern einzugehen, Räume zu 
beanspruchen und die eigene Arbeit öffentlich sichtbar zu machen, entscheidet oft über die 
Nachhaltigkeit kollektiver Projekte. Dabei stehen studentische Gruppen häufig im Spannungsfeld 
zwischen institutionellen Beschränkungen und der Notwendigkeit, flexibel auf neue 
Herausforderungen zu reagieren.

Solidarität zeigt sich dabei nicht nur im inneren Zusammenhalt, sondern auch im Engagement für 
benachteiligte Gruppen, in der Schaffung von Empowerment-Strukturen und im Eintreten für eine 
inklusive, gerechte Hochschule. Initiativen, die sich für soziale Gerechtigkeit, Barrierefreiheit, 
Diversität oder faire Arbeitsbedingungen einsetzen, erweitern den Handlungsspielraum für alle und 
wirken exkludierenden Tendenzen entgegen.

Öffentliche Sichtbarkeit ist schließlich eine Voraussetzung für gesellschaftliche Wirkung: 
Kollektive, die es verstehen, ihre Anliegen auf kreative Weise in die universitäre und öffentliche 
Debatte einzubringen, erreichen nicht nur mehr Unterstützerinnen und Unterstützer, sondern setzen 
auch institutionellen Wandel in Gang. Aktionen wie Hochschulzeitungen, Blogs, Podcasts, 
Kampagnen oder Diskussionsveranstaltungen sind wichtige Mittel, um jenseits offizieller 



Kommunikationskanäle Aufmerksamkeit zu erzeugen und alternative Perspektiven sichtbar zu 
machen.

Fazit 11.2

Kollektive und institutionelle Wege eröffnen die Möglichkeit, Ohnmacht und Vereinzelung 
entgegenzuwirken und Strukturen der Solidarität, Teilhabe und Mitgestaltung zu stärken. Die 
Fähigkeit, sich zu organisieren, Ressourcen zu bündeln, institutionelle Räume zu nutzen und 
öffentliche Debatten zu prägen, ist ein zentrales Moment demokratischer Hochschulkultur. Nur 
wenn individuelle und kollektive Handlungsmöglichkeiten zusammengedacht werden, lässt sich die
Vision einer offenen, gerechten und solidarischen Hochschule verwirklichen.

Weiterführende Literatur zu 11.2:

• Groß, Niels; Wolff, Insa (2019): Selbstorganisation und Partizipation an Hochschulen: 
Potentiale, Herausforderungen, Perspektiven. Bielefeld: transcript.

• Klemm, Klaus (2014): Hochschulpolitik und studentische Mitbestimmung: Entwicklungen, 
Probleme, Reformoptionen. Frankfurt am Main: Campus.

• Brandt, Andrea (2012): Solidarität unter Studierenden: Formen, Chancen und Grenzen. 
Wiesbaden: Springer VS.

• Seitz, Klaus (2016): Zivilgesellschaft und Hochschule: Zwischen Engagement, Partizipation 
und Verantwortung. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.

• Brings, Anke et al. (Hrsg., 2021): Hochschulaktivismus. Neue Akteure, neue Räume, neue 
Praktiken. Bielefeld: transcript.

11.3 Ressourcen und Finanzierung

Der Zugang zu und die Gestaltung von Hochschulbildung sind untrennbar mit Fragen nach 
Ressourcen und Finanzierung verbunden. Während sich viele Debatten auf die individuelle Ebene 
der Studienfinanzierung konzentrieren, wird oft übersehen, dass auch kollektive Bildungsinitiativen,
selbstbestimmtes Lernen und alternative Lebensentwürfe maßgeblich von ökonomischen und 
infrastrukturellen Bedingungen abhängen. Im Folgenden werden zentrale Aspekte dieser Thematik 
ausdifferenziert, um die Wechselwirkung von finanziellen, sozialen und digitalen Ressourcen für 
eine emanzipatorische Hochschulkultur sichtbar zu machen.

11.3.1 Finanzielle Hürden, Fördermöglichkeiten (Stipendien, Fonds, Nebenjobs)

Finanzielle Barrieren sind eine der gravierendsten Zugangshürden zur Hochschulbildung und 
wirken sich besonders auf Studierende aus weniger privilegierten sozialen Milieus aus. 
Studiengebühren, steigende Lebenshaltungskosten, Wohnungsnot und der Rückgang kostenfreier 
Infrastruktur verschärfen die soziale Selektivität des Hochschulsystems. Hinzu kommt, dass 
Stipendienprogramme, Bildungsfonds oder Fördermodelle oftmals an restriktive Leistungskriterien, 
Altersgrenzen oder kulturelle Anschlussfähigkeit gebunden sind und so nicht selten die Exklusion 
benachteiligter Gruppen verstärken.

Neben klassischen Förderwegen wie BAföG, Begabtenförderungswerken oder Stiftungen spielen 
Nebenjobs und studentische Erwerbstätigkeit eine immer größere Rolle. Diese bieten zwar 



finanzielle Unabhängigkeit, können aber die Studienzeit verlängern und führen häufig zu 
Mehrfachbelastungen. Die individuelle Bewältigung finanzieller Unsicherheiten steht so oft im 
Widerspruch zu einem selbstbestimmten, kreativen und gesellschaftlich engagierten Studium.

11.3.2 Minimalismus, alternative Lebensstile, digitale Plattformen

Als Reaktion auf ökonomische Restriktionen und konsumistische Leitbilder entwickeln sich unter 
Studierenden und Initiativen vielfältige Strategien, die sich durch Minimalismus, kollektive 
Selbsthilfe und kreative Ressourcenakquise auszeichnen. Beispiele sind Wohngemeinschaften, 
solidarische Wohnformen, Foodsharing, Umsonstläden, Repair-Cafés oder der bewusste Verzicht 
auf Konsum und Statussymbole. Diese Praktiken ermöglichen nicht nur eine Reduktion 
individueller Kosten, sondern fördern auch Formen der Gemeinschaftlichkeit und gegenseitigen 
Unterstützung.

Mit der Digitalisierung haben sich zudem neue Möglichkeiten zur Finanzierung und 
Ressourcenverteilung eröffnet. Plattformen für Crowdfunding, Mikrostipendien, Peer-to-Peer-
Support und offene Bildungsressourcen (Open Educational Resources, OER) erlauben es, jenseits 
klassischer Institutionen Projekte zu finanzieren, Wissen zu teilen und Netzwerke aufzubauen. 
Dennoch bleibt kritisch zu reflektieren, inwieweit diese digitalen Angebote strukturelle Probleme 
wie Prekarisierung, Konkurrenzdruck oder Ausschlüsse lediglich überdecken oder sogar 
verschärfen.

11.3.3 Infrastruktur für selbstbestimmtes Lernen

Eine zentrale Voraussetzung für emanzipatorische Bildungsprozesse ist der Zugang zu geeigneter 
Infrastruktur. Dies betrifft nicht nur die materielle Ausstattung wie Lernräume, Bibliotheken, 
Computerarbeitsplätze und digitale Tools, sondern auch die institutionelle Förderung alternativer 
Lernorte, selbstverwalteter Zentren und kollaborativer Plattformen. In vielen Hochschulen ist 
jedoch ein Trend zur Reduzierung gemeinschaftlich nutzbarer Flächen und zur Privatisierung von 
Lernressourcen zu beobachten, was wiederum Prozesse der Exklusion und Konkurrenz verstärkt.

Gerade für selbstorganisierte Projekte und kollektive Lernformen sind flexible, barrierearme und 
niedrigschwellige Räume notwendig. Die Förderung von Lerncafés, offenen Werkstätten, 
studentischen Initiativen und dezentralen Lernlandschaften kann dazu beitragen, die Autonomie und
Teilhabe von Studierenden zu stärken und neue Formen des Zusammenlernens zu ermöglichen. 
Digitale Infrastruktur ist dabei kein Ersatz, sondern muss als Ergänzung verstanden werden, die 
hybride Lernräume und innovative Bildungsprozesse unterstützt.

Fazit 11.3

Ressourcen und Finanzierung sind keine bloß technischen oder administrativen Themen, sondern 
konstitutive Elemente der Hochschulkultur. Die Gestaltung gerechter, solidarischer und inklusiver 
Bedingungen für Studium und Engagement erfordert ein Zusammendenken individueller, 
kollektiver und struktureller Ressourcen. Erst wenn finanzielle Sicherheit, alternative 
Lebensentwürfe und zugängliche Infrastruktur gewährleistet sind, kann selbstbestimmte Bildung 
und gesellschaftliche Teilhabe für alle ermöglicht werden.



Weiterführende Literatur zu 11.3:

• Nickel, Hildegard Maria; Witzel, Andrea (Hrsg., 2019): Prekarität und Bildung. 
Gesellschaftliche Spaltungen und Teilhabechancen. Wiesbaden: Springer VS.

• Rogge, Jan (2017): Studienfinanzierung: Sozialpolitik für Studierende im Umbruch. 
Bielefeld: transcript.

• Meinhardt, Stephan (2015): Minimalismus und Konsumkritik: Lebensstile zwischen 
Notwendigkeit und Ideal. München: Oekom.

• Brinkmann, Ulrich (2016): Infrastrukturpolitik für die Hochschule: Bedingungen, 
Möglichkeiten und Grenzen. Frankfurt am Main: Campus.

• de Certeau, Michel (1988): Kunst des Handelns. Frankfurt am Main: Merve (zur 
Alltagskreativität und Raumaneignung).

11.4 Herausforderungen und Grenzen

Emanzipatorische und antiautoritäre Hochschulbildung steht heute vor einer Vielzahl von 
Herausforderungen und Grenzen, die sich nicht allein auf finanzielle oder materielle Ressourcen 
beschränken. Vielmehr sind es oft strukturelle, psychosoziale und institutionelle Faktoren, die die 
Entfaltung individueller und kollektiver Bildungsprozesse erschweren oder sogar verhindern. Diese 
Barrieren wirken nicht isoliert, sondern verstärken sich wechselseitig und tragen zu einer 
Verschärfung sozialer Ungleichheiten und persönlicher Belastungen bei. Im Folgenden werden die 
zentralen Problemlagen differenziert analysiert.

11.4.1 Zeitdruck, Isolation, Prekarität, fehlende Anerkennung

Der steigende Zeitdruck im Studium ist ein zentrales Problemfeld der gegenwärtigen 
Hochschulrealität. Durch die Modularisierung, die permanente Prüfungsdichte und die enge 
Taktung von Seminaren und Veranstaltungen entsteht ein Klima, das Flexibilität und kreative 
Umwege zunehmend ausschließt. Die Erwartung, das Studium in Regelstudienzeit zu absolvieren, 
verschärft Leistungsdruck und Angst vor dem Scheitern – insbesondere für Studierende, die neben 
dem Studium erwerbstätig sind, familiäre Verpflichtungen haben oder sich gesellschaftlich 
engagieren.

Mit dem Zeitdruck geht häufig eine Vereinsamung und soziale Isolation einher. Der Rückgang 
gemeinschaftlicher Räume, der Verlust informeller Begegnungsmöglichkeiten und die Konkurrenz 
um begrenzte Ressourcen führen dazu, dass viele Studierende das Studium als einsame 
Durchgangsstation erleben. Dies schwächt nicht nur die Motivation und das Wohlbefinden, sondern 
beeinträchtigt auch die Entwicklung von Solidarität und kollektiver Handlungsfähigkeit.

Hinzu kommt die zunehmende Prekarisierung studentischer Lebenslagen. Unsichere 
Beschäftigungsverhältnisse, befristete Verträge und fehlende soziale Absicherung verstärken das 
Gefühl der Unsicherheit und machen es schwer, sich auf intellektuelle und gesellschaftliche 
Entwicklung einzulassen. Insbesondere für nicht-traditionelle Studierende – wie Studierende mit 



Kind, Studierende mit Behinderung oder internationale Studierende – kumulieren sich die Risiken 
von Prekarität und Exklusion.

Ein oft unterschätzter Aspekt ist der Mangel an Anerkennung für vielfältige Bildungswege und 
Engagementformen. Initiativen, ehrenamtliche Arbeit oder alternative Lernleistungen werden im 
hochschulischen System häufig kaum gewürdigt oder sogar als „zeitfressend“ problematisiert. Die 
Tendenz zur Standardisierung von Erfolg und Leistung untergräbt die Wertschätzung individueller 
und kollektiver Beiträge zur Hochschulkultur.

11.4.2 Zugangsbarrieren, Exklusion, Unsicherheiten

Neben den bereits in Kapitel 3 ausführlich behandelten Aspekten von Klassismus, Ableismus und 
Altersdiskriminierung sind es weitere strukturelle Hürden, die Zugang und Teilhabe im 
Hochschulsystem begrenzen. Dazu gehören sprachliche, kulturelle und migrationsbedingte 
Barrieren, mangelnde Diversität in Curricula und Personal, unzureichende Beratungsangebote 
sowie die fehlende Repräsentation benachteiligter Gruppen in Gremien und 
Entscheidungsprozessen.

Viele dieser Exklusionsmechanismen sind subtil und wirken auf der Ebene von Routinen, 
Erwartungen und institutionalisierten Normen. So werden Studierende mit besonderen Bedürfnissen
oft mit bürokratischen Hürden konfrontiert oder zur Anpassung an dominante Praktiken gedrängt. 
Internationale Studierende stehen nicht selten vor zusätzlichen Herausforderungen: fehlende 
Übersetzungen, unklare Zuständigkeiten, kulturelle Missverständnisse oder restriktive 
Visabestimmungen.

Unsicherheiten betreffen nicht nur rechtliche und administrative Fragen, sondern auch die 
Orientierung in einer komplexen, häufig intransparenten Hochschullandschaft. Fehlende 
Transparenz über Zugänge zu Fördermitteln, mangelhafte Information über Rechte und 
Möglichkeiten sowie Unsicherheiten bezüglich der Anerkennung von Vorleistungen oder 
alternativen Bildungsbiographien tragen dazu bei, dass ganze Gruppen ausgeschlossen oder 
benachteiligt bleiben.

Fazit 11.4

Die Herausforderungen und Grenzen antiautoritärer Hochschulbildung sind vielschichtig und 
verlangen nach einer differenzierten Analyse wie nach kollektiven Gegenstrategien. Es bedarf einer 
Hochschulkultur, die Flexibilität, Solidarität und Diversität nicht nur proklamiert, sondern 
institutionell verankert. Anerkennung alternativer Bildungswege, Abbau von Zugangsbarrieren und 
Förderung psychosozialer Sicherheit sind wesentliche Voraussetzungen für echte Teilhabe und 
persönliche Entwicklung.

Weiterführende Literatur zu 11.4:

• Allmendinger, Jutta (2012): Verschenkte Potenziale. Frankfurt am Main: Campus.

• Schreiber-Barsch, Silke (2018): Erwachsenenbildung und soziale Ungleichheit. Wiesbaden: 
Springer VS.

• Ball, Stephen J. (2012): Global Education Inc.: New Policy Networks and the Neo-Liberal 
Imaginary. London: Routledge.



• Nickel, Hildegard Maria; Witzel, Andrea (Hrsg., 2019): Prekarität und Bildung. 
Gesellschaftliche Spaltungen und Teilhabechancen. Wiesbaden: Springer VS.

• Brückner, Peter (1993): Hochschule als Lebenswelt: Zur Soziologie studentischer 
Erfahrungen. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

11.5 Latente Risiken: Alkohol, Substanzkonsum und Gruppendruck

Inmitten aller strukturellen, sozialen und individuellen Herausforderungen, denen sich Studierende 
im Hochschulkontext ausgesetzt sehen, nehmen latente Risiken wie Alkohol- und Substanzkonsum 
sowie der Einfluss gruppendynamischer Prozesse einen besonderen Stellenwert ein. Diese Aspekte 
wirken oft als „unsichtbare“ Begleiter akademischer Sozialisation und können sowohl individuelle 
Bildungsbiografien als auch das studentische Zusammenleben erheblich prägen. Sie werden in den 
etablierten Diskursen um Hochschulpolitik, Diversität und Prüfungsdruck häufig unterschätzt oder 
lediglich als Randphänomene behandelt. Tatsächlich aber spiegeln sie strukturelle Defizite, 
kollektive Bewältigungsstrategien und kulturelle Normalisierungen wider, die einer kritischen 
Reflexion und Prävention bedürfen.

11.5.1 Alkohol als Gruppenkultur und Ritual – Risiken und Dynamiken

Alkohol ist nach wie vor ein zentrales Element studentischer Feier-, Initiations- und Gruppenkultur. 
Vom traditionellen „Erstsemestertrinken“ über studentische Partys bis hin zu ritualisierten 
Kneipentouren oder Festen in Verbindungen: Alkohol fungiert als Medium der Kontaktaufnahme, 
der Gruppenzugehörigkeit und der sozialen Enthemmung. In vielen akademischen Milieus gilt der 
Alkoholkonsum als Normalität, ja teils als initiatorisches Übergangsritual.

Diese Praxis ist jedoch keineswegs harmlos. Studien belegen, dass exzessiver Alkoholkonsum unter
Studierenden nicht nur gesundheitliche Risiken birgt, sondern auch mit erhöhtem Unfallrisiko, 
sexuellen Übergriffen, Gewalt oder psychischen Krisen verbunden ist. Gerade Gruppendruck, Angst
vor Ausgrenzung oder der Wunsch nach Konformität verstärken die Bereitschaft, riskante 
Konsummuster zu übernehmen. Für Studierende mit einer Neigung zu Abhängigkeitserkrankungen 
oder einer problematischen Konsumgeschichte können diese Kontexte gravierende Folgen haben.

Die Reflexion des eigenen Konsumverhaltens sowie die Etablierung alternativer, inklusiver Formen
studentischer Gemeinschaft sind zentrale Aufgaben einer verantwortungsbewussten 
Hochschulkultur.

11.5.2 Missbrauch von Aufputsch- und Beruhigungsmitteln

Neben Alkohol sind auch der Missbrauch von Stimulanzien (wie Amphetaminen, Methylphenidat) 
und Beruhigungsmitteln (z. B. Benzodiazepinen, „Smart Drugs“) in studentischen Milieus ein 
wachsendes Problem. Getrieben von Leistungsdruck, Prüfungsangst und dem Streben nach 
Produktivitätssteigerung greifen immer mehr Studierende auf Substanzen zurück, die 
Konzentration, Wachheit oder Entspannung versprechen.



Diese Entwicklung ist Ausdruck einer Hochschulkultur, die Leistung und Selbstoptimierung über 
Gesundheit und Nachhaltigkeit stellt. Die kurzfristigen Vorteile des Substanzgebrauchs werden oft 
durch gravierende Nebenwirkungen, Abhängigkeit, Kontrollverlust und langfristige gesundheitliche
Schäden überschattet. Häufig fehlt ein Bewusstsein für die Risiken, oder es existieren Tabus, die 
eine offene Auseinandersetzung verhindern.

Präventive Bildungsangebote, niedrigschwellige Beratungsstrukturen und eine Enttabuisierung des 
Themas sind notwendig, um Studierende für die Gefahren zu sensibilisieren und resilientere 
Bewältigungsstrategien zu fördern.

11.5.3 Gruppenstrukturen, Verbindungen, Initiationsriten

In studentischen Gemeinschaften, insbesondere in traditionellen Verbindungen, Burschenschaften 
oder festen Peer-Groups, werden gruppendynamische Mechanismen häufig durch Initiationsriten, 
Exklusivitätsregeln und Machtgefälle verstärkt. Die Zugehörigkeit zur Gruppe wird oft an 
spezifische Verhaltensweisen, Konsumrituale oder das Bestehen von „Mutproben“ geknüpft.

Diese Dynamiken können zur Stärkung von Solidarität und Identität beitragen, zugleich aber auch 
Ausgrenzung, Konformitätsdruck, Missbrauch von Macht und subtile oder offene Gewalt 
begünstigen. Gerade für vulnerable Gruppen – Erstsemester, Minderheiten, international 
Studierende – sind solche Strukturen potenziell riskant und können zu Diskriminierung oder 
Selbstverlust führen.

Eine kritische Auseinandersetzung mit gruppenbezogenen Macht- und Exklusionsmechanismen ist 
unverzichtbar, wenn Hochschulen als Orte der Vielfalt, Freiheit und individuellen Entfaltung 
bestehen wollen.

11.5.4 Prävention, Selbstreflexion, kritische Alltagskultur

Präventive Maßnahmen müssen weit über die Information über Suchtgefahren hinausgehen. Es 
braucht eine ganzheitliche Förderung von Selbstreflexion, der Fähigkeit, Gruppendruck zu 
widerstehen, sowie die Stärkung individueller Entscheidungskompetenz. Dazu zählen:

• Die Entwicklung alternativer, alkoholfreier und inklusiver Veranstaltungsformate

• Angebote psychosozialer Beratung und Peer-to-Peer-Unterstützung

• Transparente Kommunikationsstrukturen, die Grenzverletzungen und Machtmissbrauch 
sichtbar machen und adressieren

• Förderung einer kritischen Alltagskultur, die Vielfalt an Lebensstilen und Konsummustern 
anerkennt, anstatt Normkonformität zu fordern

In der Zusammenschau zeigt sich: Die latenten Risiken von Alkohol, Substanzkonsum und 
Gruppendruck sind kein Randthema, sondern ein zentraler Indikator für das Funktionieren oder 
Versagen partizipativer, gesunder und solidarischer Hochschulkulturen. Emanzipatorische Bildung 
muss diese Themen in den Blick nehmen, Bewusstsein für individuelle und kollektive 
Verantwortung stärken und Räume für Prävention und Vielfalt schaffen.
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11.6 Fazit: Praxis, Vision und notwendiger Bewusstseinswandel

Das Kapitel zu den Handlungsperspektiven und Herausforderungen hat deutlich gemacht, dass der 
Weg zu einer antiautoritären, demokratischen und inklusiven Hochschulkultur komplexe, 
mehrdimensionale Veränderungen auf individueller, kollektiver und institutioneller Ebene erfordert.
Es reicht nicht aus, einzelne Symptome wie Prüfungsdruck, soziale Barrieren oder riskante 
Alltagskulturen isoliert zu behandeln. Vielmehr ist ein grundsätzlicher Bewusstseinswandel 
notwendig, der das Verständnis von Bildung, Teilhabe und Verantwortung neu bestimmt.

Praxis
Die praktische Umsetzung emanzipatorischer Bildungsziele beginnt bei der individuellen 
Selbstermächtigung: Studierende müssen befähigt werden, Verantwortung für ihre Bildungswege zu
übernehmen, eigene Interessen zu verfolgen und institutionellen Herausforderungen mit Kreativität 
und Widerstandskraft zu begegnen. Peer-Learning, eigenständige Schwerpunktsetzungen und die 
Nutzung kollektiver Unterstützung sind hierbei ebenso zentral wie der bewusste Umgang mit 
Belastungen, Zeitmanagement und psychosozialen Risiken.

Gleichzeitig zeigt sich, dass nachhaltiger Wandel nicht allein im Individuum verankert werden 
kann. Die Stärkung kollektiver Strukturen, solidarischer Netzwerke und selbstorganisierter 
Initiativen ist unverzichtbar. Nur durch Zusammenarbeit, gegenseitige Unterstützung und offene, 
transparente Kommunikationskulturen können Zugangsbarrieren, Exklusion, Prekarität und 
gruppenbezogene Risiken überwunden werden. Dabei braucht es institutionelle 
Rahmenbedingungen, die Diversität wertschätzen, finanzielle und soziale Infrastrukturen 
bereitstellen und kreative, partizipative Gestaltungsspielräume ermöglichen.

Vision
Die Vision einer zukunftsfähigen, antiautoritären Hochschule besteht in einer Lernumgebung, die 
nicht auf Anpassung, Konformität und Output reduziert wird, sondern Raum für Selbstreflexion, 
Experiment und gesellschaftliche Mitgestaltung bietet. Hier wird Bildung als kollektives Gut 
verstanden – offen für Vielfalt, demokratische Teilhabe und kritische Auseinandersetzung mit 
gesellschaftlichen Herausforderungen. Statt Leistungsdruck und Konkurrenz stehen Resilienz, 
Solidarität und Verantwortung füreinander im Zentrum.



In einer solchen Hochschule gibt es keine dominante Normbiografie; unterschiedliche 
Lebensentwürfe, Altersgruppen, soziale Herkünfte, kulturelle Hintergründe und körperliche 
Voraussetzungen werden als bereichernde Ressourcen begriffen. Der Umgang mit Risiken, wie 
Alkohol- und Substanzkonsum oder gruppendynamischer Anpassung, erfolgt nicht durch 
Repression, sondern durch Prävention, Empowerment und die Förderung reflektierter 
Handlungskompetenz.

Notwendiger Bewusstseinswandel
Dieser Wandel erfordert, dass Bildung und Wissenschaft nicht länger als bloße Dienstleistungs- 
oder Karriereschmieden betrachtet werden, sondern als gesellschaftliche Aufgaben mit ethischem, 
politischem und sozialem Auftrag. Ein neuer Bildungsbegriff muss sich gegen die funktionalistische
Engführung behaupten: Es braucht eine kritische Rückbesinnung auf Werte wie Autonomie, 
Gemeinsinn, Verantwortungsbereitschaft und den Mut zur Veränderung.

Das Gelingen eines solchen Transformationsprozesses ist an Voraussetzungen gebunden, die sich 
nur gemeinsam schaffen lassen: Die Bereitschaft zur Selbstkritik, die Offenheit für andere 
Perspektiven, die Fähigkeit zur Kooperation und das Vertrauen darauf, dass nachhaltige 
Veränderungen möglich sind – selbst gegen institutionelle und gesellschaftliche Widerstände. Nicht 
zuletzt ist es eine Frage der Haltung: Ein Bewusstseinswandel, der aus Betroffenen Mitgestaltende 
macht und Hochschulen zu Orten lebendiger Demokratie und solidarischer Praxis werden lässt.

Insgesamt steht damit am Ende des Kapitels – und des gesamten Handlungsteils – das Plädoyer für 
eine Hochschule, die sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung bewusst ist und den Anspruch 
erhebt, nicht nur Wissen zu vermitteln, sondern auch Persönlichkeiten und Gemeinschaften zu 
bilden, die für die Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft gerüstet sind.

12 Zeitgenössische Möglichkeiten – Künstliche Intelligenz und digitale 
Werkzeuge zur Selbstbildung und gesellschaftlichen Öffnung

Die gegenwärtige Bildungslandschaft steht an einem tiefgreifenden Wendepunkt, der weit über 
organisatorische oder curriculare Reformen hinausgeht. Mit der rasanten Entwicklung von 
Künstlicher Intelligenz (KI), digitalen Plattformen und vernetzten Informationsökologien eröffnen 
sich neue Perspektiven für individuelles Lernen, kollektive Wissensproduktion und die Gestaltung 
gesellschaftlicher Teilhabe. Diese technologischen Transformationen betreffen nicht nur das „Wie“ 
des Lernens, sondern rühren an grundlegende Fragen von Subjektwerdung, Autonomie, 
Verantwortung und Demokratie im 21. Jahrhundert.

Künstliche Intelligenz – verstanden als umfassende Technologie zur Verarbeitung, Analyse und 
Generierung von Wissen – ist längst in den Hochschulalltag eingezogen: Sie unterstützt Studierende
bei Recherche, Reflexion und Strukturierung von Lernprozessen, eröffnet personalisierte 
Bildungswege und ermöglicht die Automatisierung administrativer Vorgänge. Doch KI ist mehr als 
ein Werkzeug: Sie verändert die Rolle der Lernenden, Lehrenden und Institutionen, verschiebt die 
Grenzen zwischen Mensch und Maschine und bringt neue Abhängigkeiten, Chancen und Risiken 
mit sich.

Im Kontext antiautoritärer und emanzipatorischer Bildung werfen diese Entwicklungen eine Reihe 
zentraler Fragen auf: Können digitale Werkzeuge die Selbstbildung und kritische Reflexion stärken 
– oder führen sie zu verstärkter Steuerung, Standardisierung und Überwachung? Fördern KI-



gestützte Lernsysteme die individuelle Selbstermächtigung und kollektive Wissensproduktion – 
oder drohen sie, bestehende Machtasymmetrien und soziale Ungleichheiten zu reproduzieren oder 
gar zu vertiefen? Wie kann es gelingen, digitale Räume als offene, solidarische und demokratische 
Arenen zu gestalten, in denen sich Diversität, Autonomie und Verantwortungsbereitschaft entfalten 
können?

Die zunehmende Integration von KI und digitalen Werkzeugen in den Bildungsbereich macht es 
unerlässlich, diese Technologien nicht nur als „neutrale“ Hilfsmittel zu betrachten, sondern ihre 
gesellschaftlichen, kulturellen und ethischen Implikationen systematisch zu reflektieren. Das betrifft
Fragen nach Transparenz, Zugang, Diskriminierungsrisiken und den Bedingungen kritischer 
Aneignung ebenso wie das Potenzial für neue Lern- und Kommunikationsformen, die bisherige 
Barrieren überwinden und vielfältige Bildungsbiografien ermöglichen können.

Das vorliegende Kapitel widmet sich daher der umfassenden Analyse und kritischen Einordnung 
zeitgenössischer Möglichkeiten, die Künstliche Intelligenz und digitale Werkzeuge für 
Selbstbildung und gesellschaftliche Öffnung bieten. Im Mittelpunkt stehen die Bedingungen, unter 
denen diese Technologien emanzipatorische Potenziale entfalten können, sowie die 
Herausforderungen und Ambivalenzen, die mit ihrer Nutzung und Steuerung einhergehen. Ziel ist 
es, Wege aufzuzeigen, wie Bildung im digitalen Zeitalter nicht zur Verstärkung von Anpassung, 
Überwachung und Vereinzelung beiträgt, sondern als Ressource für Selbstbefreiung, Urteilskraft 
und solidarische Zukunftsgestaltung fruchtbar gemacht werden kann.

12.1 KI-gestütztes Selbststudium und Selbstreflexion

Die Integration Künstlicher Intelligenz (KI) in Bildungsprozesse hat die Möglichkeiten des 
Selbststudiums und der Selbstreflexion grundlegend erweitert und transformiert. Im Unterschied zu 
traditionellen Lernarrangements, in denen die Strukturierung, Auswahl und Bewertung von 
Lerninhalten weitgehend durch Lehrpläne, Prüfungsordnungen oder didaktische Programme 
vorgegeben sind, eröffnet KI-gestützte Bildungssysteme individualisierte, adaptive und dynamische 
Lernpfade. Dabei ist nicht nur die Wissensaneignung betroffen, sondern auch die Entwicklung von 
Reflexionsfähigkeit, Urteilsvermögen und kritischer Selbststeuerung.

Individuelle Lernpfade und personalisierte Bildung
KI-basierte Lernplattformen analysieren Lernverhalten, Wissensstand und Interessen einzelner 
Nutzer:innen und passen daraufhin Inhalte, Schwierigkeitsgrad und Methodik dynamisch an. Dies 
kann die Motivation stärken, den Lernerfolg erhöhen und ermöglicht eine stärkere Ausrichtung am 
eigenen Lerntempo und -stil. Adaptives Feedback und automatisierte Rückmeldungen helfen, 
eigene Stärken und Schwächen besser zu erkennen und gezielt an Defiziten zu arbeiten. Zugleich 
kann eine solche Personalisierung dazu beitragen, Barrieren durch traditionelle Lehrmethoden 
abzubauen, insbesondere für Lernende mit unterschiedlichen Vorerfahrungen oder Bedürfnissen.

Reflexion und Selbststeuerung im Lernprozess
KI-Tools können gezielt Reflexionsimpulse setzen, Lernfortschritte visualisieren und individuelle 
Entwicklungsprozesse dokumentieren. Durch intelligente Lernassistenzsysteme – beispielsweise 
digitale Tutor:innen, Chatbots oder personalisierte Wissensdatenbanken – wird die Fähigkeit zur 
Selbstbeobachtung und kritischen Bewertung des eigenen Lernprozesses gefördert. Dies eröffnet 
Chancen für eine „reflexive Digitalisierung“: Lernende werden nicht nur zu Konsument:innen 



vorgefertigter Inhalte, sondern aktiv in die Planung, Steuerung und Evaluation ihrer Bildungswege 
einbezogen.

Grenzen und Risiken der Automatisierung
Trotz der beschriebenen Potenziale sind die Grenzen KI-gestützter Selbstbildung deutlich zu 
reflektieren. Die Automatisierung von Lernprozessen kann zu einer neuen Form der 
Fremdsteuerung führen, wenn algorithmische Vorgaben zu eng gefasst sind oder kommerzielle 
Interessen den Lernprozess bestimmen. Zudem besteht das Risiko, dass algorithmisch erzeugte 
Lernprofile und Feedbacks vor allem messbare, standardisierte Kompetenzen fördern, während 
offene, kreative und widerständige Bildungsprozesse in den Hintergrund treten. Eine kritische 
Auseinandersetzung mit den epistemologischen Voraussetzungen, Bewertungsmodellen und Zielen 
KI-basierter Lernumgebungen bleibt daher unverzichtbar.

Soziale und ethische Dimensionen
Die Nutzung von KI im Selbststudium ist nicht frei von sozialen Voraussetzungen und 
Zugangsbedingungen: Digitale Spaltung, technische Infrastruktur, Datenschutz und informationelle 
Selbstbestimmung spielen eine zentrale Rolle. Auch Fragen nach Inklusion, Teilhabegerechtigkeit 
und der Gefahr neuer Ausschlüsse (z. B. durch algorithmische Voreingenommenheiten oder 
Sprachbarrieren) sind mitzudenken. Insofern ist die Förderung von Reflexionskompetenz nicht nur 
auf individueller Ebene relevant, sondern auch im Sinne einer kollektiven Medien- und 
Digitalkompetenz: Wer sich KI-gestützter Lernsysteme bedient, muss auch deren Funktionsweise, 
Grenzen und gesellschaftliche Folgen kritisch hinterfragen können.

Zwischen Potenzial und Ambivalenz
KI-gestütztes Selbststudium und Selbstreflexion bieten weitreichende Chancen für 
selbstbestimmtes, flexibles und lebenslanges Lernen. Sie können dazu beitragen, Bildungsprozesse 
zu öffnen, zu individualisieren und neue Formen kritischer Selbstaneignung zu ermöglichen. 
Entscheidend ist jedoch, dass diese Technologien nicht als autoritäre Steuerungsinstrumente, 
sondern als Werkzeuge einer partizipativen, demokratischen und inklusiven Bildung verstanden und
gestaltet werden.
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12.2 KI als Brückenkopf zwischen Individuum und Gesellschaft

Künstliche Intelligenz fungiert heute zunehmend als Vermittlungsinstanz zwischen individueller 
Selbstbildung und gesellschaftlichen Strukturen. Während klassische Bildungsprozesse das 
Individuum meist in Relation zu institutionellen Erwartungen und curricularen Vorgaben stellen, 
verschieben KI-gestützte Systeme diese Vermittlungsebene: Sie ermöglichen neue Formen der 
Vernetzung, der Teilhabe und der öffentlichen Sichtbarkeit von Lernprozessen, die sowohl Chancen 
als auch Herausforderungen für die demokratische Gesellschaft mit sich bringen.

Vernetzung und neue Gemeinschaftsbildung
KI-basierte Plattformen, soziale Medien und kollaborative Lernumgebungen erlauben es, dass 
individuelle Lernwege in größere Netzwerke eingebettet werden. Lernende agieren nicht mehr 
isoliert, sondern treten in Austausch mit Peers, Expert:innen oder Communities, die durch KI-
Algorithmen nach Interessen, Kompetenzen oder Zielsetzungen organisiert werden. Durch diese 
intelligente Vernetzung entstehen dynamische Lern- und Diskursräume, in denen Wissen kollektiv 
erzeugt, geteilt und bewertet wird – etwa in offenen Online-Kursen, Peer-Review-Foren oder 
digitalen Wissensnetzwerken.

Algorithmische Öffentlichkeit und Sichtbarkeit
Die Sichtbarkeit von Bildungsinhalten, Positionen und Diskursen wird heute zunehmend durch KI-
gestützte Algorithmen strukturiert. Empfehlungen, Rankings oder automatische Übersetzungen 
beeinflussen, welche Themen und Perspektiven öffentliche Aufmerksamkeit erhalten. Für 
Individuen eröffnet dies einerseits die Möglichkeit, eigene Projekte, Forschungsergebnisse oder 
soziale Anliegen in einen größeren Resonanzraum zu stellen und gesellschaftliche Diskurse aktiv 
mitzugestalten. Andererseits bergen algorithmisch vermittelte Öffentlichkeiten die Gefahr der 
Fragmentierung, Filterblasenbildung und Reproduktion bestehender Ungleichheiten.

Teilhabe und Demokratisierung durch KI
KI kann neue Formen demokratischer Teilhabe ermöglichen, etwa durch niederschwellige 
Zugangsmöglichkeiten zu Bildungsangeboten, automatisierte Übersetzung von Inhalten, 
barrierearme Kommunikation oder gezielte Unterstützung bei der Entwicklung von Kompetenzen. 
Digitale Plattformen, die von KI moderiert oder unterstützt werden, senken potenziell 
Zugangshürden und fördern Pluralität in Debatten. Zugleich muss kritisch reflektiert werden, 
inwiefern algorithmische Steuerung und kommerzielle Plattforminteressen diese Teilhabe auch 
beschränken oder manipulieren können.

Risiken algorithmischer Steuerung gesellschaftlicher Diskurse
Die algorithmische Vermittlung von Bildungs- und Diskursinhalten steht im Spannungsfeld von 
Demokratisierung und Steuerung. Während KI theoretisch eine Vielzahl von Perspektiven sichtbar 
machen kann, zeigen empirische Untersuchungen, dass Algorithmen oft bestehende 
Machtverhältnisse, Vorurteile oder ökonomische Interessen verstärken. Die Konstruktion von 
Sichtbarkeit, Relevanz und Teilhabe ist somit nicht neutral, sondern Ausdruck sozialer, politischer 
und wirtschaftlicher Aushandlungsprozesse. Gerade im Bildungsbereich sind Fragen nach 
Transparenz, Kontrolle und Verantwortlichkeit der algorithmischen Systeme zentral.

Gesellschaftliche Verantwortung und digitale Mündigkeit
Individuelle Bildung im Zeitalter der KI ist daher untrennbar mit gesellschaftlichen Fragen 
verknüpft. Die Reflexion über das eigene Lernen, die Nutzung digitaler Werkzeuge und die Teilhabe
an Diskursen bedarf einer „digitalen Mündigkeit“, die die Bedingungen, Möglichkeiten und 



Grenzen algorithmisch vermittelter Öffentlichkeit kritisch zu reflektieren vermag. 
Bildungsinstitutionen tragen die Verantwortung, Lernende für diese Herausforderungen zu 
sensibilisieren und Räume für partizipative, demokratische und verantwortliche Nutzung von KI zu 
eröffnen.

Fazit
KI steht an der Schnittstelle von Individuum und Gesellschaft: Sie kann Brücken schlagen, neue 
Räume der Zusammenarbeit und Teilhabe eröffnen, aber auch neue Formen von Ungleichheit, 
Kontrolle und Exklusion erzeugen. Ob sie zur Stärkung demokratischer Bildung beiträgt, hängt 
wesentlich davon ab, wie transparent, inklusiv und partizipativ diese Technologien gestaltet, genutzt
und reguliert werden.
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12.3 Strukturelle Nutzung: KI und alternative Lernräume

Die strukturelle Nutzung von Künstlicher Intelligenz (KI) im Bildungskontext eröffnet das 
Potenzial, etablierte Strukturen des Lernens und Lehrens grundlegend zu transformieren. Im 
Zentrum steht dabei nicht nur die Unterstützung individueller Lernprozesse, sondern vor allem die 
Gestaltung neuer, alternativer Lernräume, die über klassische Institutionen und Lehrformate 
hinausgehen. Dieser Abschnitt untersucht die Möglichkeiten, Herausforderungen und Implikationen
solcher struktureller Veränderungen.

KI als Motor für neue Lernarchitekturen
KI-basierte Systeme ermöglichen die Entwicklung dynamischer, adaptiver Lernumgebungen, in 
denen traditionelle Grenzen zwischen Lehrenden und Lernenden, zwischen Disziplinen und 
Institutionen zunehmend aufgelöst werden. Digitale Plattformen, Lern-Apps, Tutorensysteme oder 
Chatbots schaffen neue Räume für Wissensaustausch, Feedback und kollektive Problemlösung, die 
unabhängig von physischen Orten und starren Zeitstrukturen funktionieren. So entstehen 
beispielsweise virtuelle Lerngemeinschaften, offene Projektplattformen oder internationale Peer-
Netzwerke, in denen Lernen und Zusammenarbeit dezentral und partizipativ organisiert werden 
können.

Alternative Lernorte jenseits der Institution
Die strukturelle Nutzung von KI fördert die Entstehung alternativer Lernorte, die nicht an klassische



Bildungseinrichtungen gebunden sind. Beispiele sind offene Bildungsressourcen (Open Educational
Resources, OER), selbstorganisierte Online-Kurse (Massive Open Online Courses, MOOCs), 
informelle Maker Spaces, kollaborative Wissensdatenbanken oder thematische Online-
Communities. Hier werden Lernprozesse selbstbestimmt und gemeinschaftlich gestaltet, wobei KI-
Tools zur Organisation, Vermittlung, Kuratierung und Individualisierung von Inhalten eingesetzt 
werden. Solche Räume bieten insbesondere für marginalisierte Gruppen Chancen auf Teilhabe, da 
Zugangshürden niedriger und Partizipationsformen flexibler sind.

KI-gestützte Lernnetzwerke und die Transformation von Lehrrollen
Mit der Integration von KI verschieben sich auch die Rollen von Lehrenden und Lernenden: 
Lehrende werden zu Moderator:innen, Coaches oder Kurator:innen, die Lernprozesse begleiten, 
anstatt Inhalte primär zu vermitteln. KI kann dabei Routineaufgaben übernehmen, adaptive 
Lernpfade vorschlagen oder gezieltes Feedback geben. Dadurch bleibt mehr Raum für dialogische, 
projektorientierte und experimentelle Lernformen. Lernende wiederum sind eingeladen, sich aktiv 
an der Gestaltung und Steuerung ihrer Lernumgebung zu beteiligen – ein zentrales Element 
emanzipatorischer Bildung.

Chancen und Risiken alternativer KI-basierter Lernräume
Die strukturelle Nutzung von KI eröffnet zahlreiche Chancen:

• Demokratisierung und Diversifizierung: Individuelle Interessen, Lerntempi und 
Vorerfahrungen werden besser berücksichtigt, sodass heterogene Gruppen leichter 
gemeinsam lernen können.

• Niedrigschwelliger Zugang: Lernangebote werden global verfügbar, flexible Teilnahme 
wird erleichtert, Barrieren für Menschen mit Behinderungen oder nicht-traditionellen 
Bildungswegen werden gesenkt.

• Kollektive Wissensproduktion: Die Vernetzung und Zusammenarbeit über Plattformen 
stärkt die Eigeninitiative und Kreativität der Lernenden.

Dem stehen jedoch Risiken gegenüber:

• Digitale Spaltung: Ungleicher Zugang zu digitalen Technologien und KI-gestützten 
Plattformen kann soziale Ungleichheiten verschärfen, wenn entsprechende Infrastrukturen 
oder Kompetenzen fehlen.

• Kommerzialisierung und Kontrolle: Viele Plattformen sind privatwirtschaftlich 
organisiert, wodurch ökonomische Interessen, Datenkontrolle und Überwachung neue 
Abhängigkeitsverhältnisse schaffen können.

• Standardisierung und Algorithmisierung: Die Gefahr besteht, dass KI-basierte Lernräume
wiederum neue Normen, Bewertungsraster und Ausschlussmechanismen produzieren, die 
der ursprünglichen Idee freier, offener Bildung zuwiderlaufen.

Kritische Perspektiven und Gestaltungsaufgaben
Die strukturelle Nutzung von KI im Sinne alternativer Lernräume stellt damit einen ambivalenten, 
gesellschaftlich zu gestaltenden Transformationsprozess dar. Entscheidend ist, ob es gelingt, 
partizipative, inklusive und emanzipatorische Prinzipien in die Architektur und Governance solcher 
Plattformen einzuschreiben:

• Offenheit, Transparenz und Datenkontrolle



• Mitbestimmung der Nutzer:innen

• Förderung kollektiver, kreativer und solidarischer Lernprozesse

• Reflexion von Machtverhältnissen und technologischer Steuerung

Nur wenn diese Bedingungen erfüllt sind, kann die strukturelle Nutzung von KI einen nachhaltigen 
Beitrag zu einer demokratischen, sozialen und gerechten Bildungslandschaft leisten.
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12.4 Gesellschaftliche Verantwortung und kritische Aneignung

Die fortschreitende Integration Künstlicher Intelligenz (KI) in Bildungsprozesse stellt nicht nur 
technische oder didaktische, sondern vor allem gesellschaftliche Herausforderungen. Es genügt 
längst nicht mehr, KI als Werkzeug zur Steigerung individueller Effizienz oder zur Entlastung von 
Routinen zu betrachten. Vielmehr rückt die Frage in den Vordergrund, wie die Nutzung von KI in 
Bildung und Gesellschaft verantwortlich, reflektiert und demokratisch gestaltet werden kann – und 
wie Lernende befähigt werden, KI nicht bloß zu konsumieren, sondern kritisch zu durchdringen und
aktiv mitzugestalten.

Verantwortung im Zeitalter der KI – eine mehrdimensionale Aufgabe
Gesellschaftliche Verantwortung im Umgang mit KI beginnt bei der Entwicklung und reicht bis zur 
Anwendung und deren Folgen. Im Bildungsbereich bedeutet dies, dass sowohl Institutionen als 
auch Individuen verpflichtet sind, Chancen und Risiken neuer Technologien transparent zu machen 
und zu bewerten. Es ist zu klären, wie KI-Systeme Wissen strukturieren, Auswahlmechanismen 
vorgeben, Bewertungen erzeugen oder sogar Ausschlüsse legitimieren. Diese Prozesse sind nicht 
neutral, sondern eingebettet in soziale, ökonomische und politische Machtverhältnisse.

Kritische Aneignung als Bildungsaufgabe
Kritische Aneignung von KI umfasst die Fähigkeit, technologische, ethische und gesellschaftliche 
Dimensionen digitaler Innovationen zu reflektieren. Das schließt ein:

• Technologische Mündigkeit: Lernende müssen grundlegende Funktionsweisen von KI, 
Datenverarbeitung und Algorithmen verstehen, um nicht zu passiven Nutzer:innen, sondern 
zu aktiven Gestalter:innen ihrer digitalen Umwelt zu werden.



• Ethik und Urteilskraft: Es gilt, ethische Fragestellungen (z. B. Datenschutz, 
algorithmische Diskriminierung, Transparenz) zu thematisieren und die Folgen eigener 
Entscheidungen für Gesellschaft und Umwelt kritisch abzuwägen.

• Kritik der Steuerung und Kontrolle: KI-gestützte Systeme tendieren dazu, 
Verhaltensweisen zu beobachten, zu klassifizieren und zu lenken. Bildung muss 
sensibilisieren für die Grenzen und Risiken algorithmischer Steuerung, für die Tendenz zur 
Standardisierung und für den potenziellen Verlust von Autonomie.

Beteiligung, Transparenz und Demokratisierung
Ein zentraler Aspekt gesellschaftlicher Verantwortung ist die Beteiligung relevanter Gruppen an der 
Entwicklung, Einführung und Regulierung von KI-Systemen in der Bildung. Dies umfasst 
Mitbestimmungsmöglichkeiten, Transparenzanforderungen und offene Diskurse über 
Zielsetzungen, Grenzen und Alternativen. Es gilt zu verhindern, dass technologische Innovationen 
autoritär implementiert werden, ohne demokratische Aushandlungsprozesse oder gesellschaftliche 
Debatten. Gleichzeitig eröffnet KI neue Chancen für Partizipation – etwa durch Open-Source-
Projekte, kollaborative Plattformen oder demokratisch gesteuerte Bildungsnetzwerke.

Gestaltung einer inklusiven, gerechten und solidarischen Bildungslandschaft
Kritische Aneignung und gesellschaftliche Verantwortung verlangen, dass KI nicht zu einer 
weiteren Quelle von Ungleichheit und Ausschluss wird, sondern als Instrument für Inklusion, 
Empowerment und soziale Gerechtigkeit genutzt wird. Dazu gehört:

• Die Gestaltung zugänglicher, diskriminierungsfreier Lernumgebungen

• Die Förderung digitaler Kompetenzen für alle sozialen Gruppen

• Die Vermeidung von Bias und Diskriminierung durch transparente Algorithmen und diverse 
Entwicklungsteams

• Die Unterstützung gemeinschaftlicher Wissensproduktion und solidarischer Netzwerke

Fazit: Ethische und demokratische Bildung als Fundament
Insgesamt zeigt sich, dass die Einführung von KI in Bildungskontexte eine grundlegende 
Neubestimmung von Verantwortung, Partizipation und Reflexion verlangt. Antiautoritäre, 
emanzipatorische Bildung im Zeitalter der KI bedeutet, Lernende in die Lage zu versetzen, 
technologische Entwicklungen nicht nur mitzutragen, sondern kritisch zu hinterfragen, ethisch zu 
bewerten und solidarisch mitzugestalten. Nur so kann KI zu einem Werkzeug für gesellschaftlichen 
Fortschritt werden – statt zum Katalysator neuer Abhängigkeiten, Ausschlüsse und 
Machtasymmetrien.

Weiterführende Literatur zu 12.4:
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• Floridi, Luciano (ed.) (2019): The Logic of Information: A Theory of Philosophy as 
Conceptual Design. Oxford: Oxford University Press.

• D’Ignazio, Catherine; Klein, Lauren F. (2020): Data Feminism. Cambridge, MA: MIT Press.

• Mittelstadt, Brent D. et al. (2016): The Ethics of Algorithms: Mapping the Debate. In: Big 
Data & Society, 3(2).



• Ben Williamson, Anna Hogan (2020): Pandemic Politics, Pedagogies and Practices: Digital
Technology and AI in Education. In: Educational Philosophy and Theory, 52(9), 894–903.
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and Threatens Democracy. New York: Crown.

13 Zusammenfassung und Ausblick

Im Verlauf der vorliegenden Analyse wurde deutlich, wie tiefgreifend die gegenwärtigen 
Herausforderungen und Transformationen die Hochschullandschaft, das Verständnis von Bildung 
und die Bedingungen gesellschaftlicher Teilhabe prägen. Die vorangegangenen Kapitel haben 
aufgezeigt, dass Prozesse wie Verschulung, Ökonomisierung, Digitalisierung und die Verlagerung 
von Autorität hin zu technischen und administrativen Systemen keineswegs isolierte Entwicklungen
sind, sondern vielmehr Ausdruck eines umfassenden gesellschaftlichen und kulturellen Wandels 
darstellen. Sie wirken auf das Selbstverständnis von Studierenden und Lehrenden, auf die 
institutionellen Strukturen und die gesellschaftliche Funktion der Hochschule als Ort kritischer 
Reflexion, demokratischer Mitbestimmung und sozialer Innovation.

Gleichzeitig wurde herausgearbeitet, dass die Hochschule immer auch ein umkämpfter Raum ist – 
ein Ort, an dem soziale Ungleichheiten, Exklusionsmechanismen und autoritäre Tendenzen 
aufeinandertreffen, aber ebenso Potenziale für Emanzipation, Selbstbefähigung und solidarisches 
Handeln entstehen können. Die in den vorangegangenen Kapiteln diskutierten Alternativen – von 
dialogischer und antiautoritärer Bildung über kollektive Lernformen bis hin zu digital gestützten 
Commons und gesellschaftlicher Verantwortung im Umgang mit neuen Technologien – 
verdeutlichen, dass Bildung niemals abgeschlossen oder statisch ist. Sie bleibt ein fortlaufender 
Prozess, in dem Bewusstseinswandel, institutionelle Reform und die Wiederaneignung von 
Freiräumen immer wieder neu ausgehandelt werden müssen.

Das abschließende Kapitel zieht die zentralen Befunde zusammen, bündelt die wesentlichen 
Argumente und stellt die Frage, welche Wege für eine demokratische, gerechte und zukunftsfähige 
Hochschule eröffnet werden können. Es betont, dass die Hochschulbildung mehr sein muss als die 
Anpassung an ökonomische und technokratische Vorgaben – sie ist eine gesellschaftliche Aufgabe 
ersten Ranges, die auf Selbstbestimmung, Kritikfähigkeit und die Fähigkeit zur solidarischen 
Mitgestaltung abzielt. Abschließend werden offene Forschungsfragen benannt und Perspektiven für 
die Weiterentwicklung des Studium Generale und einer emanzipatorischen Hochschulkultur 
skizziert.

13.1 Zentraler Befund und Argumente

Die systematische Analyse der aktuellen Hochschulrealität und ihrer historischen Entwicklung führt
zu einem klaren, vielschichtigen Befund: Die Hochschulen stehen im Spannungsfeld zwischen den 
Ansprüchen einer demokratischen, emanzipatorischen Bildung und den zunehmend dominanten 
Kräften von Ökonomisierung, Bürokratisierung, Technokratie und sozialer Exklusion. Diese 
Ambivalenz durchzieht alle Ebenen der Institution Hochschule – von den Curricula über die 
Raumgestaltung bis zu den Alltagspraktiken der Studierenden und Lehrenden.



Zentrale Argumentationslinien:

1. Verlust von Freiräumen und Subjektbildung:
Die Verschulung und Standardisierung der Studiengänge, die Dominanz von 
Prüfungslogiken und Outputorientierung sowie die zunehmende Kontrolle durch 
administrative und technische Systeme führen zu einer schleichenden Entwertung der 
Hochschule als Lebens- und Möglichkeitsraum. Die ursprünglichen Ideale des Studium 
Generale – Persönlichkeitsentwicklung, Freiheit, kritischer Dialog und gesellschaftliche 
Teilhabe – werden zunehmend durch Effizienz-, Verwertungs- und Anpassungsdruck ersetzt.
Dies hat weitreichende Folgen für die Subjektbildung: Selbstständigkeit, Urteilskraft und 
Verantwortungsbereitschaft geraten ins Hintertreffen, Konformismus und Unsicherheit 
wachsen.

2. Strukturelle Exklusion und soziale Selektivität:
Trotz aller Bekenntnisse zu Chancengleichheit bleiben die Hochschulen Orte der sozialen 
Reproduktion. Klassismus, Ableismus und Altersdiskriminierung wirken subtil wie offen, 
von der Studienfinanzierung über Zugangsprüfungen bis zu den impliziten kulturellen 
Codes. Die Durchlässigkeit des Systems ist geringer als oft behauptet, was die 
demokratische Legitimation und soziale Verantwortung der Hochschulen untergräbt.

3. Krisenverstärker und gesellschaftlicher Resonanzraum:
Die gesellschaftlichen Großkrisen – ökologische Zerstörung, soziale Polarisierung, Erosion 
demokratischer Diskurse, Digitalisierung – prägen die Hochschulrealität nicht nur als 
exogene Faktoren, sondern werden durch die Funktionsweise der Institution Hochschule 
zum Teil sogar verstärkt. Insbesondere die Tendenz zur Technologisierung und Verlagerung 
gesellschaftlicher Verantwortung auf Algorithmen, Plattformen und Kennzahlen begünstigt 
Entfremdung und Politikverdrossenheit.

4. Unterschätztes Potenzial emanzipatorischer Alternativen:
Trotz dieser Herausforderungen zeigt die Arbeit auch: Die Hochschule ist und bleibt ein Ort 
des möglichen Widerstands und der Innovation. Historische und zeitgenössische Beispiele 
dialogischer, selbstorganisierter und kollektiver Bildungsformen – von freien Universitäten 
über Lesekreise und Graswurzelinitiativen bis hin zu digitalen Commons – machen deutlich,
dass Räume für Emanzipation, Solidarität und gemeinsames Lernen immer wieder erkämpft,
verteidigt und neu gestaltet werden können. Die Entwicklung kritischer, urteilsfähiger 
Subjekte ist dabei keine Nebenwirkung, sondern das eigentliche Ziel demokratischer 
Hochschulbildung.

5. Zukunftsfähigkeit und gesellschaftliche Verantwortung:
Der zentrale Befund ist daher: Eine Hochschule, die ihrer demokratischen, sozialen und 
kulturellen Verantwortung gerecht werden will, muss sich als gestaltbarer, offener und 
lernender Raum begreifen. Sie muss den Mut zur Selbstreflexion, zur Öffnung und zur 
aktiven Gestaltung gesellschaftlicher Transformationsprozesse entwickeln – sowohl auf 
institutioneller Ebene als auch im Alltag der Studierenden und Lehrenden. Nur so kann sie 
einen Beitrag zu einer zukunftsfähigen, solidarischen und demokratischen Gesellschaft 
leisten.



Schlussfolgerung:
Der zentrale Argumentationsstrang dieser Arbeit ist, dass Bildung – verstanden als Prozess der 
Selbstbefähigung, der Urteilsbildung und der verantwortlichen gesellschaftlichen Mitgestaltung – 
im Zentrum aller Hochschulentwicklung stehen muss. Alles andere – Effizienz, Output, Ranking, 
Digitalisierung – sind Mittel, nicht Zweck. Die Zukunft der Hochschule entscheidet sich daran, ob 
sie den Mut aufbringt, diesen Vorrang emanzipatorischer Bildung gegen den Zeitgeist zu behaupten 
und konkret auszugestalten.

13.2 Plädoyer für eine andere Hochschule und demokratische Bildung

Angesichts der umfassenden Analyse der aktuellen Hochschullandschaft und ihrer vielfachen 
Krisen bleibt ein Plädoyer für eine grundlegende Neuausrichtung der Hochschulbildung 
unverzichtbar. Dieses Plädoyer gründet nicht allein auf einer idealistischen Reminiszenz an 
vergangene Zeiten, sondern auf der Notwendigkeit, die gesellschaftliche Funktion und 
Verantwortung der Hochschulen im 21. Jahrhundert neu zu bestimmen und auszufüllen.

Eine andere Hochschule – im emphatischen Sinne – ist möglich und dringend geboten. 
Demokratische Bildung darf sich nicht auf die Vermittlung von Fachwissen und Qualifikationen 
beschränken, sondern muss als umfassender, lebensweltlicher und gesellschaftskritischer Prozess 
verstanden werden. Dies erfordert eine bewusste Abkehr von der gegenwärtigen Priorisierung 
ökonomischer, administrativer und technokratischer Kriterien und eine Rückbesinnung auf das 
demokratische, solidarische und emanzipatorische Potential universitärer Bildung.

Kernpunkte eines solchen Plädoyers sind:

1. Radikale Öffnung von Räumen und Diskursen:
Hochschulen sollten erneut als Orte des Experiments, der Begegnung und des offenen 
Diskurses gestaltet werden. Dies schließt niederschwellige Zugangsmöglichkeiten, die 
aktive Förderung sozialer Diversität und die konsequente Unterstützung selbstorganisierter 
Initiativen ein. Öffentliche Räume – physisch wie digital – müssen zurückgewonnen und 
demokratisch gestaltet werden, sodass Pluralität und Dissens nicht als Störung, sondern als 
Quelle von Innovation und Reflexion anerkannt werden.

2. Stärkung von Subjektbildung, Urteilskraft und Kritikfähigkeit:
Im Zentrum einer demokratischen Hochschule steht die Förderung eigenständigen Denkens, 
des Mutes zur Kritik und der Fähigkeit, Verantwortung zu übernehmen. Das Bildungsideal 
der „Mündigkeit“ nach Adorno, Arendt und Humboldt muss gegen alle Versuche der 
Standardisierung, Vermessung und Ökonomisierung behauptet werden. Die Hochschule 
muss Lern- und Erfahrungsräume schaffen, in denen Studierende ihre Urteilsfähigkeit 
praktisch einüben und ihre gesellschaftliche Rolle reflektieren können.

3. Demokratische Governance und Mitbestimmung:
Demokratische Bildung erfordert demokratische Strukturen. Es gilt, Partizipation und 
Mitbestimmung auf allen Ebenen zu fördern und zu institutionalisieren – in der 
Hochschulpolitik, in Gremien, in der Lehre und im Alltag. Dabei sind Machtasymmetrien, 
versteckte Exklusionen und symbolische Barrieren zu identifizieren und gezielt abzubauen.



4. Verantwortungsvolle Transformation und Nachhaltigkeit:
Hochschulen dürfen sich nicht als autarke Inseln begreifen, sondern müssen ihre Rolle im 
gesellschaftlichen Transformationsprozess reflektieren und aktiv gestalten. Sie sind 
aufgerufen, Nachhaltigkeit, soziale Gerechtigkeit und Demokratie nicht nur zu lehren, 
sondern in ihren eigenen Strukturen und Praktiken zu verwirklichen. Dazu gehört auch, die 
Herausforderungen der Digitalisierung und Globalisierung kritisch zu begleiten und 
gestaltend zu beeinflussen.

5. Kritische Selbstreflexion als Daueraufgabe:
Demokratische Hochschulen müssen Orte kontinuierlicher Selbstbefragung bleiben. Sie 
dürfen sich nicht mit dem Status quo begnügen, sondern müssen stets neu nach den 
Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen demokratischer Bildung fragen. 
Fehlentwicklungen, Ausschlüsse und neue Formen der Herrschaft und Disziplinierung sind 
frühzeitig zu erkennen und kritisch zu bearbeiten.

Fazit:
Das Plädoyer für eine andere Hochschule und demokratische Bildung ist kein nostalgisches 
Programm, sondern eine Antwort auf die Herausforderungen einer Gegenwart, in der 
gesellschaftlicher Zusammenhalt, Innovationskraft und demokratische Kultur gefährdet sind. Es ist 
eine Einladung zur Mitgestaltung, zum Streit um das Bessere und zum Engagement für eine 
Bildungslandschaft, die Freiheit, Kritik und Solidarität nicht nur als Ziele, sondern als tägliche 
Praxis versteht. Die Zukunft der Hochschule entscheidet sich daran, ob sie bereit ist, diesen 
Anspruch gegen alle Widerstände einzulösen.

13.3 Offene Forschungsfragen, nächste Schritte

Die vorangegangene Analyse hat gezeigt, dass die gegenwärtige Hochschullandschaft durch 
weitreichende Transformationsprozesse, ambivalente Modernisierungsdynamiken und tiefgreifende 
Herausforderungen geprägt ist. Zugleich wurde deutlich, dass zahlreiche Themenfelder einer 
systematischen und vertieften Erforschung bedürfen, um den Wandel nicht nur kritisch zu begleiten,
sondern auch neue emanzipatorische Perspektiven zu eröffnen. Im Folgenden werden zentrale 
offene Forschungsfragen umrissen und Ansatzpunkte für weiterführende Arbeit skizziert:

1. Dynamiken der Autoritarisierung und Gegenwehr:
Wie vollziehen sich Prozesse der Autoritarisierung, Standardisierung und Ökonomisierung im 
Alltag der Hochschulen konkret – auf institutioneller, curricularer, kultureller und sozialer Ebene? 
Welche Formen des Widerstands, der Selbstorganisation und der Entwicklung alternativer 
Strukturen entstehen, und wie können diese gestärkt und wissenschaftlich begleitet werden?

2. Differenz, Diversität und Intersektionalität:
Wie wirken sich multiple Diskriminierungsformen – insbesondere Klassismus, Ableismus, 
Altersdiskriminierung, aber auch Gender, Migration und weitere Differenzachsen – auf Zugänge, 
Teilhabe und Bildungsbiografien aus? Wie lassen sich universitäre Strukturen, Curricula und Praxis 
kritisch-intersektional reformieren, um Exklusion zu verringern und Vielfalt produktiv zu 
integrieren?



3. Subjektbildung im digitalen Zeitalter:
Welche Auswirkungen haben Digitalisierung, KI-basierte Lernumgebungen und neue Medien auf 
Subjektbildung, Urteilskraft und Selbstermächtigung? Welche Risiken bestehen hinsichtlich 
Kontrolle, Vereinzelung, Entfremdung – und wo eröffnen sich neue Chancen für emanzipatorische 
Bildung, partizipative Lernkulturen und demokratische Teilhabe?

4. Transformation von Öffentlichkeit und Diskursräumen:
Wie verändert sich studentische Öffentlichkeit unter den Bedingungen von Plattformkapitalismus, 
Social Media und administrativer Regulierung? Welche Nischen, Modelle und Allianzen entstehen, 
um Freiräume für Debatte, Dissens und kollektives Lernen zu bewahren oder neu zu schaffen?

5. Praxis emanzipatorischer Bildungsalternativen:
Wie können historische und zeitgenössische Modelle kollektiven Lernens, anarchistischer Bildung, 
Commons-Initiativen und Peer-to-Peer-Netzwerke in aktuelle Hochschulkontexte überführt 
werden? Welche institutionellen Voraussetzungen, Ressourcen und Unterstützungsstrukturen sind 
hierfür notwendig?

6. Demokratische Governance und Machtkritik:
Welche Governance-Modelle fördern oder behindern demokratische Mitbestimmung, kritische 
Öffentlichkeit und sozial gerechte Hochschulstrukturen? Wie können partizipative, solidarische und 
reflexive Formen der Hochschulorganisation etabliert und nachhaltig verankert werden?

7. Gesellschaftliche Wirkung und Verantwortung:
Inwiefern tragen Hochschulen dazu bei, gesellschaftliche Transformationsprozesse – etwa in den 
Bereichen Nachhaltigkeit, Demokratie, soziale Gerechtigkeit und Digitalisierung – zu fördern oder 
zu blockieren? Wie lässt sich der gesellschaftliche Impact universitärer Bildung systematisch 
erfassen und gestalten?

Nächste Schritte und Empfehlungen:

• Empirische Forschung: Es sind vertiefende empirische Studien zu Alltagspraktiken, 
institutionellen Prozessen und innovativen Alternativen notwendig, um bestehende 
Wissenslücken zu schließen und theoretische Annahmen zu überprüfen.

• Interdisziplinäre und partizipative Ansätze: Die Komplexität der Herausforderungen 
erfordert eine stärkere Verzahnung unterschiedlicher Disziplinen sowie die Einbindung von 
Akteuren aus Hochschule, Zivilgesellschaft und Politik in kollaborative Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte.

• Dialog- und Transferformate: Wissenschaftliche Erkenntnisse müssen in verständliche, 
handlungsorientierte Formate übersetzt werden, um Reflexion und Veränderung auf breiter 
Basis zu ermöglichen.

• Stärkung kritischer Praxis: Forschungsprojekte sollten nicht nur Beobachtung und 
Analyse betreiben, sondern auch Impulse für Selbstreflexion, kollektive Lernprozesse und 
institutionellen Wandel geben.

Fazit:
Die wissenschaftliche und gesellschaftliche Arbeit an einer demokratischen, offenen und 
emanzipatorischen Hochschule ist ein fortdauernder Prozess. Offene Forschungsfragen markieren 
keine Defizite, sondern produktive Herausforderungen, die nur in der gemeinsamen 



Auseinandersetzung und durch konkrete Experimente bearbeitet werden können. Die nächsten 
Schritte bestehen darin, bestehende Denk- und Handlungsräume zu weiten, neue Allianzen zu 
bilden und Bildung als gesellschaftliches Projekt immer wieder neu zu erfinden.

14. Anhang und Materialien

14.1 Glossar

Ableismus
Systematische Benachteiligung, Abwertung oder Unsichtbarmachung von Menschen mit 
Behinderung oder chronischer Erkrankung. Ableismus bezeichnet sowohl strukturelle als auch 
kulturelle Praktiken, die bestimmte körperliche und kognitive Fähigkeiten als „Norm“ setzen und 
Abweichungen davon als defizitär interpretieren. Im Hochschulkontext zeigt sich Ableismus etwa 
durch mangelnde Barrierefreiheit, defizitorientierte Förderlogik und Ausschluss durch 
Leistungsideale.

Akkreditierung
Verfahren zur Qualitätssicherung und Zertifizierung von Studiengängen durch externe Agenturen, 
meist mit Fokus auf Output, Standardisierung und Employability. Akkreditierung wird oft als 
Steuerungsinstrument im Zuge der Bologna-Reformen eingesetzt und dient der Harmonisierung, 
Vergleichbarkeit und Wettbewerbsausrichtung akademischer Bildung.

Anarchistische Bildung
Bildungsverständnis und -praxis, das auf freiwilliger Kooperation, Herrschaftskritik, Dezentralität 
und Selbstorganisation basiert. Anarchistische Ansätze lehnen institutionalisierte Autorität und 
Zwang ab und betonen die Bedeutung kollektiver, erfahrungsbezogener und dialogischer 
Lernprozesse.

Autoritarismus
Gesellschaftliches und pädagogisches Denkmuster, das auf Gehorsam, Unterordnung, rigider 
Hierarchie und Kontrolle beruht. Im Gegensatz zur legitimen Autorität ist Autoritarismus durch 
mangelnde Dialogbereitschaft und die systematische Einschränkung individueller und kollektiver 
Freiheiten geprägt.

Autorität
Legitim anerkannte Einflusskraft oder Führungskompetenz einer Person, Gruppe oder Institution, 
die auf Erfahrung, Wissen, moralischer Integrität oder demokratischer Legitimation basiert. 
Autorität kann persönlich, traditionell oder rational (nach Max Weber) fundiert sein. Im 
Bildungskontext ist sie ambivalent zwischen Ermöglichung und Einschränkung.



Bologna-Prozess
Europäische Hochschulreform seit 1999, die auf die Vereinheitlichung von Studienstrukturen, 
Einführung gestufter Abschlüsse (Bachelor/Master), Modularisierung, Mobilität und 
Vergleichbarkeit abzielt. Kritisiert werden die Folgen wie Verschulung, Prüfungsdruck und 
Outputorientierung.

Commons
Gemeinschaftlich genutzte Ressourcen, Räume oder Wissensbestände, die durch kooperative und 
kollektive Selbstverwaltung erhalten, gestaltet und geteilt werden. Im Hochschulkontext steht der 
Begriff für offene Lernressourcen, selbstverwaltete Räume oder digitale Wissensplattformen.

Curriculum
Gesamtheit der Inhalte, Ziele, Methoden und Prüfungsformen eines Studiengangs oder 
Bildungsangebots. Curricula werden in der Regel institutionell vorgegeben und können 
unterschiedlich offen oder restriktiv gestaltet sein.

Diskriminierung
Ungleichbehandlung oder Benachteiligung von Individuen oder Gruppen auf Grundlage von 
Merkmalen wie Herkunft, Geschlecht, Behinderung, Alter, sozialer Lage, etc. Diskriminierung kann
direkt oder indirekt, individuell oder strukturell erfolgen und ist Gegenstand intersektionaler 
Analyse.

Disziplinierung
Begriff (u.a. Foucault), der die gezielte Steuerung, Überwachung und Normierung von Verhalten, 
Denken und Empfinden durch Institutionen, Regeln und Praktiken beschreibt. Disziplinierung in 
der Bildung erfolgt etwa durch Prüfungen, Bewertungen, Zeitpläne und Curricula.

Employability
Beschäftigungsfähigkeit; Zielbegriff der Bologna-Reformen und neoliberaler Hochschulpolitik, der 
die Anpassung von Bildungsinhalten an die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes betont. Im Zentrum 
steht die Verwertbarkeit von Bildung als Humankapital.

Emanzipation (pädagogisch)
Befreiung aus Fremdbestimmung und Überwindung von Unterdrückung durch Bildung. 
Emanzipatorische Bildung setzt auf Selbstbestimmung, Subjektwerdung, Entwicklung von 
Urteilskraft und die Fähigkeit zum gesellschaftlichen Handeln.

Engaged Pedagogy
Ansatz (u.a. bell hooks), der auf gegenseitige Anerkennung, emotionale Beteiligung, Dialog, 
kritisches Bewusstsein und Praxis der Zärtlichkeit in Bildungsprozessen zielt. Engaged Pedagogy 
ist gegen hierarchische, autoritäre Lernverhältnisse gerichtet.

Exklusion
Ausschluss von Individuen oder Gruppen aus gesellschaftlicher Teilhabe, Institutionen oder 
Entscheidungsprozessen. Exklusion kann sozial, ökonomisch, kulturell oder symbolisch erfolgen 
und ist besonders in der Bildungssoziologie ein zentrales Analysefeld.

Freiheit (Bildungstheorie)
Zentrale Kategorie klassischer und kritischer Bildungstheorie (z. B. Humboldt, Dewey, Freire), 
verstanden als Möglichkeit und Fähigkeit zur Selbstbestimmung, Reflexion, zum Widerspruch und 
zur aktiven Mitgestaltung von Lebens- und Gesellschaftsverhältnissen.



Gouvernementalität
Theoriebegriff (Foucault) zur Beschreibung der vielfältigen Formen der Führung, Steuerung und 
Selbststeuerung von Individuen und Kollektiven durch Machtpraktiken, Diskurse und Institutionen. 
Bildung wird als Feld der Gouvernementalität verstanden, in dem Subjektivität hergestellt und 
normiert wird.

Habitus
Von Pierre Bourdieu eingeführter Begriff für das Ensemble verinnerlichter Dispositionen, Denk-, 
Wahrnehmungs- und Handlungsmuster, die durch Sozialisation erworben werden und die Praxis 
von Individuen strukturieren. Der Habitus trägt zur Reproduktion sozialer Ungleichheiten bei.

Hierarchie
System von Abstufungen, Macht- und Entscheidungsbefugnissen innerhalb sozialer Strukturen. In 
Bildungseinrichtungen betrifft Hierarchie sowohl institutionelle Rollen (Lehrende/Lernende), als 
auch curriculare und organisatorische Ordnungen.

Inklusion
Ansatz und gesellschaftliches Ziel, allen Menschen – unabhängig von Herkunft, Behinderung, Alter
etc. – gleichberechtigten Zugang und volle Teilhabe an Bildung und Gesellschaft zu ermöglichen. 
Inklusion steht für den aktiven Abbau von Barrieren und Diskriminierung.

Intersektionalität
Analytisches Konzept, das die Verschränkung verschiedener Dimensionen sozialer Ungleichheit 
(z. B. Klasse, Geschlecht, Behinderung, Migration) in den Blick nimmt und ihre Wechselwirkungen
untersucht. Intersektionalität ist zentral für diskriminierungskritische Bildungsforschung.

Klassismus
Diskriminierung, Abwertung und strukturelle Benachteiligung von Menschen aufgrund ihrer 
sozialen Herkunft, Klassenlage oder materiellen Ressourcen. Klassismus wirkt im Bildungssystem 
durch finanzielle, symbolische und kulturelle Barrieren.

Kollektive Lernformen
Bildungsmodelle und Praktiken, die auf Zusammenarbeit, wechselseitiger Unterstützung und 
gemeinsamem Wissensaufbau beruhen – etwa in Peer-Gruppen, Lesekreisen, 
Graswurzeluniversitäten oder Commons-Projekten.

Modularisierung
Zergliederung von Studiengängen in inhaltlich, zeitlich und prüfungstechnisch abgeschlossene 
Einheiten (Module), meist mit standardisierter Leistungsbewertung (z. B. ECTS). Modularisierung 
gilt als zentraler Mechanismus der Verschulung im Bologna-Prozess.

MOOC (Massive Open Online Course)
Digitale, oft frei zugängliche Online-Lehrveranstaltungen, die große Teilnehmerzahlen 
ermöglichen. MOOCs sind Teil der Digitalisierung und Öffnung von Bildungsressourcen, werfen 
aber Fragen nach Qualität, sozialer Einbindung und Zugänglichkeit auf.

Outputorientierung
Ausrichtung von Bildungsprozessen auf messbare, standardisierte Ergebnisse (Abschlüsse, Credit 
Points, Employability) anstelle von Offenheit, Persönlichkeitsentwicklung und kritischer Reflexion.
Outputorientierung ist ein zentrales Merkmal neoliberaler Hochschulpolitik.



Partizipation
Aktive Mitwirkung und Mitbestimmung an Entscheidungs- und Gestaltungsprozessen in 
Bildungsinstitutionen. Partizipatorische Modelle setzen auf Demokratie, Kollektivität und 
Empowerment in Lehre, Verwaltung und Selbstorganisation.

Peer-to-Peer-Lernen
Lernform, bei der Wissen, Erfahrungen und Kompetenzen auf Augenhöhe zwischen 
Gleichgestellten (Peers) geteilt werden. Peer-Learning kann informell oder formalisiert, analog oder
digital organisiert sein und fördert Autonomie, Solidarität und Selbstorganisation.

Plattformkapitalismus
Ökonomisches und gesellschaftliches Modell, das auf der zentralen Rolle digitaler Plattformen für 
Kommunikation, Wissen, Arbeit und Märkte basiert. Plattformkapitalismus steht im Verdacht, 
Kontrolle, Überwachung und kommerzielle Verwertung auch in Bildung und Öffentlichkeit zu 
verankern.

Prüfungslogik
Struktur und Praxis von Prüfungen als zentrales Steuerungs- und Selektionsinstrument im 
Bildungssystem. Prüfungslogik umfasst Taktung, Bewertungskriterien, Selektionsmechanismen und
deren Auswirkungen auf Motivation, Lernverhalten und Chancengerechtigkeit.

Raumsoziologie
Forschungsperspektive, die soziale Praktiken, Macht- und Aneignungsprozesse im Verhältnis zu 
räumlichen Strukturen (z. B. Architektur, Gemeinschaftsräume, digitale Räume) untersucht. In der 
Bildung bezieht sich Raumsoziologie auf die Analyse von Zugänglichkeit, Aneignung und Öffnung.

Selbstbildung
Klassisches Ideal (Humboldt), das Lernen als offenen, eigenmotivierten und ganzheitlichen Prozess 
versteht, in dem Subjekte ihre Fähigkeiten, Interessen und gesellschaftliche Verantwortung 
eigenständig entwickeln.

Selbstorganisation
Selbstbestimmte, oft hierarchiefreie Organisation von Lern-, Arbeits- oder Aktionsformen durch 
Betroffene selbst. In der Hochschulbildung bedeutet Selbstorganisation u. a. selbstverwaltete 
Seminare, studentische Initiativen oder alternative Curricula.

Soziale Exklusion
Ausschluss von Individuen oder Gruppen aus Bildung, gesellschaftlicher Teilhabe oder 
Entscheidungsmacht aufgrund struktureller Barrieren wie Armut, Diskriminierung, Behinderung 
oder Migration.

Studium Generale
Idee und Praxis einer fachübergreifenden, offenen, an Persönlichkeitsentwicklung, Urteilskraft und 
gesellschaftlicher Verantwortung orientierten Hochschulbildung. Das Studium Generale wird als 
Gegenentwurf zu verschulten, outputorientierten Studienstrukturen verstanden.

Subjektbildung
Prozess der Entwicklung einer eigenständigen, reflektierten, verantwortungsfähigen Persönlichkeit 
im Spannungsfeld von sozialen Strukturen, Disziplinierung und Emanzipation. Subjektbildung ist 
Ziel und zugleich Feld gesellschaftlicher und institutioneller Auseinandersetzung.



Verschulung
Begriff für die zunehmende Regulierung, Standardisierung und Entmündigung im Hochschulwesen 
durch eng getaktete Module, Prüfungsdichte und Vorgaben, die wenig Raum für Eigeninitiative und 
offene Entwicklung lassen.

Zertifizierungslogik
Vorherrschende Orientierung auf formal nachweisbare Bildungsabschlüsse und Qualifikationen 
(Zertifikate, Noten, Diplome), die häufig zur Verengung von Bildungszielen und zur Reduktion von 
Persönlichkeitsentwicklung und gesellschaftlicher Verantwortung führen.

Hinweis:
Das Glossar erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern versammelt zentrale Begriffe und 
Konzepte, wie sie für die Lektüre und das Verständnis der Studie Antiautoritäres Studium Generale 
leitend sind. Es kann und sollte durch weitere, spezifische Begriffsbestimmungen aus angrenzenden
Fachgebieten (z. B. Soziologie, Philosophie, Erziehungswissenschaft) individuell ergänzt werden.

14.2 Annotierte Literaturliste

1. Bildungstheorie und Subjektbildung

Humboldt, Wilhelm von (2012): Theorie der Bildung des Menschen. In: Werke in fünf 
Bänden, Bd. I. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft.
Grundlagentext zum modernen Bildungsbegriff: Humboldt entwirft die Idee der Selbstbildung als 
offenen, zweckfreien Prozess, der auf Individualität und gesellschaftliche Verantwortung abzielt.

Adorno, Theodor W. (1971): Erziehung zur Mündigkeit. Frankfurt am Main: Suhrkamp.
Kritische Essays zur Bildung nach Auschwitz. Adorno fordert die Entwicklung von Urteilskraft und 
Widerstand gegen autoritäre Strukturen als zentrales Bildungsziel.

Biesta, Gert (2017): Bildung nach Maß? Schule und Erziehung zwischen Effizienz und 
Subjektwerdung. Weinheim/Basel: Beltz Juventa.
Analyse gegenwärtiger Bildungstendenzen zwischen Outputorientierung und Subjektwerdung. 
Biesta plädiert für eine Pädagogik der Unterbrechung und kritischen Subjektbildung.

Nussbaum, Martha C. (2010): Not for Profit. Why Democracy Needs the Humanities. 
Princeton: Princeton University Press.
Plädoyer für die Bedeutung geisteswissenschaftlicher Bildung für Demokratie, Urteilskraft und 
globale Verantwortung.



2. Soziologie, Macht und Disziplinierung

Foucault, Michel (1976): Überwachen und Strafen. Die Geburt des Gefängnisses. Frankfurt 
am Main: Suhrkamp.
Schlüsselwerk zur Analyse von Disziplin, Macht und Institutionen. Foucaults Begriff der 
„Disziplinargesellschaft“ ist grundlegend für Bildungs- und Hochschulforschung.

Bourdieu, Pierre (1987): Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. 
Frankfurt am Main: Suhrkamp.
Klassiker zur sozialen Reproduktion, symbolischer Gewalt und dem Zusammenhang von Bildung 
und sozialer Ungleichheit.

Weber, Max (1972): Wirtschaft und Gesellschaft. Tübingen: Mohr Siebeck.
Grundlagenwerk zur Typologie von Herrschaft und Autorität – insbesondere relevant für die 
Analyse von Macht, Bürokratie und Disziplin in Bildungsinstitutionen.

Han, Byung-Chul (2013): Transparenzgesellschaft. Berlin: Matthes & Seitz.
Kritik an neuen Formen von Kontrolle und Selbstoptimierung in spätmodernen Gesellschaften; 
bietet Anknüpfungspunkte zur Analyse digitaler Bildungsräume.

3. Kritische und emanzipatorische Pädagogik

Freire, Paulo (1970): Pädagogik der Unterdrückten. Bildung als Praxis der Freiheit. Reinbek: 
Rowohlt.
Weltweit einflussreiche Theorie und Praxis dialogischer, kritischer und befreiender Bildung.

Illich, Ivan (1971): Entschulung der Gesellschaft. Reinbek: Rowohlt.
Radikale Kritik an Institutionalisierung und Zertifizierungslogik. Illich fordert die Öffnung des 
Lernens für informelle, selbstorganisierte und bedarfsorientierte Formen.

hooks, bell (1994): Teaching to Transgress: Education as the Practice of Freedom. New York: 
Routledge.
Pionierwerk feministischer und dialogischer Pädagogik; zentral für Konzepte von Zärtlichkeit, 
Befähigung und Diversity im Bildungsprozess.

4. Hochschulpolitik, Bologna-Prozess, Verschulung

Münch, Richard (2014): Academic Capitalism: Universities in the Global Struggle for 
Excellence. New York: Routledge.
Kritische Analyse des globalen Wettbewerbs und der Marktlogik im Hochschulsektor.

Kehm, Barbara M. (2012): Die Bologna-Reform. Utopie und Wirklichkeit europäischer 
Hochschulreform. Bielefeld: transcript.
Umfassende Darstellung der Ziele, Strukturen und Folgen des Bologna-Prozesses.



Oelkers, Jürgen (2001): Pädagogik der Moderne: Bildung und Erziehung im 20. Jahrhundert.
Weinheim/Basel: Beltz.
Historische und systematische Betrachtung der Entwicklung von Bildung, Schule und Universität 
im Kontext gesellschaftlicher Transformation.

5. Intersektionalität, Klassismus, Inklusion

Collins, Patricia Hill; Bilge, Sirma (2017): Intersectionality. Cambridge: Polity Press.
Grundlagenwerk zur Theorie und Praxis der Intersektionalitätsforschung.

Waldschmidt, Anne (2010): Ableismus und Bildungsinstitutionen. In: Moser, Susanne et al. 
(Hrsg.): Behinderung und Hochschule. Wiesbaden: VS Verlag.
Analyse struktureller und kultureller Barrieren für Menschen mit Behinderung im Bildungssystem.

Hanhörster, Heike (2017): Klassismus und Hochschule: Soziale Herkunft als 
Herausforderung für eine gerechte Bildung. In: Das Hochschulwesen, 65(3), S. 68–73.
Empirische und konzeptionelle Beiträge zu sozialer Herkunft, Bildungszugang und 
Chancengerechtigkeit.

Wanka, Anna (2018): Alter(n) an der Hochschule. Biografische und organisationale 
Perspektiven. Wiesbaden: Springer VS.
Vertiefte Analyse von Altersdiskriminierung und Diversität an Hochschulen.

6. Selbstorganisation, Commons, digitale Bildung

Bollier, David; Helfrich, Silke (Hg.) (2012): The Wealth of the Commons: A World Beyond 
Market & State. Amherst: Levellers Press.
Sammlung zentraler Beiträge zu Theorie und Praxis der Commons – mit vielen Beispielen aus 
Bildung und Wissenschaft.

Peters, Michael A.; Jandrić, Petar; Hayes, Sarah (Hg.) (2020): The Digital University: A 
Dialogue and Manifesto. New York: Peter Lang.
Fundierte Analyse und programmatischer Ausblick auf Chancen und Herausforderungen digitaler, 
offener Hochschulbildung.

Wenger, Etienne (1998): Communities of Practice. Learning, Meaning, and Identity. 
Cambridge: Cambridge University Press.
Grundlagenwerk zur Rolle gemeinschaftlicher Lernprozesse, Praxisgemeinschaften und 
Selbstorganisation.



7. Architektur, Raumsoziologie, Hochschulräume

Löw, Martina (2001): Raumsoziologie. Frankfurt am Main: Suhrkamp.
Zentrale Einführung in die Analyse sozialer, kultureller und symbolischer Räume, mit 
Anknüpfungspunkten zur Hochschulforschung.

Oldenburg, Ray (1999): The Great Good Place. New York: Marlowe & Company.
Klassiker zur Theorie der „Third Places“ – soziale Räume jenseits von Heim und Arbeit, bedeutsam
für studentische Kultur und Selbstorganisation.

8. Digitalisierung, Plattformkapitalismus, KI

Srnicek, Nick (2018): Plattform-Kapitalismus. Berlin: Suhrkamp.
Analytische Einführung in die Logik und Auswirkungen digitaler Plattformen, auch auf 
Wissenschaft, Öffentlichkeit und Bildung.

Williamson, Ben (2017): Big Data in Education: The Digital Future of Learning, Policy and 
Practice. London: Sage.
Kritische Analyse der Effekte datengetriebener Steuerung und KI auf Bildungseinrichtungen.

9. Praktische Beispiele und Best-Practices

Freie Universität Berlin (Hg.): Reader: 30 Jahre Schwarze RUB. Bochum: Selbstverlag, 2017.
Dokumentation alternativer Lern- und Organisationsformen am Beispiel der autonomen Tutorien 
und Graswurzeluniversität an der RUB.

Digital Peer Learning Network (2022): Praxisleitfaden für digitale Bildungs-Communities. 
Online verfügbar:
Leitfaden mit Best-Practice-Beispielen für selbstorganisiertes, kollektives Lernen in digitalen 
Räumen.

Hinweis:
Die Auswahl erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern bietet zentrale 
Orientierungspunkte zum wissenschaftlichen Einstieg und zur eigenständigen Vertiefung der im 
Werk behandelten Themen. Empfehlungen für spezifische Kapitel oder weiterführende Literatur zu 
einzelnen Schwerpunkten finden sich ggf. als Fußnote ebenda.



14.3 Praxisformate, Handouts, Leitfäden

Aktuell zu finden unter: www.as-institut.de/studiumgenerale

Gerne erarbeiten wir im Dialog on demand bspw.:

1. Reflexions- und Diskussionsleitfäden

• Ziel: Förderung kritischer Reflexion, kollektiver Verständigung und individueller 
Standortbestimmung.

• Beispiele:

• „Meine Hochschule – mein Lernraum?“ (Selbst- und Gruppentest zur Analyse von 
Freiräumen, Teilhabe, Barrieren)

• „Autorität erleben – Autorität gestalten“ (Fragenkatalog zur Selbsterfahrung und 
Gruppenreflexion)

• Kleine Toolbox „Kritik und Solidarität“ (Impulse zur Gesprächsführung in 
schwierigen Gruppensituationen)

2. Methodensammlungen für selbstorganisierte Lernformen

• Ziel: Konkrete Werkzeuge für selbstverwaltete Tutorien, Lesekreise, Graswurzelunis, Open 
Spaces.

• Beispiele:

• Schritt-für-Schritt-Anleitungen für kollektives Peer-Learning, Fishbowl-Diskussion, 
World-Café, Barcamp.

• Vorlage für „Lernvereinbarungen“ (inkl. Checklisten und Rollenkarten)

• „Moderationskarten für die emanzipatorische Gruppendynamik“ (Stärkung von 
Dialog, Partizipation, Diversity)

3. Handouts zur Navigationshilfe in der Hochschule

• Ziel: Studierende und Initiativen empowern, sich in hochschulischen Strukturen zu 
orientieren.

• Beispiele:

• „Raum beantragen leicht gemacht“ (Kurzleitfaden zu Antragsverfahren, Rechte, 
Tipps, Stolpersteine)

• „Von der Idee zur Initiative“ (Schritte zur Gründung, Finanzierung, 
Öffentlichkeitsarbeit)

• Übersicht „Gremien und Mitbestimmung“ (Strukturdiagramme, Zugänge, 
Möglichkeiten zur Einflussnahme)

http://www.as-institut.de/studiumgenerale


4. Empowerment- und Antidiskriminierungsformate

• Ziel: Sichtbarmachen von Barrieren, Stärken von Empowerment und intersektionaler 
Solidarität.

• Beispiele:

• Klassismus-Check (Selbsttest mit Reflexionsfragen)

• Ableismus-Workshop (Handout zu Barrieren und Handlungsmöglichkeiten)

• Peer-Mentoring-Toolkit (Vorlage für Mentor*innen-Programme)

5. Vorlagen für digitale Commons und Peer-to-Peer-Lernen

• Ziel: Anregungen und technische Tipps für digitale Selbstorganisation.

• Beispiele:

• Toolbox für Online-Lesekreise (Plattformübersicht, Moderation, Datenschutz)

• Checkliste für kollaboratives Schreiben (Pads, Wikis, Versionskontrolle)

• Leitfaden für digitale Awareness in Gruppen (Sicherheit, Kommunikation, Inklusion)

6. Ethik- und KI-Reflexionsformate

• Ziel: Kollektive Urteilsbildung zu Digitalisierung, KI und gesellschaftlicher Verantwortung.

• Beispiele:

• Ethik-Canvas für Bildungsprojekte (Reflexionsraster zu Zielen, Risiken, 
gesellschaftlicher Wirkung)

• Mini-Workshop: „KI im Studium“ (Impulse, Dilemmata, Handlungsoptionen)

• Kurzanleitung „Bias und Fairness in Algorithmen erkennen“

7. Checklisten und Poster

• Beispiele:

• „Freiraum-Check“ (Visualisierte Übersicht: Wo gibt es an der Hochschule offene 
Räume?)

• „Kritik – aber wie?“ (Aushang mit Gesprächsregeln und Techniken für 
konstruktiven Diskurs)

• Poster: „Hochschulstrukturen auf einen Blick“ (vereinfachte Schaubilder)

Andre Schmidt – Mai 2025 – 1. Ausgabe
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